


von Horst Peter 

Es war eine Episode in einer dervielenTalk-Shows- ich weiß 
schon nicht mehr in welcher,aber ziemlich nah an der Bun- 
destagwahl: Der Vertreter der SPD versuchte Forderungen 
des Wahlprogramms in einen größeren Zusammenhang 
zu stellen,ihnen einen weiterreichenden Sinn zu geben. 
Das sei theoretisches Gerede, die Zuhörer aber interes- 
sierten die Fakten, so der Moderator. Damit nahm die 
Runde den üblichen Verlauf des Durcheinander- und 
Aneinandervorbeiredens. 
Ich erinnerte mich dieser Episode bei der Darstellung der 
rot-grünen Regierungsvereinbarung und der Debatte über 
die Regierungserklärung des Bundeskanzlers im Bundes- 
tag.Die Regierungsvereinbarung,,Erneuerung,Nachhaltig- 
keit und Gerechtigkeit" und auch die Regierungserklärung 
des Kanzlers - zumindest, wenn man sie liest - vermitteln 
durchaus den Stoff für die,,SprechagendaU.Damit meine ich 
die Darstellungsform,in der einzelnevorhaben und Projek- 
te ihren Zusammenhang, ihren Sinn finden. Sie steht 
allerdings -sozeigt die Episode- im Widerspruch zur Agen- 
da derTalk-Shows:Bei ihnen geht es darum,außerhalbdes 
Zusammenhangs im Minutentakt das Wesentliche zu den 
Fragen des Moderators zu äußern. Die Herausforderung 
lautet: gelingt es im vorgegebenen Rahmen den Zusam- 
menhang zur,,SprechagendaU herzustellen. 
Kurzum: es muss gelingen, die gesellschaftliche Botschaft 
von Rot-Grün in knappster Form als Diskussionsherausfor- 
derung für jede Gelegenheit zu formulieren. Wie wäre es 
mit,,Wir wollen mehr Zukunft wagen" nach Willy Brandts 
„Wir wollen mehr Demokratie wagen."? 

X 

Verabschieden wir uns vom Begriff ,,Sprechagenda", in- 
dem wir uns bewusst machen, dass die Verkündung ei- 
ner Leitidee der Erläuterung bedarf. Sprache ist das Bin- 
demittel, das die Einzelforderungen erst zusammenbin- 
det - in einer Welt, die von Wissenschaft, Medien und 
Politik in Einzelteile zerlegt ist. Die Schule bereitet auf 
diese Zerlegung vor.Die Welt wird in Schulfächerzerlegt. 
Das Training in Zerlegung wird in der Arbeitswelt fort- 
gesetzt und endet im Alter,wo das Pflegeversicherungs- 
gesetz den pflegebedürftigen Menschen in einzelne 
Verrichtungen zerlegt. Deshalb bedarf die Betrachtung 
der Welt in Zusammenhängen erheblicher geistiger und 
argumentativer Anstrengung. Die Aufgabe ist es, Zuhö- 
rer und vorher schon Journalisten zu komplexem Den- 
ken zu bringen. 
So wundert es nicht, dass es der neuen rot-grünen Re- 
gierung bisher an öffentlichen Erklärungen und Begrün- 
dungen mangelt,wohin die Koalition das mit ihren Sub- 
ventionskürzungen, mit Sparmaßnahmen und staatli- 
chen Einnahmeerhöhungen führen will. Dabei wird ge- 
radevon den Wählerinnen und Wählern die bewusst die 
Konstellation Rot-Grün gewählt haben, erwartet, dass 
die Regierung ein Leitbild vorstelIt,für das es sich lohnt, 
genau diese finanziellen Entscheidungen zu treffen und 
gegen Lobbyisten auch durchzuhalten.Wird nicht deut- 
lich,wofür es sich zu engagieren lohnt,werden die geis- 
tigen Unterstützer eines Zukunftsdiskurses zurückge- 
wiesen und ein Projekt des,,Wir wollen mehr Zukunft 
wagen" gerät geistig in die Defensive. 
Wer zeigt ihnen,dass Arbeit und Umwelt zusammengehö- 
ren, dass Steuersystem und Sozialsysteme die Lebens- 
grundlagen der heutigen und künftigen Generationen im 
Blick haben müssen, dass wir mit heutigen Umweltbelas- 
tungen die Lebensmöglichkeiten der Menschen global 
und in der Zukunft determinieren, dass Arbeitsweise und 

Lebensweise die Gesundheit des Menschen fördern oder 
gefährden können? 
.Nur mit einem eindeutigen Koordinatensystem und kla- 
ren Wertentscheidungen wird die Generation Schröder/ 
Fischer es vermeiden, in Klein-Klein zermürbt zu werden." 
formuliert Richard Meng in der FR vom 23.1 0.2002. 
Kurzum: Es geht darum, die Erneuerung der Gesellschaft 
insgesamt an den Reformprinzipien Nachhaltigkeit und 
Gerechtigkeit zu orientieren. Auch das Denken in Zusam- 
menhängen brachtewilly Brandt auf den Punkt:,,Wer mor- 
gen sicher leben will, muss heute für Reformen kämpfen. 
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Apropos Reformen: der Reformbegriff hat seit Willy Brandt 
mehrere Wandlungen durchlaufen: 1969 traten die Jusos in 
München mit der Forderung nach ,,Systemverändernden 
Reformen"an.Willy Brandtzielteaufdie Aufhebung des kon- 
servativen Staus zur Lösung gesellschaftlicher und wirt- 
schaftlicher Probleme mittels tiefgreifender sozialer,an G e  
rechtiqkeit orientierter Reformen. Mit der wirtschaftlich kri- - 
senhaften Entwicklung gegen Endeder 70erJahre mussten 
Sozialdemokraten lernen,dass Reform genannt wurde, was 
dazu diente,das Erreichte zu bewahren und bezahlbar zu 
sein. Die konservative Wende zu Kohl war verbunden mit 
dem Anspruch der,,geistig moralischen ErneuerungUund der 
Forderung, dass sich Leistung wieder Lohnen müsse. Damit 
warderweg bereitet zum heutevorallem in den Medien und 
den Wirtschaftswissenschaften herrschenden neoliberalen 
ReformbegrifiReform ist waszur Entfaltung des Marktes und 
des egoistischen Nutzen maximierenden Wirtschaftsbürgers 
beiträgt und staatliche Regulierungen zurückdrängt:Stand 
bei Willy Brandt der Mensch als soziales Wesen im Mittel- 
punkt der Reformen, so steht bei den Neoliberalen aller 
Schattierungen der globale Markt im Mittelpunkt der Refor- 
men. 
Der Rot-Grüne Reformbegriff zielt auf die ökologische und 
soziale Entwicklung der Weltgesellschaft ab. Dazu muss das 
kapitalistischeVerwertungsprinzipzugunsten der Reproduk- 
tion von Mensch und Natur zurückgedrängt werden.ln d ie  
sem Sinne sind Energiepolitik, Nahrungsmittelproduktion, 
Verkehrspoliti~Bildungspoliti~Gesundheitspolitikund öko- 
logisches Wirtschaften Felder, in denen der neoliberale und 
der rot-grüne Reformbegriff im Wettstreit liegen. 
Kurzum: Wir müssen wieder eine eigene große Reformge- 
schichte erzählen. Dazu braucht es Zeit und Gelegenheit. 
Die Regierung hatte in der Debatte um die Regierungser- 
klärung des Kanzlers durchaus Zeit und Gelegenheit, ihr 
Modell gesellschaftlicher Erneuerung in den Mittelpunktzu 
stellen. Aber wo waren die Debattenredner, die Angela 
Merkels Polemik konterten? 
Es war eine Debatte der vertanen Chancen. Nur die Mi- 
nister Hans Eichel,Renate Künast und Edelgard Bulmahn 
sowie - im globalen Zusammenhang - Heidemarie 
Wieczorek-Zeul und Joschka Fischer stellten ihre Beiträ- 
ge in ein rot-grünes Koordinatensystem. Wohl deshalb 
fanden sie in der Medienberichterstattung und Bewer- 
tung der Debatte in der Öffentlichkeit keine nennens- 
werte Berücksichtigung. Ein Beleg, dass die Agenda der 
Debatte von den Medien vorgegeben wurde und die 
Regierung sich derVorgabe anpasste.Noch ist es Zeit für 
Rot-Grün, der Öffentlichkeit ihre eigene Geschichte zu 
erzählen. 
Kurzum: Da das Prinzip lebenslangen Lernensauch für Par- 
lamente und Regierungen gilt, ist es in der Tat auch noch 
nicht zu spät. 
p.s.: Das kurzum in spw 127 schrieb nicht, wie dort ange- 
geben, Horst Peter, sondern Thomas Westphal. Wir bitten 
den Fehler zu entschuldigen. SPW 612002 

on des Autors, herauszuarbeiten,dass hier alle 
Gründe für die ökonomische Schwäche der 
DDR zu suchen sind. In den,,geschichtlich ge- 
wachsenen strukturellen Verschiedenheiten" 
(5.103) der beiden Teile Deutschlands, die 
durch die Beschlagnahmungen der Amerika- 
ner vor ihrem Rückzug aus Ostdeutschland 
im Juni 1945 (5.9-1 1) und die Reparationen an 
die Sowjetunion (5.64-66) noch verstärkt wur- 
den, sieht Allertz die,,bis zu ihrem Ende nicht 
ausgleichbaren Belastungen der Wirtschaft 
der DDR" (5.66). Es fehlt jedoch jeder Hinweis 
auf die Schwierigkeiten der DDR, intensives 
Wachstum stimulieren zu können.Hinzuzufü- 
gen zu den Belastungen der DDR-Wirtschaft 
sind selbstverständlich und korrekterweise 
der Aderlass an Humankapital, der bis zum 
Mauerbau am 13.August 1961 dieVolkswirt- 
schaft der DDR stark belastete sowie Anstren- 
gungen zur,,Störfreimachung" nach der Kün- 
digung des Handelsabkommens durch die 
Bundesregierung zum Jahresende 1960 
(5.1 10-1 14). Es fehlt jedoch z.B. die Tatsache, 
dass die ,,kurzfristig[en] Notlösungen (..J, die 
oftmals um ein Vielfaches teurer" waren als die 
westdeutschen Importe,von der SED-Führung 
auch dann noch gefordert und gefördert wur- 
de, als die Bundesregierung die Kündigung 
längst widerrufen hatte. Vor diesem Hinter- 
grund kann der These nicht zugestimmt wer- 
den,dass die Maßnahmen der DDR immer nur 
in,,Reaktion auf die subversive Instrumentali- 
sierung des innerdeutschen Handels durch die 
BRD beschlossen wurden.(S.105) 
Die Rechtfertigung des Mauerbaus bleibt 
darauf verkürzt,dass sie,,im Interesse der bei- 
den Großmächte" gelegen und dass es sich 
bei den denen,die der DDR den Rücken kehr- 
ten,,,überwiegend um Wirtschaftsflüchtlinge" 
gehandelt habe.(S.110-111) Ebenso plump ist 
der Versuch, den eingestandenen ,,erhebli- 
chen Widerstand" gegen die vollständige Kol- 
lektivierung auf den Einfluss,,von außen wir- 
kender Kreise" zu reduzieren. (5117) 
Störend ist zudem die Auslassung von Fußno- 
ten und die fehlenden Hinweise auf die be- 
nutzten Quellen. Gerade bei den Sabotage- 
und Spionageeintragungen,die zahlenmäßig 
den größten Teil des Buches einnehmen, ist 
die kritische Überprüfung der Quellen not- 
wendig. Erstens ist die Neigung bekannt,ver- 
einzelt Störungen der Produktion als Sabota- 
ge darzustellen, um Planrückstände zu erklä- 
ren bzw. um ,,Feindtätigkeitn nachzuweisen, 
zweitens muss zumindest in Betracht gezo- 
gen werden,dass Sabotage auch aus innerge- 
sellschaftlichen Konflikte resultieren konnte, 
besonders in der Zeit der Bildung der LPGen. 
(vgl.Thomas Lindenberger, Der ABV als Land- 
wirt.Zur Mitwirkung der Deutschen Volkspo- 
lizei bei der Kollektivierung der Landwirt- 
schaft, in Thomas Lindenberger (Hrsg.), Herr- 
schaft und Eigen-Sinn in der Diktatur.Studien 

Damit findet sich mit diesem Buch eine weite- 
re Bestätigung der These, die Ernst Wurl von 
Utopie Kreativ, dort über das Geschichtsver- 
ständnis innerhalb der PDS, am 10.1 1.2002 
auf Linksnet.de veröffentlichte: Ernst Wuhl, 
Die öffentliche Geschichtsdebatte und die 
Linke - Tendenzen und Probleme, online 
[02.12.2002] http://www.linksnet.de/ 
artikel.php?id=776),,Man fragt sich zuweilen, 
ob immer noch gilt, was die Historische Kom- 
mission [der PDS,C.V.] 1993 meinte:»Starktre- 
ten noch Wahrnehmungs- und Wertungs- 
muster des Parteilehrjahres hervor.« 
Die Konzentration auf den ,,objektiven Geg- 
ner" (ebenda) blendet die inneren Unzuläng- 
lichkeiten der DDR - politisch wie Ökono- 
misch - aus und verhindert so die Erneue- 
rung einer sozialistischen Konzeption. Eine 
Beschäftigung mit der DDR hat für Sozialisten 
die Herausforderung, Fehler klar zu benennen 
und Lösungsstrategien zu entwickeln.Anstel- 
le beharrlich darauf hinzuweisen, dass die 
DDR,,bis zu letzten Stunde ihrer selbständi- 
gen Existenz alle Rechnungen bezahlen und 
alle ihre Zahlungsverpflichtungen im Inneren 
wie im Ausland bezahlen" konnte, (5.186) 
muss anerkannt werden,dass die niedrige Ar- 
beitsproduktivität in der DDR ein zentrales 
Problem darstellte. (Claus Krömle, Das,,Neue 
ökonomische System der Planung und Lei- 
tung der Volkswirtschaft" und die Wandlun- 
gen des Günter Mittag (Berlin 1996),S.58) 
Gewinnbringender sind dann Diskussionen 
ehemaliger Funktionäre der DDR,die sich im 
Gesprächskreis,,Helle Panke e.V." in Berlin zu- 
sammengetan haben. In zahlreichen Schrif- 
ten dokumentieren sie ihre Diskussionen, 
die u.a. dort anschließen, wo die DDR erst- 
und letztmalig ökonomische Formen jen- 
seits der zentralen Planwirtschaft probierte: 
Das Neue Ökonomische System der Planung 
und Leitung zwischen 1963 und 1970.( Z.B. 
Helle Panke e.V. (Hrsg.) ,,,... eine spannende Pe- 
riode in  der Wirtschaftsgeschichte der DDR." 
Entstehen und Abbruch des Neue ökonomi- 
schen Systems in den sechziger Jahren. Beitrü- 
ge eines Workshops (=Pankower Vorträge, 
Doppelheft 23, (Berlin 2000)).) 
Sich hier mit Fragen auseinander zu setzen 
wie die Möglichkeiten der Preisbildung im 
Sozialismus bringt einer Erneuerung des sozi- 
alistischen Gedankens mehr als das Klam- 
mern an Wahrheiten,die durch Arbeiten (fort- 
schrittlicher) Historiker überholt sind. Es ist 
schade,dass damit die Intention der Chronik 
fast verdeckt bleibt:,,[S]ie beugt dem unver- 
ändert kolportierten Irrtum vor: Im Westen 
gingen ausschließlich unschuldige Demokra- 
ten ihrem friedlichen Tagwerk nach und 
wehrten sich allenfalls,wenn ihnen,,das Böse" 
aus dem Osten an die weiße Wäsche wollte." 

Christoph Vietzke (Berlin) 



Die Narrative der 
Gewalt 

Wolfgang Sofsky: Zeit des Schreckens. Amok, 
Terror, Krieg. Frankfurt um Main: 5. Fischer 
2002. ISBN: 3- 10-072707-X 

Nach dem Traktat über die Gewalt 
(Fischer 1996) erscheint Wolfgang Sofskys 
zweites abstraktes Buch über die Sphären 
der Gewalt - Die Zeit des Schreckens eben- 
falls ganz in schwarz eingebunden. 
Hatte der absolute Terror des Konzentrations- 
lagers den Sofsky noch in DieOrdnungdesTer- 
rors (Fischer 1993) untersucht, der nichts als 
die,,Verwirklichung seiner Freiheit in der voll- 
kommenen Vernichtung des Menschen", 
ohne ihn allerdings notwendig zuTöten zum 
Gegenstand, geht der Göttinger Soziologe 
nun einen Schritt weiter:Wolfgang Sofsky hat 
es sich in dieser mitreißenden Aufsatzsamm- 
lung zum Ziel gemacht,die Narrative der Ge- 
walt zu erzählen. In Erzählweise und Abstrakt- 
ionsebene in jedem Falle dem Traktat näher, 
scheinen nach LitteltonO und dem 11. Sep- 
tember, nach den Anschlägen auf wehrlose 
Menschen in Washington,Virginia und Mary- 
land, während einer schon wieder zweijähri- 
gen Intifada, einem vor sich hinköchelnden 
Krieg in Afghanistan und am vermutlichen 
Vorabend eines Angriffskrieges einer großen 
westlichen Allianz auf den Irak die einzelnen 
Punkte aus Sofskys Sammlung wie matte 
Lichter in einem langer dunkler Gang, der 
immer nur abwärts weist:man ist geneigt die 
hobessche Kernthese anzunehmen, die da 
lautet, dass die Quelle der Gewalt die Vorstel- 
lungskraft ist.,,Es ist die Imagination, welche 
immerzu neue Gewaltformen erfindet. Sie 
führt den Menschen aus dem Bannkreis sei- 
ner Erfahrungen hinaus, enthebt ihn seiner 
Lebensumstände, befreit ihn von eingefahre- 
nen Gewohnheiten. Sie gestattet ihm, sich 
selbst zu übertrumpfen und ein anderer zu 
werden. [...I Es gibt keine Grenzen, deren 
Überschreitung sich Menschen nicht vorstel- 
len können." Und tatsächlich ist Sofsky Fata- 
list,er sieht dieGewalt als inhärente Logikdes 
Menschen und in der Imagination die Uferlo- 
sigkeit jenesVorwärtsdrangs:,,Es i s t  die Imagi- 
nation, ein ganz und gar menschliches Ver- 
mögen, die dafür sorgt, dass die Geschichte 
der Gewalt weitergehen wird.Wollte man die 

Im Visier - die DDR 
Robert Allertz Im Visier die DDR. Eine Chronik 
(edition ost 2002), 190 S., 

Es i s t  bekannt und wird meist 
nicht hinterfragt, dass die Westmächte 
und die Bundesregierung seit jeher einer 
Einheit Deutschlands nur unter den Vor- 
zeichen der kapitalistischen ,,Grundord- 
nung mit den Besitz- und Machtverhältnis- 

Gewalt aus der Welt schaffen, man müsste die 
Menschen ihrer Erfindungskraft berauben." 
Von diesem ungemütlichenTenor ausgehend 
zelebriert Sofksy seinevariationen. Er beginnt 
seine Betrachtungen bei der einfachen 
Grenzüberschreitung, dem Töten als direkte, 
interpersonale Ebene.Aus den nur dem Men- 
schen vorbehaltenen Motivationen der aku- 
ten Todespanik und dem Bewusstsein seiner 
eigenen Sterblichkeit resultiert seine ganze 
Kulturarbeit und die erste,fundamentalste Di- 
mension der Einbildungskraft: Menschen 
denken sich ihre eigene Begrenztheit weg, 
verdrängen sie und nehmen so den Kampf 
gegen das Fortschreiten der Zeit auf. Sofsky 
liest folgerichtig den Sinn der Systeme der 
Gesellschaften als Instrumentarien in diesem 
Kampf. Der Begriff der Zivilisation und seine 
kolonialisierenden Mechanismen bleiben 
eine gut organisierte Selbstlüge. In jenem ab- 
strakten Verständnis der Gesellschaft bleibt 
der Einzelne ewig, wird geschützt und fühlt 
sich sicher,,Die Gesellschaft überlebt alle Indi- 
viduen,denn sie ist  in Wahrheit der unsterbli- 
che,allseits gegenwärtige Gott." 
Von hier aus nun steigern sich die Dimensio- 
nen,in der die Gewalt gedacht und die Narra- 
tive sich darstellen.Von der detaillierten dar- 
gestellten Psychologie einzelner Aktionen 
der Grenzüberschreitung wie Amok oder 
dem Attentat,die immer um ihre sozialeTrä- 
gerschaft und spezielle Praktiken ergänzt 
werden (der Mob, der Pranger, die Maskie- 
rung), schwingen wir uns hoch zu den For- 
men vonTerror und Verfolgung und zum Hö- 
hepunkt,dem Krieg selbst.lnteressant ist,dass 
der Terrorkrieg, der sich am 11.9.02 versinn- 
bildlicht,ohne die (von Sofsky trocken,,sozial- 
deterministisch" betitelten) Erklärungsversu- 
che einer stringenten Logik, die von der welt- 
politischen Rolle der USA auf die Antwort im 
jenem Anschlag verweist, auskommen muss. 
Jede politische Ökonomie, die diesem An- 
schlag zugrunde liegen soll und sich etwa mit 
religiöser Verschworenheit, der Tatsache der 
Unterdrückung und Ausbeutung oder dem 
kulturellen Widerstreit analysieren Iieße,weist 
Sofsky zurück, dies wäre ,,glatte Verharmlo- 
sung."Tatsächlich verbleibt er in seiner eige- 
nen Logik, die sich hier als Erklärungsversuch 
darstellen lässt aber die Fragen nach dem Wa- 
rum nebulös:,,Die physische Realität des Mas- 
sentodes ist nicht mit kulturellem Sinn zu 
überhöhen [...I ein politisches Ziel jenseits der 

sen der Bundesrepublik zustimmen wür- 
den (5.94). Das Buch von Robert Allertz Im 
Visier die DDR. Eine Chronik (edition ost 
2002) dokumentiert auf 190 Seiten, wie 
sich diese grundsätzliche Politik aller Bun- 
desregierungen nach 1949 im Alltag der 
DDR auswirkte. 
In 255 Eintragungen werden vor allem Sabo- 
tageakte gegen Betriebe der DDR und Spio- 
nagefälle seitens des Westens sowie wichti- 
ge historische Ereignisse für die Geschichte 

Zerstörung war nicht zu erkennen. [...I Das 
einzige, was die Zerstörung bezweckte, war 
eine leere Fläche, eine Tabula rasa." Freilich 
kommt dieser Gewaltausbruch nicht aus dem 
Nichts, sondern erlebt Vorläufer und organi- 
siert sich selbst nach einer Systemlogik. 
Allerdings weist Sofsky jegliche Idee der di- 
rekten gegenseitigen Bedingtheit zurück - 
was nicht widerspruchsfrei bleiben kann, 
wenn nach Gründen und Vorbildfunktionen 
gefragt wird. Indem Sofsky so en Passant ei- 
nen Anti-Clausewitz formuliert,der einen ge- 
wissen kausalen Zusammenhang zwischen 
Politik und Krieg über die Wahl der Mittel ne- 
giert, räumt er den unterschiedlichen Narrati- 
ven eine partiell eigenständige Ebene ein,die 
aber in der Differenz zu anderen Ebenen ei- 
nen Bezug herstellt.Für Sofsky existiert solche 
eine kausaleVerkettung nicht,,,die Waffen des 
Massenterrors heben jede Politik auf." 
Da er die Gewalt und ihre Erscheinungsfor- 
men als Eigentlichkeit des Menschen befin- 
det,gibt es keinen tieferen Sinn,nur Oberflä- 
chenphänomene. Diese können sozialpoli- 
tisch, polizeilich im Sinne von Entwicklungs- 
zusammenarbeit, oder militärisch beantwor- 
tet werden - die innere Disposition berüh- 
ren diese Maßnahmen kaum. EineThese,die 
sicherlich kontrovers, aber in letzter Konse- 
quenz eben fatalistisch letztbegründend ist 
und nur nachvollzogen werden kann. 
Wer dies nicht tut,der wird sich rasch abwen- 
den von seiner Schilderung und sich der eige- 
nen, höher geschätzten Realität von Kausalket- 
ten zuwenden.Sofsky stellt dar und verweist in 
seiner Deskription auf die Abgründe, die wir 
täglich gewillt sind zu ignorieren. Unter dem 
Gras, dass in alltäglicher Manier über die 
Schauplätze des Grauens gewachsen ist, fin- 
den sich noch immer sichtbar die Ruinen der 
Konzentrationslager, die Konturen jener 
beinahe unsagbaren Gewalt. Sie haben sich 
eingefügt in das Alltagsleben von Dörfern und 
Kleinstädten und werden dem Kundigen so zu 
Zeugen der Geschichtsverdrängung. Der 
Mensch ist also dem Menschen der skrupello- 
se Wolf;die Gewalt manifestiert sich,ohne,dass 
allgemeine Schnittmuster genügend Auskunft 
über die innere Logik und die Motivation ge- 
ben müssten - in der Fassade des Alltagsle- 
bens,des Fortschrittsglaubens und der Zivilisa- 
tion decken wir ab zu ohnezu beenden. 

Lennart Laberenz (Berlin) 

der DDR chronologisch aufgezähIt,wobei ei- 
nige umfassendere Exkurse Zusammenhän- 
ge und Entwicklungstendenzen aufzeigen. 
Dabei steht die grundlegendeThese immer 
im Vordergrund, der der Kalte Krieg ,,kein 
Wettbewerb" war,sondern,,ein Kreuzzug des 
Westens gegen den Osten", wie schon i m  
ersten Eintrag vom 12.Mai 1945 deutlich 
wird, in dem Winston Churchill zitiert wird, 
man habe mit Hitler ,,die falsche Sau ge- 
schlachtet". (5.9) 
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Rot-Grün und die Herausforderung für die 
sozialdemokratische Linke 

e e e e . e e e ~ e e . ~ e . e ~ e e e e e . e ~ . ~ . e  
spw 6 12002 

Von Andrea Nahles 

Die rot-grüne Bundesregierung steht 
seit Wochen im Kreuzfeuer der öffentlichen 
Kritik. Vor dem Hintergrund der schlechten 
Prognosen für Konjunktur, Arbeitsmarkt und 
Steuereinnahmen setzt sie sich selber unter 
einen enormen Handlungs- und Erfolgsdruck. 
Die öffentliche Debatte operiert mit Vorwür- 
fen und Schlagwörtern. Eine kampagnenarti- 
ge Stimmungsmache peitscht die kochende 
Volksseele hoch. Der Strudel, in den die Bun- 
desregierung torkelt -,,halb zog er sie, halb 
sank sie hinn,- ist aber auch hausgemacht. 
Was will die rot-grüne Bundesregierung? Spa- 
ren oder aus der Konjunkturfalle herauskom- 
men? Vor wichtigen Landtagswahlen Öffent- 
lich Streichlisten diskutieren? Aktionismus pur 
oder einen Befreiungsschlag in die richtige 
Richtung? 
Klar ist: Eine offensive beschäftigungsfördern- 
de Finanz- und Wirtschaftspolitik ist dringend 
notwendig. Die aktive Schaffung von Arbeits- 
plätzen muss so1 ange Vorrang vor der Haus- 
haltskonsolidierung haben,wie das Wachstum 
unterhalb der Beschäftigungsschwelle liegt. 
Konkret heißt das: es darf keinen restriktiven 
Haushalt geben, mindestens das. Aber ver- 
nünftige Politikansätze in diese Richtung kom- 
men aus dem Nischendasein nicht hinaus. 

I. Orgie der Kritik 
Die Dreh- und Angelpunkt der öffentlichen 
Kritik an der rot-Grünen Bundesregierung: 
Vorwurf Nr. 1 ,,WahlbetrugU 
Laut Emnid werfen derzeit 68 %der Wahlbe- 
rechtigten der Koalition falsche Wahlverspre- 
chen im Wahlkampfvor.Damit einher gehtder 
Vorwurtdie Koalition habedie Wahrheit über 
das Ausmaß der Wirtschaftskrise bewusst ver- 
schwiegen.Pauschal wird ebenfalls eine unbe- 
rechtigte und ungerechte Steuer- und Abga- 
benerhöhung konstatiert.Dassder lächerliche 
Vorschlag eines Untersuchungsausschusses 
nun wohl tatsächlich von der CDU in den 
Bundstag eingebracht wird,zeigt die kampa- 
gnenartige Stimmungsmache. Weder die Op- 
position noch die Medienkommentatoren lie- 
fern jedoch Alternativen zu den Regierungs- 
vorschlägen - sparen,Sozialleistungen kürzen, 
sonst finden sich keine weiterführenden Hin- 
weise. 
Vorwurf Nr. Z,,Kanzler der Gewerkschaften" 
Insbesondere Gerhard Schröder - so leitarti- 
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kelt es - habe sich vom selbst gesteckten Kurs 
der,,Neuen Mitte" verabschiedet. Im Duktus 
der Vorhaltung und Negativkritik werden als 
Beweis angeführt, dass der SPD-Parteivorsit- 
zende den Schulterschluss mit den Gewerk- 
schaften suche, nachdem die Wirtschaftsver- 
bände im Wahlkampf offen Parteifürden kon- 
servativen Kandidaten Stoiber ergriffen hat- 
ten. In dieser Lesart avancieren die Gewerk- 
schaften zum,,heimlichen Koalitionspartner" 
und zur,,Nebenregierung" (SPIEGEL). Die Grü- 
nen werden als erfolglose, aber ehrlich um 
,,Modernisierung" bemühte Antipoden ge- 
schont. 
Vorwurf Nr. 3,,Regierung ohne Mut": Im Focus 
der Kritik steht der vermeintlich mangelnde 
Mut zur Reformpolitik. Reformbedarf wird 
dabei sehr eingeschränkt ermittelt, fast aus- 
schließlich im sozialstaatlichen Bereich - vor 
allem das Renten-und Gesundheitssystem und 
der Arbeitsmarkt müssten,,radikal" (wahlweise 
,,grundlegendn) umgebaut werden. Gebets- 
mühlenartig wird vom,,eingegipsten Arbeits- 
markt" (wahlweise,,verknöcherten",,,überregle- 
mentierten") gesprochen, der einer,,Auflocke- 
rung" (wahIweise,,DereguIierung",,,Entbürokra- 
tisierung") bedürfe. Wohlgemerkt: Diese Kom- 
mentare stammen von Ende November 2002. 
Dass diese Vorwürfe an der Realität vorbei 
gehen, sei nur an zwei Beispielen belegt: 
Beispiel Nr. 1:Die hart umkämpfte und System- 
verändernde Rentenreform aus dem Jahre 
2000 wird entweder überhaupt nicht zur 
Kenntnisgenommen odereinfach als geschei- 
tert hingestellt. Die Diskussion um eine 
,,ZwangsrenteU oder die Einbeziehung von 
Selbständigen und Beamten in die Sozialver- 
sicherungssystem wird sofort skandalisiert.lm 
günstigsten Fall fällt das Stichwort,,Schweizer 
Modell". Problematisch ist insbesondere, dass 
sich ausgerechnet der Finanzminister mit Ren- 
tenreformvorschlägen zu Wort meldet. 
Beispiel Nr. 2: Die Hartz-Vorschläge und das 
verabschiedete erste Gesetzespaket dazu wer- 
den bereits als,,erledigt" hingestellt. Oder sie 
werden als von den Gewerkschaften ,,ver- 
wässert" entwertet.Dass die Umsetzung in der 
BA und der Zeitarbeitsbranche usw. gerade 
mal ernsthaft begonnen hat, wird ausgeblen- 
det. Die,,grundlegendeM Reform des Arbeits- 
marktes findet statt, Medien und Opposition 
fordern gleichzeitig eine,,grundlegende Re- 

;tglied des SPD-Parteivorstandes 

form"- gesagtwird von ihnen aber nicht,was 
das über Hartz hinaus heißen soll. doch ihre 
Forderungen sind im Ton der Kritik angelegt: 
Mehr Leistungskürzung, mehr Niedriglohn, 
mehr untertarifliche Zeitarbeit. 

II. Was ist eigentlich los? 
Wer nach Gründen für diese aufgeheizte Stim- 
mung sucht,stößt gleich auf mehrere Quellen. 
Die erste ist in dem gesamten Medienbetrieb 
zu finden.Die Mehrzahl der Medien hatte sich 
zwischen Januar und April 2002 zu einem 
Wahlverlust der rot-grünen Regierung ,ent- 
schlossen: Die konservativen Blätter (Welt, Fo- 
cus, BILD) ganz bewusst, um Stoiber zu pu- 
schen. Die anderen aus einer Mischung aus 
Resignation (,,sie schaffen es einfach nicht") 
und Enttäuschung (,,sie können es einfach 
nicht"). Die Stimmung war eindeutig:,Das wird 
nix mehr.'Der ersteTeil ist konsequent bei der 
Pro-Stoiber-Linie geblieben.Der zweiteTeil hat 
in der Schlußphase-teils überrascht und mit- 
gerissen durch die Schröder-One-Man-Show, 
teils in kultureller Ablehnung der Alternative 
-wohlwollend bis aktiv unterstützend agiert. 
Eine ,,Sammlung" hinter einem kohärenten 
politischen Projekt war das zu keiner Zeit - 
und schließlich wurde ein solches von der Re- 
gierung auch kaum erkennbar angeboten. 
So kommt es, dass die Bundesregierung heu- 
te sogar Erwartungen enttäuschen kann,de- 
nen sie nie Nahrung gegeben hat. Denn rot- 
grün war offensichtlich von der eigenen Wie- 
derwahl zu überrascht, so dass kaum eigene 
Eckpunktefür die kommenden vier Jahre wor- 
den formuliert waren. 
Darüber hinaus ist es simpel: Die Pro-Stoiber- 
Medien holen dieser Tage den verpassten 
Wahlsieg nach. Das macht insbesondere des- 
halbSinn,weil es längst nicht mehr nur um das 
Nachkarten geht,sondern -ähnlich 1999- um 
die nun möglich scheinenden Wahlsiege in 
Hessen und Niedersachsen am 2.2.2003 und 
damit den Gewinn der Bundesratsmehrheit. 
Der beleidigte Unterton in vielen Medien 
wundert denn doch. Die Feststellung einer 
mehr oder minder deutlichen Abkehr vom 
,,Neue Mitteu-Projekt wurde seit 1999 immer 
wieder in den Kommentaren diskutiert. Der 
Strategiewechsel und die klare Schwerpunkt- 
verlagerung der Wahlkampagne Schröder 
spielte dann während des Wahlkampfes eine 
größere Rolle in allen Medien.Allerdings wur- 
de unterstellt, Schröder meine das inhaltliche 
und persönliche Zugehen auf die eigene Par- 
tei und andere Verbündete bloß ,,wahltak- 
tischn.Nach derWahl werdeer daran nichtfest- 
halten.DieseGruppe hat sich mit dem Schlag- 
wort ,,Neue Mitte" - so vage definiert das 
immer war - identifiziertweniger im Sinneei- 
nes politischen Projektes als vielmehr im Sin- 
ne einer soziokulturellen Zuordnung. 
Das Nichteintreffen von eigenen Prognosen 
und Voraussagen spielt dabei bislang eine zu 
geringe Rolle,verbunden mit einer kollektive 
Unfähigkeit zur Selbstkorrektur! Dazu zwei 
Beispiele: 

Korupption für Fort- 
geschrittene 

Rügemer, Werner: Colonia Corrupta. Globalisie- 
rung, Privatisierung und Korruption Nn Schat- 
ten des Kölner Klüngels. Verlag Westfälisches 
Dampfboot, Münster2002,1575., 10,50 C. 

Werner Rügemer berichtet über 
Globalisierung, Privatisierung und Korrupti- 
on im Schatten des Kölner Klüngels. 
Über die Korruption zu schreiben,zumal der 
Kölner Provenienz - wozu? Das sind doch 
alte Kamellen, wohlbekannter Sumpf, über 
den hier berichtet wird,ja beinahe eine Ba- 
nalität. Denn, das kennen wir bereits, heißt 
es, in der Annahme über diese, wenn auch 
zumeist unzugänglich verborgene, Alltäg- 
lichkeit dennoch ausreichend informiert zu 
sein. 
Wenn also der Leser und die Leserin das 
bereits Bekannte hier wieder zu vernehmen 
glauben, dann werden sie auf die Lektüre 
dieses Buches sicherlich verzichten können. 
Nicht jedoch, wenn sie bereit sind, sich auf 
das Thema einzulassen und die gesellschaft- 
liche Dimension dieses Phänomens in Form 
von Vernetzungen und Verstrickungen zu 
suchen und zu erkennen. DieTragweite des 
sog. Informellen, welches aber keineswegs 
strukturlos ist, muss dabei im Fokus des Inte- 
resses stehen. 
Rügemer sieht die typische Überreichung ei- 
nes Geldbetrags durch einen Bauunterneh- 
mer,der dadurch unmittelbar zu einem ge- 
wünschten Auftrag kommt, nicht als gegen- 
wärtig entscheidende Form der Korruption 
an.,,Die moderne Form der Korruption be- 
steht, ausgehend von Unternehmen,vor al- 
lem in der indirekten Langzeitbegünstigung 
und breiten Netzwerkbildung,organisiert in 
einer Grauzone zwischen Legalität und kri- 
mineller Heimlichkeit: Legale und illegale 
Parteispenden, Gutachter- und Beraterver- 
träge ohne sachliche Gegenleistung, Danke- 
schön-Zahlungen lange nach Erlangung ei- 
nes Grossauftrags, Vergabe von Aufsichts- 
ratsmandaten, Vorzugsaktien und Gesell- 
schafteranteilen,Versorgung von Politikern 
mit lukrativen Geschäftsführerposten,Spon- 
soring von Kultur-, Sport- und Politik- 
,eventsl."(S. 150 ff.) 
Der Autorführt in seinem Werk,,Colonia Cor- 
rupta" in einer zuweilen atemberaubenden 
Weise und sehr akribisch Nachweis darüber, 
wie die weiteren Kreise der vermeintlichen 
Kölner Eliten nicht nur auf eine durchaus 
schamlose Art und Weise durch und durch 
korrupt,sondern auch zutiefst kriminell sind. 
Dabei wird auch die historische Dimension 
des Problems aufgezeigt. Anhand etwa der 
Enthüllung von Adenauers Selbstbereiche- 
rung, Insidergeschäften und schwarzen Kas- 
sen während seiner Amtszeit als OB der 
Stadt Köln (S. 137ff.) sowie der kriminellen 
Aktivitäten Kölner Medien- und Finanzmo- 

nopole beim Aufstieg und den Verbrechen 
des deutschen Faschismus (S. 105ff./126ff.), 
rekonstruiert Rügemer Kontinuitäten KöI- 
scher Korruption zwischen Klüngel und Ka- 
pitalverbrechen. Von verbilligt wohnenden 
Regierungspräsidenten (S. 76ff.) bis zu so- 
wohl von Müllverbrennungsanlagen profi- 
tierenden als auch darüber entscheidenden 
Oberstadtdirektoren (5.1 lff.), lässt der Köln- 
er Publizist nichts aus über das mafiöse Ge- 
flecht in der Stadt am Rhein, welches 
allerdings in vielen deutschen Städten (vgl. 
München, Frankfurt, Wuppertal, Hamburg, 
Berlin etc.) seine Wiedergänger findet. 
Der erste Gedanke, der sich beim Lesen des 
Buches aufdrängt, ist die Frage nach der Kor- 
rektheit der eigenen Wirklichkeitswahrneh- 
mung. Ist es nicht so,dass solche Missstände 
bzw. kriminelle Machenschaften nur im Sü- 
den unseres Kontinents, auf dem Balkan 
oder aber in einem fernen Lande, wo der 
Neokolonialismus ungehindert sein Unwe- 
sen treibt, möglich sind? 
Keineswegs : Die Bananenrepublik, um die- 
sen so pejorativ benutzten Begriff zu ver- 
wenden, scheint in Deutschland verbreiteter 
zu sein als viele meinen. Dass dieser Sumpf, 
der sämtliche Bereiche des öffentlichen Le- 
bens zu erfassen scheint, wederzeitlich noch 
,,thematisch" einzugrenzen ist, hat Rügemer 
in einzelnen Aufsätzen sehr eindrucksvoll 
dargestellt. Gleichwohl ,,bleibt (vieles) im 
Dunkeln.Das Bild ist in keiner Weisevollstän- 
dig,es i s t  eine Zwischenbilanz."(S.7).lndes ist 
man bereits beim gegenwärtigen Kenntnis- 
stand geneigt zu sagen: es stinkt überall, 
nicht nur urbi sondern auch (et) orbi (vgl. S. 
146 ff.). 
Und wer sind die Verlierer dieser Misere, gibt 
es sie überhaupt, da Korruption, wie Rüge- 
mer ~chreibt~zunächst nur Gewinner kennt, 
aber keine Opfer? (5.154) Es ist wohl den- 
noch eineTrivialität zu sagen,dass wir alle zu 
den Opfern zählen, dass dies aber den we- 
nigsten bewusst und so manchen kaum prä- 
sent ist.Auf der anderen Seite haben wir die 
Kavaliere,die ihre Delikte sehr ertragreich zu 
verrichten und diese als Wohltaten zu ver- 
kaufen wissen. Auf diese Weise werden Städ- 
te und Gemeinden im Prozess der Privatisie- 
rung öffentlicher Einrichtungen, Güter und 
Gelder in die Taschen von Klünglern und 
Konzernen systematisch arm und hand- 
lungsunfähig gemacht.Der Band bietet zahl- 
reiche Beispiele, wie durch Privatisierung 
und Korruption im globalen Maßstab die Öf- 
fentliche Versorgung mit Schwimmbädern, 
Schulen, Universitäten, Krankenhäusern, Kul- 
turzentren, Kinderbetreuung, Energieversor- 
gung, Kanalisation, Straßenbahn, Woh- 
nungsamt, Müllentsorgung etc. gefährdet 
wird. 
Korruption in der Kommune erscheint laut 
Rügemer immer noch weitgehend als beson- 
dere ,,black box". ,,Korruptive Bereiche sind 
hier nicht nur die bisher vor allem bekannte 
Vergabe öffentlicher Aufträge, sondern auch 
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etwa die Privatisierung öffentlicher Einrich- 
tungen, der Verkauf und Kauf kommunaler 
Grundstücke, die Kreditvergabe und die 
Grundstücksgeschäfte der Sparkassen mit 
Bezug zu Ratsmitgliedern und städtischen 
Spitzenbeamten, schliesslich die Zuteilung 
von Vorstands- und anderen leitenden Funk- 
tionen in den immer zahlreicheren kommu- 
nal beherrschten Unternehmen,die in priva- 
ter Rechtsform organisiert sind. Es kommt 
hinzu,dass die lokalen und regionalen Medi- 
en in der Regel ein Monopol ausüben,als kriti- 
sche Instanz ausfallen und Mitspieler im kor- 
ruptiven Netzwerk sind." (S. 152) 
Doch auch Lichtblicke im Kampf gegen Kor- 
ruption kommen bei Rügemer nicht zu kurz. 
So berichtet er:,,Erst durch politischen Druck 
und staatlichen Zwang und nur gegen die 
Unternehmenslobby konnte im Jahre 1999 
die Praxis abgeschafft werden, Schmiergelder 
als betriebsbedingte ,nützliche Ausgaben' 
steuerlich anzuerkennen. Diese Praxis galt in 
Deutschland übrigens ununterbrochen seit 
1934, seit dem ersten Jahressteuergesetz der 
Regierung Hitler.Ähnlich konnte erst im Jahr 
2000 die Bestechung ausländischer Amtsträ- 
ger in Deutschland unter Strafe gestellt wer- 
den - jahrzehntelang war sie straflos." (5.153) 
Deshalb gilt nach wie vor und mehr denn je: 
,,Wer die Korruption nicht bekämpft, soll von 
menschlicher Würde, Rechtstaat und Demo- 
kratie schweigen" (5.1 55) 
Das Buch setzt sich aus verschieden Aufsät- 
zen zusammen, die zu unterschiedlichen 
Zeiten verfasst wurden und diverse Bereiche 
des gesellschaftlichen Lebens unter die Lupe 
nehmen - thematisch aber durchaus eine 
Einheit bilden. Rügemers Band kann als 
Handbuch, Pflichtlektüre sowie Einführung 
in die Kommunalpolitik und Korruption -in- 
nerhalb und außerhalb Kölns - sehr gewinn- 
bringend gelesen und empfohlen werden. 

Michael Klundt (Köln) 



setzt, ohne dass dies vom disziplinarischen 
Vorgesetzten aus geht. 
Zunehmende Entsolidarisierung, Anwesen- 
heits- und Leistungsdruck sowie Leistungs- 
kontrolle innerhalb der Gruppen zählen zu 
den Folgen. Ein Arbeiter stellt fest,dass unter 
diesen Bedingungen durch Gruppenarbeit 
„die schlechten Seiten im Menschen akti- 
viert werdenM.,,Samstag, Sonntag ärgere ich 
mich und nehme mir vor, mich solidarischer 
zu verhalten. Aber am Montag gehe ich 
durchs Werkstor, und die Ellenbogengesell- 

Mythos Leistungseliten 
Michael Hartmann,,,Der Mythos von den Leis- 
tungseliten - Spitzenkarrieren und soziale Her- 
kunft in Wirtschaft, Politik, Justiz und Wissen- 
schafti FrankfurtINew York, Campus Verlag, 208 
Seiten, ISBN 3 - 593 - 371 5 1 - 0 -Preis: 19.90 Euro. 

Werden Spitzenmanager hier zu 
Lande nach den Gründen für ihren berufli- 
chen Erfolg gefragt,antworten sie fast uniso- 
no mit dem Credo: Ausschlaggebend war 
die eigene Leistung. In ihren Augen stellen 
sie - im Unterschied etwa zu den Politikern 
oder zum Adel - eine reine Leistungselite 
dar. Die bisherige Elite-Forschung in 
Deutschland hat die Sichtweise der Wirt- 
schaft bisher gestützt. Im Unterschied zu 
den vorindustriellen oder vormodernen Ge- 
sellschaften handele es sich heutzutage bei 
den Eliten,so die Kernaussage der dominie- 
renden Elitetheorien, um reine Funktions- 
oder Positionseliten, deren Mitglieder ihre 
Elitezugehörigkeit ausschließlich oder 
zumindest ganz überwiegend ihrer indivi- 
duellen Leistung zu verdanken haben, nicht 
jedoch ihrer familiären Abstammung. 
Die von den Repräsentanten der deutschen 
Wirtschaft wie auch dem Mainstream der so- 
zialwissenschaftlichen Eliteforschung vertre- 
tene Leistungs-These ist jetzt von Michael 
Hartmann empirisch überzeugend wider- 
legt worden. Jedenfalls was die Spitzenposi- 
tionen in der Wirtschaft angeht Spitzenposi- 
tion (vom Geschäftsführer bis zum Vor- 
standsvorsitzenden). 
Hartmann hat sich die Lebensläufe von gut 
6.500 promovierten Ingenieuren, Juristen 
und Wirtschaftswissenschaftlern der Promo- 
tionsjahrgänge 1955,1965,1975 und 1985 
angeschaut. Die Promovierten dieser drei 
Disziplinen stellen in landläufiger Sicht die 
Leistungselite dar, die sich diesen höchsten 
deutschen Bildungstitel in langen Jahren der 
Arbeit und Mühe erworben hat. 
Hartmann wollte über diese Forschungsweg 
klären, inwieweit deren berufliche Karrieren 
durch ihre soziale Herkunft bestimmt wor- 
den sind.Nur zwei Prozent der Promovierten, 
deren Vater Arbeiter, Bauer, kleine Selbst- 
ständige, Angestellte oder Beamte ohne lei- 
tende Funktionen waren, konnten hier eine 

schaft regiert", beschreibt ein Gruppenspre- 
cher diese Entwicklung 
Viele Arbeiter leiden unter diesem indirek- 
ten Druck des Managements. 
Eine Möglichkeit zum Gegensteuern zeigt 
der - von Lehmkuhl ausführlich geschilder- 
te - Ansatz des Betriebsrates im IT-Konzern 
IBM. Eine breit organisierte Kampagne, bei 
der Philosophen, Arbeitsmediziner und Ju- 
risten an Veranstaltungen im Betrieb betei- 
ligt wurden, schuf ein Klima, das den Be- 
schäftigten eine offene Diskussion ermög- 

Spitzenposition erreichen. Hingegen schaff- 
ten es doppelt so viele Promovierte aus dem 
gehobenen Bürgertum größere Unterneh- 
mer und Grundbesitzer, leitende Angestellte, 
freiberufliche Akademiker, höhere Beamte 
und Offiziere) und sogar mehr als sechs Pro- 
zent der Großbürgersöhne (Großbürgertum 
(Großunternehmer, Vorstandsmitglieder 
bzw.Geschäftsführer, hohe Beamte und Mili- 
tärs. 
Bei der Bewertung dieses Zustands sollte man 
zudem nicht aus den Augen verlieren,dass sich 
- trotz aller Erfolge in der Bildungspolitik der 
letzten 25 Jahre - sich die Promotion selbst 
bereits als sozial sehr selektiv erweist. Fast 
durchgängig stammen über drei Fünftel der 
Promovierten in den drei untersuchten Fach- 
disziplinen aus dem gehobenen oder dem 
Großbürgertum. Zur Verdeutlichung: Das ge- 
hobene Bürgertum und das Großbürgertum 
(3% bzw.0,5% der Bevölkerung) halten sich die 
Spitzenpositionen in Management der Wirt- 
schaft als exklusiven Klub. 
Bedeutsamer als die erste scharfe Auslese 
durch unser Bildungssystem wirkt die vom 
Bildungstitel vollkommen unabhängige so- 
ziale Selektion. Die soziale Selektion qua Bil- 
dungstitel hat sich infolge der Öffnung des 
Bildungswesens zwar tatsächlich abge- 
schwächt, und das auch bei der Promotion, 
wie die 18%ige Zunahme der aus der breiten 
Bevölkerung stammenden Promovierten 
zwischen 1975 und 1985 zeigt, bei der Beset- 
zung von Führungspositionen in der Wirt- 
schaft hat sie sich aber ganz im Gegenteil 
sogar noch verschärft. Kam 1970 mit 14% 
schon nur jeder Siebte der genannten Vor- 
standsvorsitzenden aus der Arbeiterklasse 
oder den breiten Mittelschichten, so war es 
1995 mit 1 1 %gerade noch jeder Neunte. 
Für die Besetzung von Führungspositionen 
in der deutschen Wirtschaft i s t  nach Hart- 
manns Befunden nicht die Leistung,sondern 
der klassenspezifische Habitus der Kandida- 
ten ausschlaggebend. Die für die Auswahl 
zuständigen Eigentümer, Vorstands- und 
Aufsichtsratsmitglieder oder sonstigen Ver- 
treter der Unternehmensführungen suchen 
sich nämlich jemanden aus,der ihnen in Per- 
sönlichkeit und Werdegang ähnelt. 
Hartmann zitiert einen lnterviewpartnern 
der die Vorstellungsrunden für die Beset- 

lichte.Gegenwehr wurde für die hochquali- 
fizierten IT-Experten, denen Kritik am Ma- 
nagement undenkbar schien, zu einem 
ernsthaften Thema. In den darauf folgen- 
den Tarifrunden spielten diese Erfahrungen 
eine große Rolle. 
Lehmkuhl legt deshalb eine wichtige Unter- 
suchung vor, die für die betriebliche Praxis 
bei Fragen der Gegenwehr von hoher Be- 
deutung sein wird. 

Marcus Schwarzbach 

zung von Spitzenpositionen sehr drastisch 
mit den Worten charakterisiert:,,Die Gesprä- 
che mit dem Vorstand laufen doch so, dass 
der nicht viel mehr macht als herauszufin- 
den,ob man miteinander kann,und wenn je- 
mand ähnliche Interessen hat wie jemand 
vom Vorstand, dann der Großteil des Ge- 
sprächs nur noch darum kreist." 
Maßgeblich ist beim Kandidaten die intime 
Kenntnis der in den Chefetagen gültigen 
Dress- und Verhaltenscodes, eine breite bil- 
dungsbürgerliche Allgemeinbildung, eine 
unternehmerische Einstellung inkl. der dafür 
erforderlichen optimistischen Grundhaltung 
und vor allem Souveränität und Selbstsi- 
cherheit. Persönlichkeitsmerkmale,die man 
sich nicht antrainieren kann. Und wir alle 
kennen die peinlichen Beispiele von sozialen 
Aufsteigern, die sich auf diesem Parkett 
bourgeois-mäßig zu gebären versuchen. Der 
Fall Rudolf Scharping wird in  der,,geschlos- 
senen Gesellschaft" mit feinem Spott und 
Freude goutiert worden sein. 
In den Führungsetagen der deutschen Wirt- 
schaft weiß man allerdings durchaus über 
den Mythos der Leistungseliten bescheid. 
Dass illustriert ein Schreiben eines deut- 
schen Großkonzerns an den Soziologen Mi- 
chael Hartmann, das dieser im Buch in Aus- 
zügen zitiert. 
.In X, dem Mitarbeiterorgan der Y, veröffent- 
lichen wir regelmäßig Glossen .... Wären Sie 
interessiert, gelegentlich einmal für uns zu 
schreiben? Zwar kann ich die Aussage in Ih- 
rem FAZ-Kommentar gut nachvollziehen, 
allerdings können wir diesesThema so nicht 
in X behandeln, da das im Klartext hieße, 
dass viele Mitarbeiter nur wenig Chancen 
auf Karriere hätten. Aber sicherlich können 
Sie dasThema auch ein wenig anders akzen- 
tuieren.Über die Bedeutung des souveränen 
Auftretens würden wir gern von Ihnen etwas 
lesen, ohne zu betonen, dass 80 Prozent der 
Topmanager aus den oberen drei Prozent 
der Bevölkerung stammen, denen dieses 
Verhalten in die Wiege gelegt würde." 
Hartmann ist es übrigens gelungen, ein für 
jedermann lesbares Buch zu schreiben,ohne 
wissenschaftlichen Anspruch zu verschen- 
ken. 

lngo Zander (Kerpen bei Köln) 
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1 .,,Die New-Economy braucht keine Betriebs- 
räte" wurde in wahrer Goldrausch-Mentalität 
199912000 zum Credo erhoben.Dass die New 
Economy Iängst ihre Betriebsräte hat, sofern 
die Betriebe noch bestehen, der Nemax gar 
nicht mehr existiert, wird in der deutschen 
Medienlandschaft zwar gemeldet, aber nicht 
verarbeitet. 
2. Ob eine restriktive Haushaltspolitik in der 
derzeitigen Konjunkturlage noch funktionie- 
ren kann,ob die EZB mit hohen Leitzinsen be- 
schäftigungsfördernde Impulse erstickt, ob 
das dogmatische Festhalten an den Stabili- 
tätskriterien Europa in ein ungesundes Korsett 
zwängt - das alles bleibt in der Nische, es 
bleibt Minderheitenmeinung. 
Unabhängig davon gibt es zudem eine Rei- 
he von internen Problemen und Betroffen- 
heiten im Medienapparat, die sich derzeit 
auf die veröffentlichte Meinung auswirken. 
Die Zeitungsverlage (mit Einschränkungen 
auch die Fernsehanstalten) stehen unter 
enormen Druck. Wegbrechende Anzeigen- 
einnahmen bedrohen derzeit u.a.,,FRn,,,Süd- 
deutsche" und,,WeltU in existentieller Weise. 
Die Eigenprofilierung (eigene Story,eigener 
O-Ton, eigener Skandal oder neuer Dreh im 
aktuellen Skandal) erzeugen Eigendynami- 
ken. Zum ersten Mal seit Jahren werden 
Journalisten im größeren Umfang entlassen. 
Ob im Kirch-Konzern oder bei der FR, die 
Erfahrung von Arbeitslosigkeit ist nicht Iän- 
ger nur Gegenstand der Beobachtung. Sie 
betrifft nicht länger nur den zuarbeitenden 
Apparat, sondern auch bekannte (wirt- 
schafts-)politische Redakteure. Eine weitere 
Verschärfung des internen Wettbewerbs ist 
die Folge. Beide Phänomene verstärken den 
Effekt einer Selbstbezogenheit der einzel- 
nen Zeitung auf ihre jeweiligenverlagsinte- 
ressen und eine Selbstbezogenheit des 
Mediensektors insgesamt - „was machen 
die anderen" - steht zunehmend vor der 
substantiellen Relevanz des Sachverhaltes1 
Ereignisses selbst. Wesentliches Problem 
aus dieser Situationsbeschreibung ist, dass 
die Medien immer weniger die Prozeßhaf- 
tigkeit von Politik nachvollziehen bzw.nach- 
vollziehbar machen (S.O. meine Ausführun- 
gen zum Hartz-Konzept). 
Es könnte noch so viel ,Kampagne1 gegen 
die derzeitige Regierung gemacht werden, 
wenn es nicht auf fruchtbaren Boden fiele, 
müssten die Medien aus Eigeninteresse ihre 
Berichterstattung korrigieren. Wer sich um- 
hört oder die Leserbriefspalten (auch von 
Regionalzeitungen) in den letzten Wochen 
gelesen hat, stellt fest: Die Leute sind tat- 
sächlich sauer. Deutschland ist im Jammer- 
tal. Dass die konjunkturelle Situation 
schlecht ist,wussten die Leute vor der Wahl, 
dass Hans Eichel ein zweistelliges Milliar- 
denloch im Haushalt hat, ein Defizit von 
3,8% am Bruttosopzialprodukt, wussten sie 
nicht. Dass Insider so was geahnt haben, 
spielt hier keine Rolle. Hans Eichel ist popu- 
lär geworden, weil er ein so konsequenter 

Sparer ist. Dieses Image - und vor allem der 
Glaube an die Wirksamkeit einer restriktiven, 
ausgabenbegrenzenden Haushaltspolitik, 
hat er bis zum Schluss hochgehalten - ob- 
wohl seit 2001 die Wegzeichen Iängst in 
eine andere Richtung gezeigt haben. Darin 
liegt das Gefühl des Betruges begründet. 
Gerhard Schröder hat nicht die Kraft aufge- 
bracht, diesen absehbar falschen Weg nach 
vorne zu öffnen und zu kommunizieren. So 
war man in der Wahlkampagne dazu verur- 
teilt, wesentliche Fakten zu verschweigen. 
Eine Streichlisten aus dem Bundesfinanz- 
minsterium machte bereits während des 
Wahlkampfes von sich reden, wurde ganz 
schnell unter den Teppich gekehrt, um sie 
jetzt in leicht veränderter Fassung über Wo- 
chen in der Öffentlichkeit zu diskutieren.Die 
Bundesregierung hat selber mit ihrem öf- 
fentlichen Geschacher um Hundefutter- 
Mehrwertsteuer und Eigenheimzulage den 
Eindruck vermittelt,dass es den Leuten jetzt 
breit an den Kragen geht, obwohl eine ge- 
naue sachliche Prüfung dem nicht stand- 
hält. 
Der Eindruck der Abzockerei setzte sich 
durch. In der letzten Woche werden Bot- 
schaften (jüngste Pressekonferenz Schrö- 
der/Eichel) klarer. Neuverschuldung wird in 
Kauf genommen und damit die konjunktu- 
relle Situation zumindest stabilisiert. Die 
Mindeststeuer bei Spekulationsgewinnen, 
Kontrollenmeldungen, Verlustvortrag. Das 
ist richtig.,,Erneuerung und Gerechtigkeit" 
wird als Leitmotiv nachgeschoben. Für eine 
offensive Gesamtkommunikation hat es 
noch nicht gereicht. Eine Abstimmung mit 
den Ländern ist nicht zielführend erfolgt. 
Die Sparfixierung Iängst nicht aufgebro- 
chen. lnvestionsprogramme immer noch 
verpönt. Jeder einzelne der genannten 
Punkte im Bundesrat strittig und das nicht 
nur mit den B-Ländern. 
Die Konsequenz für Schröder, Müntefering & 
Co daraus heißt: Die Bundesregierung muß 
sich inhaltlich und strukturell neu aufstellen. 
Die Steinmeier'sche Konsens-Republik kann 
nicht fortgeführt werden, ohne eine ver- 
schärfte Debatte um die Führungsschwä- 
che der derzeit Regierenden zu provozieren. 

III. Die Linke muss die Gelegenheiten 
bein Schopfe packen! 
Das ist seit 1998 die erste reale Chance zu ei- 
ner Repolitisierung der SPD. Eine deutliche 
Einschränkung der Konsensrunden im,,Off" 
ist nötig. Es gilt,den Dialog,d.h.auch Kontro- 
versen und Erörterungen in die dafür vorge- 
sehenen Strukturen zurückzuholen. Das Par- 
lament, die SPD und die SPD-Fraktion müs- 
sen wieder Politik machen. Das ist neben 
einer mittelfristig angelegten Fortführung 
der Grundsatzprogrammdiskussion wichtig, 
um überhaupt eine klare Zieldefinition und 
einen strategischen ,,Metaplan" für die 
nächsten 24 Monate rot-grüner Regierung 
auszuhandeln. 

Die sozialdemokratische Linke kann dann 
aus der Defensive herauskommen,wenn sie 
diese überall spürbare Notwendigkeit der 
inhaltlichen Veständigung als Chance ver- 
steht, sich öffentlich hörbar einzumischen. 
Es müssen Dissense dort öffentlich gemacht 
werden, wo eigene Alternativen formuliert 
werden können. Wir haben keinerlei Veran- 
lassung, uns den Schuh als Reformbremse 
anzuziehen, den Spiegel, FAZ &Co. uns hin- 
stellen. 
So ist der sozialpolitische Konsens in 
Deutschland zunehmend gefährdet, in be- 
stimmten soziokulturellen Milieus bröckelt 
es unübersehbar. Dazu zählen viele junge 
Abgeordnete und Journalisten. Alternative 
Politikmodelle, insbesondere makroökono- 
mische Zusammenhänge, werden als karri- 
erehemmend und traditionalistisch gemie- 
den. Eine einfache,,Auflösung" ist hier nicht 
möglich. Gegenhalten und die Auseinan- 
dersetzung suchen, eigene Politikentwick- 
lung z.B. das Konzept der Arbeitsversiche- 
rung ausbauen und promoten -das ist jetzt 
die Aufgabe der Linken. 
Unsere Beiträge zum Umbau der Sozialver- 
sicherungssysteme, deren Anpassung an 
die neuen Lebensrealitäten des veränderten 
Kapitalismus, sind auf der Höhe der Zeit. 
Aktuell werden wir deshalbz.B.eine Artikel- 
sammlung aus dem thematischen Feld der 
,,Rürup-Kommission" als gemeinsame Bro- 
schüre von DL21 und spw kurzfristig aufle- 
gen (vgl. die Ankündigung im spw intern 
dieser Ausgabe). 
Der weitverbreitete Rückzug der letzten 
Jahre darf aber so nicht weitergehen. Das 
Forum DL 21 ist ohne Frischzellenkur, zu- 
sätzliche Aktive in den Regionen und auf 
der Berliner Ebene nicht zukunftsfähig. Bei- 
spiele für dringenden ~and lun~sbedar f  
gibt es - wie oben angedeutet -genug. 
Oft habe ich jedoch den Eindruck,dass vie- 
le linke Genossinnen und Genossen darauf 
warten,dass,,irgend etwas passieren" muss, 
bevor sie sich im Forum DL21 engagieren. 
Aber mir ist nicht klar,was ist das,worauf sie 
warten? Dass irgendjemand die zerfallenen 
linken Strukturen in ihrer Regionen wieder 
herstellt? Wer soll die Initiative ergreifen, 
wenn nicht diejenigen,die mit der Diskussi- 
onskultur in der Partei, mit der Politkent- 
wicklung unzufrieden sind? Linke Struktu- 
ren vor Ort sind nicht,,von oben" wieder zu 
reorganisieren. Was das Forum DL21 aber 
tun kann ist, diejenigen zu vernetzen, die 
solche Strukturen wieder aufbauen wollen. 
Wann sollte ein geeigneterer Zeitpunkt sein 
als jetzt? 
Alleine auf unsere Kräfte können und müs- 
sen wir dabei nicht setzen. Sammeln und 
neu aufstellen,was in der eigenen Partei,im 
gesellschaftlichen und wissenschaftlichen 
Raum an Verzahnung möglich ist, sollte für 
uns Schwerpunkt der nächsten Monate sein. 
Alles nicht neu,aber wann fangen wir an das 
ernst genug zu nehmen? Forum DUI 



Auf dem Weg zur 
Deflation? 
Von Detlev von Larcher 

' Konsolidieren kann man nur im Auf- 
schwung.ln eine wirtschaftliche Krise hinein- 
sparen, heißt die Krise vergrößern. So sprach 
Hans Eichel sinngemäß bei einem seiner ers- 
ten Auftritte als Bundesfinanzminister in der 
SPD-Fraktion.So warber um Zustimmung für 
sein Haushaltkonsolidierungskonzept.Das ist 
ein richtiger Satz. Damals konnte man unter- 
schiedlicher Auffassung sein, ob das Wirt- 
schaftswachstum hoch genug werden wür- 
de, um die Neuverschuldung abzubauen. 
Dass die immensen Zinszahlungen, die aus 
der hohen Staatsverschuldung erwachsen, 
zur Haushaltssanierung im Aufschwung 
zwingen, is t  unbestritten. 
Doch jetzt, wo das Wachstum ausbleibt, ist 
der zweite Teil des Eichelschen Satzes von 
damals ebenso richtig.Er war es auch schon 
im Jahr 2000. Dennoch blieb die Rückfüh- 
rung der Neuverschuldung oberste Leitlinie 
rot-grüner Regierungspolitik. So hat diese 
zurVerschärfung der Wirtschaftskrise beige- 
tragen. 

Wir sparen uns zu Tode 
Öffentliches Sparen in derjetzigen wirtschaft- 
lichen Situation verschärft die Krise, weil zu 
dem Ausfall privater lnvestitionen ungenü- 
gende öffentliche lnvestitionen dazu kom- 
men. Das führt zu einem katastrophalen Aus- 
fall von Nachfrage. Der dadurch verursachte 
Arbeitsplatzabbau vergrößert die Arbeitslo- 

sigkeit und reißt immer neue Haushaltslöcher. 
Der Ruf nach Lohnsenkung und nach Sen- 
kung der Transfereinkommen ist wirtschafts- 
politisch töricht. Ihm zu folgen, würde die 
Nachfrage noch mehr senken. Es würde eine 
Abwärtsspirale in Gang setzen. Wenn dann 
wegen mangelnder Nachfrage und Überan- 
gebot an Waren die Verbraucherpreise 
insgesamt in den Keller gehen sollten, hätten 
wir eine Deflation,die im Selbstlauf nur in der 
Vernichtung der Werte enden würde. 
Ich halte eine Deflation nicht für unmöglich, 
wenn der gegenwärtige Sparkurs Hans Ei- 
chels beibehalten wird. Hans Eichels Kurs 
wird Wirtschaftskrise und Arbeitslosigkeit 
vergrößern und die rot-grüne Koalition aus 
der Regierung bringen 
Die Erkenntnis, dass in der Wirtschaftspoli- 
tik umgesteuert werden muss,schimmert in 
der Koalitionsvereinbarung durch. Und 
auch Kanzler Schröder weist auf die,,auto- 
matischen Stabilisatoren" (steigende Sozial- 
ausgaben bei zurückgehenden Steuerein- 
nahmen) hin,aber es fehlt an Mut gegen die 
fast geschlossene Phalanx der,,Sachverstän- 
digenn,die als lnteressenvertreter die neoli- 
berale Ideologie verkünden und der Interes- 
senverbände der Wirtschaft auf expansiven 
Wirtschaftskurs zu gehen. So kommt das 
Herumdoktern heraus, das der saarländi- 
sche SPD-Vorsitzende Heiko Maas jüngst 
mit Recht kritisiert. 

Gut gemeint, statt gut gemacht 
Die einzige lange Linie der rot-grünen Wirt- 
schafts- und Finanzpolitik ist und bleibt die 
Haushaltskonsolidierung, wie sie Hans Ei- 
chel und der MaastrichterVertrag sie verste- 
hen - und sie führt zum Gegenteil der guten 
Absicht. 
Die Maastricht-Kriterien müssen fallen. Pro- 
di hat Recht, sie sind dumm. Wo die private 
Nachfrage ausfällt, muss verstärkt öffentli- 
che Nachfrage hergestellt werden, so wie 
die Dinge stehen neben der Beteiligung der 
Reichen an den Ausgaben auch durch Neu- 
verschuldung.Die Kommunen müssen Geld 
in die Hand bekommen, um nachfragewirk- 
same lnvestitionen tätigen zu können. Das 
würde besonders im Mittelstand neue Ar- 
beitsplätze schaffen. Allerdings müsste ge- 
klotzt und nicht gekleckert werden. 
Und die Europäische Zentralbank muss 
schleunigst die Leitzinsen senken, damit 
Kredite für die Privatwirtschaft und damit 
Reinvestitionen billiger werden.Auch für die 
Nachfrage der Verbraucher wäre eine Zins- 
senkung gut. 

Vorbild USA: Wasser predigen, Wein trin- 
ken 
Dieeifrigstenverkünder der neoliberalen Heils- 
lehre haben das begriffen. Die USA predigen 
weiter, aber sie handeln ganz anders. Die Fed 
hat ein um das andere mal die Zinsen gesenkt 
und Bush fährt ein großes Ausgabenpro- 
gramm,darin leider auch enthalten ein großes. 
Rüstungsprogramm. Aber hierzulande ver- 
schließen die Mehrzahl der Politiker wie der 
Wirtschaftswissenschaftler die Augen vor den 
Auswirkungen der gepriesenen,,Sparpolitik" 
Oder sie verschreiben noch mehr von der 
schädlichen Medizin. Da kann einem schon 
angst und bange werden. Forum ~ ~ 2 1  

Eurospot 
Die französischen Genossinnen und Genossen haben sich nach der 
katastrophalen Wahlniederlage neu sortiert. Ein großer Teil der 
Gauche Socialiste gründeten mit der Courante von Henri Emanueli 
die Strömung,,Nouveau Monde". Aktivisten unseres europäischen 
Vereins SRE blieben bei den Gauche Socialiste oder folgten der 
Neugründung,andere ordnen sich weder der einen noch der ande- 
ren Richtung zu. Die Auseinandersetzungen in der französischen 
Linken der PS gehen weniger auf ideologische Unterschiede als viel 
mehr auf strategische Überlegungen im Hinblick auf den Parteitag 
der PS im Mai 2003 zurück. 

Es gab bei einigen unserer französischen Freunde den Gedanken, 
der Neugründung der Nouveau Monde ebenfalls die Gründung ei- 
nes neuen Vereins auf europäischer Ebene folgen zu lassen. Diese 
Gefahr scheint nun gebannt zu sein.Denn in verschiedenen Gesprä- 
chen gewann die Einsicht die Oberhand, dass sich in der SRE Sozia- 
listen und Sozialdemokraten zusammenfinden, weil sie sich in Be- 
zug auf die wirtschaftliche und politische Entwicklung Europas und 
der internationalen Politik gemeinsame Positionen erarbeitet ha- 
ben. 

Von daher wäre es politisch unsinnig, auf europäischer Ebene 
auseinander zu gehen. Alle, die bisher mitgearbeitet haben, sollen 
weiter mitarbeiten. Und natürlich gehört die Nouveau Monde als 
ganzes dazu. 
Gleichzeitig müssen wir unseren Verein auf der Basis des bisher er- 
arbeiteten aufbauen, viele Mitglieder werben und zu einem politi- 
schen Einflussfaktor machen in Bezug auf unsere nationalen Partei- 
en und mehr noch in Bezug auf die SPE.Es ist selbstverständlich,dass 
die Weiterentwicklung auch immer bedeutet, darüber nachzuden- 
ken und zu diskutieren, wie wir unsere Strukturen verändern müs- 
sen, um die optimale politische Wirksamkeit zu erreichen. 

X 

Es zeichnet sich ab, dass die nächste Vorstandsitzung der SRE am 8. 
Januar 2003 in Brüssel stattfindet. Am 9. Januar soll dann ein Work- 
shop im großen Rahmen der SRE ebenfalls in Brüssel stattfinden, in 
dem über die Zukunft der Linken in Europa gesprochen werden soll. 
Weitere Themen werden der nächste Kongress der SPE und die Ar- 
beit des europäischen Verfassungskonvents sein. 

X 

Die SRE wird sich auf dem 3. Weltsozialforum vom 23 bis 28. Januar 
2003 in  Porto Alegre präsentieren und sich aktiv beteiligen, wie sie 
es schon ein Jahr zuvor getan hat. 
(Detlev von Larcher) 

REZENSION 

Intern 

Auf der diesjährigen spw-Jahrestagung am 
07. Dezember referierte Dr. Ulrich Eith (Ar- 
beitsgruppe Wahlen der Uni Freiburg) vor 
mehr als 50 lnteressentlnnen das Bundes- 
tagswahlergebnis vom 22.09.2002 und stell- 
te fest, dass aufgrund des Fehlens gesell- 
schaftspolitischer Unterschiede zwischen 
den maßgeblichen Parteien die Konzentrati- 
on auf Personen und ihre persönlichen Kom- 
petenzzuschreibungen erheblich an Bedeu- 
tung gewonnen habe. Gleichzeitig wende 

sich die,,klassische Klientel" z. B.der Sozialde- 
mokratie immer mehr ab,weil sie sich in ih- 
rem Bedürfnis nach sozialer Sicherheit und 
Respekt gegenüber ihrer Arbeit nicht mehr 
akzeptiert fühle. 
Zu ähnlichen Befunden kam aus milieutheo- 
retischer Sicht Prof.Michael Vester (Uni Han- 
nover). Die Vertrauenskrise, die allerorten di- 
agnostiziert werde, resultiere nicht aus dem 
Zerfallen von Milieus, sondern ganz im Ge- 
genteil würden sich diese über längere Zeit- 
räume hinweg in ihren Grundmustern stabil 
halten. Vielmehr fehle ein überzeugendes 
politisches Angebot,den von den Menschen 
erfahrenen Modernisierungsdruck aufzufan- 
gen.,,Die Menschen haben das Gefühl, dass 
die von ihnen erbrachten Leistungen gesell- 
schaftlich nicht gewürdigt werden". 
An diese Befunde knüpfteThomas Westphal 
mit seinen Thesen zur Frage,,Gibt es einen 
linken Populismus?" an, in denen er sich auf 
die seit einiger Zeit auch in spw rezipierten 
Arbeiten von Voss, Pongratz, etc. (vgl. U. a. 
spw-Schwerpunkt,,Kollege Proteus") bezog. 
Damit war der Spannungsbogen für die wei- 

tere Debatte in den Arbeitsgruppen und der 
abschließenden Podiumsrunde mit Andrea 
Nahles (DL21), Marco Bülow (MdB) sowie 
Thomas Westphal aufgetan: Wie gelingt es 
linker Politik,aktuelleTendenzen aufzugrei- 
fen und gleichzeitig die darunter liegenden, 
längerfristig wirkendenden Milieuzuschrei- 
bungen anzusprechen? 
Wir dokumentieren die Tagung als Schwer- 
punkt von Heft 129 und setzen die Diskussi- 
on auf der Frühjahrstagung des Vereins zur 
Förderung von Demokratie und Völkerver- 
ständigung am 04.-06.April 2003 fort. 

X 

Anlässlich der Einsetzung der,,Rürup-Kom- 
mission" haben wir eine Auswahl von spw- 
Artikel zur Reform der Kranken- und Renten- 
versicherung in einem Sonderheft,,Moder- 
ner Sozialstaat" zusammengefasst. Das Son- 
derheft umfasst 28 S., es kostet 2,50 £ zzgl. 
Versandkosten und kann per eMail an 
verlaa@spw.de oder per Fax an 0231140 24 
16 bestellt werden. 

Reinhold Rünker 

Neue Wege gegen die Durch Qualitatszirkel und,,Kaizen", den kon- 
tinuierlichen Verbesserungsprozess, wurde , 

Ellenboqengesellschaft ein standiger Prozess der Rationalisierung 

im Betrieb vorangetrieben. Einzelne Gruppen von Ar- 
beitern erarbeiten eigenständig Vorschlage , 

Kirsten Lehmkuhl,,,Unbewusstes bewusst ma- zur Veränderung von Arbeitsablaufen. Eine 
chen - Selbstreflexive Kompetenz und neue Folge der Einführung von Gruppenarbeit in 
Arbeitsorganisation", VSA-Verlag Japan war die geringe Personalbemessung. ; 

Nach Vorstellung der Vorstande sollte es in 
Der Arbeitsalltaq wird immer mehr Europa - zur Verbesserung der Akzeptanz in 

von enormen Belastungen bestimmt. Das 
Arbeitstempo wird verschärft, die Leistungs- 
verdichtung nimmt zu und setzen die Beleg- 
schaften enormen Stress aus. 
Unabhängig, ob bei der Gruppenarbeit in 
der Industrie, der Projektarbeit in der IT- 
Branche, dem Telefonieren als Fließbandar- 
beit im Call-Center oder der technischen 
Kontrolle durch Workflow-Systeme im 
Dienstleistungsbereich - die Entwicklungen 
sind ähnlich. 
Industrielle Gruppenarbeit spielt in der Öf- 
fentlichkeit kaum eine Rolle. Das dieses The- 
ma in vielen Betrieben jedoch weiterhin ak- 
tuell ist,zeigt eine Veröffentlichung aus dem 
VSA-Verlag. Die Psychologin schildert am 
Beispiel der Gruppenarbeit die Auswirkun- 
gen neuer Arbeitsformen auf die Beschäftig- 
ten und entwickelt daraus Anforderungen 
an die Industriesoziologie. 
In den 80er Jahren veröffentlichte die Unter- 
nehmensberatung Mc Kinsey eine Studie zur 
Automobilindustrie, nach der zwei Drittel 
der Kostenvorteile japanischer Automobil- 
konzerne gegenüber bundesdeutschen 
Konkurrenten auf Konstruktion und Arbeits- 
organisation zurückzuführen sind. Diese Er- 
folge der Gruppenarbeit schreckten europä- 
ische Manager auf. 

den Belegschaften und zur Einbindung der 
Gewerkschaften - einen ,,Klassenkompro- 
miss" geben: Rationalisierung durch die Ar- 
beiter selbst auf der einen Seite und 
andererseits eine weitgehende Möglichkeit 
zur Autonomie innerhalb der Gruppen soll- 
ten sich ergänzen. 
Die Realität sieht inzwischen anders aus. 
Gruppen bestehen meist aus,,olympiareifen 
Teams". Alte, kranke oder behinderte Be- 
schäftigte werden meist ausgegrenzt. Lehm- 
kuhl sieht darüber hinaus die erweiterten 
Entscheidungsspielräume der Arbeiter als 
Chance und Belastung zugleich an. Die Be- 
schäftigten müssen lernen, implizite Grund- 
annahmen des eigenen wie auch des Han- 
delns von Vorgesetzten und Kollegen zu hin- 
terfragen, um gemeinsam in der Gruppe 
Probleme lösen zu können. Die Psychologin 
fordert deshalb ein neues Bildungskonzept, 
dass sich an den Auswirkungen der neuen 
Arbeitsform orientiert. 
Es solle - unter Orientierung an Sigmund 
Freud - eine Lerntheorie entwickelt werden, 
die sich an den unbewussten Handlungswei- 
sen der Beschäftigten orientiert und die Fä- 
higkeit zur Selbstreflexion vermitteln kann. 
Für Gewerkschafter bietet dieser Ansatz 
neue Möglichkeiten. Moderne Unterneh- 

menskonzepte setzen auf die vollständige 
Nutzung der,,Ressource Mensch". Bei Grup- 
penarbeit kann kaum noch von Humanisie- 
rungsbestrebungen gesprochen werden. 
Vielmehr prägt heute zunehmende Leis- 
tungsverdichtung den Alltag, da Taktzeiten 
mehr und mehr begrenzt und Pausen immer 
stärker gekürzt werden. 
Die lnnenstruktur der einzelnen Gruppen 
wird vom Druck geprägt,der auf den einzel- 
nen Arbeitsteams lastet. Die Arbeiter kon- 
trollieren sich intern gegenseitig, da viele 
nur so die vorgegebenen Gruppenziele für 
erreichbar halten. Gesundheitlich ange- 
schlagene Beschäftigte werden so oftmals 
durch die eigenen Kollegen unter Druck ge- 
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gleiche) und weitere Optimierungswerk- 
zeuge zu entwickeln und für alle nutzbar 
zu machen. Auch die gemeinsamen Inter- 
essen der dezentralisierten Kassen gegen- 
über anderen nationalen oder internatio- 
nalen Akteuren könnten hier wahrgenom- 
men werden. 
Es gibt ja bereits wichtige andere Versor- 
gungsbereiche, in denen eine konsequen- 
te problemnahe Delegation der Gestal- 
tungs- und der Budgetverantwortung zu 
einer erheblichen Mobilisierung von Wirt- 
schaftlichkeitsreserven führt: Seit die Bun- 
desländer z.B. die Verantwortung für den 
eigenen Personennahverkehr vom Bund 
übernommen haben, gibt es dort Landes- 
verkehrsservicegesellschaften, welche im 
öffentlichen lnteresse den Wettbewerb 
unter Leistungsanbietern nutzen, um für 
jeden Winkel des Landes die Mobilität der 
Einwohner zu verbessern. Hier klappt es 
bereits: Die Kombination von Kundennähe 
und geballter Nachfragemacht führt zu ei- 
nem Erblühen des ÖPNV,zu besseren Leis- 
tungen und günstigeren Preisen für die 
Nutzer. 
Wenn - wie besonders von betriebswirt- 
schaftlich konsequent denkenden Kas- 
senvertretern immer wieder gefordert - 
jede Kasse mi t  eigenen Verhandlungs- 
führern jeweils mi t  einzelnen Leistungs- 
erbringern eigene Versorgungsverträge 
abschließen könnte (vgl. das Konzept 
von Wasem, spw 125, S. 22-23), wäre ein 
neues Feld des Rosinenpickens für den 
Kassenwettbewerb eröffnet (so auch die 
Kritik von Rosenbrock, spw 125, S. 24-26). 
Welche Kasse würde wohl nicht bemüht 
sein jede Attraktivität für unliebsame 
,,teuren Versicherte bei Vertragsabschlüs- 
sen zu vermeiden! Seehofers unsittliches 
Angebot an die Kassen , sie könnten ja 
bestimmte ,,Gestaltungsleistungen" 

streichen, wenn das Geld nicht mehr rei- 
che, war dagegen plump und vorder- 
gründig. 
Auch ist eine marktradikale Strategie 
volkswirtschaftlich nicht zu verantworten 
und politisch kontraproduktiv, die den 
Kassenwettbewerb sich solange austoben 
lassen will, bis nur noch eine oder zwei 
große Kassen übrig bleiben. 
Andererseits bliebe bei den vorgeschla- 
genen Landesarbeitsgemeinschaften noch 
genug Raum für Wettbewerb zwischen 
den Kassen. Dieser könnte sich zum Woh- 
le der Versicherten bei der Betreuung, im 
Service, bei Aufklärung, Beistand und in 
der Prävention austoben. Im Bereich der 
Vertragsabschlüsse aber brauchen die 
Kassen möglichst wenige, hochqualifi- 
zierte Profis, um gegenüber den Leis- 
tungserbringern das einzufordern, was 
den Versicherten aller Kassen 
gleichermaßen zugute kommt. Diese 
müssen ihre ,,Pappenheimern im Versor- 
gungsraum kennen und mit  der zusam- 
mengeführten Budgetmacht für eine be- 
darfsgerechte Versorgungsstruktur die 
Verantwortung übernehmen. 
Dann wäre es auch nach einiger Zeit 
möglich, den Sicherstellungsauftrag an 
eine solche Krankenkassen-Landesar- 
beitsgemeinschaft zu übertragen. Die 
Kassenärztlichen Vereinigungen könnten 
sich dann als Verhandlungspartner und 
lnteressenvertreter für Vertragsärzte pro- 
filieren und wären von der undankbaren 
Verwaltung der Honorarverteilung weit- 
gehend entlastet. 
Es ist klar, das diese Reformen einen 
Schritt in  Richtung einer zusammenge- 
führten Gebietskassen darstellen und 
dass der Kassenwettbewerb zwischen 
den Regionen wichtiger werden wird als 
der Kassenwettbewerb in der Region. 

Härter und für die Patienten nutzbrin- 
gender wird allerdings der Wettbewerb 
unter den Leistungsanbietern werden. 
Dieses ist politisch sinnvoll und ent- 
spricht dem Prinzip i n  anderen dem öf- 
fentlichen lnteresse dienenden Wirt- 
schaftsbereichen. 
Eine gute,,Gebietskasse" wäre dann auch 
ein wichtiger Standortfaktor und ähnlich 
wie beim ÖPNV würde das lnteresse der 
Öffentlichkeit an einer effizienten Versor- 
gung steigen. (vgl. R. Rosenbrock, spw 125, 
5.26-28 und passim) 
Grundsätzliche Ansprüche der Versicher- 
ten sind weiterhin als Versorgungsziele 
und durch geeignete lndikatoren bun- 
desweit einheitlich zu definieren. Wie die- 
se Ziele regional umgesetzt werden, das 
kann naturgemäß sehr unterschiedlich 
aussehen. (Es läuft auch jetzt in Iändli- 
chen Regionen anders als in der Groß- 
stadt.) 
Um die besten Lösungen (,,best practice") 
erkennbar und nachahmbar zu machen, 
sollte eine Dokumentation der regional 
unterschiedlichen Wege, der damit ver- 
bundenen Kosten und der Ergebnisse er- 
folgen. Sie sollten anhand geeigneter ver- 
bindlicher lndikatoren dokumentiert und 
nachprüfbar gemacht werden. 
Durch die gemeinsame Vertragsverant- 
wortung auf Landesebene wäre ein RSA 
zwischen den Kassen nur noch für die 
leicht überschaubare Einnahmeseite not- 
wendig (Einkommen und Zahl der mitver- 
sicherten Familienangehörigen). Die bun- 
desweiten Kassen, Betriebskrankenkas- 
sen und die korrespondierende Kassen- 
aufsicht wären per Gesetz so umzugestal- 
ten, dass sie auf der maßgeblichen Lan- 
desebene ihre Funktion ggf  wahrnehmen 
können. 
Fazit: Wenn wir unser bisher vorbildli- 
ches und leistungsfähiges Gesundheits- 
system erhalten und verbessern wollen, 
kommen wir um Reformen auf beiden 
Seiten des,,Runden Tisches" nicht herum. 
Auf der einen Seite des Tisches muss die 

Re fo rm  des  Arbe i tsmark tes 
Die Gesetze zu modernen Dienstleistungen a m  Arbeitsmarkt 

Von Thomas Sauer 

Die Gesetze für moderne Dienst- 
leistungen am Arbeitsmarkt, die schon im 
kommenden Jahr die Arbeitsmarktpolitik 
fundamental verändern werden, setzen we- 
sentliche Teile der Vorschläge der Hartz- 
Kommission um. Bis Mitte 2003 wird ein 
weiteres Gesetz zur Reform der Bundesan- 
stalt für Arbeit den Bundestag beschäftigen 
und in der zweiten Jahreshälfte soll 
schließlich die Zusammenführung von Ar- 
beitslosen- und Sozialhilfe mit einem weite- 
ren Gesetzesvorhaben vollendet werden. 
Dies wird auf der Grundlage von Vorschlä- 
gen zur Neuordnung der Gemeindefinan- 
Zen passieren. 
Wer die Dynamik am Arbeitsmarkt kennt, 
wird die Bedeutung einer effizienten 
und schnellen Vermittlung zwischen 
Nachfrage und Angebot nicht unter- 
schätzen. Der Blick auf die monatlich be- 
kanntgegebenen Bestandszahlen lenkt 
ab von den ungeheuerlichen Zu- und 
Abgängen in  der Arbeitslosenstatistik. Es 
ist deshalb abwegig, wenn eine General- 
kritik an den jetzigen Reformen darauf 
abzielt, es käme in  erster Linie auf die 
Generierung von zusätzlichen Arbeits- 
plätzen durch die allgemeine Wirt- 
schaftspolitik an. Natürlich ersetzt eine 
moderne Arbeitsmarktpolitik keine be- 
schäftigungswirksame Wirtschaftspolitik. 
Eine an vermehrter Beschäftigung orien- 
tierte Arbeitsmarktpolitik kann aber 
durchaus dazu beitragen, Arbeitsplätze 
zu schaffen und das Entstehen von Ar- 
beitslosigkeit zu vermeiden. Allein eine 
beschleunigte Vermittlung senkt die jah- 
resdurchschnittliche Arbeitslosenzahl. Es 
ist aber auch notwendig die Wachstums- 
schwelle,ab der in Deutschland neue Ar- 
beitsplätze entstehen und die gegenwär- 
t ig bei 1,2 bis 2 Prozent liegt,zu drücken. 
Wachstum würde dann schneller und 
nachhaltiger zu einem Abbau der Mas- 
senarbeitslosigkeit beitragen. 
Die wesentlichen Zielsetzungen der Re- 
formgesetze bestehen in einer effektive- 
ren und schnelleren Vermittlung durch 
das Arbeitsamt, der besseren Nutzung 
der Zeit- und Leiharbeit für die Vermitt- 
lung Arbeitsloser in den ersten Arbeits- 

markt und in der Verzahnung von Ar- 
beitslosen- und Sozialhilfe. Auch er- 
werbsfähige Sozialhilfeempfänger sollen 
alle Leistungen aus der Arbeitsverwal- 
tung erhalten. 

Kundenorientiertes Arbeitsamt: Job- 
Center 
Die Arbeitsämter können durch eine um- 
fassende Modernisierung zu einem effizi- 
enten Dienstleister für Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer am Arbeitsmarkt werden. 
Dafür schaffen die Reformen die geeig- 
neten organisatorischen Voraussetzun- 
gen. Die inhaltliche Ausrichtung soll 
dabei verstärkt auf dievermittlungs- und 
Beratungstätigkeit gelegt werden. Dies 
sollen die zukünftigen Jobcenter leisten. 
Durch moderne IT-Ausstattung und Ent- 
bürokratisierungen werden die Freiräu- 
me für die Stärkung der Vermittlungstä- 
tigkeit geschaffen. Erhebliche Verwal- 
tungsvereinfachungen werden durch 
pauschalierte Leistungen und den Weg- 
fall der Dynamisierung der Arbeitslosen- 
hilfe erreicht werden. Durch die Einfüh- 
rung eines individuellen und erfolgsori- 
entierten Entgelt- und Beförderungssys- 
tems werden Leistungsanreize für die 
Vermittler geschaffen. Die Jobcenter sol- 
len die regionalen Arbeitsmärkte, die 
Struktur von Arbeitsangebot und Ar- 
beitsnachfrage und die Veränderungen 
der Qualifikationsanforderungen nicht 
nur genau kennen, sondern auch die ab- 
schätzbaren zukünftigen Entwicklungen 
antizipieren, um frühzeitig geeignete 
Strategien zu entwickeln, Arbeitsnachfra- 
ge und Arbeitsangebot zeitnah in  De- 
ckung zu bringen (regionales Arbeits- 
marktmonitoring). Ziel ist es mithin, die 
Jobcenter zu einem Instrument der Per- 
sonalplanung für kleine und mittlerer 
Unternehmen zu machen. Dies erfordert 
auch die nahe Zusammenarbeit der Job- 
Center auch mi t  der Wissenschaft und 
dem regionalen Sachverstand. 
Es ist die anspruchsvolle Aufgabe der neu- 
en Führung der Bundesanstalt,die Umstruk- 
turierung der Bundesbehörde zu einem 
modernen Dienstleister rasch zu vollziehen. 

Thornas Sauer 

Durch die Meldepflicht des Arbeitnehmers 
bereits zum Zeitpunkt der Kündigung kön- 
nen die Vermittlungsbemühungen zukünf- 
tig einsetzen bevor die Arbeitslosigkeit be- 
ginnt. Um diesen frühzeitigen Vermittlungs- 
Prozess sicherzustellen, wird die Melde- 
pflicht durch eine zeitlich gestaffelte und 
begrenzte Minderung des Arbeitslosengel- 
des sanktioniert, sofern der Arbeitnehmer 
sich verspätet beim Arbeitsamt meldet. Die 
Arbeitgeber sind ihrerseits verpflichtet im 
begrenzten Umfang Freistellungen mit Ent- 
geltzahlungen zu gewähren, damit der Ar- 
beitnehmer nach Erhalt der Kündigung Ak- 
tivitäten zur Aufnahme einer neuen Be- 
schäftigung entfalten kann. Leider wurde 
eine Meldepflicht der Arbeitgeber über of- 
fene Stellen nicht in das Gesetz aufgenom- 
men 
Der deutsche Arbeitsmarkt ist regional äu- 
ßerst unterschiedlich. Neben Regionen mit 
hoher Arbeitslosigkeit gibt es Arbeitsmärk- 
te mit FachkräftemangeLDeshaIb wird eine 
größere Mobilität von ungebundenen Ar- 
beitnehmerlnnen erwartet. 
Die Bundesregierung erwartet,dass durch 
diese Maßnahmen kurzfristig 5 Prozent 
der Eintritte in die Arbeitslosigkeit ver- 
mieden werden können und sich die 
durchschnittliche Dauer der Arbeitslosig- 
keit (und damit auch des Leistungsbe- 
zugs) zeitnah von gegenwärtig 36 Wo- 
chen auf 28 Wochen reduziert werden 
kann. In der mittelfristigen Perspektive 
sollen noch weitergehende Reduzierun- 
gen erschlossen werden. 

Leistungserbringung auf das effizient er- 
brachte medizinisch Notwendige kon- 
zentriert werden. Damit das Versicher- 
teninteresse wirklich zum Maßstab wer- 
den kann, bedarf es auf der anderen Sei- 
te dringend einer organisatorischen Mo- 
dernisierung, d.h. einer Krankenkassen- 
strukturreform. 
Die rot-grüne Koalition hat mi t  dem Bei- 
tragsstabilitätssicherungsgesetz ver- 
sucht sich angesichts drohender Bei- 
tragssatzsteigerungen etwas Luft für 
grundsätzlichere Reformen zu schaffen. 
Ihr wird die Luft trotzdem ausgehen 
wenn sie nicht die „zum Jagen" bringt, 

, die eigentlich für geeignete Versor- 
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, Organisation der Beitragszahler, die ge- 
setzlichen Krankenkassen! „, 612002 

Thomas Sauer, MdB, Mitglied im Ausschuss für Wirtschaft und Arbeit, Dipl. Volkswirt, spw-Mit- 
herausgeber, er lebt in Mölln. 
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Personal-Service-Agenturen 
Die öffentliche Debatte wurde weitgehend 
von dem Thema der Neuorganisation der 
Arbeitnehmerüberlassung beherrscht. Die 
Arbeitsämter sollen in jedem Arbeitsamts- 
bezirk zukünftig Personal-Service-Agentu- 
ren (PSA) einrichten, die auf vertraglicher 
Basis die ihnen zugewiesenen Arbeitslose 
vorrangig in den ersten Arbeitsmarkt ver- 
leihen sollen. Das Ministerium für Wirt- 
schaft und Arbeit rechnet damit,dass kurz- 
fristig 50.000 Arbeitslose im Jahresdurch- 
schnitt den PSA zugewiesen werden kön- 
nen. Die Arbeitnehmerlnnen werden Ange- 
stellte der PSA und sollen in den Zeiten des 
Nichtverleihs qualifiziert und weitergebil- 
det werden. 
Im Mittelpunkt der Kritik der Arbeitgeber 
aber auch von Union und FDP stand die 
grundsätzliche Kritik an tarifvertraglichen 
Regelungen im Zeit- und Leiharbeitsbe- 
reich. Da nur im Ausnahmefall die PSA in 
Eigenregie der Arbeitsämter organisiert 
werden soll, entsteht ein Markt für priva- 
te Jobagenturen. Das Gesetz sieht vor, 
dass ab Mitte nächsten Jahres die Vor- 
schriften über die Gleichbehandlung von 
Leiharbeitnehmern mit den Stammbe- 
schäftigten in Kraft treten. Bis dahin kann 

eine PSA nur dann einen Vertrag mit dem 
Arbeitsamt erhalten, wenn sich die Ar- 
beitsentgelte ihrer Arbeitnehmer nach ei- 
nem Tarifvertrag richten. Die grundsätzli- 
che Regelung der Gleichbehandlung zwi- 
schen Stamm- und Leiharbeitnehmern 
stellt sicher, dass Drehtüreffekte vermie- 
den werden. Schließlich muss der Gefahr 
begegnet werden, dass die Stammbeleg- 
schaften zugunsten der Leiharbeit ausge- 
dünnt werden. Deshalb wurde zudem die 
Regelung geschaffen, dass die PSA grund- 
sätzlich kein Entgelt vom Arbeitsamt er- 
hält,wenn eine Entleihung an einen frühe- 
ren Arbeitgeber des Arbeitslosen erfolgt. 
Die Branche der Leih- und Zeitarbeit wird 
die kommenden Monate nutzen, um zu- 
sammen mit  den Gewerkschaften geeig- 
nete tarifvertragliche Regelungen zu fin- 
den,die natürlich auch Sonderregelungen 
für bestimmte Arbeitnehmergruppen, wie 
etwa für Langzeitarbeitslose, enthalten. 
Nur so können sie den strengen Regeln im 
Gesetz ausweichen. Die Gewerkschaften 
erhalten auf diese Weise Gestaltungs- 
möglichkeiten. Von den konkreten tarif- 
vertraglichen Regelungen wird abhängen, 
ob es gelingt, die Zeitarbeit in Deuschland 
erheblich auszuweiten und Wege in Be- 

s c h ä f t i g u n g  
auch für schwie- 
riger zu vermit- 
telnde Arbeit- 
nehmer zu eroff- 
nen. 
Die Erfahrung 
zeigt, dass Leih- - I arbeit nicht sel- 
ten in ein festes 
Arbeitsverhältnis 
mündet. Zudem 

SPW analysiert die Veran- I giltes,das unaus- 
1 derungen i m  modernen 

Kapitalismus und zieht 
daraus Konsequenzen für 

die reformpolitische Praxis. 

s ~ w  steht für die Verstan- 

In spw publiziert das schaft zu entwi- 
Forum DL21. cke1n.E~ bleibt zu 

geschöpfte Po- 
tential nicht be- 
setzter offener 
Stellen zu nutzen 
und ein attrakti- 

digung radikalreforme- 
rischer Kräfte aus dem - Umfeld von SPD, Grünen 

und PDS. 

I hoffen, dass dies 

ves Mittel zum 
Abbau des riesi- 
gen Uberstun- 
denberges in un- 
serer Volkswirt- 

mit dem jetzigen 
Instrumentarium 
gelingen kann. 
Die Arbeitgeber 
haben nunmehr 
eine Moglichkeit 
risikoarm (Kundi- 
g u n g s s c h u t z )  
und flexibel, vor- 
handene Arbeit 
uber die PSA zu 
Arbeitsplatzen 

zu machen und die Arbeitnehmer bleiben 
unter tarifvertraglichen Bedingungen. 

Ein System neuer Instrument 
Daneben enthält die Reform eine ganze 
Reihe neuer Instrumente,die über Zuschüs- 
se und günstige Kreditvergaben helfen sol- 
len Arbeitslose in Arbeit zu führen. Es sind 
Regelungen vorgesehen, um Mitnahme- 
und Substitutionseffekte zu verhindern. Es 
wird zu prüfen bleiben,ob diese hinlänglich 
sind. 
Gleichzeitig wird allerdings auch die Mög- 
lichkeit geschaffen, befristete Einstellungen 
bereits ab dem 50. Lebensjahr vornehmen 
zu können. Ob dies allerdings tatsächlich 
geeignet ist, Einstellungen älterer Arbeit- 
nehmer zu befördern, kann durchaus kri- 
tisch gesehen werden. Wenn keine zusätzli- 
chen Beschäftigungschancen entstehen, 
stellt diese Lockerung des Kündigungs- 
schutzes einen zu hohen Preis dar. 

Qualifizierte Weiterbildung 
Auch die Qualität der Weiterbildung soll 
verbessert und stärker auf den ersten Ar- 
beitsmarkt ausgerichtet werden. Durch eine 
Zertifizierung durch unabhängige Agentu- 
ren und durch die Stärkung des Wettbe- 
werbs (wie etwa durch Bildungsgutscheine) 
können positive Effekte erwartet werden. 
Der DGB weist in seiner Stellungnahme zu 
recht auf den unübersichtlichen Wildwuchs 
im Bildungssektor hin. Wir brauchen einen 
umfassenden und effizienten Bildungssek- 
tor um Arbeitslosigkeit zu vermeiden und in 
Arbeit zu qualifizieren. 

Verschlechterte Leistungen bei der Ar- 
beitslosenhilfe 
Im Bereich der Bundesanstalt und im Bun- 
deshaushalt sind Kostenkonsolidierungen 
in Höhe von fast 6 Mrd. Euro vorgesehen. 
Beitragserhöhungen und zusätzliche Neu- 
verschuldung sollen vermieden werden. Es 
i s t  bereits für 2003 kein Zuschuss zur Bun- 
desanstalt für Arbeit mehr vorgesehen. Um 
dieses Ziel zu erreichen sind auch Kürzun- 
gen des Leistungsumfangsfür Arbeitslose in 
Höhe von 2,48 Mrd. Euro im ersten Jahr vor- 
gesehen. 
Die Begrenzungen im Bereich der Arbeitslo- 
senhilfe sind sozialpolitisch nicht zu recht- 
fertigen. Der DGB kritisiert zu recht, dass 
hiermit eine Gruppe betroffen ist,die bereits 
heuteam Existenzminimum lebt. So wird die 
Leistungshöhe bei 80 %der Empfänger von 
Arbeitslosenhilfe mit unter 600 Euro ange- 
geben. Durch die vollständige Zusammen- 
legung der Sozial- und Arbeitslosenhilfe 
2003 entsteht hier neuer Handlungsbedarf. 
Mit der jetzigen Regelung ist die Richtung 
festgelegt. Für die Betroffenen sind bereits 
die jetzigen Einschnitte eine erhebliche sozi- 
ale Belastung. Sie sind daneben auch aus 
verteilungs- und konjunkturpolitisch Grün- 
den zu kritisieren. Forum DLZI 

dem niedrigsten Beitragssatz und Investitio- 
nen, wie Präventionsprogramme für chro- 
nisch Kranke, kosten jetzt und sparen erst 
später - wer weiß für wen! 
Die unerwünschten Auswüchse dieses 
,,elastischen" Systems schaffen of t  neue 
Probleme, die dann ihrerseits durch weite- 
re gesetzliche Vorschriften und Korrektu- 
ren nachgebessert werden müssen. Was 
bleibt, ist ein wachsender administrativer 
Wust bei allen Beteiligten. Qualitätssiche- 
rungsgesetze, morbiditätsorientierte Risi- 
kostrukturanpassungsgesetze, Beitrags- 
stabilitätssicherungsgesetze und Anderes 
bleiben jedoch Flickwerk. 
Jeder formalisierte Qualitätsnachweis 
muss nicht nur gemessen und dokumen- 
tiert werden, er soll dann anschließend 
durch spezialisierte Kassenmitarbeiter na- 
türlich auch gelesen und ausgewertet 
werden. Die Verwaltungskosten bei den 
Krankenkassen schlucken hierdurch 
immer größere Beitragsanteile während in 
den Praxen und Krankenhäusern den Ärz- 
tinnen und Pflegern angesichts der Be- 
richts- und Formularflut die Freude an der 
Arbeit vergeht. 
Aber nicht den vielen tüchtigen Kassen- 
managern muss dieses Drama zum Vor- 
wurf gemacht werden, sondern dem Ge- 
setzgeber, der diese endlose Geschichte 
inszeniert und den Akteuren ihre Rollen 
zuweist: Ärzte und Kassen - jeder gegen 
jeden! Patienten bleiben Statisten und die 
Versicherten schauen zu und zahlen teu- 
ren Eintritt. 
Es ist ein Trauerspiel, doch für die gesetzli- 
chen Krankenkassen im Wettbewerb um 
gut zahlende Versicherte und um 
möglichst geringe Ausgaben gilt in Bezug 
auf notwendige strukturelle Veränderun- 
gen unter den gegebenen Rahmenbedin- 
gungen: Wer sich zuerst bewegt verliert! 
Es wird aber höchste Zeit, dass sich etwas 
bewegt! 
Die Krankenkassenbeiträge steigen der- 
zeitig vor allem aufgrund wachsender Arz- 
neimittelausgaben. Sie scheinen beson- 
ders mit sogenannten medizinischen In- 
novationen immer weiter unter Druck zu 
geraten. Das ist befremdlich, denn prinzi- 
piell gilt auch im Bereich von Dienstleis- 
tungen die Regel, dass technische Neue- 
rungen die Produktivität steigern und so- 
mit die Kosten senken. Nicht so in der Me- 
dizin in Deutschland: Das Neue wird über- 
teuert angeboten und das Alte trotzdem 
noch so lange wie möglich gleichzeitig 
verkauft. 
Über 50.000 Arzneimittel in Deutschland, 
darunter zahlreiche patentgeschützte und 
deshalb weit überteuerte Scheininnovati- 
onen ohne echten Zusatznutzen (Weshalb 
legt eigentlich keine Kasse Widerspruch 
gegen solche,,Erfindungen" beim Patent- 
amt ein?) sowie sinnlose oder gar gefährli- 
che Doppeluntersuchungen, oder Diag- 

nostik ohne therapeutische Konsequen- 
zen verursachen schädliche Nebenwirkun- 
gen und Mehrausgaben in Milliardenhö- 
he. 
Das alles wird von unseren gesetzlichen 
Krankenkassen zulasten der Beschäftigten 
und der Lohnnebenkosten mit kaum spür- 
barem Widerstand immer wieder hinge- 
nommen und bezahlt. 
Es i s t  genug Geld im System - mehr als in 
jedem anderen europäischen Land - und 
dieses Geld i s t  Macht! Warum wird diese 
Macht nicht wie sonst marktgerecht und 
üblich eingesetzt, um das Benötigte ge- 
meinsam, möglichst preisgünstig und von 
optimaler Qualität einzukaufen? Weshalb 
wird der Einkauf nicht rationeller gestaltet, 
indem sich die Kassen weit mehr als bisher 
zusammenschließen? Das würde nicht nur 
Verwaltungskosten bei den Kassen sparen, 
sondern auch zu einemr für die Kranken 
und die Versicherten gleichermaßen vor- 
teilhaften Konzentration auf das Gute und 
Sinnvolle führen können. 
Durch gesetzliche Privilegierung lässt 
sich hier wie in  Ländern mit  staatlichem 
Gesundheitswesen das Versichertenmo- 
nopol auch nach europäischem Recht ab- 
sichern und i m  öffentlichen Interesse 
nutzbar machen. Dieser Trumpf sollte ge- 
genüber den Anbietern endlich ausge- 
spielt werden um das zu gewinnen, was 
die Hilfsbedürftigen in  der Versicherten- 
gemeinschaft wirklich benötigen! Nicht 
mehr und nicht weniger! 
Es gilt, die Nachfrageseite, die Solidar- 
gemeinschaft gegenüber den Anbietern 
zu stärken! Die paralysierende Angst der 
Politikerinnen und Politiker vor dem Tot- 
schlagargument ,,EinheitskasseU wirkt 
angesichts des gesamteuropäischen 
Szenarios vorgeschoben und standort- 
schädigend! Ein stärkeres gemeinsames 
Auftreten der zersplitterten Solidargem- 
einschaft wird nunmehr auch bei uns zu 

einer zwingenden gesundheitspoliti- 
schen und volkswirtschaftlichen Not- 
wendigkeit. Wir können uns einen Wett- 
bewerb der Käufer - wie man ihn sonst 
nur bei Auktionen kennt - nicht mehr 
leisten. Er treibt tendenziell die Kosten in 
die Höhe ohne die Qualität der einge- 
kauften Waren bzw. Leistungen zu ver- 
bessern. 
EineTrendwende ist durch den Gesetzge- 
ber so schnell wie möglich einzuleiten. Die 
Politik sollte sich nicht weiter mit gesetzli- 
chem Flickwerk oder mit Ersatzvornahmen 
zum Büttel machen lassen. Durch eine 
Strukturreform der Krankenkassen müs- 
sen dezentralisierte, kompetente und 
schlagkräftige Zusammenschlüsse,die mit 
der notwendigen Gestaltungs- und Bud- 
getverantwortung ausgestattet sind, ge- 
schaffen werden. 
Alle Kassen sollten gesetzlich verpflichtet 
werden, sich zu jeweils einer Arbeitsge- 
meinschaft auf Landesebene zusammenzu- 
schließen. Sie sollten hier mit Ihrem ge- 
meinsamen Budget als Einkaufsgemein- 
schaft die Nachfrageseite stärken. Dazu ge- 
hört eine gemeinsam getragene Vertrags- 
agentur, welche mit großer Fach- und De- 
tailkenntnis dafür sorgt, dass erwünschte 
Versorgungsstrukturen und Leistungen de- 
finiert und ausgeschrieben werden. Hier 
können auch regionale Unterschiede be- 
rücksichtigt und gute Angebote genutzt 
bzw. angereizt werden. 
Die im Lande aktiven gesetzlichen Kassen 
sind im Vorstand dieser Arbeitsgemein- 
schaft vertreten. Die bisher bundesweit or- 
ganisierten Kassen haben Ihre Strukturen 
zu verändern und wie derzeit z.B. die AOKs 
als Gebietskassen präsent zu sein. Die Kas- 
senaufsicht sollte für alle Kassen jeweils 
auf Landesebene stattfinden. Die Bundes- 
ebene hätte dann die Funktion, spezielle 
neue Produkte, interregionale Best Prak- 
tice- oder Benchmarkingverfahren (Ver- 
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Vorwärts - und nicht vergessen ... ! 
Strukturreform der gesetzlichen Krankenversicherung 

von Wolfgung Wodurg 

Das gemeinsame Interesse aller 
gesetzlich Krankenversicherten und aller 
Arbeitgeber an möglichst effizienten 
Strukturen ohne Über- oder Unterversor- 
gung und bester Kooperation im Sinne al- 
ler Hilfsbedürftigen wird von den hierfür 
zuständigen etwa 370 gesetzlichen Kran- 
kenkassen nicht ausreichend wahrgenom- 
men. 
Obschon politisch erwünscht und gesetz- 
lich weitgehend ermöglicht, entstehen 
keine neuen Leistungselemente und 
Strukturen, mit denen die Effizienzreser- 
ven unseres Gesundheitswesens für Versi- 
cherte und Kranke endlich mobilisiert wer- 
den könnten. 
Die Nachfrageseite, das gemeinsame Inte- 
resse der Solidargemeinschaft aller Versi- 
cherten, i s t  im Kassenwettbewerb zersplit- 
tert! 
Vom Gesetzgeber werden auf öffentlichen 
Druck immer wieder detaillierte Vorschlä- 
ge ausformuliert und mühsam durchge- 
boxt, weil die Krankenkassen, obwohl 
Sachwalter der Versicherteninteressen, 
wichtige strukturelle Veränderungen mit  
ihrer zersplitterten Marktmacht entweder 
gar nicht erst entwickeln oder zumindest 
nicht umsetzen. 
Selbst unstrittig sinnvolle und bereits ge- 
setzlich abgesegnete Elemente werden 
nicht praktisch in Angriff genommen.,,lnte- 
grierte Versorgung",,,systematische Präven- 
tion",,,Positivlisten", Preisverhandlungen für 
Arznei- oder Hilfsmittel oder das internati- 
onal bewährte,,Hausarztmodell",alles Mög- 
lichkeiten, die mühsam mit oder ohne Zu- 
stimmung des Bundesrates über die ge- 
setzlichen Hürden gebracht wurden, wer- 
den verschleppt oder einfach ignoriert. 
Jede der etwa 370 deutschen Krankenkas- 
sen rechnet erst einmal mit einschlägiger 
Software durch, wie sich eine neue Maß- 
nahme, ein Strukturvertrag, ein Präventi- 
onsprogramm oder eine Reha-Vereinba- 
rung auf ihr Beitrags- und Morbiditätspro- 
fil und damit auf ihre finanzielle Wettbe- 
werbssituation auswirken würde. Und weil 
jede Kasse um ihr Überleben kämpft, kann 
sie tendenziell nur solchen Maßnahmen 
zustimmen, die ihr Wettbewerbsvorteile 
eröffnen. 

Dr. Wolfgang Wodarg, Md6 (SPD), Flensburg, Mi1 
Sicherung 

Zum Wettbewerb um Versicherte mit  gu- 
tem Einkommen und geringem Krank- 
heitsrisiko gezwungen, wäre eine Kran- 
kenkasse zur Zeit,,mit dem Klammerbeutel 
gepudert", wenn sie im Vertrauen auf ei- 
nen irgendwann gerechteren Risiko- 
strukturausgleich sich besonders intensiv 
um die Versorgung chronisch hilfsbedürf- 
tiger,,,teurerUVersicherter kümmern würde 
(vgl. Paetow, spw 125, S. 17-21). 
Jede Kasse, die sich z.B. der Kranken mit 
Multipler Sklerose (MS) besonders annäh- 
me,würde nach kurzer Zeit hierfür finanzi- 
ell abgestraft, weil natürlich auch MS- 
Kranken aus anderen Kassen zu ihr wech- 
seln würden, um ein optimiertes Case Ma- 
nagement für sich zu nutzen. 
Noch ein Beispiel: Die Rheuma Liga bietet 
ihren Mitgliedern ein kostengünstiges 
Funktionstraining an, welches bisher von 
fast allen Kassen mitfinanziert wurde. Eini- 
ge Ersatzkassen, wie z.B. die DAK verwei- 
gern jetzt die Kostenübernahme, sodass 
die dort versicherten Rheumakranken, 
wenn sie nicht aufwendige Widerspruchs- 
und Klageverfahren durchstehen wollen, 
in jene Kassen wechseln, die diese not- 
wendigen Maßnahmen verantwortungs- 
bewusst aber wettbewerbswidrig weiter- 
tragen. Kein Risikostrukturausgleich wür- 
de das besondere Engagement dieser Kas- 
sen belohnen. 
Heute werden nach Aussagen vieler 
Selbsthilfeverbände immer häufiger sogar 
notwendige Leistungen bei chronisch 
kranken Versicherten abgelehnt. Die ab- 
lehnende Kasse profitiert hiervon in jedem 
Fall: Ein Widerspruchsverfahren entmutigt 
viele Patienten, streckt die Ausgaben und 
fördert damit die Liquidität. Kommt es,wie 
im Falle der Rheumakranken, gar zum Kas- 
senwechsel der enttäuschten Mitglieder, 
wäre das aus der derzeitigen Wettbe- 
werbsperspektive ein Glücksfall für die ab- 
gebende Kasse. 
Der bisher von der rot-grünen Koalition 
geplante morbiditätsbezogene Risiko- 
strukturausgleich nimmt das Rosinenpi- 
cken durch die Krankenkassen als gege- 
ben hin und versucht durch aufwendig zu 
ermittelnde Risikoprofile des jeweiligen 
Versichertenklientels ein finanztechni- 

glied im Ausschuss für Gesundheit und soziale 

sches Nachbessern zu ermöglichen. Das 
bläht die Verwaltungsapparate auf allen 
Seiten auf und erfreut höchstens die An- 
bieter von spezieller Versicherungssoftwa- 
re. Außerdem bietet jedes erfasste Morbi- 
ditätsmerkmal Ansatzpunkte für weitere 
Diskriminierungen. Die Einschätzung der 
Morbidität ist eigentlich systemfremd in  
einer Solidargemeinschaft, die bisher nur 
darauf geachtet hat, wie viel Beiträge ein 
einzelnes Mitglied zahlen muss, damit 
jedeljeder die ggf notwendige Versorgung 
in möglichst guter Qualität erhalten kann. 
Solidarisch kann unsere GKV nur bleiben, 
wenn vor allem das Wohlergehen der hilfs- 
bedürftigsten Versicherten, das heißt der 
armen chronisch Kranken wichtigster Indi- 
kator für die Qualität unserer Versorgung 
ist. 
Der Karren der GKV steckt tief im Dreck 
ehrgeiziger Partikularinteressen. Die Kas- 
sen als Vertreter der Versicherten- und 
der Patienten sollten mi t  ihrer geballten 
Beitragsmacht die Kraft haben, ihn 
wieder flott zu machen. Sie sind jedoch 
derzeit im Wettbewerb gelähmt, ihnen 
fehlen die notwendigen Strukturen,Ver- 
antwortlichkeiten und Anreize um ohne 
dauernde staatliche Interventionen das 
Richtige für alle Versicherten und Patien- 
ten zu tun. 
Die von der SPD aus dem Kassenwettbe- 
werb,,herausgenommenen" Disease-Ma- 
nagement-Programme erscheinen ange- 
sichts dieser Zusammenhänge als ein 
,,SchrittchenU in die richtige Richtung. 
Als Element des Risikostrukturausglei- 
ches sind sie jedoch administrativ nur 
recht aufwendig umzusetzen. Deshalb 
werden sie von fast allen Beteiligten 
mehr widerwill ig bzw. halbherzig oder 
gar nicht vorangebracht. Ihnen droht 
vermutlich ein gleiches Schicksal wie der 
,,Integrierten Versorgung" oder dem 
,,Hausarztmodell". 
Existierende Modell-Inseln und Vorzeige- 
Projekte erscheinen im derzeitigen Wettbe- 
werbsszenario mehr als Alibis zum Verber- 
gen einer systematischen Verweigerung, als 
Feigenblätter einzelner Kassen angesichts 
hoher politischer Erwartungen. Präventions- 
angebote nützen als Marketing-Instrument 
zum Einfangen junger Besserverdienender. 
Investitionen, die nicht zeitnah zu beitrags- 
entlastenden Effekten führen, schwächen 
die Kasse im Wettbewerb. Die Versicherten- 
ströme folgen derzeit fast ausschließlich 

Von Clement zu Steinbrück: 
Chancen für eine neue Politik? 
Zur Lage der NRW-SPD 

Von Burburu König, Dietmar Köster 

Ein Lichtblick im tristen Mei- verteilung hat sich zunehmend ungleich Zusammenhalts in der Gesellschaft orien- 
nungsbild der SPD geht von NRW und Nie- entwickelt: 1998 verfügten zehn Prozent tiert. Der neue Landesvorsitzende stand 
dersachsen aus: Eine lange von der Partei- der reichsten Hauhalte in Deutschland vor der nicht leichten Aufgabe, die refor- 
linken geforderten Abgabe für hohe Ver- über gut die Hälfte (50,4 Prozent) des ge- mierte Landes-SPD handlungsfähig zu 
mögen zur Finanzierung von Bildungsauf- samten Nettogeldvermögens, 1993 be- machen, denn nach harten innerparteili- 
qaben und drinqend erforderlichen Inves- trug dieser Anteil noch 46,4 Prozent. 
Gtionen in den Gemeinden wollen die AU& wenn es höchst unsicher ist, ob die 
beiden Landesregierungen in den Bun- lnitiative angesichts der konservativen 
desrat einbringen. Die Erbschaftssteuer Mehrheiten im Bundesrat erfolgreich ist, 
soll NRW 1,5 bis 1,7 Milliarden Euro in die trägt sie dazu bei, politische Konturen ge- 
Kasse bringen, für Niedersachsen geht genüber dem politischen Gegner zu 
man von 700 Millionen Euro aus. schärfen.Zudem kann diese lnitiative auf 
Sicherlich gäbe es auch hier im Detail An- die Unterstützung der Mehrheit der Be- .., 
lass für Kritik, allerdings stimmt die Stoß- völkerung rechnen.ln der Partei findet die 'r; 
richtung und die Logik: Notwendig ist ein Vermögenssteuer große Unterstützung. 

Leider bleibt die Bundespartei eher zöger- 
lich und stützt das sinnvollevorhaben nur 

Barbara König 

wirtschaft- und finanzpolitischer Kurs- 
wechsel,der zum einen die Einnahmensei- 
te des Staates durch eine höhere Belas- 
tung des Kapitals und der Besserverdie- 
nenden verbessert. Zum andern wird die 
öffentliche Nachfrage gestärkt, indem In- 
vestitionen der Gemeinden angestoßen 
werden. Darüber hinaus ist die Vermö- 
genssteuer aus Gründen der sozialen Ge- 
rechtigkeit geboten, denn dievermögens- 

unzulänglich. Notwenig ist eine politisch 
zugespitzte Kampagne in einem breiten 
gesellschaftlichen Bündnis mi t  den Ge- 
werkschaften und anderen sozialen Bewe- 
gungen für die Vermögenssteuer, die als 
Teil einer Gesamtstrategie einen Politik- 
wechsel einläutet, der eine expansive an- 
tizyklische Finanzpolitik stärkt, um die 
Binnennachfrage zu stärken. 
Ist die lnitiative zur Vermögenssteuer nun 
ein Anzeichen für eine neue Politik in 
NRW, nachdem Wolfgang Clement sein 
Amt als Ministerpräsident an Peer Stein- 
brück abtrat, um als Wirtschafts- und Ar- 
beitsminister der Superman in  der Bun- 
desregierung zu werden? 
Die Wahl Peer Steinbrücks zum neuen Mi- 
nisterpräsidenten hat in der Planung der 
NRW-SPD einiges durcheinander gewor- 
fen: Für die Nachfolge Clements als Minis- 
terpräsident war mittelfristig der Landes- 
vorsitzende der Partei und jetzige Arbeits- 
und Wirtschaftsminister in NRW, Harald 
Schartau, vorgesehen. Als ehemaliger IG- 
Metall-Bezirksleiter und von Franz Münte- 
fering im Jahre 2001 zu seinem Nachfol- 
ger als Landesvorsitzenden erkoren, ge- 
nießt Schartau in der Partei große Sympa- 
thien, da man ihm noch am ehesten zu- 
traut, eine sozialdemokratische Politik in 
NRW zu realisieren, die sich an den Prinzi- 
pien der sozialen Gerechtigkeit, der ge- 
sellschaftlichen Erneuerungen und des 

Barbara König, Bonn, und Dietmar Köster, Wetter, sind Mitglied im SPD-Landesvorstand 

Dietrnar Köster 

chen Auseinandersetzungen,die zur orga- 
nisationspolitischen Stärkung der Landes- 
ebene führte und die Bezirke - besonders 
das traditionsreiche Westliche Westfalen - 
in ihrem Einfluss zurechtstutzte, standen 
sich unterschiedliche Lager gegenüber. Er 
stand allerdings für das Amt des Minister- 
präsidenten nicht zur Verfügung, da er 
kein Landtagsmandat besitzt, was nach 
der Verfassung in NRW Voraussetzung ist, 
um Chef der Landesregierung zu werden. 
So musste eine andere Lösung gefunden 
werden. Innerhalb kürzester Zeit schwör- 
te die Spitze der Bundes- und Landespar- 
tei die Genossinnen und Genossen in 
NRW auf den ehemaligen Finanzminister, 
Peer Steinbrück, ein. Es gab dabei doch 
einiges Bauchgrimmen, da er als Finanz- 
minister mit seinem rigiden Sparkurs öfter 
auf den Widerspruch in  der Partei stieß. 
Zuletzt gab es eine Lehrstunde in  inner- 
parteilicher Demokratie bei der geplanten 
Einführung von Studiengebühren. Der 
von dem Kabinett vorgesehenen Aderlass 
der Studierenden führte nicht nur zu mas- 
siven Protesten an den Universitäten in 
NRW, sondern wurde nach heftiger inner- 
parteilicher Debatte auf einer Landesaus- 
schusssitzung von der Partei mehrheitlich 



abgelehnt. Als jetzt noch bei einer Anhö- 
rung im Landtag verfassungsmäßige Be- 
denken laut wurden, mussten die Pläne 
vom Tisch genommen werden. Jetzt steht 
eine Debatte um die Einführung von Stu- 
dienkonten bevor. 
Die Leitlinien seiner künftigen Politik hat 
der neue Ministerpräsident in der Regie- 
rungserklärung,,Konzentration der Kräfte" 
formuliert. Deutlich wird eine höchst 
nüchterne Beschreibung von Problemen, 
die von den Bürgerlnnen nicht nur ,,An- 
passung", sondern auch ,,Verzichtu erfor- 
dern. Vor dem Hintergrund geschätzter 
Einnahmeausfälle für das Jahr 2003 über 
Ca. 1,5 Milliarden Euro netto werden wei- 
tere Sparvorhaben und die Verbesserung 
der Einnahmeseite angekündigt. Obwohl 
die,,konjunkturell negativen Effekte sin- 
kender Investitionsmöglichkeiten" durch 
die Konsolidierungsmaßnahmen der öf- 
fentlichen Haushalte benannt werden, 
bleibt diese Erkenntnis folgenlos. Die For- 
derung nach einer antizyklischen expan- 
siven Finanzpolitik zum Gegensteuern der 
labilen wirtschaftlichen Entwicklung 
sucht man vergeblich. 
Für die zentrale Aufgabenstellung der Be- 
kämpfung der Arbeitslosigkeit bleiben die 
Ausführungen zum Bereich ,,Wirtschaft 
und Arbeit" im Kern auf zwei Elemente be- 
grenzt: Erstens steht die Umsetzung der 
Vorschläge der Hartzkommission im Vor- 
dergrund; einschließlich der unsäglichen 
.Ich AG", mit der eher eine neue Form der 
Scheinselbständigkeit gefördert wird. 
Zweitens soll der Mittelstand gestärkt 
werden. Auch hier ist man weit von einer 
Strategie entfernt, die durch Wachstum 
des nachgefragten Arbeitsvolumens und 
einer Umverteilung der vorhanden Arbeit 
mehr Arbeitsplätze schafft. Harald Schar- 
tau wird als zuständiger Minister, der das 
Wirtschaftsministerium von Ernst 
Schwanhold zusätzlich übernimmt, vor 
der Schwierigkeit stehen, mi t  diesen un- 
zureichenden Instrumenten, die Arbeits- 
losigkeit senken zu müssen. 
Ärgerlich ist die Behandlung des Themas 
Alter in der Regierungserklärung: Der de- 
mographische Wandel wird als Bedro- 
hungsszenario für die sozialen Versiche- 
rungssysteme beschrieben. Auch wenn 
dies unisono so geschildert wird, ist es 
falsch. Die entscheidenden Grundlagen 
für die Finanzierbarkeit des Sozialstaates 
bleiben die wirtschaftliche Leistungs- 
kraft und die Produktivkraftentwicklung 
und nicht der Altersstrukturwandel. Die 
Chancen einer Gesellschaft des langen 
Lebens bleiben fast völlig ausgeblendet. 
Lediglich das ehrenamtliche Engage- 
ment wird erwähnt. Wenn dann noch 
fälschlicherweise statt von der Landes- 
seniorenvertretung vom Landessenioren- 
rat die Rede ist, bleibt dies mehr als be- 
dauerlich. 
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Positive Entwicklungsszenarien eröffnen 
sich möglicherweise in der Bildungspoli- 
tik. Die in den Medien für alle möglichen 
Mängel und Schwierigkeiten der Bil- 
dungspolitik herhaltende Gaby Behler 
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machte den Weg frei für eine Umstruktu- 
rierung im neuen Kabinett. Ute Schäfer 
wird als neue Ministerin die Aufgaben für 
Jugend, Kinder und Schule bündeln. Han- 
nelore Kraft wird Wissenschafts- und For- 
schungsministerin. Die hinlänglich be- 
kannte Misere in der Schulpolitik soll vor 
allem durch den Ausbau von Ganztags- 
schulen, besonders in der Primarstufe, 
bekämpft werden. Dies fügt sich sinnvoll 
in das 4-Milliarden-Euro-Programm der 
Bundesregierung ein. Allerdings scheint 
es nötig, dies auch finanziell auf Länder- 
ebene zu unterfüttern. Dazu ist die oben 
beschriebene Vermögenssteuer ein sinn- 
volles Instrument. Darüber hinaus sollen 
zusätzliche Lehrerstellen geschaffen wer- 
den. 
Die Landes SPD hat mit der Bildungspoli- 
tik in einem zentralen Politikfeld der Zu- 
kunft die politische Initiative ergriffen. 
Diesmal gehen die Impulse nicht von der 
Ministerialbürokratie aus.Vielmehr hat am 
30.1 1. ein Bildungskongress der Landes- 
partei stattgefunden, der von über 500 
lnteressierten besucht wurde. Sieben Ar- 
beitsgruppen haben Papiere zu unter- 
schiedlichen Themen der Bildungspolitik 
entwickelt, um bis zum Sommer des 
nächsten Jahres auf einem ordentlichen 
Landesparteitag zu einer Positionsbestim- 
mung zu kommen. So besteht die Mög- 
lichkeit, in einer breiten gesellschaftlichen 
Debatte das Thema öffentlichkeitswirk- 
Sam zu besetzen und zu ausgereiften Kon- 
zepten zu kommen,die nicht an Einzelfra- 
gen und bei Schnellschüssen hängen blei- 
ben. 
Neue Akzente setzte das Steinbrück-Kabi- 
nett bei der Diskussion um den Metrora- 
pid und die künftige Entwicklung des 
Ruhrgebiets. Die Landesregierung hat 
wohl geschlossen mit seinem Regierungs- 
Partner, den Grünen, betont, dass die Ma- 
gnetschwebebahn für die Zukunft eine 
wichtige Bedeutung für die industriepoli- 
tische Entwicklung hat. SPD-Fraktionsvor- 
sitzender Edgar Moron gab aber schon 
mal kund: Wenn der Bund die Finanzmit- 
tel nicht bereitstellt,,,wäre das Projekt zu 
Ende". Da zentralen Fragen, wie zum Bei- 
spiel die Finanzierung durch private Inves- 
toren,noch nicht geklärt sind und die ver- 
kehrspolitischen Bedenken bleiben, ist die 
Zukunft dieses ,,Leuchtturmprojektes" 
vage. 
Auch für die künftige Ruhrgebietspolitik 
werden die Weichen verbandsorganisato- 
risch anders gestellt. Hatte der frühere Mi- 
nisterpräsident dem Kommunalverband- 
Ruhr (KVR) noch die Projekt-Ruhr GmbH 
des Landes zur Förderung regionalpoliti- 

scher Vorhaben entgegengestellt, so ist 
jetzt die SPD in NRW zu einer Position ge- 
kommen, die den KVR wieder politisch 
stärkt und ihm eine größere Handlungs- 
kompetenz für die künftigen Planungen 
überträgt. Dies scheint durchaus sinnvoll, 
da das Ruhrgebiet im internationalen 
Wettbewerb der Regionen besser aufge- 
stellt sein und seine endogenen Entwick- 
lungspotentiale bündeln muss. Die Pro- 
jekt-Ruhr wird auch in Zukunft eine wich- 
tige Rolle spielen, indem in einem erneu- 
erten KVR Landes- und Kommunalinteres- 
Sen in Projekten gebündelt werden müs- 
sen. Allerdings scheint es kaum ein Be- 
wusstsein darüber zu geben, dass eine in- 
novationsorientierte Regionalpolitik im 
strukturschwachen Ruhrgebiet wie zum 
Beispiel in den Feldern der Werkstoffin- 
dustrie, der Energiewirtschaft und der 
Wissenschafts- und Weiterbildungspolitik 
auf die makroökonomische Stützung der 
Bundes- und Europaebene angewiesen 
bleibt. 
Zusammengefasst: Ein Politikwechsel in 
der Ära nach Clement war nicht zu erwar- 
ten und wird nicht eintreten. Nach wie 
vor wird eher einer technokratische Mo- 
derne, die der Soziologe Ulrich Beck 
einmal als erste Moderne bezeichnet hat, 
verfolgt, die den komplexen Herausfor- 
derungen der neuen Zeit nicht gerech.t 
wird.Allerdings gibt es neue Akzente und 
auch neue Gestaltungsspielräume für die 
SPD in NRW. Dabei sind als Zukunftsper- 
spektive die Fußballweltmeisterschaft im 
Jahre 2006 mit wichtigen Spielstätten in 
NRW und die Bewerbung der Rhein-Ruhr- 
Region für die Austragungen der Olympi- 
schen Spiele im Jahre 2012 für die Sport- 
ler und lnteressierten wichtig, sie reichen 
allerdings gesellschaftspolitisch kaum. Es 
wäre Aufgabe der kritischen und linken 
Kräfte in der Partei ihre Vorstellungen ei- 
ner solidarischen Gesellschaft in Abgren- 
zung zum Neoliberalismus intellektuell 
und politisch zu bündeln. Das Ziel wäre, 
von NRW aus einen Beitrag für überzeu- 
gendes Gesellschaftsprojekt zu entwi- 
ckeln, dass Antworten auf die wachsen- 
den individuellen und gesellschaftlichen 
Unsicherheiten findet, die auf einer Iän- 
gerfristigen Destabilisierung der Lohnar- 
beitsgesellschaft und ihrer sozialen Inte- 
grationskraft gründet und ihre Ursache 
in dem Umbau des Produktions- und So- 
zialmodells hat. Die Entwicklung einer 
übergreifenden Perspektive, welche die 
Sinnhaftigkeit der Politik der SPD im 
Ganzen unterstreicht, ist die Basis für die 
Zukunftskompetenz der SPD und ihre 
viel beschworene strukturellen Mehr- 
heitsfähigkeit. So könnte das rotgrüne 
Regierungsbündnis in  Berlin wirklich 
eine historische Epoche werden und kei- 
ne Episode. 
Wetter, Bonn 2.1 2.2002  FON^ ~ ~ 2 1  

(,,heute kommen auf einen Beitragszahler nur 
0,6 Rentner, im Jahr 2030 sind es 0,6 Rentner") 
auch gleich eine Verdoppelung der Belas- 
tung (,,der Beitragssatzsteigt auf40 %") abzu- 
leiten. Eine derartige Betrachtung wäre einer 
~äger-und-Sammler-Ökonomie angemes- 
sen, aber nicht dem entwickelten Kapitalis- 
mus. Entscheidend sind die gesellschaftliche 
Wertschöpfung und die Entwicklung der Er- 
werbstätigkeit (vgl. Hardach 1998). Gerade 
die demographische Entwicklung schafft die 
Möglichkeit,die Zahl der Arbeitslosen zu re- 
duzieren (was zu entsprechenden Einspa- 
rungen führt) und gleichzeitig insbesondere 
die Frauenerwerbsquote auszuweiten, so 
dass sich die Zahl der Erwerbstätigen nur 
unwesentlich reduziert. Auch die Enquete- 
Kommission,,Demographischer Wandel" des 
Deutschen Bundestages hat dies in ihrem 
Abschlussbericht deutlich herausgearbeitet. 
Steigende Sozialversicherungsbeiträge bedeu- 
ten nicht zwangsläufig eine reale Mehrbelas- 
tung. Der Zusammenhang von Beitragsstei- 
gerungen und Kaufkraftverlust is t  bereits 
oben für die letzten 20 Jahre dargestellt wor- 
den.Dies gilt auch und gerade für dieZukunft: 
Liegt die Lohnentwicklung oberhalb der 
Preissteigerung,~~ kann ein höherer Beitrags- 
Satz mühelos kompensiert werden,die Kauf- 
kraft steigt weiter. Ein 
nominales Ansteiqen 

erwerbsaktiven Generation erwirtschaftet 
werden. Da aber das,Entsparenl gerade dann 
stattfinden wird, wenn zahlenmäßig geringer 
besetzte Alterskohorten vorhanden sind, 
sinkt die Nachfrage,so dass es zu einem Wert- 
verlust des Kapitals kommt (vgl.zusammen- 
fassend Ganßmann 2000 und Bäcker 2002). 
Der Schwachpunkt des Ansatzes der,Generati- 
onengerechtigkeit' liegt darin,dass die Defini- 
tion von Gerechtigkeit nicht erfolgt bzw.diese 
stillschweigend mit intergenerationalerGerech- 
tigkeit - also dem Verhältnis von Alterskohor- 
ten zueinander - gleichgesetzt wird. Aus dem 
Blick gerät dabei,dass auch Fragen der intrage- 
nerationalen Gerechtigkeit - also der Verteilung 
von Lebenschancen innerhalb einer Altersko- 
horte -zu klären sind.Gerade die Auseinander- 
setzung mit dem Alterssicherungssystem bie- 
tet hier genügend Anlässe,z.B. 

die unzureichenden Verteilungsergeb- 
nisse,die vielfach trotz langjähriger Beitrags- 
zahlung Altersarmut nicht vermeiden, oder 

die schlechten Voraussetzungen, Er- 
werbstätigkeit und Kindererziehung 
miteinander zu vereinbaren und so ausrei- 
chende Rentenanwartschaften zu erwerben, 
oder 

die ungleichen Leistungen und Finanzie- 
rungsformen,die die verschiedenen Alterssi- 

cherungssysteme 
(Rentenversicherung, 

des Beitragssatzes i s t  Die LohnStückkosten sind Beamtenversorgung, 
damit nicht maßgeb- beru fss tänd ische 
lich für die Kaufkraft in Deutschland nicht nur Versorgungswerke 
der dann erwerbsakti- etc.) aufweisen. 
ven Generation, da sie 

am niedrigsten, sondern 
Diese Verletzung der 

die Einkommen der auch ihr Anstieg seit 1970 intragenerationaien 
Rentner-Generation Gerechtigkeit lässt 
ohne Konsumverzicht fällt in (West-)Deutschland sich nicht mit fehlen- 
finanzieren kann (vgl. am geringsten aus der intergenerationa- 
Bäcker 2002). Die An- ler Gerechtigkeit er- 
nahmen, die die Bun- klären; umgekehrt 
desregierung ihren Prognosen zu Grunde kann diese nicht hergestellt werden, ohne 
legt, gehen in dem mittleren Szenario von dass die intragenerationalen Probleme gelöst 
jährlichen Lohnsteigerungen von 3 % und ei- werden, da prekäre Einkommenssituationen 
ner Inflationsrate von 1,5 % aus. Bei diesen im Alter nur das geringe Einkommen in der 
plausiblen Annahmen ergäbe sich ein Zu- Erwerbsphase widerspiegeln (Bäcker 2002). 
wachs der Nettoreallöhne von etwa 50 % ge- Ebenso problematisch ist das rein monetäre 
genüber heute. Ein höherer Beitragssatz wäre Verständnis von (intergenerationaler),Genera- 
in der Zukunft ökonomisch leichter zu ver- tionengerechtigkeit', bei dem Bilanzen von 
kraften als ein geringerer heute! Vorleistung und späterer Leistung aufgemacht 
Eine kapitalgedeckte Alterssicherung ist auch werden. Für die Rente wird übersehen, dass 
von demographischen Veränderungen betrof- hier das Prinzip der,Teilhabegerechtigkeit1 gilt: 
fen. Dass Veränderungen im Altersaufbau der Ein Versicherter erhält Leistungen in der Höhe, 
Gesellschaft Auswirkungen auf ein umlagefi- die seiner Position im Einkommensgefüge 
nanziertes Rentensystem haben,isteinsichtig. während seines Erwerbslebens entsprechen, 
Vernachlässigt wird aber die simpleTatsache, wobei er durch die Dynamisierung der Rente 
dass auch ein Kapitaldeckungsverfahren von am Einkommensfortschriti tei1nimmt;ein Stan- 
diesen Veränderungen betroffen ist:Zum ei- dardrentner des Jahres 1970 hatte mit einer 
nen muss bei steigender Lebenserwartung Netto-Rente von Ca. 70 % des Netto-Einkorn- 
mehr angespart werden,da die Mittel für eine mens eines Durchschnittsverdieners die glei- 
längere Zeit reichen müssen. Ökonomisch che Einkommensposition wie der Standard- 
entspricht dies einer Beitragssatzsteigerung. rentner des Jahres 1990 oder 2000. 
Zum anderen findet das Ansparen nicht auf Ausgeblendet wird auch,dass im Interesse der 
dem Sparbuch statt,sondern die Gelder wer- nachwachsenden Generationen hierzu ein 
den produktiv investiert oder in Anleihen ge- umfassendesVerständnis von,Nachhaltigkeiti 
steckt;in beiden Fällen muss es von der dann gehört: Hierzu gehören eine intakte und mo- 

derne Infrastruktur und Umwelt (wozu jetzt In- 
vestitionen notwendig sind,die in einer mone- 
tären Generationenbilanz aber negativ zu Bu- 
che schlagen) und eine zivile Gesellschaft, in 
der Konflikte ohne Gewaltanwendung gelöst 
werden.(ln diesem Sinne wird auch in der ge- 
meinsamen Presseerklärung von JUSOS und 
dem Jugendverband der Bündnisgrünen ar- 
gumentiert.Vgl.weiter die,,lnitiative Generatio- 
nengerechtigkeit" junger SPD-Mitglieder: Im 
Internet unter www.mathias-brodkorb.de) 
Zudem kann der Versuch, sich jetzt für die 
vermeintlichen Interessen der Jüngeren ein- 
zusetzen, zum Rohrkrepierer geraten. Zu der 
Logik der,intergenerativen Generationenge- 
rechtigkeit' gehört es z. B, drastische Ein- 
schnitte in das Leistungsniveau der Renten- 
versicherung zu fordern. Leider ist deren Be- 
fürworterlnnen aber nicht klar, dass es die 
Generation der jetzt in das Erwerbsleben 
Eingetretenen ist, die hiervon vor allem be- 
troffen wäre:2030, an der Orientierungsmar- 
ke für die Diskussion eines akzeptablen Bei- 
tragssatzes darstellt, gehen - so das Renten- 
eintrittsalter nicht erhöht worden sein wird - 
die im Jahr 1965 Geborenen in Rente. Diese 
wären nicht nur gezwungen, eine eigene 
Vorsorge auf hohem Niveau zu betrieben, 
sondern sie müssten auch noch über Sozial- 
versicherungsbeiträge bzw.Steuern die Ren- 
tenanwartschaften der Bestandsrentner und 
der Zugangsrentner der nächsten Jahrzehn- 
te finanzieren, da diese keine Gelegenheit 
besitzen, anderweitig Vorsorge zu treffen - 
und Rentenanwartschaften unterliegen 
dem eigentumsrechtlichen Schutz des 
Grundgesetzes. An der Tatsache einer öko- 
nomischen Doppelbelastung für diese Ge- 
neration führt kein Weg vorbei.Auch die For- 
derung nach einer reduzierten bzw. ausge- 
setzten Rentenanpassung im nächsten Jahr 
belastet nicht nur die jetzigen Rentnerlnnen, 
da der Basiseffekt eines nicht erhöhten aktu- 
ellen Rentenwertes auch bei zukünftigen 
Rentenanpassungen nicht korrigiert wird. 
Es gilt weiterhin: Die Renten sind sicher - 
wenn die Bereitschaft besteht, das umlagefi- 
nanzierte System beizubehalten. Aus ökono- 
mischer Sicht spricht nichts dagegen,dass es 
zu zumutbaren Bedingungen für die künfti- 
gen Beitragszahlerlnnen finanziert werden 
könnte. Die beständige politischeThematisie- 
rung fördert aber die Unsicherheit und 
schafft damit ein Klima, in dem es zu gravie- 
renden Veränderungen kommen könnte.Ver- 
lieren würden die Angehörigen der jetzigen 
jüngeren Generation. SPW 6 ~ 0 0 2  
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Altersrenten 2001 auf 62,3 Jahre angestie- Die Langfristperspektive: Die Renten sind Steigende Sozialversicherungsbeiträge sind 
gen; bei allen Versichertenrenten (ein- weiterhin sicher - zumindest ökonomisch kein Hemmnis für die Entwicklung der Be- 
schließlich Erwerbsminderungsrenten) be- Immer mehr Versicherte verlieren das Ver- schäftigung. In der Erklärung wird davon 
trug der Wert noch 60,5 Jahre. Dies macht trauen in die künftige Leistungsfähigkeit der ausgegangen, dass bei dem,richtigeni Preis 
deutlich,dass die Anhebung des Rentenein- gesetzlichen Alterssicherung. Sie erwarten, der Ware Arbeitskraft ein Gleichgewicht zwi- 
trittsalters und die Abschläge bereits jetzt dass sie für ihre Beiträge keine akzeptable schen der nachgefragten und der angebote- 
die Rentenversicherung entlasten. Gegenleistung mehr erhalten werden. nen Arbeit herrsche. Störungen dieses 
Wenn trotzdem viele Versicherten diese Ein- Insbesondere Jüngere sehen einen Verstoß Gleichgewichtes mit der Folge der Unter- 
bußen in Kauf nehmen, so wird deutlich, gegen die ,Generationengerechtigkeitl, da beschäftigung drückten sich darin aus,dass 
welch hohe Belastung ältere Beschäftigte ihrer Generation durch die sozialen Siche- keine ,markträumenden Löhne' mehr zus- 
gegenwärtig erfahren bzw. wie gering ihre rungssysteme nur Lasten aufgebürdet wür- tande kämen; sozialstaatliche Absicherun- 
Chancen auf dem Arbeitsmarkt sind. Die den, während sie kaum noch Vorteile aus gen und tarifliche Mindestregelungen hät- 
nachfolgende Tabelle macht deutlich, wie diesem System ziehen könnten. ten die Arbeit derart verteuert, dass Arbeit- 
gravierend sich die Erwerbsbeteiligung in geber zu diesem Preis keine Arbeit nachfra- 
den jeweiligen Altersgruppen verändert hat. Paradigmatisch formulieren es die bünd- gen könnten. Die empfohlene Therapie 
(Die Rubrik ,Erwerbsbeteiligtel umfasst so- nisgrünen Abgeordneten: scheint daher simpel: Da hiernach nicht die 
wohl die ,Erwerbstätigent als auch die ,Er- ,,Die Stabilität der Rentenversicherung ist so- wirtschaftliche Entwicklung die Arbeits- 
werbslosen',also die als arbeitslos Registrier- wohl durch die Veränderungen in der Ar- nachfrage bestimmt, sondern umgekehrt 
ten., Um eineVergleichbarkeit im Zeitverlauf beitswelt, als auch durch die demographi- diese als das bestimmende Moment er- 
darzustellen, werden hier nur die Werte für sche Entwicklung bereits seit langem ge- scheint, gälte es,Arbeit zu verbilligen. Mittel 
Westdeutschland aufgeführt;im Querschnitt fährdet. Obwohl die Mängel hinlänglich be- hierzu sind nicht nur die Senkung der direk- 
zeigt der Ost-West-Vergleich im Jahr 2000 kannt sind, hat noch keine Regierung eine ten Lohnkosten, sondern auch die Reduzie- 
die gleiche Tendenz sowohl bei den Män- ausreichende Reformlösung umgesetzt. Zu rung der Sozialversicherungsabgaben.In der 
nern als auch den Frauen auf,wobei die Er- häufig wurde versucht, die Symptome an- Konsequenz dürften nicht nur die Lohnne- 
werbsbeteiligung in Ostdeutschland jeweils stelle der Ursachen zu beseitigen. Die Re- benkosten in die Kritik geraten, sondern es 
höher ist - mit Ausnahme der über 65jähri- form der Sozialversicherungssysteme muss müsste an der Höhe der Löhne selbst ange- 
gen,wo bei den Männern nur 23,6 % und bei diesen Herausforderungen gerecht werden. setzt werden - und genau dies meinen auch 
den Frauen nur 6,6 % dem Arbeitsmarkt zur Die Rentenreform der letzten Legislaturperi- diejenigen, die einen Niedriglohnsektor for- 
Verfügung stehen) ode war ein wichtiger Paradigmenwechsel dern. 
Die Erwerbsbeteiligung der Männer ist bei zu mehr Eigenverantwortung, bei gleichzei- Tatsächlich kann nicht davon gesprochen 
den Jüngeren deutlich zurück gegangen tiger Unterstützung der sozial Schwächeren. werden, dass die Höhe der Beiträge zu den 
und ist bei den 30- bis 55jährigen weitge- (..J Die Steigerung der Lohnnebenkosten ist Sozialversicherungen den Umfang der Ar- 
hend stabil. Danach erfolgt ein drastischer ein falsches wirtschaftliches Signal. Arbeit beitslosigkeit erklärt: Wie sonst ließen sich 
Rückgang In der Altersgruppe der 60- bis muss in unserem Land billiger werden. Die massive Ausfuhrüberschüsse und ein ent- 
65jährigen stand 1970 noch jeder Siebte Finanzierung des Rentenversicherungssys- sprechender Anteil am Weltexport erklären? 
dem Arbeitsmarkt zur Verfügung (und zwar tems muss daher langfristig noch stärker ka- Dass dies möglich ist, beruht darauf,dass im 
nahezu ausschließlich als Erwerbstätiger), pitalgedeckt sein." Wettbewerb nicht die Höhe des Lohnes oder 
während dies 2000 nur noch für jeden Drit- Derart konzentriert findet sich das neo-kon- der Lohnzusatzkosten relevant ist.Von Inter- 
ten zutraf (hiervon waren fast 10 % arbeits- servative Credo der Sozialstaatskritik selten. esse sind nur die Lohnstückkosten,die sämt- 
los). 
Bei den Frauen nahm zwar auch die Erwerbs- 
beteiligung der Jüngeren deutlich ab, doch 
hat sich die Erwerbsquote in allen anderen 
Altersgruppen deutlich erhöht - mit einer 
Ausnahme: Die ohnehin geringe Erwerbsbe- 
teiligung bei den über 60jährigen hat sich 
weiter reduziert: von 20,2 % auf 14,9 %. Das 
ist ein Rückgang um gut 25 %. 
Diese schlechten Arbeitsmarktbedingungen 

Aber: Jede einzelne 
Behauptung ist falsch. 
Diskussionen über die Die Forderunq nach einer 
demographischen Ver- 
änderunqen sind in der kurzfristigen Ghöhung der 
Bundesr~publik nicht Abschläge ist Z Y ~ ~ S C  h, da - 
neu, sondern werden 
seit einem 25 Jahren die älteren ~esihäftigten 
geführt.ln der Renten- keine freie Wahl haben. 
versicherung sind die 

liche Arbeitskosten 
beinhalten. Trotz der 
in Deutschland ho- 
hen Arbeitskosten er- 
geben sich niedrige 
Lohnstückkosten, da 
die Arbeitsprodukti- 
vität hoch ist. Die rea- 
len Lohnstückkosten 
sind dabei in  

drücken sich in den altersspezifischen Ar- Konsequenzen früh Deutschland nicht 
beitslosenquoten aus: In West- wie in Ost- und weitreichend gezogen worden: Durch nur am niedrigsten, sondern auch ihr An- 
deutschland ist die Arbeitslosenquote bei das - gemeinsam von Union und SPD - am stieg seit 1970 fällt in (West-)Deutschland 
den über 50jährigen mittlerweile höher als 9.1 1.1989 beschlossene Rentenreformgesetz am geringsten aus,während Großbritannien 
die Durchschnittsquote aller Beschäftigten; 1992 erfolgen die Rentenanpassungen seit und die USA - zwei Länder, die üblicherwei- 
jede zweite Person in dieser Altersgruppe ist 1992 nicht mehr nach der Bruttolohnentwick- se als wenig lohnkostenintensiv bezeichnet 
langzeitarbeitslos, während es bei allen Ar- lung,sondern nach den Nettolöhnen. Der für werden - die schlechtesten Werte erzielen. 
beitslosen ,nur1 30,3 % (West) bzw. 38,5 % die alte Anpassungsformel errechnete Bei- Die demographischen Veränderungen müs- 
(Ost) sind (Ende September 2002). Wer also tragssatzvon ca.35 %für 2030 konnteso auf- sen im Zusammenhang und in  ökonomischer 
möchte, dass Beschäftigte länger Beiträge unterstellte - 26 bis 28 % reduziert werden. Perspektive betrachtet werden. Die deutli- 
zahlen, muss hier ansetzen. Die Forderung Weitere Einschnitte unter der alten Bundesre- chen Veränderungen, die sich in den nächs- 
nach einer kurzfristigen Erhöhung der Ab- gierung sorgten dafür,dass der Anstieg weiter ten drei Jahrzehnten im Altersaufbau unse- 
schläge ist zynisch,da die Beschäftigten kei- reduziert worden wäre.Mit der Rentenreform rer Gesellschaft - wie auch in allen anderen 
ne freie Wahl haben. Ob angesichts steigen- 2001 ist jetzt ein Beitragssatz 2030 von knapp entwickelten lndustrienationen - ergeben 
der Lebenserwartung und einer Schrump- 22 %zu erwarten.Mit anderen Worten: Durch werden, können nicht bestritten werden. 
fung des Erwerbspersonenpotenzials lang- die Gesetzgebung der letzten dreizehn Jahre Aberwitzig wäre es aber, aus den Verschie- 
fristig die Anhebung der Altersgrenze sinn- ist der erwartete Anstieg um ein Drittel (!) re- bungen in der Relation zwischen Personen 
voll wäre, steht auf einem anderen Blatt. duziert worden. im erwerbsaktiven Alter und den,lnaktivenf 

Perspektiven schaffen! 
Bericht vom Zukunftskongress der  Jusos Niedersachsen 

von Dörte Liebetruth 

Nach der Wahl ist vor der Wahl: Fur Bemerkenswert war, 
die Jusos Niedersachsen ging es, kaum dass wie intensiv sich die 
sie nach den Bundestagswahlparties wieder Kongressteilnehme- 
nuchtern waren, bei den Vorbereitungen für rlnnen sich in die Dis- 

dem Expo-Gelände in Hannover stattfand, 
bildete den Auftakt für den Jugendwettbe- 
werbzukunftsbedarf nds03,der nun bis Mit- 
te Januar läuft und von dezentralen Veran- 
staltungen begleitet wird. 

' 

de* wetzbewerb 

den Landtagswahlkampf zur Sache. Die Zeit kussion eingebracht 
biszum Wahltermin am 2.Februar wollen sie haben und die kreati- 
nutzen, um im Rahmen ihrer Kampagne ve Atmosphäre, die 
zukunftsbedarf nds03 inhaltliche Diskussio- entstand. So schrieb 
nen anzustoßen,die weit iiber,dieTagespo- die Hannoversche 
litik hinausgehen, und um die Offnung des Allgemeine Zeitung 
Juso-Verbands voran zu treiben. Ein Zu- in ihrer Berichterstat- 
kunftskonqress, der am 16. November auf tunq zum Konqress 

Ideen der Kampagne 
Ausgangspunkt für die Zukunftskampagne 
war die Situation junger Menschen heute - 
mit all den Unsicherheiten,die dazu gehören. 
In Zeiten, in denen der lebenslange Zugang 
zu (Aus-) Bildung und Arbeit nicht selbstver- 
ständlich ist,muss heute eine breite Debatte 
über langfristige Zukunftsperspektiven ge- 
führt werden. Es gilt z. B. zu fragen, wie die 
schlechteren Chancen für Jugendliche im 
ländlichen Raum und aus sozial benachteilig- 
ten Familien verbessert werden können. Was 
wollen junge Menschen selbst leisten und 
was erwarten sievon Gesellschaft und Staat? 
Die Jusos Niedersachsen wollen mit diesen 
und anderen Fragen bewusst nach außen 
gehen. Junge Menschen, die Interesse an 
Politik haben, sich kritisch mit ihr 
auseinander setzen,den Jusos zwar inhaltlich 
nahe stehen aber bei allem,was mit Parteien 
zu tun hat, eher distanziert auftreten, sollen 
ansprochen werden. Gemeinsam mit diesen 
Arbeitnehmerlnnen, Schülerlnnen, Studie- 
renden oder Künstlerinnen sollen langfristi- 
ge Perspektiven der jungen Generation dis- 
kutiert werden. 

~ , t ~ t  kennen bis E 

~ ~ ~ ~ j U n u ~ d ~ ~ $ ~ ~ , " ~  
~ u k u n a s i d  s für Nie 
eine Jury JeSer der  
~irtscha&mints~~lri  
KunsthgEte 

-- 

zukunftsbedarf ,nds03 

Der Zukunftskongress 
Mehr achtzig Teilnehmerlnnen,darunter vie- 
le Nicht-Jusos,folgten der Einladung auf das 
Expo-Gelände. In fünf Panels zu den Themen 
Politik und Medien, Arbeit, Bildung, Europa 
und Kultur, die allesamt im Plenum stattfan- 
den diskutierten sie von morgens um 1 Oh bis 
abends um 20.30h mit Referentlnnen aus 
Politik, Kultur, Wissenschaft und Wirtschaft. 

Dörte Liebetruth ist Juso-Landesvorsitzende von 

aufder ~iederiach- er jusos-niede 
senseite: „Die Podi- 
umsgäste sind bunt Elnsendeschluss Ist der 20.  Januar 0 3 .  
gemischt:Neben Wis- 
senschaftlern, Kunst- 
lern wie Filmregisseu- 
rin Franziska Stünkel und Politprofis wie Bun- 
desbildungsministerin Edelgard Bulmahn, 
der kulturpolitischen Sprecherin der SPD- 
Bundestagsfraktion, Monika Griefahn, und 
dem niedersächsischen Europaminister Wolf- 
gang Senff sitzen immer wieder Studentin- 
nen der jeweiligen Fachrichtung.Gerade das 
macht die Diskussion so spannend.Wenn je- 
mand politische Phrasen drischt oderzu wis- 
senschaftlichen Tiraden abhebt, wird er 
schnell durch Einwürfe aus dem Publikum 
auf den Boden derTatsachen zurück geholt." 
7 Y2 Stunden intensiver Diskussionen zu den 
unterschiedlichsten Themen inhaltlich zu- 
sammen zu fassen fällt sehr schwer.(Grund- 
legende Positionen der meisten Podiums- 
teilnehmerlnnen des Kongresses sind im 
aktuellen,,rotwild" der Jusos Niedersachsen 
abgedruckt, das unter info@iusos-nds.de 
bestellt werden kann.) 
Hier deswegen nur ein kurzer Aufriss,welche 
Stoßrichtung die einzelnen Foren verfolgten. 
Im Forum,,medienzukunft" kamen die Kon- 
gressteilnehmerlnnen u.a. mit Dirkvon Geh- 
len,dem Chefredakteur des Jugendmagazins 
der Süddeutschen Zeitung jetzt-Online, zu 
dem Schluss:Auch in der Mediengesellschaft 
darf sich Politik nicht nur an kurzfristigem PR- 
Erfolg orientieren, sondern muss erkennbar 
langfristig handeln,um glaubwürdig zu sein. 
Sehr breit gefächert war die Debatte im Fo- 
rum zukunft-in-arbeit: Im Mittelpunkt stand 
U. a. für Silke Bargstädt-Franke (Sprecherin 
des AK-Chancengleichheit der Dt. Physikali- 
schen Gesellschaft) und dem Juso-Bundes- 
vorsitzenden Niels Annen die Frage, wie Ar- 

Niedersachsen 

beit trotz aller Flexibilität solidarisch abgesi- 
chert werden kann und die Gleichstellung 
der Geschlechter voran getrieben werden 
kann. Nach den idealen Bildungseinrichtun- 
gen und dem Weg dorthin wurde vom Spre- 
cher des Nds. Landesschülerlnnenrats Maxi- 
milian Schmidt im Forum ,,zukunft-bilden" 
gefragt. Angesichts der aktuellen weltpoliti- 
schen Lage spielte in der folgenden europa- 
politischen Diskussion die gemeinsame 
Außen- und Sicherheitspolitik nicht nur für 
die Jugendkonventsdelegierte Manuela 
Schauerhammer eine zentrale Rolle. Am 
Ende wurde im Forum,,zukunftskultur" U. a. 
mit dem Grafiker Klaus Staeck über Kunst als 
Form der politischen Analyse gesprochen. 
DerTag klang mit einem Konzert des Berliner 
Künstlers Maximilian Hecker aus, zu dem 
auch Nicht-Kongressteilnehmerlnnen auf 
das Expo-Gelände kamen. 

Ein Anfang 
Der Zukunftskongress war ein erfolgreicher 
Versuch, die Öffnung des Juso-Verbands 
weiter voran zu treiben,aber er kann nur ein 
Anfang gewesen sein.Weitere Diskussionen 
und Aktionen müssen folgen. Eine Folgeak- 
tion ist der Jugendwettbewerb zukunfts- 
bedarf nds03,der bis Mitte Januar läuft von 
dezentralen Veranstaltungen begleitet wird. 
Schirmherr des Wettbewerbs ist Sigmar 
Gabriel, der Jury gehören VIVA-Chef Dieter 
Gorny, die Leiterin der Kunsthalle Emden 
Eske Nannen, die Präsidentin der Internati- 
onalen Frauenuniversität Prof. Ayla Neusel, 
der Medizin-Nobelpreisträger Prof. Erwin 
Neher und die niedersächsische Wirt- 
schaftsministerin Susanne Knorre an.Weite- 
re Informationen zum Wettbewerb gibt es 
unter www.zukunftsbedarf.de ForumDL2, 



Sozialdemokrat aus 
Überzeugung 
Zum 1O.Todestag 
von Jürgen Egert 

Von Ioachim Pieczkowski 
Am 16.1 2.2002 laden die Berliner SPD, ganisation führte. In 

die Historische Kommission der SPD Berlin einer Rede vor dem 
und das Franz-Neumann-Archiv zu einer Ge- Berliner Landespar- 
denkveranstaltung ein.Das Gedenken gilt Jür- teitag, 1988 beim 
gen Egert,deran diesemTag vor 10 Jahren im 
Alter von nur knapp 51 Jahren starb.Er galt mit 
und neben Harry Ristock als eine der heraus- 
ragenden Führungspersönlichkeiten der Lin- 
ken in der Berliner SPD und war einer der pro- 
filiertesten Sozial- und Gesundheitspolitiker 
der Bundestagsfraktion. Auch wenn er nicht 
annähernd die Popularität von Regine Hilde- 
brandterreichte,derenTodestag sich in diesen 
Tagen das erste Mal jährte, prägte auch er 
nachhaltig das Profil der Sozialdemokratie als 
einer Partei, die die soziale, gesellschaftliche 
und politischeTeilhabe der Menschen gegen 
wirtschaftliche und Eigeninteressen in den 
Mittelpunkt stellte. Und was er politisch ver- 
trat,das lebte er vor:Kistenweise trugen seine 
Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter die weih- 
nachtlichen Werbegeschenke der Pharmain- 
dustrie oder anderer Lobbygruppen zur Rück- 
sendung zur Post, konsequent lehnte er ange- 
botene Bewirtung über die Tasse Kaffee oder 
das Glas Selters hinaus ab, wenn er zu politi- 
schen Gesprächen bei Interessengruppen 
oder in Konzernetagen geladen war. Persönli- 
che Integrität und Glaubwürdigkeit waren für 
ihn Voraussetzung politischen Handelns. 
1941 geboren trat er 1963 in die Charlotten- 
burger SPD ein. Seine politische Sozialisation 
erfolgte u.a. in den Diskussions- und Schu- 
lungszirkeln der Charlottenburger Falken, in 
denen Harry Ristockals ihr Landesvorsitzender 
prägenden Einfluss hatte. 1968 wurde mit Jür- 
gen Egert der erste linke Juso-Landesvorsit- 
zende gewählt. Als Mitautor des ,Berliner 
Strategiepapier's, einem Vorläufer der Herfor- 
der Thesen, beteiligte er sich an der bundes- 
weiten Positionierung der Jungsozialisten als 
linkem Motor zur Änderung der SPD.Mit Har- 
ry Ristock organisierte er die im Berliner Lan- 
desverband in einer Minderheit befindliche 
Linke im Donnerstagskreis und wurde zu ih- 
rem Sprecher. Hier hatte er großen Anteil an 
der Ausformung einer Strategie der,,Konzen- 
tration der Kräfte" bei innerparteilichen Wah- 
len und bei der Besetzung leitender Partei- 
funktionen,die schließlich 1985 in seiner Wahl 
zum Landesvorsitzenden der Berliner Parteior- 
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spw-Verlag in seinem vorne links: Jürgen Egert 

Buch: Aufbruch, Bei- 
träge zur Erneuerung der Berliner SPD veröf- 
fentlicht,charakterisiert er diese Strategie der 
innerparteilichen lntegration als Angebot: 
„Ein Wort zur Integration. Ich denke, dass wir 
die Begriffe lntegration und Moderation nicht 
miteinander verwechseln sollten. lntegration 
darf auch nicht ein Synonym für Standpunkt- 
losigkeit werden. Ich habe in meiner 13jähri- 
gen Tätigkeit in Bonn bewiesen, dass ich un- 
terschiedliche Positionen in der Arbeit der 
Fraktion zu bündeln verstanden habe. Es war 
da nämlich nicht anders als in der Berliner SPD. 
Die Genossinnen und Genossen, die ich dort 
getroffen habe, waren auch nicht alle meiner 
Meinung.Trotzdem waren wir zusammen fä- 
hig, an der politischen Arbeit der Partei und 
der Fraktion mitzuwirken. ..... Wir werden nur 
erfolgreich sein,wenn wir zum Zusammenste- 
hen aus Einsicht fähig sind. 
Ich mache den Delegierten des Parteitags ein 
Angebot der lntegration von links ...... 
Heute auf diesem Parteitag wird entgegen 
mancherlei Erörterungen auch in der Partei 
nicht die Macht ergriffen. Nein, es wird Arbeit 
verteilt." 
Den Vorsitz führte er nur 512 Tage, weil ihn 
seine angegriffene Gesundheit Ende 1986 
zum ersten Mal zwang,ein politisches Mandat 
vorfristig aufzugeben. In dieser kurzen Zeit 
leistete er Beachtliches: Während er bei der 
Wahrnehmung seines Bundestagsmandats in 
harter Kärrnerarbeit,,den festgefahrenen Kar- 
ren der Berliner SPD aus dem Morast" zog und 
dabei seine durch Diabetes angeschlagene 
Gesundheit ruinierte, sanierte er die Berliner 
Parteiorganisation und legte organisatorisch 
wie inhaltlich politisch die Grundlagen für die 
Rückkehr der SPD in die Berliner Landesregie- 
rung in einem rot-grünen Reformbündnis,das 
er u.a. in zähem Ringen mit der jetzigen Bun- 
desministerin Renate Künast schmiedete. 
,,Er belebte die Beziehungen zu den Gewerk- 
schaften neu, er ermöglichte den Dialog zwi- 
schen SPD und Friedensbewegung,er begann 
die Diskussion um die Kampagnefähigkeit der 
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SPD ..... und vor aIlem:er brachtedie Gleichstel- 
lungspolitik der SPD ein großes Stück voran", 
so die stellvertretende Landesvorsitzende 
Monika Buttgereit in ihrer Trauerrede am 8. 
Januar 1993. 
Seine lange Phasedes bundespolitischen Wir- 
k e n ~  als Berliner Bundestagsabgeordneter 
begann 1972. Hier entwickelte er sich schnell 
zum ausgewiesenen Experten der Bundes- 
tagsfraktion in den Bereichen Gesundheit, Ar- 
beit und Soziales. Persönlich uneitel war er 
dennoch stolz auf seine Berufung als parla- 
mentarischer Staatssekretär beim Bundesmi- 
nisterium für Arbeit und Sozialordnung in der 
Regierung Schmidt. 
Über sein Wirken in der parlamentarischen 
Linken und im Frankfurter Kreis wissen ande- 
re mehr als ich berichten kann,mit seinenver- 
öffentlichungen in der Zeitschrift,spwlund der 
Übernahme der Mitherausgeberschaft Mitte 
der 80er Jahre hat er einen wesentlichen Bei- 
trag geleistet, das ,publizistische Flaggschiff' 
derJuso-Linken,salonfähigrzu machen als pu- 
blizistisches Angebot der Integration von links 
und Instrument der innerparteilichen Strate- 
giediskussion. 
In der zum 1O.Todestag vom Franz-Neumann- 
Archiv veröffentlichten Broschüre wird in 
Schwerpunktartikeln das Wirken von Jürgen 
Egert als Linker, Landespolitiker und Sozial- 
und Gesundheitspolitiker analysiert und mit 
mehreren kürzeren Beiträgen von bekannten 
und unbekannten Weggefährtinnen und -ge- 
fährten auch ein persönliches Bild des Politi- 
kers Jürgen Egert gezeichnet,das seine Bedeu- 
tung auch gerade in der aktuellen Situationfür 
uns Sozialdemokraten deutlich macht. So 
zieht Klaus-Uwe Benneter, frisch gebackenes 
Mitglied des Bundestags in seinem Beitrag für 
diese Broschüre abschließend Bilanz: 
,,Ich denke in letzter Zeit häufiger an Jürgen. 
Was würdeerzur Entwicklung der SPD sagen? 
Hätte er sich wie sein enger Mitstreiter Andre- 
as Wehr zur PDS abgemeldet? Als Jürgen Egert 
Mitte 1969 beim Berliner Auftakt zum Langen 
Marsch durch die Institutionen zum Berliner 
Juso-Vorsitzenden gewählt wurde, war Hans- 
Christian Ströbele noch Wilmersdorfer Juso- 
Delegierter und dievon Klaus Schützund Kurt 

Umgekehrt hätte der Beitragssatzanstieg 
auf 19,9 %,der durch das Beitragssatzsiche- 
rungsgesetz verhindert werden soll, eine 
noch geringere Rentenanpassung nach sich 
gezogen. 
Fazit: Die Rentner und Rentnerinnen sind 
durch verminderte Rentenanpassungen 
sehr wohl an den Kosten der Alterssicherung 
beteiligt.Von einer verminderten Rentenan- 
Passung gehen positive Effekte auf die Aus- 
gaben der Rentenversicherung und damit 
den Beitragssatz aus. 
Nun könnte argumentiert werden, dass die 
Beteiligung nur sehr moderat sei,da die Ren- 
ten weiter steigen. Konsequent i s t  daher in 
den Reihen der Grünen gefordert worden, 
im nächsten Jahr eine Null-Runde für die 
Rentner und Rentnerinnen durchzuführen. 
Dieser Vorschlag hat wenig Sinn: 
Der Einspareffekt wäre nur gering. Der Ver- 
zicht auf eine Rentenanpassung hätte den 
Beitragssatzanstieg nur um 0,l Prozent- 
punkte reduziert. Auch so hätte es also einen 
Anstieg auf 19,4 % gegeben -wohlgemerkt: 
Unter Beibehaltung der beschlossenen 
Maßnahmen. Der Verzicht auf die Anhebung 
der Beitragsbemessungsgrenze und die Re- 
duzierung der Schwankungsreserve wäre 
hierdurch nicht zu kompensieren gewesen. 
Nur mit dem Verzicht auf eine Rentenanpas- 
sung im nächsten Jahr hätte der Beitragssatz 
auf 19,8 % steigen müssen. 
Gesamtwirtschaftlich hätte dies die Nachfra- 
ge geschwächt. Dem stünde auf der Seite 
der Beitragszahlerlnnen nur eine Entlastung 
im halbem Umfang (nämlich in Höhe von 
0,05 Beitragssatzpunkten) gegenüber, da 
auch die Arbeitgeber in entsprechender 
Höhe profitiert hätten. Es wäre naiv,zu den- 
ken, dass dies entscheidend für das Investiti- 
ons- und Einstellungsverhalten wäre. 
Sozialpolitisch wäre dies ein fatales Signal ge- 
wesen. Grundlegendes Prinzip der deut- 

THEORIE 8.f STRATEGtE 

schen Rentenversicherung ist die Lohn- und 
Beitragsbezogenheit. Dies gilt nicht nur für 
die relative Höhe der Rente,also die Konser- 
vierung der individuellen Einkommensposi- 
tion während des Erwerbslebens auch im Al- 
ter, sondern auch für die Teilhabe am Ein- 
kommensfortschritt der Versicherten, also 
die Dynamisierung der Renten.Vor dem Hin- 
tergrund der aktuellen Diskussion wäre dies 
als Schritt zur einheitlichen Grundrente in- 
terpretiert worden. 
Zugegeben: Es ist eine schwierige Materie. 
Um so wichtiger i s t  es,sich um die Fakten zu 
kümmern anstatt pauschal von ,verletzter 
Generationengerechtigkeit' zu fabulieren. 
Muss das Renteneintrittsalter angehoben 
werden? 
Von Arbeitgeber-Funktionären, Wissen- 
schaftlern und Politikern wird die Anhebung 
des Renteneintritts- 

völlig richtig. (Es gilt anzumerken, dass ein 
vorzeitiger Rentenzugangs nur unter be- 
stimmten Voraussetzungen möglich ist: Es 
handelt sich um die AltersrentefürSchwerbe- 
hinderte, die Altersrente für langjährig Versi- 
cherte (mindestens 35 Jahre beitragspflichti- 
ge Beschäftigung), die Altersrente für Frauen 
(mindestens 15 Jahre Beitragszeiten, davon 
10 Jahre Pflichtbeiträge seit dem 40.Lebens- 
ja hr) und die Altersrente wegen Arbeitslosig- 
keit oder nach Altersteilzeit (Erfüllung der 
Wartezeit von 15 Jahren und 8 Jahre Pflicht- 
beiträge für eine Beschäftigung in den 10 
Jahren vor Rentenbeginn); die beiden letz- 
ten nur noch für Versicherte,die vor dem 1 .l. 
1952 geboren sind.) 
Nur: Wer jetzt glaubt, damit den Stein der 
Weisen gefunden zu haben, hat die Gesetz- 
gebung der letzten 15 Jahre verschlafen. 

Auch hier i s t  bereits 
alters zur Konsolidie- mit der Rentenreform 
rung der Rentenver- Eine steigende Belastung 1992 die entscheiden- 
sicherung diskutiert. der erwerbsaktiven Gene- de Weiche gestellt 
Die finanzpolitische worden. Die ab- 
Sprecherin der Grü- rat ion fÜ hrt ZU verminder- schlagsfreien Alters- 
nen,Christine Scheel, ten Rentenanpassungen. renten werden seit 
ergänzt dies um die 1997 in Schritten auf 
Forderung nach ei- 
nem Ende der Frühverrentung, was durch 
höhere Abschläge bei vorzeitigem Renten- 
bezug erreicht werden soll. 
Richtig ist: Wenn eine Altersrente nicht mit 
dem 65. Lebensjahr bezogen wird,sondern z. 
B. mit dem 60. Lebensjahr, so verlängert sich 
die Laufzeit der Rente im Durchschnitt um 
ein Drittel - von 15 Jahre auf 20 Jahre. 
Zudem bedeutet früheres Ausscheiden aus 
dem Erwerbsleben, dass - die nicht-vollstän- 
dige Wiederbesetzung der Arbeitsplätze vo- 
rausgesetzt - die Zahl der Beitragszahlerln- 
nen sich verringert. Dass höhere Ausgaben 
und verminderte Einnahmen ein Problem 
für die Rentenversicherung sind, ist abstrakt 

Tabellel: Entwicklung der Erwerbstätigkeit in W estdeutschland 

Quelle: Statistisches Bundesamt 

das 65. Lebensjahr 
(Regelaltersrente) bzw. auf das vollendete 
63.Lebensjahr (Altersrentefür Schwerbehin- 
derte) angehoben. Das ist arbeitsmarktpoli- 
tisch durchaus problematisch. Eine vorgezo- 
gene Altersrente kann nur noch mit Abschlä- 
gen (für jeden Monat des vorzeitigen Zu- 
gangs 0,3 %) ,die für die gesamte Dauer des 
Rentenbezugs gelten, in Anspruch genom- 
men werden. Bei einer Altersrente wegen Ar- 
beitslosigkeit,die frühestens mit 60 bezogen 
werden kann, betragen diese also 18 % (60 
Monate X 0,3 %).Zudem werden durch den 
vorzeitigen Rentenzugang auch keine wei- 
teren Anwartschaften erworben, so dass sich 
die Relation zu einer bei späterem Renten- 
zugang möglichen Rente weiter reduziert. 
Einevergleichsberechnung macht deutlich, 
welch starke Anreize bereits jetzt vorhanden 
sind: 
Wer als Standardrentner die Regelalters- 
grenze überschreitet,erhält eine Brutto-Ren- 
te in Höhe von 1.1 63,70 € Bei einem Renten- 
zugang mit 60 hat er nicht nur 5 Entgelt- 
punkte weniger erworben, sondern muss 
auch die Abzüge in Kauf nehmen, so dass 
seine Rente nur 848,21 € beträgt - dies sind 
nur knapp 73 %der Standardrente. 
Umgekehrt kann auch , der Rentenzugang 
nach hinten zu verschoben werden.Hier gibt 
es Zuschläge,und zwar in Höhevon 0,5 %für 
jeden Monat des späteren Rentenzugangs. 
Für den Durchschnittsverdiener bedeutet 
dies, dass er 47 Entgeltpunkte erwirbt und 
bei einem Rentenzugang mit 67 Jahren Zu- 
schläge von 12 % (24 Monate X 0,5 %) erhält. 
Die Rente beträgt 1.361,27 € und damit ca. 
1 17 %der Standardrente. 
Diese Effekte sind bereits jetzt spürbar: Das 
durchschnittliche Zugangsalter ist bei den 



Beschäftigten am Bruttoinlandsprodukt - Müssen die Älteren an den Kosten der 
drückt sich diese verschlechterte Basis der Rentenversicherung beteiligt werden? 
Sozialversicherung deutlich aus: Betrug die Eine Gruppe von 18 vorwiegend jüngeren 
Lohnquote 1982 noch rd.74%,so ist sie2001 Abgeordneten von Bündnis 901Grüne hat in 
auf 67 % gesunken; spiegelbildlich erhöhte einer Erklärung zur Abstimmung des Bei- 
sich der Anteil von Gewinn- und Vermögens- tragssatzsicherungsgesetzes am 15.1 l .2002 
einkommen,auf die bekanntlich keine Sozi- zu Protokoll gegeben, dass sie ,,bedauern, 

der Rentenausgaben am BIP noch unterhalb 
der Werte der späten 70er Jahre. 
In Ostdeutschland wird hingegen deutlich, 
welch hoher Anteil der gesellschaftlichen 
Wertschöpfung für die Alterssicherung auf- 
gewendet werden muss:21,1 % des ostdeut- 
schen BIP (2001).. 
Im gesamten Bundesgebiet ist der Anteil mit 
10,9 % (2001) seit der Vereinigung nur um 
1,5 Prozentpunkte gestiegen. Dies macht 
deutlich, wie hoch die wirtschaftliche Leis- 
tungsfähigkeit der Bundesrepublik- trotz al- 
lem Gerede -tatsächlich ist. 

Neubauer geleitete Berliner SPD für Persön- 
lichkeiten wie Heinrich Albertz oder Günter 
Grass so weit rechts im Spektrum-der SPD an- 
gelangt, dass beide sich andere Ortsvereine 
außerhalb Berlins suchten. Keiner weiß, was 
und wie Jürgen zur heutigen politischen Situ- 
ation innerhalb und außerhalbder SPD beitra- 
gen würde. Sicher ist nur: wenn es seine Ge- 
sundheit zugelassen hätte, hätte er uns in den 

letzten Jahren häufig aufgerüttelt und rheto- 
risch durchgeschüttelt. Er hätte Mantel und 
Baskenmütze abgelegt und dann losgelegt: 
mit klaren und deutlichen Worten.Gewaltig, 
wie es seine unvergessene Art war:einen Hüh- 
nerhaufen hätte er auch als solchen bezeich- 
net;und einen Kotzbrocken auch.Er hätte das 
nationale und internationale Geschehen 
zunächst analysiert und nicht nur darauf prag- 

matisch reagiert. So wie er auch die Berliner 
SPD damals einen Tauglichkeits-Check unter- 
zogen hat, bevor er ihre Führung übernahm. 
Vielleicht handeln wir, ..... am ehesten in Jür- 
gens Sinn, wenn wir uns gelegentlich seine 
damaligen Perspektiven zur politischen Füh- 
rung dieser traditionsreichen Partei mal 
wieder nachlesen, darüber nachdenken und 
danach handeln. Fowm ~ ~ 2 1  

alversicherungsabgaben zu entrichten sind, dass das Prinzip der Generationengerechtig- 
von 26 % auf 33 %. keit für die Übergangszeit bis zu einergrundle- 
Das macht verständlich, warum bei gleich- genden Reform nicht berücksichtigt wirdund 
bleibenden Kosten der Rentenbeitragssatz einseitig die jungen Generationen durch Bei- 
gestiegen ist. Aber warum wird der stei- tragssteigerungen unddie Anhebung der Bei- 
gende Beitragssatz seit einigen Jahren als tragsbemessungsgrenze belastet werden." 
Problem empfunden, während vorherige Eben diese Belastung ist aber bereits Gesetz: 

Halbmond vor der Waterkant ... 
Wie erklärt sich aber der stetige Anstieg 
des Beitragssatzes? 
Relevant i s t  der Anteil der Bundeszuschüsse , 

Anstiege - von 1970 bis 1985 immerhin Die Höhe einer Rentenanpassung ist näm- ... oder:Wird der europäische Islam die Kirche im Dorf lassen? um 1,7 Prozentpunkte akzeptiert worden lich nicht abhängig von der spontanen Ku- 
sind? lanz der Bundesregierung zum 1. Juli eines 
Dies hat eine stark ideologische Komponente: Jahres, sondern von den in §§ 67,255e SGB da sie die Beiträge entlasten. Durch Einfüh- 

Von Hans-loachim Olczyk rung eines zusätzlichen Bundeszuschusses 
(finanziert durch einen Mehrwertsteuer- 
Punkt) 1998, die Übernahme einigungsbe- 

Die Akzeptanz sozialstaatlicher Sicherung ist VI festgelegten Parametern. Die Rentenan- 
nicht nur abhängig von deren Leistungen, Passung richtet sich seit der Rentenreform 
sondern auch von den politischen Überzeu- 1992 nach der Entwicklung des Nettolohns, Unbeachtet von den überregionalen 

Medien hat vom 1. bis 7. November die 2.Bremer 
Islam-Wochestattgefunden.Das Motto,,Nurwer 
zuhört, kann auch antworten". Eine 20-köpfige 
Planungsgruppe aus Vertreterlnnen der islami- 
schen Einrichtungen und öffentlichen Instituti- 
onen hatten ein abwechslungsreiches, kulturel- 
les und politisch brisantes Programm zusam- 
mengestellt. Insgesamt 90 Vorträge, Diskussio- 
nen,Workshops,Ausstellungen, Konzerte -über: 
,,Frau und Mann im Islam",die,,aktuelle Lage der 
Muslime in Deutschland", den,,lslam als Selbst- 
definitionsquellederMigranten",über,,spirituelle 
Aspekte des islamischen Gebets", über den ale- 
vitischen Glauben,überGewalt und Dialog infor- 
mierten sich knapp 4.000 Menschen. Oder sie 
nutzten die Tage der offenen Tür in den Mo- 
scheen oder sahen die,,tanzenden Derwische 
des Mevlevi-Ordens". Kinder konnten Geschich- 
ten über den Fastenmonat Ramadan hören.Hö- 
ren konnte man auch,dass im 19.Jahrhundertan 
der Waterkant,,muslimische Piraten" gefürchtet 
waren, die die ,,humanisierende Wirkung des 
Christenthums" bisher nicht erfahren konnten. 
Solche gezielt eurozentrismuskritischen Töne 
desvereins Jacobsweg e.V.waren die Ausnahme. 
Von DGB bis Sparkasse,von der Kuba Moschee 
bis zum Unternehmensverband - die Unter- 
stützerliste war lang - wie 1997.2002 ist das 
Publikum aber anders: Gekommen waren die 
Akteure aus den Stadtteilen, die Sozialarbeiter, 
Streetworker, Gemeinde- und Jugendzent- 
rums- und Kirchenaktivisten. 1997:Euphorie bei 
den durchführenden Gruppen, Neugier und 
Wohlwollen bei interessierten Bremerlnnen - 
eine große Aufgeschlossenheit. 2002: Eine Mi- 
schung aus Selbsfindung und Positionierung 
der islamischen Gruppen - Gräben zwischen 
den verschiedenen Kulturen. Von der Auf- 
bruchsstimmung,von dem Willen,intensiv und 
lange hinzugucken, zuzuhören und voneinan- 
der zu lernen ist nicht mehr so viel zu spüren. 
Eine der Ursachen: Es gibt die sog.,,Bassam- 
Tibi"isierungr' und den Thesen vom ,,Eure-1s- 

lam" einfache Lösungen:Die Muslime müssen 
dieTrennung von Staat und Religion akzeptie- 
ren und den universellen Anspruch des lslam 
aufgeben. Tibi:,,Seit der Wandlung Europas 
vom ,,christlichen Abendland" zur säkularen 
westlichen Zivilisation bedeutet Dialog hier: 
diskursiver Austausch, nicht aber Missionie- 
rung Andersgläubiger." (Vgl. Bassam,Tibi: Se- 
lig sind die Belogenen. Der christlich-islami- 
sche Dialog beruht auf Täuschungen - und 
fördert westliches Wunschdenken. Essay. In: 
Die Zeit. Nr.23 (2002)) Wer dies nicht akzeptie- 
re, bleibt außerhalb der pluralistischen euro- 
päischen Moderne.Und:,,Die historische Bezie- 
hung zwischen der christlich-europäischen 
und der islamischen Zivilisation ist durch ge- 
genseitige Bedrohung, aber auch durch ge- 
genseitige Faszination gekennzeichnet. Mit 
kriegerischen Mitteln - Dschihad einerseits, 
Kreuzzüge andererseits -wollte die eine Zivi- 
lisation die andere unterwerfen. Dieses kriege- 
rische Bewusstsein ist im lslam bis heute le- 
bendig geblieben. Auf westlicher Seite hat 
dagegen die Faszination obsiegt." (Ebd) 
Trotz aller Faszination nahm Bernd Neumann 
(CDU) an der Auftaktveranstaltung nicht teil: Er 
wolle,,islamisch-extremistische Gruppen" nicht 
als,,normale Gesprächspartner bzw.als Sprach- 
rohr der Muslime akzeptieren". Übersetzt: Dis- 
tanzierung von Milli Görus erwünscht.Milli Gö- 
rus muß sich seit mehreren Jahren gegen den 
Vorwurf wehren, eine extremistische Auslän- 
derorganisation zu sein, die ihre finanziellen 
Quellen verschleiert und sich in den Grundzü- 
gen integrationsfeindlich verhält. Der Schirm- 
herr der lslam Woche Henning Scherf, hält 
davon nichts:,,Wir wollen nicht über Muslime 
reden, sondern mit ihnen. Die kritische Ausein- 
andersetzung ist dabei nicht nur erlaubt, son- 
dern erwünscht." Das gilt dann für alle,die das 
Alltagsleben der 40.000 Muslime in Bremen 
begleiten -auch für Muslime von Milli Görus, 
die gerade in Bremen den interreligiösen Dia- 
log konstruktiv mitgeprägt haben. 

Sogar Millli-Görus-Kritiker Eberhard Seidel 
(taz) musste sich auf der Abschlußveranstal- 
tung,,Milli Görus zwischen Religionsgemein- 
schaft und politischer Kaderorganisation" 
der Kritik stellen, dass er die Veränderungen 
bei Milli Gorus,dieZubewegung auf die bun- 
desrepublikanische Realitat nicht wahr- 
nimmt. Die Modernisierung von Milli Görus 
sei kein politisches Kalkül, sondern ein Sin- 
neswandel: Es gäbe für die in Deutschland 
lebenden Muslime keine andere Heimat 
mehr. Immerhin: Seidel schaffte es, zuzuge- 
ben, dass es in Bremen vielleicht anders sei, 
als er es aus Berlin kenne. Aber ein deutlich 
hoheres Niveau erreichte die Debatte in Bre- 
men anschließend auch nicht:Der Bremerha- 
vener Schuldezernent Weiss (SPD) wollte 
eine muslimische Praktikantin mit Kopftuch 
in die Schule lassen - das störe den Schulfrie- 
den seiner Ansicht nach nicht. Die CDU woll- 
te das nicht dulden - und drohte mit Krach. 
Den gab es dann im Landtag bei einer aktu- 
ellen Stunde:Heftige Debatten - Bildungsse- 
nator Lemke musste (?) deutlich machen, 
dass er auch gegen Kopftücher bei Prakti- 
kantinnen ist. 
Positives Fazit: Das Niveau der Debatte in Eur- 
Opa kann noch gehoben werden:,,Einen inter- 
religiösen Dialog oder vielmehr ein alltägli- 
ches Zusammenleben der drei großen mono- 
theistischen Religionen gab und gibt es,wenn 
auch aktuell aus politisch bedingten Gründen, 
unter schwierigeren Bedingungen in der Hei- 
matregion des lslam seit Jahrhunderten. Be- 
stimmte Vorstellungen vom lslam würde so 
mancher arabische Christ als Resultat eines 
rassistischen Araberbildes auch als Beleidi- 
gung seiner Selbst zurück weisen." (Eiser- 
mann, Frank: Halbmond vor der Waterkant. 
Vortrag zur Islamwoche. Hg.: Jacobsweg e.V.) 
Es geht wohl insgesamt darum,in vielerlei Hin- 
sicht erst einmal die Entstehung,,unseres" Is- 
lambildes zu rekonstruieren, bevor,,EuropaU 
diskursfähig ist. Die Bremer Islam-Woche hat 
dazu einen wichtigen Beitrag dazu geleistet. 
Homepage der Bremer Islamwoche: 
www.bremerislamwoche.de Forum DU? 

dingter Leistungen und die Zahlung von gen. In den letzten zwei Jahrzehnten hat also auch nach dem Rentenbeitrag. Steigt 
Beiträgen für die Kindererziehungszeiten 
seit 1999 und durch die Öko-Steuer seit 
2000 wird der Anteil des Bundes an allen 

eine Mentalität Platz gegriffen, wonach um- der Rentenbeitrag der Beschäftigten,fällt die 
lagefinanzierte Sozialversicherungen mit Rentenanpassung niedriger aus. 
Umverteilungskomponente grundsätzlich Eine steigende Belastung der erwerbsakti- 

Einnahmen der Rentenversicherung 2002 
voraussichtlich auf 28,25 % steigen. (Streng 
genommen müssten die Beitragszahlun- 

abgelehnt werden. Immer mehr Menschen ven Generation führt zu verminderten Ren 
glauben, dass diese reduziert werden und tenanpassungen. Seit der Rentenreform 
sie sich stärker individuell abzusichern hät- 2001 wird dabei auch noch die geforderte 
ten. private Altersvorsorge als Belastung der gen für Kindererziehungszeiten wieder her- 

ausgerechnet werden, da es sich hierbei 
nicht um nicht-beitragsäquivalente Leis- 
tungen handelt, sondern um genau defi- 

Die Kritik der Abgabenquote hat aber auch Nettolöhne eingerechnet. Es wird sowohl 
einen materiellen Kern: Steigende Beiträge der komplette Anstieg des Beitragssatzes zur 
konnten von den Versicherten so lange ak- Rentenversicherung (also nicht nur die Mehr- 

nierte Versicherungsleistungen. Nach die- zeptiert werden, wie sie mit steigender Kauf- belastung der Versicherten, sondern auch 
ser systematisch korrekten Berechnung re- 
duziert sich der Anteil des Bundes auf 22,94 
%. ) 
Die Zuschüsse des Bundes gleichen die 

kraft einher gingen. Die geringen Lohnzu- die der Arbeitgeber) berücksichtigt als auch 
wächse in den letzten 20 Jahren sind nicht eine vollständige Inanspruchnahme der ge- 
nur durch steigende Sozialversicherungs- förderten Altersvorsorge durch die Versicher- 
beiträge, sondern ten unterstellt. 

Übernahme gesamtgesellschaftlicher Auf- 
gaben durch die Rentenversicherung aus,so 

auch durch steuerpo- Damit nicht mit vor- 
litische Umverteilung Betrug die Lohnquote 1982 laufigen Werten gear- 

die Leistungen nach dem Fremdrentenge- 
setz, für Kriegsfolgelasten, den Transfer von 
West nach Ost, aber auch arbeitsmarktbe- 
dingte Renten für Schwerbehinderte und Ar- 
beitslose. Zudem drückt sich im Bundeszu- 
schuss die sozialstaatliche Verantwortung 
aus, angesichts ökonomischer und demo- 
grafischer Veränderungen die Funktionsfä- 
higkeit der Rentenversicherung zu garantie- 
ren. 
Es kann nicht ernsthaft behauptet werden, 
dass die gegenwärtige Höhe der Bundeszu- 
schüsse, die jetzt wieder das Niveau von 
1957 erreicht haben, zu hoch sei. 
In einem beitragsfinanzierten Sozialsystem 
ist die Entwicklung der Lohnsumme von zen- 
traler Bedeutung. 
Da die Bruttolöhne die Grundlage für die 
Beiträge sind, ist es wichtig, wie hoch die 
Zahl der sozialversicherungspflichtig Beschäf- 
tigten ist und wie sich die Entgelte entwi- 
ckeln. Es ist unmittelbar einsichtig,dass Mas- 
senarbeitslosigkeit zu Beitragsausfällen 
führt. Übersehen wird aber die ,politische 
Wirkung' von Arbeitslosigkeit, nämlich dass 
die Lohnzuwächse hinter der Wirtschafts- 
kraft zurückbleiben. In der Lohnquote - also 
dem Anteil der Einkommen der abhängig 

reduziert worden. rd. 74 %,so ist sie 2001 beitet werden muss 
Ver.di listet in einer ak- (Angaben über die 
tuellen Broschüre die auf 67 % gesunken; Spiegel- Lohnen tw ick lung  
Ergebnisse dieser PO- bildlich erhöhte sich der werden vom Statisti- 
litikauf: schen Bundesamt 
,,~ereits Ende der Anteil Von Gewinn- und erst mit zeitverzuq - 
1970er Jahre begann Vermögenseinkommen. geliefert),wird auf die 
der ,Marsch in den Veränderung vom 
Lohnsteuerstaat'. 1977 Vorjahr zum Vorvor- 
wurden lediglich 30 % der Steuereinnahmen jahr abgestellt. Für die Rentenanpassung 
durch die Lohnsteuer aufgebracht. Aus den 2003 ist der Beitragssatzanstieg im nächsten 
Gewinn- und Vermögensteuern wurde Jahr daher tatsächlich irrelevant, da hier die 
ebenfalls knapp 30 %gezahlt. Damals waren Veränderung von 2001 zu 2002 berücksich- 
die Lasten noch einigermaßen gleich verteilt. tigt wird. Für die Rentenanpassung i m  
Heute werden durch die Lohnsteuerrund35 % nächsten Jahr bedeutet dies, dass trotz Bei- 
der Steuereinnahmen aufgebracht. Da tragssatzstabilität 2002 aufgrund der erst- 
zugleich die verbrauchsbezogenen Steuern - maligen Berücksichtigung der Aufwendun- 
die überwiegend von den Beschäftigten be- gen für die geförderte Altersvorsorge die 
zahlt werden - deutlich angestiegen sind, ist Rentenanpassung voraussichtlich nur 0,93 
die Entwicklung insgesamt noch ungünstiger. % betragen wird. 
DerAnteilderGewinn-undVermögensteuern Der Beitragssatzanstieg im nächsten Jahr 
ging hingegen aufknapp über 15 % der Steu- wird entsprechend bei der Rentenanpas- 
ereinnahmen zurück." (Ver.di 2002: 8). sung 2004 durchschlagen. In der Ist-Variante 
Die Konsequenz für die Beschäftigten: Führ- A eines Beitragssatzes von 19,5 % errechnet 
ten sie 1980 noch durchschnittlich 15,7 % ih- sich für 2004 eine Rentenanpassung von 
res Einkommens für die Lohn- und Einkom- 1,34 % - wäre der Beitragssatz im nächsten 
menssteuer ab, so stieg dieser Anteil bis Jahr stabil geblieben (Variante B),so würde 
1998 auf 19,5 %. auch die Rentenanpassung höher ausfallen. Hans-Joachim Olczyk, arbeitet als Unternehmensberater und lebt in Bremen 
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Von Jörg Deml Von Thorben Albrecht und Frank Schauff 

Es ist wieder soweit:,,Die Rente ist besondere, wenn bei Verabschiedung der 
nicht mehr sicher" wird aufgeführt. Trotz Rentenreform vor knapp 18 Monaten noch 
dürftiger Substanz findet dieses Volksschau- ein Rückgang des Beitragssatzes auf 18,9 % 
spiel sein Publikum. für 2003 prognostiziert worden war. 
Aktueller Auslöser sind die mit dem Beitrags- Dieser Anstieg innerhalb eines Jahres ist 
satzstabilisierungsgesetz am 15.1 1.2002 be- aber überhaupt nicht durch demografische 
schlossenen Maßnahmen zur Reduzierung Veränderungen zu erklären. Die Ursache ist 
des Beitragssatzanstieges auf 19,5 %. Von banal:Wegen der konjunkturellen Schwäche 
CDU/CSU, FDP und Teilen der Medien, aber sind die Einnahmen deutlich schwächer ge- 
auch von Grünen und ei- stiegen, als dies 
nigen SPD-Abgeordne- erwartet wurde. 
ten, wurde dies als Schei- ES werden zwei zeitliche Statt der erwarte- 

20% bis 2020 und weniger als 22 % bis 2030) 
durchaus zu erreichen ist. ,,Es gibt keine globale Sicherheit ohne globale 

Gerechtigkeit." 
(Gerhard Schröder) 

nationaler Strafgerichtshof) oder lediglich 
formal, ohne wirkliche Konsequenzen (Aus- 
rufung des Artikel-5-Falls in der NATO). Mili- 
tärischen Erfolgen, wie dem Kosovo-Krieg - 
dem ersten Krieg, den ein Land bzw. eine Al- 
lianz gänzlich ohne eigene Verluste gewin- 
nen konnte -,stehen militärische Misserfol- 
ge, wie der Somalia-Einsatz 1993,gegenüber 
und eine bislang ungekannteverletzlichkeit 
der USA, wie sie am 1 1 .September aber auch 
in den Anschlägen auf US-amerikanische 
Einrichtungen undTruppen in Ostafrika und 
in der Golfregion sichtbar wurde. 
Die Zahl der Kriege und Bürgerkriege hat in 
diesem Zeitraum zugenommen und gleich- 
zeitig haben sie ihren Charakter verändert.Es 
gibt eine Gleichzeitigkeit von,,Old Wars and 
New Wars" (Mary Kaldor),eine,,Privatisierung 
und Kommerzialisierung von Gewalt" (Er- 
hard Eppler) und eine steigende Bedeutung 
der öffentlichen Wahrnehmung und,,lnsze- 
nierung" von Kriegen (Mary Kaldor spricht 
von,,Spectacle Wars"). 
Derweil schreitet die ökonomischen Globali- 
sierung voran mit dem Ergebnis, dass sich 
die Scherezwischen Arm und Reich weltweit 
weiter öffnet, so dass das UN-Entwicklungs- 
Programm UNDP in seinem Human Deve- 
lopment Report 1999 von einer ,,globalen 
Apartheid" der Lebenschancen spricht. 
Dass die sich weiter verschärfende Vertei- 
lungsungerechtigkeit in der Welt Auswir- 
kungen auf die globale Stabilität und mithin 
auch die Sicherheit der westlichen Welt ha- 
ben würde, war absehbar und wurde mit 
dem 11 .September überdeutlich. Nicht weil 
die Täter selbst arm waren, aber weil sie 
mehr oder weniger heimliche Zustimmung 
bei Armen und Benachteiligten finden, 
durchaus mit praktischen Vorteilen wie 
Rückzugsräumen z.B. in Afghanistan oder 
Somalia. 
Das vorangestellte Schröder-Zitat stammt 
daher auch nicht zufällig vom New Yorker 
Weltwirtschaftsforum kurz nach dem 11. 
September - gerade in der europäischen 
Debatte erlebte die Entwicklungspolitik 
plötzlich wieder erhöhte Aufmerksamkeit. 
,,Die an der weltpolitischen Peripherie ge- 
planten Terrorakte auf die Hochburgen der 
westlichen Wirtschafts- und Militärmacht 
schienen ihr wieder aus der politischen Irre- 
levanzfalle und Rechtfertigungskrise zu hel- 

fen, in die sie nach dem Ende des Ost-West- 
Konflikts geraten war", schreibt Franz Nu- 
scheler. Nur um wenig später feststellen zu 
müssen, dass die nur geringfügig erhöhten 

Sonderproblem Deutsche Einheit 
Bei der Diskussion um die Finanzentwicklung 
der Rentenversicherung wird zudem die be- 
sondere Belastung durch die Situation in Ost- 
deutschland vernachlässigt:Zwar werden seit 
1999 die einheitsbedingten Lasten durch Auf- 
füllbeträge systematisch korrekt durch Steu- 
ern finanziert - statt wie vorher aus Beiträ- 
gen -,doch verbleibt als größeres Problem 
die ungünstige Relation von Einnahmen und 
Ausgaben in 0stdeutschland.Dies ist zum ei- 
nen Folge der Massenarbeitslosigkeit und ge- 
ringeren Anzahl der Beschäftigten und zum 
anderen der niedrigeren Einkommen.Zwar is t  
auch das ostdeutsche Rentenniveau geringer 
als das westdeutsche (der aktuelle Renten- 
wert (Ost) beträgt seit der Rentenanpassung 
zum 1.7.2002 87,8 % des westdeutschen Wer- 
tes), doch erreichen die effektiven Bruttolöh- 
ne der ostdeutschen Beschäftigten nur etwa 
70 bis 75 % (je nach Branche) der Entgelte 
(West). 
In der Konsequenz unterschreiten die Ein- 
nahmen der Rentenversicherung in der Ex- 
DDR die Ausgaben in diesem Jahr um ca. 
13 Mrd. C. In diesem Umfang müssen also 
Transfers aus der Alt-BRD erfolgen. Bei ge- 
trennter Betrachtung ergibt sich für West- 
deutschland ein hypothetischer Beitragssatz 
von weniger als 18 %! Arbeits- und Wirt- 
schaftsminister Clement weist zu Recht dar- 
auf hin,dass Deutschland mit diesem Wert in 
Europa auftrumpfen könnte. 

Gut ein Jahr nach dem 1 1. Septem Mittel und fehlende strukturelle Verände 
ber (Vgl.den Schwerpunkt,,Terror und Krieg" 
in spw 122 (NovemberIDezember 2002). ist 
es Zeit für eine Bestandsaufnahme, inwie- 

rungen bei gleichzeitig erhöhten Anforde- 
rungen an die Entwicklungspolitik als Ar- 
mutsbekämpfung und globaler Sozialpolitik, 

weit die mit diesem Datum verbundenen präventiver Sicherheitspolitik, Schutz vor 
Flüchtlingsbewegungen, Sicherung der öko- 
logischen Nachhaltigkeit, von Marktwirt- 

Entwicklungen in der internationalen Politik 
die globalen Strukturen verändert haben. 
Wurden die langfristige Entwicklungen der 
Jahre 1991 bis 2001 (Vgl. hierzu den Schwer- 
punkt ,,Zehn Jahre verpasste Chancen" in 
spw 1 16, November/Dezember 2001 ). umge- 

schaft,,,good governance" und Demokratie, 
die Entwicklungspolitik weniger stärken als 
vielmehr überfordern. (Franz Nuscheler: 
Überforderte Sicherheitspolitik.Veränderun- 

tern der vor 18 Monaten Ebenen vermengt und ten Mehreinnah- 
beschlossenen Rentenre- men von 2,5% 
form interpretiert. aktuelle Probleme der sind die Beiträge 
Schließlich war damals Rentenversicherung in die bis einschließlich 
noch angenommen wor- September 2002 
den,dass der Beitragssatz Zukunft verlängert. Eine nur um 0,36% ge- 

kehrt,verstärkt, beeinflusst oder einfach nur 
fortgeschrieben? Wurde die hegemoniale 
Stellung der,,westlichen Welt" im Allgemei- 

gen nach dem 11 .September. In: Internatio- 
nale Politik, November 2002 (Nr. 11,57. Jahr- 
gang), S. 1-8) 
Die Frage ist also, mit welchen Strategien 
und Instrumenten strukturelle Veränderun- 
gen angestrebt und durchgesetzt werden, 

2003 auf 18,9 % gesenkt 
werden konne. Dies ist 

seriöse ~ e t r a c h t i n ~  muss genüber Septem- 
ber 2001 qestie- nen und der USA im besonderen durch den 

Wasser auf die Mühlen aber trennen. gen. NO& im 
derer,die - sei es aus Un- Frühjahr gingen 

11. September und dessen Folgen ge- 
schwächt oder gestärkt? Gibt es Alternativen 
zu diesen hegemonialen Entwicklungen in- was Bausteine einer,,globalen Strukturpoli- 

t i k  (Heidemarie Wieczorek-Zeul) sein könn- 
ten.Sebastian Vollrner beschäftigt sich in sei- 

verständnis, sei es aus die Wirtschafts- 
Ideologie- sowieso glauben, dass ein umla- forschungsinstitute von einem Anstieg der 
gefinanziertes Sozialversicherungssystem Beschäftigung und Lohnsteigerungen von 

nerhalb der dominierenden Staatenwelt 
(Europa als Friedensmacht, die sich für glo- 
bale Gerechtigkeit einsetzt)? Gibt es in der nem Artikel daher noch einmal eingehend 

mit dem,,Lieblingskind" der linken Debatte 
inner- und außerhalb der Sozialdemokratie, 
derTobinTax.Soviel darüber geredet wird,so 

künftig nicht mehr funktionieren könne und 2,2 % aus, so dass die beitragspflichtige 
Opposition zum vorherrschenden Modell 
der Globalisierung nur destruktive (EI Kaida) 
oder auch wirksame konstruktive Kräfte 

daher jetzt einen,Konflikt der Generationen' Lohnsumme um fast 2,5 %gestiegen wäre. 
ausrufen: „Die Last der Alten" (STERN, Ursächlich für die prekäre Finanzsituation 
21 .I 1.2002) sei für die Jungen zu groß;ange- der Rentenversicherung sind insbesondere 

(globale globalisierungskritische Bewe- wenig sind doch die Einzelheiten dieses 
Konzepts einer breiteren Öffentlichkeit be- 
kannt. Die Machbarkeitsstudie des BMZ liegt 

sichts des demographischen Wandels müsse . die höhere Arbeitslosigkeit, 
es kurzfristig Einschnitte in die Rentenversi- der Wegfall von freiwilligen - also nicht 
cherung geben und langfristig auf das - an- tarifvertraglich geregelten - Arbeitgeber- 

gung)? 
Eindeutige Antworten auf diese Fragen zu 
finden, is t  natürlich schwierig. Die Materie ist vor, ist aber nur Expertlnnenkreisen bekannt, geblich demografie-resistente - Kapitalde- leistungen und 
komplex,da eine Betrachtung sich nicht auf 
die politisch-militärischen Machtverhältnis- 
se beschränken darf,sondern wirtschaftliche 

so dass es im neuen rot-grünen Koalitions- 
vertrag bei vagen Formulierungen bleibt. 

ckungsverfahren umgestellt werden. Os- die Umwandlung von Entgeltbestandtei- 
wald Metzger, der von Konservativen als Fi- len (insbesondere Urlaubsgeld) zur zusätzli- 

Vollmers Artikel schließt die Lücke und ana- 
lysiert Vor- und Nachteile der Tobin Tax aus 
ökonomischer wie fiskalpolitischer Sicht. 
Mit einem anderen Aspekt der Ökonomi- 
schen Globalisierung beschäftigt sich Kai 

nanz-Experte gelobte ehemalige haushalts- chen Altersvorsorge. 
und soziale,aber auch kulturelle Aspekte be- politische Sprecher der Grünen, bringt es Es wäre also falsch, aus den zu optimisti- 

auf den Punkt:,,Ein jeder trageseine Last" (Ta- schen Prognosen über die Entwicklung in 
gesspiegel, 22.1 1.2002). diesem Jahr auf ein generelles Finanzpro- 

Sind die Kosten der Alterssicherung ge- 
stiegen? 
Es gehört geradezu zum Alltagsbewußtsein, 
dass die Kosten der Finanzierung der Renten- 
versicherung in den letzten Jahren deutlich 
gestiegen seien. Richtig ist,dass seit Mitte der 
60er Jahre der Beitragssatz zur Rentenversi- 
cherung kontinuierlich gestiegen ist; Redu- 
zierungen waren möglich Anfang der 90er 
Jahre,als durch den Einigungs-Boom sich Be- 
schäftigung und Beitragseinnahmen deutlich 
erhöhten, und seit 1999 durch die Erhöhung 
des Steueranteils an der Rentenversicherung. 
Betrachtet man die Kosten aus volkswirt- 
schaftlicher Perspektive nach ihrem Anteil 
am Bruttoinlandsprodukt betrachtet,so wird 
deutlich, dass die gesellschaftlichen Kosten 
der Rentenversicherung seit Mitte der 70er 

rücksichtigen muss. 
Als George Bush sen. 1991 seine,,New World 
Order" ausrief, manifestierte sich dies in dem In dieser Diskussion werden zwei zeitliche blem der umlagefinanzierten sozialen Siche- 

Ebenen miteinander vermengt und aktuelle rung zu schließen. So prognostiziert auch 
Finanzprobleme der Rentenversicherung in die Bundesregierung im Rentenversiche- 

Anspruch, amerikanische Interessen, und 
insbesondere vitale ökonomische Interes- 
sen, weltweit durchzusetzen. Am Anfang 

Burmeister in seinem Bericht von der Jahres- 
tagung von IWF und Weltbank. Er stellt die 
Frage der Verschuldung von Entwicklungs- die Zukunft verlängert. Eine seriöse Betrach- rungsbericht 2002, dass bei moderaten An- 

stand dabei ein Krieg gegen den lrak zur Si- Iändern und speziell die Diskussion um ein 
lnsolvenzrecht von Staaten in den Mittel- 
punkt seines Artikels.Dabei geht es nicht nur 

tung muss aber trennen und die Fakten zur nahmen über die Entwicklung der Beschäf- 
Kenntnis nehmen. tigtenzahl und der Entgelte der Beitragssatz cherung der Ölinteressen am Golf.Gut zehn 

Jahre später befindet sich George Bush jun. bis 2006 wieder auf 19,l % sinken kann. Im 
in einem zeitlich und geografisch nicht ein- um,,technische" rechtliche Fragen, sondern 

vor Allem um die Frage der politischen 
Durchsetzbarkeit vernünftiger Ansätze. 

Kurzfristperspektive: Einnahmedefizit als mittelfristigen Trend kann - gerade aus de- 
konjunkturelles Problem mografischen Gründen -von einem starken 
Es ist natürlich nicht überraschend,dass ein Abbau der Arbeitslosigkeit und einem An- 

grenzbaren „War on Terrorism" und wieder 
droht ein Krieg gegen den lrak (vgl.den Arti- 
kel von Lutz, Mutz und Neuneck in spw 127). Auch Vollmer diskutiert daher auch Möglich- 

keiten zur Einführung derTobin Taxzunächst 
ausschließlich in Europa. Denn gerade Was- 

Anstieg des Beitragssatzes von interessierter stieg der Entgelte von etwa 3 % jährlich aus- 
In diesen zehn Jahren ist die Vorherrschaft 
der USA nicht in Frage gestellt worden. Eine 
Einbindung in multilaterale Strukturen er- 

Seite genutzt wird, um die solidarische Al- gegangen werden, so dass der prognosti- 
terssicherung in Frage zu stellen - ins- zierte Pfad (Beitragssatz von weniger als 

hington und die US-amerikanische Wirt- 
folgte a la carte,d.h.oftmals gar nicht (Inter- schaftslobby stehen strukturellen Verände- 

rungen ablehnend gegenüber.Ganz im Ge- 
genteil versuchen sie,die dominierende Stel- Jahre nahezu stabil sind: 

Jörg Deml, geb. 1966. Referent für Alterssicherung in der Arbeitsgruppe Gesundheit und Soziale 
In Westdeutschland liegt auch nach dem 

Sicherung der SPD-Bundestagsfraktion. 
leichten Anstieg auf 9,8 % 2001 der Anteil 

lung der Industriestaaten in der Weltökono- 
mie noch auszubauen, wie die Vorschläge Thorben Albrecht und Frank Schauffsind Mitglit ?der der spw-Redaktion und leben in Berlin 



derVorbereitung,denn vor Beginn der Rede 
von Gabi Zimmer zeigte der starke Beifall 
bereits die klaren Mehrheitsverhältnisse. 
Wenngleich die Vorsitzende nicht pauschal 
als Dogmatikerin dargestellt werden kann - 
dazu hat sie sich in den sechs Jahren ihres 
bundespolitischen Wirkens viel zu wenig 
überhaupt politisch-inhaltlich für irgendet- 
was verlässlich positioniert -, sie hat ein pre- 
käres Bündnis für ihren innerparteilichen 
Machtausbau genutzt und politischen Vor- 
stellungen wie auch Verfahrensweisen 
Raum gegeben, die sich nicht etwa einfan- 
gen lassen,sondern sich erst durch die Struk- 
turen ausbreiten. Bemerkenswert deshalb 
ihre abstruse Alternative,ob die PDS ein ost- 
deutsches sozialdemokratisches Projekt 
oder eine bundesweite linke sozialistische 
Partei sein wolle. Dies und der allgemeine 
Vorwurf, man dürfe sich in Regierungen 
nicht opportunistisch unterwerfen, war ein 
klarer Vorwurf an die Reformer und die Re- 
gierungsbeteiligten in Berlin und Schwerin. 
Der Vorwurf spielt populistisch ein Unbeha- 
gen an der Parteibasis über die zu bewälti- 
genden Probleme in diesen Ländern an. Es 
gab also entgegen danach geäußerten Be- 
teuerungen keine wirkliche Stütze dieser 
Regierungen. Diese hätte ohne weiteres mit 
einer Debatte darüber verbunden werden 
können, wie man erfolgreich regiert, wie 
man entsprechende sozial ausgewogene 
Konzepte ausarbeitet und wie man den Re- 
gierungen endlich einen Stempel der PDS 
aufdrücken kann. Das war nicht das Thema 
der Vorsitzenden. Ihr politisches Selbstver- 
ständnis kulminiert in der Aussage, dass die 

BAYER 

PDS nicht ein bloßer Mitbewerber im Partei- 
enwettbewerb sei, sondern die Kraft, die 
über das System hinaus will.Mit dieser simp- 
len Politik- und Gesellschaftsvorstellung of- 
fenbart sich, dass es nicht um Problemlö- 
sungskompetenz geht,die sich in der parla- 
mentarischen Demokratie logischerweise 
dem Wettbewerb der Konzepte stellen muss. 
Man entzieht sich mit dem Verweis auf das 
jenseitige Besondere, eine wärmende linke 
Kategorie, der Mühe zur politischen Pro- 
blemlösung heute, die ohne Zweifel etwas 
mit Systemkritik und programmatischer Ori- 
entierung und Sozialismus zu tun haben 
könnte. Das vorgesehene soziologisch be- 
schriebene Mitte-Unten-Bündnis ist in die- 
sem Zusammenhang keine Mehrheitssuche 
zwischen Interessen der Mittelschichten und 
der sozial Deklassierten, sondern die Politik- 
flucht ins rein Außerparlamentarische.Als ob 
es breite soziale Bewegungen gäbe und als 
ob attac gerade darauf wartet, zum politi- 
schen Wiederaufstieg der PDS beizutragen. 
Selbst die Friedensbewegung ist bei aller Kri- 
tik an rotgrüner Außenpolitik der vergange- 
nen Jahre entweder inhaltlich einige Schrit- 
te von Joschka Fischer mitgegangen oder 
hat sich trotz Bauchschmerzen letztlich 
mehrheitlich wieder für Rotgrün und nicht 
für die PDS entschieden. 
Zum Parteitag erlitten die inhaltlichen Ge- 
genvorschläge zum Zimmer-Konzept eine 
Niederlage, was zur breiten Kandidaturabsti- 
nenz auf dieser Seite führte.Vor diesem Hin- 
tergrund stehen die noch agierenden an Re- 
formpolitik interessierten Kräfte, 
insbesondere die Vertreter der rot-roten Ko- 
alitionszusammenarbeit, vor einer außeror- 
dentlich prekären Situation. Die entstande- 
ne innerparteiliche Atmosphäre der Kritikan 
Reformpolitik, der Denunziation dieser als 
Sozialdemokratismus, Opportunismus, An- 
biederung und der naiven Begeisterung für 
jegliche allgemeine Kritik an politischen 
Kompromissen macht viele politische Aktive 
faktisch generell verdächtig.Sie stehen in ei- 
ner permanenten Entschuldigungsposition. 
Zugespitzt formuliert werden die Regieren- 
den in Schwerin und Berlin trotz aller jetzt 
natürlich logischen Bekenntnisse für eine 
Regierungsfortsetzung zur taktischen 
Schaukelmasse der Parteispitze. Das heißt 
auch Regierung auf Abruf, wie es der Hild- 
burghausener Bürgermeister Steffen Harzer 

sehr schwierig werden. Zu befürchten ist 
eine Mischung aus Linkspopulismus, politi- 
scher Naivität und Binnenorientierung. Das 
bedeutet jedoch nicht unbedingt einen 
schnellen Niedergang. Programmdebatte, 
Europawahlen und Landtagswahlen bieten 
Optionen und werden noch zu berücksichti- 
gen sein. 

Was bleibt 
Die PDS hat eine durchaus historisch aner- 
kennenswerte Bilanz vorzuweisen. Sie ebne- 
te den Weg für viele Menschen aus der DDR 
in die Gesellschaft der Bundesrepublik. 
Darunter waren auch wichtige Eliten aus 
technischen, wissenschaftlichen und auch 
politischen Bereichen. Diese Integrations- 
leistung ist für die innere Einheit Deutsch- 
lands nicht zu unterschätzen. Zweitens ist 
damit auch eine demokratiebildende Leis- 
tung verbunden,weil die Mitglieder und An- 
hänger der PDS bis hinein in kommunale 
Strukturen am demokratischen Prozess be- 
teiligt sind und beträchtliche Bevölkerungs- 
teile in dieses System integrieren. Drittens 
hat die PDS Protestwähler gebunden, was 
angesichts der steigenden Nichtwähler- 
schaft und selbst der steigenden Anteile von 
extrem rechts wählenden Protestwählern 
bedeutsam war. Viertens hat die PDS ost- 
deutsche Interessen vertreten, die sonst im 
Parteienspektrum nicht vertreten worden 
wären. Dazu gehört auch die mittelbare Wir- 
kung, dass sich selbst westdominierte Partei- 
en durch die Existenz der PDS genötigt sa- 
hen, hier initiativzu werden.Fünftens hat die 
PDS zur ausgewogeneren Bewertung ge- 
schichtlicher Prozesse beigetragen, damit 
auch Ost-Bioqrafien verteidiqt und Selbst- 
vertrauen ~chließlich bietet die 
PDS noch fürTausende älterer - und vielfach 
mit den neuen Veiehältnissen nicht zurecht- 
kommender - Mitglieder eine politische Hei- 
mat,was vor allem als soziale Leistung anzu- 
sehen ist. 
Die Herausforderung besteht nun darin, in  
dieser Situation vernünftig zu handeln. Das 
meint vor allem dieVertretung der Wählerin- 
teressen. Das heißt konzeptionelle Arbeit, 
Setzen von eigenständigen Merkmalen in  
den Regierungsbeteiligungen, konstruktive 
Oppositionsarbeit, außerparlamentarisches 
Wirken. Die politischen, vor allem dialogi- 
schen Aktivitäten junger PDS-Mitglieder 

zum Parteitag auch deutlich auf den Punkt oder der reformsozialis~ischen lntellektuel- 
brachte. len um die Brüder Brie oder einer basisorien- 
Zu erwarten ist deshalb eine weitere Ausein- tierten Gruppe von stark in westlichen Lan- 
andersetzung um den Kurs der PDS. Dabei desverbanden verankerten Reformsozialis- 
ist zu bedenken, dass das Reformlager oder ten gehen in diese Richtung. Es bleibt ein Er- 
die Sammlung von Zimmer-Kritikern alles fordernis der Vernunft, in Berlin und Meck- 

Fon 2 1 1 3 9 1 1 andere als gemeinsame Politik- und Politik- lenburg-Vorpommern auch aus staatspoliti- 
F a x  9l 1 1 -333%40 stilvorstellungen haben. Wahrscheinlich scher Verantwortung, bei aller Unwahr- e-mai BGnetwork@ao 

wird es aber eher nicht um Konzepte gehen, scheinlichkeit des Erfolgs,diesen Weg einzu- www.CBGnetwork.ara . - - - - . . . - . 
Q 

mit denen politische Souveränitat erlangt schlagen. Trotz eigener dominierender 
werden kann. Eine Debatte um besseres Re- Skepsis füge ich hinzu,dass es zumindest le- 
gieren und mehr intellektuelle Ausstrahlung gitim ist,an die Chanceeines Erfolgs zu glau- 
der PDS in die Linke und daruber hinaus wird ben. S ~ W  812002 

GLOBALE HEGEMONIE? 
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neuen Nationalen Sicherheitsstrategie der 

zur anstehenden WTO-Runde,sämtliche ZöI- 
le auf verarbeitete Güter abzuschaffen, zei- 
gen. Eine solche Regelung würde nicht nur 
Entwicklungsstrategien wie die der asiati- 
schen,,TigerU unmöglich machen,die vor der 
Marktöffnung auf Phasen der Abschottung 
zum konsolidierten Aufbau eigener Indus- 
triestrukturen gesetzt haben. Die Vorschläge 
der USA schließen auch bewusst jene Berei- 
che vom Freihandel aus, die zu Wanderungs- 
bewegungen führen könnten, wie ein Frei- 
gabe der Dienstleistungen, oder in denen 
Länder des Südens chancenreich am Wett- 
bewerb teilhaben könnten, wie bei Rohstof- 
fen und Agrarprodukten. 

Aber auch in der EU sind z.B.Marktöffnung und 
Subventionsabbau im Agrarsektor noch nicht 
in Sicht. Die innergesellschaftliche Debatte 
über diese Fragen steht erst am Anfang. Peter 
Wahl berichtet vom ersten Europäischen Sozi- 
alforum im November in Florenz und bewertet 
Chancen und Problemeder globalisierungskri- 
tischen Bewegung in Europa. Dabei nehmen 
neben ökonomischen und sozialen Fragen 
auch Protest gegen einen Krieg im lrakund kri- 
tische Diskussionen des außenpolitischen und 
militärischen Vorgehens der USA einen immer 
breiteren Raum ein. 
Wie notwendig diese sind zeigt auch der Arti- 
kel von Lars Klingbeil und Mario Patuzzi zur 

USA, in der u.a. sogenannte,,präemptive" Mili- 
tärschläge und ,,gefahrenabwehrenden Prä- 
ventivkriege eine Rolle spielen. Liest man ne- 
ben der Sicherheitsstrategie auch das,,Nucle- 
ar Posture Review" der USA, stellt man fest, 
dass im Rahmen solcher Operationen auch 
der Einsatz von Atomwaffen nicht ausge- 
schlossen wird. (Vgl.Klaus-Dieter Schwarz: Die 
imperiale Abschreckung,SWP-Aktuell 16 (Mai 
2002),Stiftung Wissenschaft und Politik,S.3-6) 
Das die Frage,,präemptivern Militäreinsätze 
nach dem 11 .September keine rein US-ame- 
rikanische Diskussion geblieben ist, zeigen 
die Äußerungen Wolfgang Schäubles in der 
Bundestagsdebatte vom 14. November: 
.Man kann diese Gefahren aber nur vermei- 
den, indem man Anschläge und den Einsatz 
von Massenvernichtungswaffen verhindert. 
Mit Vergeltung, also einem Zweitschlag 
schützen Sie unsere Bevölkerung nicht." 
(Protokoll Deutscher Bundestag - 15. Wahl- 
periode - 10. Sitzung, Berlin, Donnerstag, 
den 14. November 2002, S. 536). Und auch 
der NATO-Gipfel in Prag hat US-amerikani- 
sche Vorstellungen in Bezug auf weltweite 
Militäreinsätze und neue militärische Mittel 
,,europäisiert", wie der Artikel von Otfried 
Nassauer deutlich macht. Neben den Ergeb- 
nissen des Gipfels selbst,diskutiert Nassauer 
auch die Auswirkungen auf die europäische 
Außen- und Sicherheitspolitik. 
Last but not least wird die Umorientierung 
der russischen Außenpolitik seit den 90er 
Jahren bis heute von Peter W. Schulze analy- 
siert. Demnach sind die Veränderungen in 
der russischen Außenpolitik einerseits der 
okonomischen Transformation und der Her- 
ausbildung einer,,pragmatischen Machteli- 
te" geschuldet,andererseits reagiert die rus- 
sische Politik auf die internationalen Verän- 
derungen seit dem 11 .September 2001 und 
kann dadurch mit dem Westen ein neues Zu- 
sammenspiel entwickeln. spw 612002 

Quo Vadis, NATO? - Quo Vadis, Europa? 
Von Angelika Beer und Otfried Nassauer 

Vorspann 
Große Ereignisse werfen lange tritt einladen. Doch ein Jahr nach den Terror- 

Schatten voraus. So auch der NATO-Gipfel anschlägen in den USA stand nicht die Er- 
am 21 .-22.November in Prag.Schon die Orts- weiterung der NATO, sondern deren Umge- 
wahl war Symbol.Der Gipfel in einem neuen staltung und Neuausrichtung im Zentrum 
NATO-Staat sollte weitere Staaten zum Bei- der Ereignisse. Der Erweiterungsgipfel wur- 

Angelika Beer, Sprecherin von Bündnis 90/ Die Grünen, war bis vor kurzem verteidigungspoliti- 
schesprecherin von Bündnis 90/Die Grünen im Bundestag.Sie arbeitetjetzt beials externe Exper- 
tin bei BITS mit. 
Otfried Nassauer ist freier Journalist und leitet das Berliner Informationszentrum für Transatlanti- 
sche Sicherheit (BITS). 

de zu einem ,,Transformationsgipfel", zu ei- 
nem Gipfel, der das transatlantische Bündnis 
so tiefgreifend verändern haben könnte wie 
kaum ein anderer zuvor. Eine Analyse der Ri- 
siken und Nebenwirkungen. 

1. Die NATO in der Krise 
Die NATO steckt in einer substantiellen Krise. 
Pierre Lelouche, ein profilierter französischer 
Sicherheitspolitiker meint, in einer der tief- 
greifendsten seit ihrer Gründung. Lord Ro- 
bertson, der Generalsekretär der NATO, 



wähnte die das Bündnis schon vor Monaten mehr fordern." Die Initiativen zu den wesent- betont: Die NATO müsse die Fähigkeit 
vor der Wahl zwischen,,Modernisierung" und lichen Beschlüssen kamen aus den USA; die haben,,,den Herausforderungen gegen die 
,,Marginalisierung". Robertson glaubt, der europäischen NATO-Staaten boten keine Sicherheit unserer Streitkräfte, Bevölkerun- 
Grund der Krise sei vor allem in der wachsen- ernsthaften Alternativen an. Sie suchten gen und unseresTerritoriums"zu begegnen, 
den Ausrüstungs-,Bewaffnungs- undTechno- lediglich, das aus ihrer Sicht Schlimmste zu ,,wo immer diese auch herkommen mögen." 
logielücke zwischen den USA und Europa zu verhindern. Washington konnte deshalb Sie müsse auf Beschluß des NATO-Rates 
suchen. Er befürchtet,dass die Streitkräfte der auch äußerst umstrittene Veränderungen ,,Streitkräfte einsetzen können, die schnell 
Bündnispartner schon bald kaum noch ge- durchsetzen. Die NATO wird damit wieder überall dahin verlegt werden können,wo sie 
meinsam operieren können.~adurch verlöre ein ganzes Stück amerikanischer und ganz benötigt werden." Das,,volle Spektrum der 
die NATO aus amerikanischer Sicht an Bedeu- nebenbei mußte die gemeinsame Europäi- Aufgaben" der Allianz umfaßt nun „die Be- 
tung. Das sehen diesseits wie jenseits des At- sche Sicherheits- und Verteidigungspolitik drohung,die derTerrorismus und die Prolife- 
lantiks manche Kommentatoren anders. Sie einige schwereTorpedotreffer hinnehmen. ration von Massenvernichtungswaffen so- 
glauben,die Krise sei grundsätzlichen Charak- wie deren Trägersystemen" darstellen. Das 
ters. Sie sehen eine Kontinentaldrift tektoni- 2. Neue globale Aufgaben Bündnis übernimmt auch gleich erstmals 
scher Platten. Je nach Standpunkt und Her- Obwohl die NATO nur einen Tag nach den eine globale Aufgabe: Wenn das Deutsch- 
kunft der Beobachter hat diese ihren Ur- Terroranschlägen vom 11.September 2001 Niederländischen Korps in Kürze die Füh- 
sprung entweder im mangelnden europäi- den Bündnisfall ausrief,forderte Washington rung der ISAF-Mission in Afghanistan über- 
sehen Willen zu harter militärischer Machtpo- nur marginale militärische Beiträge von nimmt, dann wirkt die NATO mit. Es ist der 
litik. Oder sie resultiert aus der amerikani- Brüssel und vermied es,die Allianz in strate- globale Präzedenzfall für die Allianz.Seit Mo- 
schen Neigung zu einem machtpolitischen gische Entscheidungen über militärische Re- naten betont Robertson, die NATO könne 
Handeln,dass sich primär militärischer Mittel aktionen einzubeziehen. Die NATO wird jetzt eine,,führende Rolle" bei der Bekämp- 
bedient.Alle gemeinsam sehen:Historisch ist meist nur informiert oder konsultiert. Mit al- fung desTerrorismus übernehmen und ihre 
die NATO ein~e~ionalbündniszur kollektiven ler Macht versucht Lord Robertson seit Mo- militärischen Fähigkeiten anderen internati- 
Verteidigung.Da fällt es schwer,in den Kate- naten,diesem Relevanzverlust entgegenzu- onalen Organisationen und Koalitionen von 
gorien weltweiten militärischen Handelns zu steuern. Die NATO müsse die Bekämpfung Fall zu Fall zur Verfügung stellen. Ein vom Mi- 
denken. Das um so mehr,weil viele in Europa des Terrorismus in das Zentrum ihrer Aktivi- litärausschuß erarbeitetes ,,Militärisches 
fürchten,dass eine weltweit nach amerikani- täten mit hineinnehmen. Der Bekämpfung Konzept zur Verteidigung gegen den Terro- 
schem Vorbild und unter amerikanischer Füh- der Verbreitung von Massenvernichtungs- rismus" wurde beim Prager Gipfel gebilligt. 
rung agierende NATO sie vor all jene Proble- waffen komme wachsende Bedeutung zu. Die neuen Aufgaben werfen neue Probleme 
mesteit,vordenen die USA bereits heuteste- Etliches sei doch schon erreicht.50 habe das auf. Die USA haben ihre nationale Strategie 
hen: Streitkräfteeinsätze ohne Mandat der Bündnis schon während der Außenminister- deutlich verändert - zuletzt durch eine neue 
Vereinten Nationen; präventive und präemp- tagung im Mai 2002 endlich die,,sterile De- Nationale Sicherheitsstrategie.' Diese 
tive militärische Schläge, die von Angriffskrie- batte" um,,Out-of-Area-Einsätze" zu den Ak- schließt es bei der Bekämpfung desTerroris- 
gen nicht oder kaum zu unterscheiden sind; ten gelegt. Persönlich interpretierte Ro- mus und der Verbreitung von Massenver- 
oder gar die Mitverantwortung für den Ein- bertson die Aussage der Minister,das Bünd- nichtungswaffen nicht aus, selbst anzugrei- 
satz von Nuklearwaffen in einem solchen nis benötige Streitkräfte, die schnell dahin fen, bevor die USA angegriffen werden kön- 
Kontext.Mithin vor Situationen, in denen die verlegt werden können,,,wo auch immer sie nen. Dafür stehen die Begriffe,,präemptive 
NATO ihren eigenen Wertekodex verletzt benötigt werden". Dies besage, die NATO Schläge" und ,,defensive Intervention". Der 
würde - denn zu diesem gehört die Anerken- könne global agieren,,,nach Erfordernis und amerikanische Begriff ,,pre-emptive strikes" 
nung der Gültigkeit des internationalen wo nötig" Einsätze durchführen". Während umfasst zweierlei. Zum einen meint er ein 
Rechts. das deutsche Außenministerium noch im präventives Vorgehen,zum Beispiel die Zer- 
Die Gipfel-Beschlüsse machen diesen zu ei- September eine solche Interpretation für un- störung gegnerischer Raketenabschussram- 
nem Erfolg für George W. Bush,der wie so oft zulässig erklärte, hat Robertson sich pen, unmittelbar bevor mit diesen ein An- 
nach der Maxime a;ftrat:,,wenn Du das Ma- mittlerweile durchgesetzt. Die NATO kann griff durchgeführt werden soll.Zweitens sind 
ximale herausholen willst, dann mußt Du weltweit agieren. Das Prager Kommunique vorbeugende, präemptive Angriffe gemeint, 

Angriffe, mit denen das Entstehen Iängerfris- 
tiger Bedrohungen verhindert werden sol- 
len, also zum Beispiel der Bau von Massen- 
vernichtungswaffen. Israels weltweit kriti- 

, sierte Bombardierung des irakischen Atom- 
reaktors Osirak ist ein Beispiel. Doch Was- 
hington geht noch weiter: Selbst der Einsatz 
nuklearer Waffen wird durch die Bush-Admi- 
nistration bei solchen Einsätzen nicht ausge- 
schlossen. Das wurde Anfang des Jahres 
deutlich, als der geheime Nuclear Posture 
Review an die Öffentlichkeit gelangte.Schon 
seit einigen Jahren beschränken die USA 
ihre nationale nukleare Einsatzplanung 
zudem nicht mehr auf Staaten.Auch,,nicht- 
staatliche Akteure", z.B.Terroristen, religiöse 
Extremisten oder transnationale Konzerne, 
die den Versuch machen, sich Massenver- 
nichtungswaffen zuzulegen, könnten Ziele 
für einen Nuklearangriff sein. 
Damit gerät die NATO in ein Dilemma.Sie hat 
-wie so oft in derVergangenheit - mit zeitli- 
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wirklich entschieden war und sie sich der II- 
lusion hingab,zwischen den Fronten Wähler 
zu gewinnen. Die Hoffnung,Wähler würden 
die ,,eigentliche Alternative" jenseits eines 
pauschal und viel zu breit, also unpolitisch 
verstandenen, neoliberalen Lagers all der 
anderen wählen,erwies sich alsTrugschluss. 
Die damit entstehende faktische Nichtzuge- 
hörigkeit zu einem in Beschlüssen immer 
wieder auftauchenden Mitte-Links-Lager 
der Gesellschaft kann nicht vorrangig der 
parteitaktisch logischen Abweisung der PDS 
durch die SPD-Spitze zugeschrieben wer- 
den.Sie findet ihre Ursache im mangelnden 
politischen Grundverständnis, dass eine Par- 
tei inhaltlich bestimmte Souveränität 
braucht, um in einer Lagerkonstellation mit 
eigenem Profil wirken zu können. Der Ge- 
brauchswert im Vergleich zu anderen politi- 
schen Angeboten muss für den Wähler zu 
erschließen sein und eine machtpolitische 
Option erkennbar bleiben. Wähler wählen 
eine bestimmte Politik im Zusammenhang 
mit einer möglichen Umsetzungsoption in 
der Regierung. Diesen Zusammenhang hat 
die PDS selbst aufgelöst und ist letztlich in 
unterschiedlicher Qualität beiden Erforder- 
nissen nicht gerecht geworden. Daran än- 
derten auch dieversuche mit Angeboten zur 
Kanzlerwahl und möglichen Zusammenar- 
beit nichts mehr,die wenige Wochen vor der 
Wahl unternommen,jedoch im Tageswech- 
sel konterkariert wurden und nicht mehr 
tiefgreifend kommuniziert werden konnten. 
Erschwerend war sicher der allgemeine 
Druck auf kleinere Parteien im medienwirk- 
sam erlebten Zweipersonen-Wettbewerb 
um die Kanzlerschaft sowie die verheerende 
Wirkung des Gysi-Rücktritts im Wählerspek- 
trum der PDS. 
Im Ergebnis ist zumindest aus PDS-Sicht der 
Verlust der Bundestagsfraktion auch ein Ver- 
lust für die Linke in der Bundesrepublik. 
Selbst die SPD-Linke hat die strukturelle Wir- 
kung einer Kraft links der SPD für das eigene 
Agieren innerhalb der Sozialdemokratie zu 
nutzen gewusst. 

k.0. im Westen 
Einschränkend zur kritischen Reflexion muss 
hinzugefügt werden,dass die PDS im Osten 
16,9 Prozent der Wähler gewinnen konnte 
und ,,nurn im Westen auf minimalstem Ni- 
veau von 1,l Prozent verharrte. Darin liegt 
nun das für die Perspektive der PDS drama- 
tischste Problem, was in den aktuellen De- 
batten nicht hinreichend reflektiert wird. 
Zwölf Jahre nach der Vereinigung ist es trotz 
aller Versuche, trotz finanzieller, materieller, 
personeller und politischer Bemühungen, 
trotz erfolgreicher Gysi-Auftritte, trotz politi- 
scher Wirkung aus dem Osten heraus und 
auf der Bundesebene nicht gelungen, ein 
notwendiges Mindestmaß an Menschen zu 
gewinnen, die es nicht nur schade finden, 
wenn der Bundestag ohne PDS bleibt, son- 
dern die die PDS auch wählen. Jenseits der 
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bereits genannten haus- 
gemachten politischen 
Fehler ist es naheliegend, 
angesichts der politischen 
Erfolglosigkeit der PDS in 
den westlichen Bundes- 
ländern eine tiefe kulturel- 
le Barriere zu konstatieren, 
die zu überspringen für die 
PDS vom Osten aus offen- 
kundig unmöglich ist. lnso- 
fern ist die PDS ein spätes 
Opfer des Einigungspro- 
zesses, denn die Wählerre- 
servoirs im Osten reichen 
nicht dauerhaft und sicher 
für eine parlamentarische 
Verankerung auf Bundese- 
bene. 
Außerdem muss festge- 
stellt werden,dass es keine 
wählerwirksam relevante 
Linke neben der Sozialde- 
mokratie gibt, die in Ab- 
grenzung und doch mit 
Perspektiven einer Beziehung neben der ebenso viele ins Nichtwählerspektrum. Das 
PDS hätte entstehen können. Es gibt offen- eine könnte durch einen Mangel an reform- 
kundig dafür derzeit und wohl auch abseh- politischer Mitte-Links-Strategie erklärt wer- 
bar keinen sozialen und politischen Boden. den, das andere durch zu große Nähe zur 
Das heißt nicht, dass demokratischer Sozia- SPD und damit verbundene mangelnde lin- 
lismus nicht auch jenseits der SPD intellektu- ke Profilierung. Durchgesetzt hat sich ange- 
ell und programmatisch diskutiert werden sichts der Niederlage der Reformgruppie- 
kann oder gar eine Bezugsgröße für politi- rungen die zweite Lesart. Das hat mehrere 
sches Handeln darstel1t.E~ gibt nur organisa- Ursachen.Zunächst ist es wichtig festzuhal- 
torisch im Parteienspektrum dafür keinen ten, dass Schwäche und Probleme der PDS 
Raum, der erfolgreich, das heißt inklusive schon seit einiger Zeit nicht mehr einem 
Parlamentsvertretung, besetzt werden kann. Druck von außen oder der Stärke innerpar- 
Ein Blick über West- und Osteuropa verdeut- teilicher dogmatischer und traditionalisti- 
licht dieses Problem.Während in Osteuropa scher Kräfte geschuldet sind,sondern Resul- 
postkommunistische Parteien mehrheitlich tat der konzeptionellen, personellen und 
sozialdemokratisch werden oder so dogma- taktischen Schwäche der Reformer darstel- 
tisch bleiben wie die in Russland, gibt es in len.Sie waren nicht einheitlich zu definieren, 
Westeuropa tiefe Krisen oder gar Spaltun- kommunizierten nicht einmal mehr 
gen wie die in Italien. Der Spagat zwischen miteinander. Nach der schweren Niederlage 
erkennbarem Linksprofil und reformpoliti- von Gysi, Bisky und Parteivorstandsmehrheit 
scher Orientierung gelingt unter Bedingun- auf dem Münsteraner Parteitag 2000 haben 
gen medienvermittelter Demokratie offen- die Reformkräfte keine konzeptionellen De- 
kundig immer weniger. Womöglich ist aber batten zu konsistenten Politikvorstellungen 
mit historischem Blickwinkel hier auch ein aufgenommen.Selbst die Programmdebat- 
allgemeiner Niedergangsprozess der kom- te wurde nicht wirklich dazu genutzt.Sie ha- 
munistischen Bewegung zu sehen, die seit ben auch keine strategischen Debatten 
der Spaltung vom sozialdemokratischen mehr geführt und schließlich haben sie es 
Strang in Ost- und Westeuropa letztlich doch versäumt, um Mehrheiten in der Partei zu 
in Bezug zum untergegangenen Staatssozi- ringen.Ein kardinaler Fehler wie sich nun he- 
alismus stand. rausstellte. Denn die linkspopulistische und 

naiv-basisdemokratische Linie der neuen 
Parteitag in Gera offenbarte Schwäche Parteispitze konnte sich nur vor diesem Hin- 
und Niederlage der Reformer tergrund durchsetzen. In geradezu dilettan- 
Mit den verlorenen Bundestagswahlen ha- tischer Weise, unkoordiniert, im Falle der 
ben die PDS-Reformer eine herbe Niederla- trotzig und autistisch erfolgten Kandidatur 
ge erlitten, standen sie doch gerade für ei- des ehemaligen Fraktionsvorsitzenden Ro- 
nen Kurs der reformpolitischen Profilierung land Claus geradezu tragikkomisch,agierten 
und der in parlamentarischen Demokratien die Reformer auf dem Geraer Parteitag. Die 
notwendigen machtpolitischen Flexibilität. Berliner Reformkonzeption wurde personell 
Das Paradoxon in den Wählerwanderungen nicht untersetzt. Nicht einmal ein Kompro- 
besteht für die PDS darin, dass Ca. 300.000 missversuch vermittelnder Pragmatiker hat- 
Wählerlnnen zur SPD wanderten und te eine Chance. Das Problem lag bereits in 
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Worst case für die PDS 

Nach der Bundestagswahl regiert das Prinzip Hof fnung 

von Gerry Woop 

.> = Die Ergebnisse der Bundestagswahl 
2002 sind für die PDS ein Desaster. Noch vor 
den Wahlen 1994 und 1998 war ein Szenario 
desVerlusts der Gruppenvertretung im Bun- 
destag ein mögliches, in dem auch der An- 
fang vom Ende gesehen wurde. Die Drei-Di- 
rektmandate-Regelung und der Gesamter- 
folg der PDS im Jahre 1998 im Umfeld einer 
allgemeinen Stimmung des Politikwechsels 
ließen es nicht zu diesem Szenario kommen. 
Jedoch war die Annahme durchaus begrün- 
det,dass sich in einem solchen Falle wichtige 
aktive Mitglieder, potenzielle Mitstreiter, 
mehr Wähler abwenden, ein Abwärtstrend 
beginnt, der Zentrifugalkräfte in der Partei 
freisetzt. Nun ist diese Situation,zu Jahresbe- 
ginn für viele noch unvorstellbar, eingetre- 
ten.Aber niemand gestattet sich die Rucker- 
innerung an die damaligen Befürchtungen. 
Das Prinzip Hoffnung regiert,auch Aktionis- 
mus, teilweise Versuche zur Analyse und po- 
litischen Neujustierung. Die Berliner Bundes- 
tagsabgeordnete Petra Pau formuliert es 
wohl am realistischsten, wenn sie vom Un- 
möglichen spricht,das nun versucht werden 
müsse. 

Rotgrün durch die Wahl der Grünen be- 
stätigt 
Wenn die zentralen Themen des Bundes- 
tagswahlkampfes, die Wirtschafts- und Ar- 
beitsmarktpolitik unter dem Gesichtspunkt 
untersucht werden, was dabei die Problem- 
fälle für die Bilanz der Bundesregierung, 
mithin ihr Risikofaktor auf dem Weg zur Wie- 
derwahl war, so sind zwei Stichworte zu nen- 
nen:Arbeitslosigkeit und Gerechtigkeitsdefi- 
zit.Die bloße Hoffnung auf eine baldige wirt- 
schaftliche Zyklenkurve nach oben mit Ar- 
beitsplatzeffekten war trotz notwendiger 
vielfältiger Verbesserungen der Rahmenbe- 
dingungen mit Inaktivität verbunden und 
wurde durch die weltwirtschaftlichen Aus- 
wirkungen des 11. September letztlich zum 
Desaster. Doch die Folgen des 1 1 .September 
sind kein Erklärungsmuster für mangelndes 
Regierungshandeln mit dem Ziel der Schaf- 
fung von Arbeitsplätzen,zum Beispiel in Fra- 
gen der Fiskalpolitik, der Investitionen, der 
Arbeitszeitpolitik, der flexiblen Haushaltspo- 

litik, der gezielten Wirtschaftsförderung und 
zuletzt auch der Umverteilung. Das Ganze 
kann sich nicht im JobAQTIV-Gesetz und der 
Steuererleichterung für Familien und Unter- 
nehmen oder Hoffnungen auf das Hartz-Re- 
zept erschöpfen. Dieses Versagen verbindet 
sich mit einer Haushaltspolitik,die ihrem Ziel 
nach sicher notwendig, in den konkreten 
Ausformungen jedoch unflexibel und un- 
ausgewogen ist. Hier entsteht das Gerech- 
tigkeitsdefizit,weil die Umverteilungsfragen, 
die Belastungen durch Steuern und mittel- 
bare Auswirkungen über mangelnde Inves- 
titionsfähigkeit in Verbindung mit hoher Ar- 
beitslosigkeit, steigenden Beiträgen, Euro- 
Preiseffekten und zugleich ausbleibender 
Vermögens- und Erbschaftssteuer gerade in 
linken wie auch weiteren Stammwählerkrei- 
sen der SPD das Gefühl sozialer Unausgewo- 
genheit aufkommen ließen. Nicht zu verges- 
sen die gerade in Ortsverbänden und Ge- 
werkschaftskreisen damit verbundene De- 
motivation. Als Klaus Staeck und Johanno 
Strasser dieses Unbehagen auf einem Podi- 
um beim Nürnberger Parteitag - mit wohl- 
wollendem Veränderungswunsch - kritisch 
anmerkten, prallten sie am Politmanager 
Matthias Machnig nicht nur in der Sache, 
sondern auch mental ab. Diese Sensibilität 
für die Bedürfnisse, die aus der Partei, aber 
letztlich doch vermittelt über diese aus der 
Gesellschaft kommen, musste erst wieder er- 
langt werden. Die schlechten Umfragewerte 
und mangelnden Erfolge einer Politik der 
Mitte, wie sie noch 1999 bis 2000 präsentiert 
wurde,führten imvorfeld der Wahlen zu gra- 
vierenden Korrekturen. Faktisch wurde eine 
klassische Links-Rechts-Alternative eröffnet. 
Schröder versus Stoiber wurde zu Sozialstaat 
versus soziale Kälte. In dieser Konstellation 
konnten Stammwähler etwas zurückgewon- 
nen oder gebunden werden, so dass die 
Wahlverluste sich in Grenzen hielten. Han- 
delte es sich 1998 um eine Kohlabwahl 
durch eine von den Namen Schröder und La- 
fontaine,von Innovation und Gerechtigkeit 
geprägte Mitte-Links-Politik,so folgte auf die 
Mitte-Politikder letzten Jahre und den relati- 
ven Schwenk wieder hin zu Mitte-Links eine 
Bestätigung von Rotgrün trotz des Vers- 

agens bei der Bekämpfung der Arbeitslosig- 
keit und des empfundenen Gerechtigkeits- 
defizits vor allem als Alternativwahl zu Stoi- 
ber und dessen absehbarem Programm.Das 
wirklich Interessante ist dabei,dass diese Be- 
stätigung von Rotgrün durch die Wahl der 
Grünen erfolgte. Nicht nur, dass sich die Grü- 
nen erfolgreich als der Reformmotor der 
Bundesregierung darstellen konnten. Selbst 
die SPD-Bilanz, die Vorsitzender und Gene- 
ralsekretär bereits im November 2001 in 
Nürnberg präsentierten, war eine eher grü- 
ne.Als Erfolge wurden Staatsbürgerschafts- 
recht, Atomausstieg, ökologische Steuerre- 
form und neues Partnerschaftsrecht darge- 
stellt, mithin also klassische grüne Themen. 
Der Erfolg dieser Regierung, gemessen an 
den Bestrebungen zur Auflösung des Re- 
formstaus der Kohl-Ära bestand also 
vornehmlich in gesellschaftsverändernden 
Bereichen, sowohl hinsichtlich der Verfasst- 
heit als auch der Nachhaltigkeit. 
Zu den zufällig auftretenden Umständen der 
Wahl gehörte die Hochwasserkatastrophe, 
die als klassischer Krisenfall einer Regierung 
durch das nur ihr mögliche exekutive Han- 
deln Zustimmung brachte. Dies nun im Os- 
ten, wo aufgrund der nicht umgesetzten 
Chefsache Ost die Enttäuschung zur SPD ge- 
wachsen war.Schließlich brachte die Irakpo- 
litik der USA der rotgrünen Regierung - in 
Korrektur ihres bisherigen Images als Kraft, 
die militärische Mittel doch als normales In- 
strument auch deutscher Außenpolitik und 
dies sogar als Souveränitätsbeleg verste- 
hend ansieht - nunmehr die Chance einer 
Präsentation als Krieg ablehnende,vernünf- 
tig und mäßigend auftretende Kraft. 
Ein CDU-Kandidat, dessen Kritik zeitlich de- 
fensiv,zuweilen sehr wahltaktisch und somit 
unglaubwürdig war,der aus Bayern kommt, 
in wichtigen Themenfeldern nur wenig Al- 
ternatives bot und wenn,dann doch in einer 
für viele Wähler als ungerecht und nicht zu- 
mutbar empfundenen Art,ein solcher Kandi- 
dat konnte nicht wirklich gewinnen.Gehörte 
doch zu seiner Seite eine FDP, die mit noch 
größeren sozialen Härten und einem in der 
Gesellschaft so doch nicht akzeptierten 
Spaßfaktor Profil gewinnen wollte, und mit 
Möllemann ins Straucheln kam. 

PDS folgte falscher Strategie - oder hatte 
keine konsistente 

Gerry Woop, Politikwissenschaftler, lebt in Berlin und ist POS-Mitglied, hat im Crossover Projekt Das Hauptproblem der PDS bestand darin, 
von spw, utopie kreativ und andere zeiten mitgearbeitet. dass die Strategie des Wahlkampfes nicht 

cher Verzögerung ihre Strategie den Ent- 
wicklungen US-Strategie im Grundsatz an- 
gepaßt.Wie weit diese Anpassung im Einzel- 
nen geht, ist noch unklar, zumindest in der 
Öffentlichkeit. Nur soviel ist k1ar:Schwerwie- 
gende Probleme mit der völkerrechtlichen 
Legitimität künftiger NATO-Planungen dro- 
hen. Weder präemptive Angriffe noch gar 
der Einsatz nuklearer Waffen, möglicher- 
weise gar unter Rückgriff auf die nukleare 
Teilhabe, wären völkerrechtlich gedeckt. 
Man stelle sich vor:Washington will präemp- 
tiv das existierende bzw. entstehende Mas- 
senvernichtungswaffenpotential eines Staa- 
tes oder eines nichtstaatlichen Akteurs zer- 
stören. Die Planer im Pentagon glauben,daß 
dies gesichert nur mit einer Nuklearwaffe 
gelingen kann. Da dies aber völkerrechtlich 
und im Lichte der internationalen öffentli- 
chen Meinung sehr umstritten wäre, ent- 
schließen sich die USA,die NATO um Solida- 
rität und Mitwirkung zu bitten.Als Gemein- 
schaft von 19, künftig 26 demokratischen 
Staaten, lasse sich der Angriff besser vertei- 
digen. Die Flugzeuge,die den Angriff durch- 
führen, sollen in einem NATO-Land starten, 
ein zweites soll Luftbetankungsmittel bereit- 
stellen, ein drittes beim Begleitschutz durch 
Jagdflugzeuge helfen und ein viertes, nicht- 
nukleares Land gar durch die Bereitstellung 
eines Trägerflugzeugs für Nuklearwaffen. 
Unschwer ist zu erkennen, wie gravierend 
die Probleme für die europäischen NATO- 
Partner wären. 
Die NATO liefe Gefahr, aktiv das Gewaltmo- 
nopol der Vereinten Nationen zu schwächen. 
Die Auswirkungen auf das nukleare Nicht- 
verbreitungsregime wären verheerend. Das 
Bündnis würde aktiv an der von der Regie- 
rung Bush initiierten Deregulierung der in- 
ternationalen Beziehungen mitzuwirken,die 
viele der europäischen NATO-Staaten schon 
jetzt beklagen. 
Ein kaum lösbares Dilemma, dem man in 
Brüssel nur mit Formelkompromissen oder 
selbstauferlegten Denkverboten vorläufig 
entkommen kann, wie es sich während und 
nach dem wegen politischer Kontroversen 
abgebrochenen Krisenmanagement-Manö- 
Vers CMXOZ erst im Frühjahr wieder zeigte. 
Antworten auf solche Fragestellungen fin- 
den sich nicht in öffentlichen Gipfeldoku- 
menten. Eher schon in vertraulichen Papie- 
ren wie denen des Militärausschusses. 
Mithin: Dokumente wie z.B.das jetzt gebillig- 
te,,Konzept zur Verteidigung gegen den Ter- 
rorismus" verdienen höchste Aufmerksam- 
keit. 
Verteidigungsminister Peter Struck glaubt 
zwar, daß die NATO ein präventives oder 
präe3'mptives Vorgehen auch in Zukunft ab- 
lehnen werde, da das Bündnis im Konsens 
entscheide. Doch das Konsensprinzip in der 
Allianz wird mit Blick auf die wachsende Mit- 
gliederzahl immer mehr in Frage gestellt. 
Das Bündnis müsse jene, die zu bestimmten 
Schritten bereit sind, handeln lassen, wenn 

es seine Bedeutung erhalten wolle - so lau- 
tet das Argument. Es gibt auch europäische 
Stimmen,die präemptives militärisches Han- 
deln erwägen. Wolfgang Schäuble ist eine. 
Klaus Naumann, ehemals Vorsitzender des 
Militärausschusses der NATO eine andere: 
Wenige Tage vor dem Gipfel ging er davon 
aus,dass,,die NATO in Prag die ersten Schrit- 
te in Richtung auf ein neues strategisches 
Konzept unternehmen wird,das Prävention 
und Präemption als Optionen, nicht aber als 
leitendes Prinzip" enthalten sollte. Die NATO 
müsse über neue Wege entscheiden, gegen 
chemische, biologische oder nukleare ,,An- 
griffe auf unsere Streitkräfte und unsere Be- 
völkerungen" zu reagieren. Dies sei mehr als 
Heimatverteidigung.,,Das bedeutet, daß die 
Bedrohung da angegangen werden muß, 
wo sie entsteht,daß die NATO darauf vorbe- 
reitet sein muß, zu intervenieren, wo dies 
notwendig ist", ohne ihre Grundausrichtung 
als Verteidigungsbündnis aufzugeben. Der 
Prager Gipfel gab Naumann weitgehend 
recht. Das Gipfel-Kommunique versucht zu 
beruhigen: Nein, die neuen Aufgaben der 
NATO sollten,,von keinem Staat und keiner 
Organisation als Bedrohung wahrgenom- 
men werden,sondern vielmehr als Ausdruck 
der Entschlossenheit unsere Bevölkerung, 
unserTerritorium und unsere Streitkräfte vor 
jedem bewaffneten Angriff zu schützen, ein- 
schließlich terroristischer Angriffe, die von 
außen gelenkt werden". Dies alles solle ,,in 
Übereinstimmung mit dem Washingtoner 
Vertrag (d.h. dem NATO-Vertrag) und der 
Charta der Vereinten Nationen" geschehen. 
Wie, das sagt das Kommunique allerdings 
nicht. 

3. Neue militärische Mittel 
Mit den militärischen Einsatzmitteln des Kal- 
ten Krieges lassen sich solche Aufgaben 
kaum bewältigen. Mit diversen Beschlüssen 
versucht der Prager NATO-Gipfel deshalb 
schnelle Abhilfe zu schaffen. 
Erst im September hatte Donald Rumsfeld, 
der US-Verteidigungsminister,seinen NATO- 
Kollegen die Idee präsentiert,die NATO solle 
eine schnelle Eingreiftruppe für weltweite 
Interventionen aufbauen, die NATO Re- 
sponse Force (NRF). Der Truppe, 21.000 
Mann stark,sollten die besten und moderns- 
ten Kräfte aller NATO-Staaten zugeordnet 
werden: Heeresverbände in Brigadegröße, 
Kampfflugzeuge für bis zu 200 Einsätze am 
Tag und Marinekräfte im Umfang einer der 
ständigen Einsatzflotten der NATO. Binnen 5 
bis 30 Tagen solle sie weltweit einsetzbar 
sein, spezialisiert auf intensive Kampfhand- 
lungen, solche wie sie nötig sind, um Inter- 
ventionen wie in Afghanistan durchzufüh- 
ren.Bis zu 30Tage soll sie autonom kämpfen 
können. Mit dieser Truppe könne die NATO 
sich dann an US-geführten Operationen be- 
teiligen. Bis Oktober 2006 soll sie einsetzbar 
sein. Der Prager NATO-Gipfel faßte den Be- 
schluß dieTruppe aufzubauen. lm Frühsom- 

mer soll den Verteidigungsministern ein ers- 
ter Bericht vorgelegt werden, wie sie ausse- 
hen soll. 
Die zweite verabschiedete lnitiative sind die 
,,Prager Fähigkeitsverpflichtungen" (Prague 
Capabilities Commitment, PCC). Mit diesen 
verpflichten sich vor allem die europäischen 
NATO-Staaten politisch verbindlich, zu fes- 
ten Terminen bestimmte militärische Fähig- 
keiten in Kernbereichen wie dem Luft- und 
Seetransport, der Luftbetankung, der mo- 
dernen Luft-Boden-Bewaffnung, der Ab- 
wehr chemischer, biologischer, radiologi- 
scher und nuklearer Gefahren oder im Be- 
reich Führungssysteme bereitzustellen. Im 
Gegensatz zu der breiter angelegten Vor- 
gängerinitiative DCI (Defense Capabilities 
Initiative) sollen die PCC vor allem auf den 
Bedarf der NRF und damit auf weltweite Ein- 
sätze hoher militärischer Intensität ausge- 
richtet werden. In Arbeitsgruppen wird an 
den einzelnen Fähigkeiten gearbeitet. Nicht 
jeder NATO-Staat muß zu allen beitragen.Ar- 
beits- und Rollenteilung, so lauten die Zau- 
berworte,von denen man sich Fortschritt er- 
hofft. Spanien kümmert sich um die Luftbe- 
tankung, Holland um Abstandswaffen. 
Deutschland leitet die Arbeitsgruppe strate- 
gischer Lufttransport. Unklar bleibt, ob sich 
hier vorrangig das Interesse der Bundeswehr 
spiegelt, die Bestellung von 73 (oder ,,nurn 
60) Militärtransportern vom Typ A400M zu 
rechtfertigen. Klar dagegen ist, daß bereits 
erste, exorbitant teure Angebote zum kurz- 
fristigen Leasing amerikanischer Großraum- 
transporter vomTyp C-1 7 in Berlin vorliegen, 
mit dem die Zeit bis zum Zulauf der A400M 
ab 2009 oder 201 2 überbrückt werden könn- 
te. Möglich und erheblich billiger wäre es, 
Großraumtransportflugzeuge vom Typ An- 
tonow 124 zu leasen, mit denen die Bundes- 
wehr ihre Soldaten in Afghanistan zuverläs- 
sig und recht billig versorgt. 
Eine dritte Gipfel-Initiative stärkt die Fähig- 
keit der NATO zur Abwehr von Angriffen mit 
biologischen, chemischen, radiologischen 
und nuklearen Waffen auf Streitkräfte und 
Territorium der Mitglieder. Das Vorhaben, 
das auf den ersten Blick wie eine logische 
Konsequenz des Risikos terroristischer An- 
griffe erscheint und auf die Stärkung von 
ABC-Abwehrfähigkeiten und Zivilschutz 
ausgerichtet ist, wurde jedoch breiter ange- 
legt. Hier verbergen sich auch Pläne zur Ra- 
ketenabwehr für die Streitkräfte, Bevölke- 
rungen und das Territorium der NATO-Län- 
der. Erstmals geht die NATO über Studien zur 
taktischen Raketenabwehr hinaus. Jetzt sol- 
len die Abwehrmöglichkeiten gegen Flug- 
körper mit mehr als 3000 km Reichweite un- 
tersucht werden. Damit stellt die Allianz sich 
auch offen die Frage,obTeile des amerikani- 
schen Raketenabwehrschirmes, einschließ- 
lich Abfangraketen in anderen NATO-Staa- 
ten aufgestellt werden sollen. Unklar ist 
noch, ob sich hinter dieser lnitiative zusätz- 
lich eine weitere Facette der Diskussion über 



präventiven und präemptiven militärische 
Optionen des Bündnisses verbirgt - Arbei- 
ten zu den Möglichkeiten des Bündnisses, 
Massenvernichtungswaffen, und deren Trä- 
gersysteme sowie Produktionsanlagen vor- 
beugend auszuschalten. 
Viertens machte der Prager Gipfel Vorgaben 
für eine neue, straffere, flexiblere und ein- 
satzorientierte Kommandostruktur. Eine 
heikle Aufgabe, geht es doch für jeden 
NATO-Staat um Einfluss, den Anteil an gut 
dotierten Posten und um die Hauptquartiere 
auf seinem Boden. Bis Sommer 2003 soll der 
Militärausschuss einen Vorschlag unterbrei- 
ten,wie die NATO mit deutlich weniger Kom- 
mandobehörden militärisch flexibler agie- 
ren kann. Darum ist er kaum zu beneiden. 
Eine Reform der Kommandostrukturen muß 
die Ansprüche der künftigen NATO-Mitglie- 
der berücksichtigen. Das wirkt gegen das 
Ziel der Straffung. Zum anderen hat die Re- 
form der nationalen Kommando-Struktur 
der USA in Brüssel Probleme ausgelöst. Die 
NATO verliert demnach ihren wichtigsten 
Stab in den USA, SACLANT. Der ist dem 
NATO-Oberbefehlshaber SACEUR gleichge- 
stellt, befehligt die Seestreitkräfte im Atlan- 
tik und im Krieg auch die assignierten strate- 
gischen Nuklear-U-Boote, den Kern der 
NATO-Nuklearabschreckung. Ein operativ- 
strategisches Oberkommando sei genug, ar- 
gumentierte Washington. Doch SACLANT ist 
auch Symbol für die Aufgabe der NAT0,zur 
Verteidigung der USA beizutragen. Ein Sig- 
nal,dass die NATO zur Verteidigung der USA 
nicht länger gebraucht wird? Washington 
bot angesichts europäischer Widerstände 
an, SACEUR zum einzigen operativen Ober- 
kommando der NATO weiterzuentwickeln, 
zu einem Strategic Command for Opera- 
tions. SACLANT dagegen solle in ein strate- 
gisch,,funktionales" Oberkommando umge- 
wandelt und künftige NATO-Einsatzkonzep- 
te, Operationsformen und Bewaffnungs- 
und Ausstattungsoptionen planen - das 
Strategic Command for Transformation. So 
beschloß es der NATO-Gipfel, obwohl man- 
cher Europäer fürchtet, der Kompromiß sei 
ein Danaergeschenk. 
Weitere Änderungen der Kommando-Struk- 
tur dienen vor allem einer effektiveren, 
schnelleren Einsatzführung. Das operative 
Oberkommando soll von zwei teilstreitkräf- 
teübergreifenden Hauptquartieren unter- 
stützt werden, aus denen je ein multinatio- 
nales teilstreitkräfteübergreifendes Einsatz- 
hauptquartier (CJTF-HQ) herausgelöst wer- 
den kann, sowie durch ein kleineres, seege- 
stütztes Einsatzhauptquartier. Die Zahl der 
anderen NATO-Hauptquartiere und der Luft- 
raumüberwachungs- und -führungszentren 
wird deutlich reduziert. 

4. Europas Bedenken 
Obwohl die meisten amerikanischen Initiati- 
ven von den europäischen Staaten in Prag 
im Grundsatz begrüßt wurden, gab es sub- 

stantielle Bedenken. Außenminister Joschka 
Fischer ließ sie in einer Regierungserklärung 
kurz vor dem NATO-Gipfel erkennen. Zur 
NRF, dem Kernstück der Initiativen, formu- 
lierte er drei Voraussetzungen: Erstens müsse 
die Entscheidung über den Einsatz derTrup- 
pe beim NATO-Rat liegen, also einstimmig 
fallen. Zweitens sei eine deutsche Einsatz- 
Beteiligung nur nach einem Beschluß des 
Bundestages möglich. Die nationale Rechts- 
lage in den NATO-Staaten müsse beachtet 
werden. Drittens müsse das Vorhaben mit 
dem Aufbau europäischer Krisenreaktions- 
kräfte vereinbar sein. Unter diesen Voraus- 
setzungen werde man der Ausarbeitung ei- 
nes Konzeptes für die NRF zustimmen. 
Dahinter standen handfeste Befürchtungen. 
Fischer wollte verhindern, dass die NATO- 
Truppe auf Anforderung durch die USA oder 
andere NATO-Länder schnell und ohne die 
zeitraubenden Beschlussfassungsmechanis- 
men der NATO eingesetzt werden kann. Er 
wollte dafür sorgen, dass z.B. der deutsche 
Parlamentsvorbehalt gewahrt wird, nahm 
aber zugleich billigend in Kauf, daß nun der 
Druck, mittels eines deutschen Entsendege- 
setzes Entscheidungsfindung in Deutsch- 
land zu beschleunigen, wächst. Diesen bei- 
den Bedenken trägt das Gipfelkommunique 
jedoch Rechnung. 
Schließlich die dritte Voraussetzung, die Ver- 
einbarkeit mit den europäischen Krisenreak- 
tionskräften: Das Kommunique postuliert 
diese solle gewahrt werden. Doch die Reali- 
tät dürfte ganz anders aussehen. 
Wird die NRF aufgestellt,so werden -wegen 
der Rotation - mindestens 60.000 der besten 
Soldaten dafür benötigt. Soldaten, die 
zumeist auch für die europäischen Krisen- 
kräfte vorgesehen sind und den Kern der 
Einsatzfähigkeit der künftigen EU-Truppe 
berühren. Die Bundesrepublik plant 
beispielsweise,ihren Beitrag aus dem selben 
Pool von 18.000 Soldaten zu stellen,der auch 
für EU-Einsätze vorgesehen ist. Würde die 
NRF häufig angefordert oder wären ihre 
Kräfte auch nur oft in Bereitschaft, so stün- 
den sie für EU-Einsätze kaum zur Verfügung. 
Genau dies dürfte aber eintreten. Die welt- 
weite Bekämpfung des Terrorismus und die 
globale Unterstützung Washingtons können 
leicht eine Dauerbeschäftigung für die NRF 
sein. 
Zudem: Um die Zusammenarbeit mit den 
US-Truppen zu gewährleisten, müssen die 
NRF-Verbände nach US-Vorbild moderni- 
siert werden. Mit anderen Worten: Damit sie 
auch weiterhin im EU-Rahmen eingesetzt 
werden können, müssen auch die restlichen 
EU-Krisenkräfte verstärkt nach US-Vorbild 
modernisiert werden. Spötter bezeichnen 
deshalb die Prague Capability Commit- 
ments bereits als BAC, als „Buy American 
Commitments", und sehen in dem Ober- 
kommando für Transformation eine Werbea- 
gentur für dieTransformation,,the American 
way". 

Der Aufbau autonomer EU-Fähigkeiten dürf- 
te sich also zumindest verteuern, wenn er 
nicht gar weitgehend durch die NATO absor- 
biert wird.Zudem droht eine für die Europä- 
er unliebsame Arbeitsteilung: Während die 
NATO sich auf globale Kampfeinsätze unter 
Führung der USA spezialisiert, müßten die 
EU-Krisenkräfte jene Aufgaben überneh- 
men, die die USA nicht interessieren: Frie- 
densmissionen und das ungeliebte, weil 
langwierige Nation-Building nach Interven- 
tionen. 
Trotz all diese Zugeständnisse an die USA 
würde Europa aber keine Gewähr dafür ha- 
ben, dass die USA ihre europäischen NATO- 
Partner in der alles entscheidenden Frage 
berücksichtigen: Es gibt keine Garantie, dass 
Washington Europa strategische Mitsprache 
in der Frage gewährt wie mit Krisen umge- 
gangen soll. 

5. Der NATO-Gipfel und die ESVP 
Anfang 2003 sollte sie endlich einsatzbereit 
sein, die 60.000 Mann starke Truppe, die der 
Europäischen Union eine autonome Mög- 
lichkeit zu militärischem Krisenmanage- 
ment verschaffen soll. Daraus wird nichts. 
Der erste Einsatz - die Übernahme der Frie- 
densmission in Mazedonien - ist vertagt. Die 
NATO bleibt für sechs weitere Monate. Im Fe- 
bruar wird die Lage überprüft. Und warum 
die Verzögerung? Immer noch gibt es keine 
Einigung zwischen der NATO und der EU 
darüber, ob und unter welchen Bedingun- 
gen die EU auf die Planungskapazitäten und 
andere militärische Mittel der Allianz zurück- 
greifen kann. Der für Prag geplante EU- 
NATO-Gipfel wurde abgesagt. Verhindert 
wird die Einigung durch einen bizarren grie- 
chisch-türkischen Streit.Oder besser gesagt 
dadurch,daß dieTürkei die Europäische Uni- 
on vorführt, um nicht zu sagen grillt. 
Ankara stellt auf zwei Feldern Bedingungen, 
droht mit seinem Veto in der NATO, die den 
beabsichtigten Verträgen mit der EU ein- 
stimmig zustimmen muß. Da ist zunächst 
der NATO-EU-Vertrag, der der EU einen ga- 
rantierten Zugang zu den Planungskapazitä- 
ten der NATO sichern und dafür sorgen soll, 
daß die EU diese NATO-Fähigkeiten nicht 
dupliziert. Hier wurde zwar Einigkeit erzielt, 
daß bei Operationen, bei denen die EU auf 
NATO-Fähigkeiten zurückgreift, auch alle 
NATO-Staaten das Recht zur Beteiligung an 
der EU-Operation und damit ein Mitsprache- 
recht haben, nicht aber,was geschieht,wenn 
die EU autonom agiert,d.h. nicht auf die Fä- 
higkeiten der NATO zurückgreift. Die Türkei 
will auch dann ein Mitspracherecht - unter 
anderem wegen der Streitigkeiten in der 
Ägäis und um Zypern. Griechenland droht 
mit seinem Veto,wenn die türkischen Forde- 
rungen erfüllt würden.Ein Spiel,daß seit Jahr 
und Tag funktioniert und beliebig fortge- 
führt werden kann. 
Zum zweiten geht es um das Sicherheitsab- 
kommen zwischen der NATO und der EU, mit 

Obwohl Schüssel und sein Finanzminister 
Grasser nicht gerade auf eine erfolgreiche 
Wirtschaftspolitik verweisen konnten, ge- 
lang es ihnen doch, die Sozialdemokratln- 
nen als die ewigen Schulden und Steuer Er- 
höhungspartei darzustellen. Geschickt ver- 
stärkte die ÖVP dieses Klischee durch eine 
recht aggressive Anti-rot-grün-Kampagne 
mit dem ständigen Verweis auf die BRD und 
seine desolate Budgetlage. 
Durch einige verunglückte Abgrenzungs- 
versuche der Sozialdemokratlnnen gegenü- 
ber den Grünen im Bereich der Gesell- 
schafts-, Flüchtlings- und Drogenpolitik wur- 
de die Negativ-Kampagne der Konservati- 
ven weiter stimuliert. 
Letztlich dürfte ausschlaggebend gewesen 
sein, dass die Stimmung in Österreich nach 
wie vor für eine konservative ,,Reformn- 
regierung vorhanden war. Für die Sozialde- 
mokratie war diese Stimmung mit einem rei- 
nen Kernschichten-Wahlkampf nicht zu 
durchbrechen. 
Dafür steht die Partei nun nicht schlecht 
dar.Sie hat sich konsolidieren und ihre An- 
hängerlnnen und Wählerlnnen mobilisie- 
ren können.lnhaItlich hat sie wieder an Pro- 
fil gewonnen. Alfred Gusenbauer hat die 
Chance des Wahlkampfes genutzt, sich 
selbst als Alternative zu profilieren. Das di- 
rekte Fernsehduell gegen den Bundeskanz- 
ler konnte er sogar für sich entscheiden. 
Der richtige Weg i s t  somit beschritten. Eine 
weiter ausgearbeitetes programmatisches 
Angebot, eine Perspektive für ein modernes 

Österreich in einem geeinten Österreich, 
fehlt jedoch noch. Mit solch einem Projekt 
hätte die Sozialdemokratie in der Alpenre- 
publik eine reelle Chance, ihr derzeitiges Po- 
tential kräftig auszubauen.Somit könnte sie 
Teile des Bürgertums wieder,,ein Stück des 
Weges" mitnehmen. 
Dafür müsste sich die SPÖ jedoch für den 
Gang in die Opposition entschließen. 
Es gehört jedoch zu den Besonderheiten 
der österreichischen politischen Verhältnis- 
se, dass sich rund 41 Prozent der Bevölke- 
rung und Ca. 51 Prozent der eigenen An- 
hängerschaft eine große Koalition wün- 
schen. 
Auch die Gewerkschaften erhoffen sich von 
der,,SpiegelungM der Sozial-Partnerschaft in 
der Regierung einen Vorteil oder zumindest 
ein Abwenden gröberer Systemumbauten. 
Dass Schüssel jedoch, wenn es darauf an- 
kommt, die vielgerühmte Sozial-Partner- 
schaft mit Füßen tritt, hat er häufig und ein- 
deutig unter Beweiß gestellt, beispielsweise 
bei der Zerschlagung der Selbstverwal- 
tungskörper der Sozialversicherungsträger. 
Zudem befindet sich der Kanzler Österreichs 
in der bequemen Situation, sich zwischen 
drei potentiellen Partnern entscheiden zu 
können: 
Die Grünen wollen zwar offiziell in der Op- 
position bleiben, doch mehren sich die 
parteiinternen Stimmen für gemeinsame 
Projekte. Die Freiheitlichen beschäftigen 
sich hauptsächlich mit sich selbst,sind auf- 
grund ihrer finanziellen Situation aber auf 

eine Regierungsbeteiligung geradezu an- 
gewiesen. 
Die SPÖ steht unter dem starken Druck der 
eigenen Wählerlnnen und der veröffentlich- 
ten Meinung, sich dem sogenannten Staats- 
interesse nicht zu verweigern. 
Nicht unbedingt eine starke Verhandlungs- 
position für die Sozialdemokratie. 
Ginge sie mit Schüssel in eine Koalitionsre- 
gierung,ware sie gezwungen viel an neu ge- 
wonnenen inhaltlichen Profil aufzugeben. 
Insbesondere verlöre sie ihre gerade wieder- 
hergestellte Glaubwürdigkeit. 
Ein Projekt links der Mitte in Osterreich 
wieder gesellschaftsfähig zu machen, wäre 
unter solchen Vorzeichen kaum oder gar 
nicht verwirklichbar. 
Die Chance mittelfristig eine fortschrittli- 
che Gestaltungsmehrheit zu erlangen 
würde der Chance,,das Schlimmste zu Ver- 
hindern" mit ungewissem Ausgang geop- 
fert. 
Alles in allem keine rosige Situation. 
Allerdings hat der eingeschlagene Weg be- 
wiesen, dass die Sozialdemokratie dazuge- 
winnen kann. Mit starken Nerven, Selbstbe- 
wusstsein und einem konzisen Programm 
sollte auch eine Gestaltungsmehrheit mög- 
lich sein. 
Diese Zeit hätte die SPÖ und Gusenbauer 
jetzt auch. Ob und wie sie sie nutzen hängt 
nicht zu letzt davon ab, wie erfolgreich es 
Gusenbauer gelingen wird, die inhaltlichen 
Zielsetzungen der SPÖ zu verteidigen - nach 
außen und innen. spw 612002 
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50.000 Einwohnern liegt die Sozialdemo- 
kratie mit 42 Prozent vor der ÖVP. In den 
kleineren Gemeinden konnte die SPÖ mit 
nur 35 Prozent dievormacht der ÖVP nicht 
brechen. 
Nicht punkten konnte die SPÖ bei den Jung- 
und Erstwählerlnnen, hier liegt sie überall 
hinter der ÖvP. Bemerkenswert ist auch, dass 
es den Grünen gelang, bei den Wählerlnnen 
in Ausbildung die zweite Position dicht hin- 
ter der ÖVP zu erreichen. Handelt es sich 
hierbei doch um ein wachsendes Wählerln- 
nensegment. 
Hingegen führt die SPÖ bei den Wählerln- 
nen mit Pflichtschulabschluss und oder 
Lehrabschluss. 
Bei der älteren Generation über 60 gelang es 
der Sozialdemokratie ebenfalls nicht, die 
Führungsrolle zu übernehmen. In diesem 
Falle besonders erwähnenswert,als dass die- 
se Gruppe zu den Hauptzielgruppen der so- 
zialdemokratischen Kampagne gehörte. 
Doch auch hier liegt die Schüssel-ÖVP mit 41 
Prozent bei den Männern und 40 Prozent bei 
den Frauen vorne. 
Bei genauer Betrachtung der Wahlergebnis- 
se der 90er Jahre wird deutlich,dass die SPO 
über die Jahre weniger Stimmen an die FPÖ 
verloren hat, als die OVP an die Freiheitli- 
chen. Somit ist ein Zugewinn aus diesem 
Segment von elf Prozent durchaus erfolg- 
reich. Der ÖVP ist es jedoch gelungen durch 
den Erosionsprozess der Freiheitlichen, ihre 
führende Rolle im bürgerlichen Lager zurück 
zu erobern. Jene Rolle, die sie vor 1986 inne 
hatte. 
Hier wird ein kleiner Exkurs in die Parteien- 
geschichte der zweiten Republik notwen- 
dig. Die FPÖ ist die Nachfolgepartei des Ver- 
bands der Unabhängigen. Dieser war ein 
Sammelbecken für mehr oder minder be- 
lastete Alt-Nazis in den frühren 50er Jahren, 
die durch die Entnazifizierung vorerst von 
Nationalratswahlen ausgeschlossen waren. 
Sowohl ÖvP als auch SPÖ gelang es, einen 
Großteil dieser Gruppe aufzufangen. Mit 
Bruno Kreisky öffnete sich die SPÖ in bür- 
gerliche Kreise und konnte mit einem Mo- 
dernisierungsprogramm für das eher er- 
starrte Österreich eine Mehrheit erringen. 
Dies wurde möglich durch Kreiskys Einla- 
dung ,,ein Stück des Weges" mit ihm und 
der Sozialdemokratie zu gehen und inhalt- 
lichen Abstrichen in der Gesellschafts- und 
Bildungspolitik. Für seine Wirtschafts- und 
Sozialpolitik ließen sich gerade die christ- 
lich-sozialen Kreise im Bürgerblock 
durchaus erwärmen. 
Durch geschicktes agieren und Zugeständ- 
nissen an die FPÖ im Wahlrecht gelang eine 
dauerhafte Spaltung des bürgerlichen La- 
gers, die sich letztlich durch Haiders Wahl 
zum Parteivorsitzenden der FPO 1986 ver- 
festigte. 
Letztlich hat sich die SPÖ somit ihre domi- 
nierende Stellung sichern können,dabei je- 
doch immer mehr übersehen, dass ihr eine 

strukturelle konservative bis reaktionäre 
Mehrheit im Land gegenübersteht. 
Mit dem selbstinszenierten Untergang der 
FPO ausgehend vom Knittelfelder Putsch, 
scheint Wolfgang Schüssel diese Spaltung 
überwunden zu haben. Schüssels Coup den 
überaus beliebten freiheitlichen Finanzmi- 
nister Karl-Heinz Grasser vor den Wahlen als 
Fixstarter einer von ihm geführten Bundes- 
regierung zu nominieren, tat sicherlich sein 
übriges dazu. 
Damit hatte Schüssel nicht nur ein inhaltli- 
ches, sondern auch ein personelles Angebot 
an ehemalige FP-Wählerlnnen gemacht und 
signalisierte eine Öffnung der ÖVP hin zur 
FPÖ. 
Der Wahlkampf der Sozialdemokratlnnen 
war verglichen damit ehrlich und nahezu 
pannenfrei. Alfred Gusenbauer stellte ne- 
ben der Rücknahme der offensichtlichsten 
sozialen Kürzungen wie Ambulanzgebüh- 
ren, Studiengebühren und Besteuerung der 
Unfallrenten den sozialen Zusammenhalt 
in den Mittelpunkt der sozialdemokrati- 
schen Kampagne. Gleichzeitig vermieden 
es die österreichischen Sozialdemokratln- 
nen penibelst, das Dogma des Nulldefizits 
explizit anzugreifen. Gerade weil der Staat 
Schulden abbauen müsse, sei eine Konzen- 
trierung auf die wesentlichen Prioritäten 
wichtig. Wichtigste Aufgaben des Staates 
seien die Gesundheitspolitik, gerechte Pen- 
sionen, eine offene Bildung- und Ausbil- 
dungspolitik, sowie eine aktive Arbeits- 
marktpolitik. Nur so seien faire Chancen, 
also ein Mindestmaß an Chancengleichheit 
zu gewährleisten. 
Darüber hinausgehend gab es keine Festle- 
gung programmatischer Natur: Wir sorgen 
für faire Chancen und versichern gegen be- 
stimmte Risken,der Rest ist Eigenverantwor- 
tung. 
Aufgrund des hohen Pensionistlnnenanteils 
an der Wahlbevölkerung bildete die Frage 
der Pensionsicherung und Forderung nach 
einer Erhöhung einen zentralen Bestandteil 
der SPÖ Kampagne.Allerdings war die Partei 
noch nicht ein schlüssiges Modell der lang- 
fristigen Pensionssicherung anzubieten. In 
einem Dilemma steckte die SPÖ auch inso- 
fern, als dass die Konservativen in Fragen der 
Pensionsreform nicht offen für eine kom- 
plette Umstellung auf den Kapitalmarkt ar- 
gumentierten und der SPO im Zuge des ers- 
ten Hochwasserhilfe-Maßnahmen-Katalogs 
der SPÖ die Zustimmung zu einer soge- 
nannten dritten Säule als Zusatzaltersversor- 
gung basierend auf Kapitalmarktfinanzie- 
rung abgerungen hatten. 
Im Bereich der Wirtschafts- und Industrie- 
politik gelang es Gusenbauers SPÖ nicht, 
das Image der rückwärtsgewandten Behar- 
rungspartei abzustreifen. Recht spät wurde 
ein Wirtschaftsprogramm vorgelegt, das 
im wesentlichen auf eine Stärkung der Bin- 
nennachfrage zur Konjunkturbelebung 
setzte. 

dem die militärischen Geheimnisse der NATO 
geschützt werden sollen. Der Abschluß ist Vo- 
raussetzung dafür,daß die EU die Mazedoni- 
en-Mission übernehmen kann, in der sie mit 
NATO-Kommandobehörden zusammenar- 
beiten und auf Aufklärungsergebnisse der 
NATO zurückgreifen würde. Auch hier droht 
die Türkei mit einem Veto. Ankara fordert, daß 
dieses Abkommen nur für die heutigen Mit- 
glieder der EU gilt. Die Gültigkeit für die EU- 
Beitrittskandidaten soll unter Zustimmungs- 
vorbehalt der NATO stehen.Mithin, unter tür- 
kischem Vorbehalt. Denn Zypern ist Kandidat 
für den EU-Beitritt. Und die Türkei drängt, 

e endlich eine zeitlich klare Beitrittsperspektive 
eröffnet zu bekommen. 
Frankreich forderte zwar immer wieder, die 
EU möge die Mazedonien-Mission auch 
dann unternehmen, wenn die türkische Blo- 
ckade fortbestehe. Notfalls müsse die EU be- 
grenzte eigene Planungskapazitäten auf- 
bauen. Doch dazu konnten sich die EU-Staa- 
ten bislang nicht durchringen.Großbritanni- 
en is t  zwar für den Aufbau der EU-Krisenkräf- 
te, will deren Aufgabe aber am liebsten 
möglichst lange auf Friedensmaßnahmen 
begrenzen. Kampfaufgaben sollen von der 
NATO erfüllt werden. Andere europäische 
Staaten - darunter die Bundesrepublik - ar- 
gumentieren, daß eigene EU-Kapazitäten, 
also eine Dopplung der NATO-Fähigkeiten, 
Geld und Zeit kosten. Ein,,Satz an Fähigkei- 
ten", aus dem sich EU und NATO bedienen, 
sei die beste Lösung.Mithin,der EU fehlt der 
gemeinsame politische Wille, das türkische 
Vetozu umgehen.Statt dessen wird das Prin- 
zip Hoffnung proklamiert: DieTürkei werde 
schlußendlich schon einlenken. 
Derweil können drei Akteure sich freuen. So- 
lange der Streit währt, kann sich Großbritan- 
niens Premier Blair gewiß sein, daß das 
,,Schreckgespenst" einer Europäischen Ar- 
mee und Verteidigung samt Einschränkung 
der britischen Souveränität in die ferne Zu- 
kunft gehört. Der NATO-Generalsekretär darf 
sich gewiß sein,daß am Vorrang der NATO in 
der europäischen Sicherheitspolitik nicht 
ernsthaft gerüttelt wird. Beide gemeinsam 
dürfen sich mit US-Präsident Bush über die 
Ergebnisse des Prager NATO-Gipfels freuen. 
Die stellen sicher,daß in der europäischen Si- 
cherheit weiterhin nichts ohne die NATO 
geht. 
Die Europäische Sicherheits- und Verteidi- 
gungspolitik bleibt zahnlos; die EU-Krisen- 
kräfte können weiter nicht eingesetzt wer- 
den. Das dürfte bei George W. Bush ein 
Schmunzeln ausgelöst haben. Europas Nati- 
onen haben ihm diefähigstenTeile ihrer Kri- 
senkräfte für die NATO-lnterventionstruppe 
zugesagt und versprochen,vorhandene Fi- 
nanzmittel vorrangig für dieseTruppe einzu- 
setzen. Er kann sich nun zurücklehnen. Die 
militärische Unterstützung für Washington 
ist gesichert; was aus dem eigenständigen 
Krisenmanagement der EU wird und damit 
aus Europas Anspruch, nicht nur mitmachen, 
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sondern auch mitentscheiden zu können, 
das wird man angesichts knapper Kassen se- 
hen.Selbst wenn das Geld aufgebracht wür- 
de: Modernisiert wird in Europa jetzt wohl 
nach amerikanischem Gusto. 

6. Die Osterweiterung 
Zehn Kandidaten standen vor derTür,sieben 
bekamen die Einladung zum Beitritt: Die bal- 
tischen Republiken Estland, Lettland und Li- 
tauen, die Balkan-Staaten Slowenien, Bulga- 
rien und Rumänien sowie die Slowakei. 
Außen vor bleiben vorläufig Kroatien, Alba- 
nien und Mazedonien. Der .big bang", die 
große Erweiterung wird realisiert. Im Früh- 
jahr 2004 sollen die Beitritte - etwa zeit- 
gleich zur Erweiterung der EU - bei einem 
erneuten Gipfels in Washington rechtswirk- 
sam vollzogen werden. 
Erstaunlich ist,wie geräuschlos die zweite Er- 
weiterung der Allianz vonstatten ging. Kein 
ausgedehnter Streit mit Rußland, keine öf- 
fentliche Diskussion über die Frage, ob die 
Baltischen Staaten im Ernstfall überhaupt 
verteidigt werden könnten, keine strategi- 
sche Debatte,ob hier nicht zu vielen oder zu 
schwachen Kandidaten eine Beistandsga- 
rantie gegeben werde. 
Wesentliche Ursachen dafür liegen in Was- 
hington. Die Regierung Bush weist der NATO 
in Europa eine veränderte Rolle zu. Hier liegt 
die Bedeutung der NATO zunehmend im Po- 
litischen und weniger im Militärischen. Es 
wird immer unwahrscheinlicher, daß das 
Bündnisgebiet in einem klassischen Krieg 
verteidigt werden muß.Global kann die Alli- 
anz Washington begrenzt militärische 
Schützenhilfe leisten, ist aber kaum der un- 
verzichtbare Partner, dem die USA ein Mit- 
spracherecht einräumen müssen, wie mit ei- 
ner Krise umgegangen werden soll. Die Koo- 
peration wichtiger NATO-Staaten kann auch 
bilateral sichergestellt werden. 
In Europa soll die NATO deshalb zum einen 
die Integration der mittel-, ost- und südost- 

europäischen Staaten in die westlichen Insti- 
tutionen absichern und ein Wiederaufflam- 
men der Kämpfe auf dem Balkan verhindern. 
Sie soll zweitens den Einfluß der USA auf die 
europäische Sicherheitspolitik sichern und 
dies in einem deutlich erweiterten geogra- 
phischen Raum. Vor allem Rumänien und 
Bulgarien haben dabei strategische Bedeu- 
tung. Ihr Beitritt verbessert die Möglichkeit, 
westliche Interessen im Schwarzmeerraum 
zu vertreten. Für den Balkan lautet das Sig- 
nal: Die Stabilisierung Südosteuropas ist 
dauerhaft Gemeinschaftsaufgabe. Die Auf- 
nahme von sieben Staaten auf einen Streich 
sichert Washingtons Einfluß in Europa nicht 
zuletzt auch deshalb, weil deren neue Eliten 
oft in den USA ausgebildet wurden. 
Schließlich ist nach dieser großen Erweite- 
rung klar,daß auf absehbare Zeit keine das 
Verhältnis zu Rußland politisch stark belas- 
tende Ausdehnung der NATO mehr ansteht. 
Das enthebt der Notwendigkeit,erneut über 
eine kompensatorische Vertiefung der Zu- 
sammenarbeit mit Rußland nachzudenken. 
Der 1997 eingerichtete, der Konsultation 
dienende Ständige Gemeinsame Rat wurde 
2002 in einen NATO-Rußland-Rat umgewan- 
delt, in dem im Konsens aller 20 Staaten 
auch gemeinsam Beschlüsse - z.B.zurTerro- 
rismusbekämpfung - gefaßt werden kön- 
nen. Diese Art der Zusammenarbeit soll 
zunächst praktiziert werden. Als nächster 
Schritt - so die teils ernst gemeinte,teils spa- 
ßige Begründung - bleibe ja eh nur,Rußland 
die Vollmitgliedschaft zu offerieren. Doch 
damit lasse man sich besser viel Zeit. 
Die NATO soll zwar für neue Mitglieder of- 
fen bleiben. Konkrete Maßnahmen aber,die 
weitere Staaten an den Beitritt zur NATO 
heranführen sollen,verlieren an Dringlich- 
keit. Ausgebaut werden soll dagegen die 
Zusammenarbeit bei der Bekämpfung des 
Terrorismus im Rahmen des Euro-Atlanti- 
schen Kooperationsrates.Viele Staaten, die 
für einen NATO-Beitritt auf absehbare Zeit 
nicht infrage kommen, spielen - wie die 



zentralasiatischen Republiken - als Statio- 
nierungsländer bei Interventionen eine 
wichtige Rolle. 
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7.Tagesordnungspunkt oder nicht? - Der 
lrak 
Lange wurde gerätselt,,Steht der lrak auf der 
Tagesordnung des Prager Gipfels oder 
nicht?" Washington hat ihn zum Thema ge- 
macht. Präsident Bush wünschte die politi- 
sche Unterstützung der NATO für das weite- 
re Vorgehen gegen den lrak und er bekam 
sie. Nach langem Ringen war klar: Die NATO 
unterstützt die jüngste UN-Resolution zum 
Irak,droht Saddam Hussein mit ernsthaftes- 
ten Konsequenzen,verzichtet auf eine direk- 
te militärische Drohung,erwähnt aber auch 
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nicht explizit,daß im Falle irakischer Verstö- 
ße gegen die UN-Resolution der UNO-Si- 
cherheitsrat das entscheidende Wort haben 
sollte. Quasi zeitgleich präsentierte die US- 
Regierung ihren Partnern bilateral die Frage, 
was siezu einem neuen Krieg am Golf beitra- 
gen wollen. 

Schweijk in Prag 
Das weitaus heikelste Problem des Prager 
NATO-Gipfels lösten die tschechischen Gast- 
geber - ganz der nationalen Tradition ver- 
haftet - nach der Methode Schweijk. Leonid 
Kuchma, der Präsident der Ukraine, war un- 
geladen zum Gipfel des Euroatlantischen 
Kooperationsrat angereist. Protokollarisches 
Ungemach dräute, hätte ihn doch die nor- 

male Sitzordnung der NATO, an den engli- 
schen Staatsnamen orientiert,just neben je- 
nen beiden Staatsmännern plaziert, die ihn 
partout nicht in Prag treffen wollten -Tony 
Blair und George W.Bush.Tschechiens Schwe- 
jk bewies seine NATO-Tauglichkeit und wußte 
Rat: Flugs wurde die zweite Amtssprache der 
Allianz bemüht - die Sitzordnung wurde an 
den französischen Staatsnamen orientiert. 
Und schon war der nötige Abstand wieder- 
hergestellt. SPW 612002 

Anmerkungen: 
' Siehe zur Nationalen Sicherheitsstrategie der USA 

auch den Artikel von KlingbeilIPatuzzi in diesem Heft 
[Die Redaktion] 

First they take Manhattan,than w e  take 
the world ... 
Von Lars Klingbeil und Mario Patuzzi 

.Für die Auseinandersetzung mit 
den nichtstaatlichen Akteuren des neuen 
Terrors scheint die grandstrategy ebenso un- 
geeignet wie das neue Arsenal des Penta- 
gon. Bin Laden und seine Helfer sind der ge- 
ballten Macht der U.S.Air Force offenbar auf 
Eselrücken gen Pakistan entkommen."' 
Der Irak-Konflikt war ein mobilisierendes 
Thema für den Wahlkampf - und das nicht 
nur in Deutschland. Während Gerhard 
Schröder und seine rot-grüne Bundesregie- 
rung in den letzten Wochen des Wahlkamp- 
fes mit ihrer klaren Ablehnung eines Irak- 
Krieges punkten konnten, schaffte auch 
George W. Bush es, mit immer neuen Dro- 
hungen, militärisch gegen das Regime im 
lrak vorzugehen, bei den Parlamentswah- 
len in den USA erheblich Stimmen zu mobi- 
lisieren. Die Zwischenwahlen zum Kongress 
gelten in den USA als Abstimmungen über 
die bisherige Politik des US-Präsidenten. 
Nicht selten stärkten die amerikanischen 
Wähler bei den Zwischenwahlen die Oppo- 
sition in Senat und Repräsentantenhaus, 
um die Machtkontrolle über den Präsiden- 
ten zu gewährleisten. Anders bei diesen 
Wahlen: Die republikanische Partei von 
Bush konnte nicht nur ihren Vorsprung im 
Repräsentantenhaus ausbauen, sie gewann 
auch die Mehrheit im Senat zurück.Passend 
titelte die Süddeutsche Zeitung:,,Amerika 

gibt Bush freie Hand für seine Politik" (SZ, 
07. November 2002). 
Der Irak-Konflikt hat im Wahlkampf für eine 
Verschärfung der Beziehungen zwischen 
Deutschland und den Vereinigten Staaten 
geführt. Nicht selten musste sich Gerhard 
Schröder den Vorwurf anhören, seine Positi- 
on zum lrak vertrete er nur aus Wahlkampf- 
zwecken. Ob dies der Fall war, wird sich in 
den nächsten Wochen zeigen. Bemerkens- 
wert i s t  jedoch, dass der Wahlkampf mit ei- 
nem außenpolitischen Thema gewonnen 
werden konnte. Es ergibt sich hier die Frage, 
wie tiefgehend die Substanz der sicherheits- 
politischen Differenzen zwischen Deutsch- 
land bzw. Europa und den Vereinigten Staa- 
ten, gerade was den Umgang mit dem inter- 
nationalen Terrorismus anbelangt, eigent- 
lich ist. Im Rahmen dieser Diskussion ist es 
notwendig, sich mit der neuen US-amerika- 
nischen Strategie auseinander zusetzen. 
Nationale Sicherheitsstrategie der USA 
Seit 1996 sind die Präsidenten der Vereinig- 
ten Staaten verpflichtet,dem Kongress in re- 
gelmäßigen Abständen ihre nationale Si- 
cherheitsstrategie vorzulegen. Am 20. Sep- 
tember 2002 hat George W. Bush dem Kon- 
gress die,,National Security Strategy of the 
United States" (NSS) vorgelegt. Die Vorarbei- 
ten begannen schon im Frühjahr 2002 unter 
Leitung der nationalen Sicherheitsberaterin 
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des Präsidenten, Condolezza Rice. Das Stra- 
tegiedokument ist vor allem von den An- 
schlägen des 11 .Septembers 2001 und dem 
Kampf gegen den internationalen Terroris- 
mus geprägt. Der Bericht beschäftigt sich 
auf mehr als 30 Seiten mit der Sicherheitspo- 
litikder USA.Themen wie die Bedeutung des 
freien Handels und der Entwicklungspolitik 
aber auch Gesundheit (AIDS) und die Redu- 
zierung der Treibhaus-Emissionen werden 
als wichtig herausgestellt bei der Herstel- 
lung von Sicherheit. 
Trotz dieses erweiterten Sicherheitsbegriffes 
lässt sich die Strategie der USA größtenteils 
auf zwei Punkte reduzieren:Terrorismus und 
Massenvernichtungswaffen. An diesen bei- 
den Problemfeldern orientiert sich die grand 
strategy der USA. Als wichtiges Instrument 
haben die USA die Möglichkeit der Präven- 
tivschläge in ihrem Bericht festgeschrieben. 
Sie sollen künftig die Möglichkeit eröffnen, 
Krieg vorbeugend zu führen, um Bedrohun- 
gen von den USA abzuwehren. 
Bush hatte schon im Präsidentschaftswahl- 
kampf 2000 die strategische Neuausrich- 
tung der Sicherheitspolitik und die Neuge- 
staltung und Modernisierung der Armee an- 
gekündigt. Auch in zahlreichen Reden von 
ihm und wichtigen Kabinettsmitgliedern 
nach dem 1 1. September 2001 wurde die 
Neuausrichtung der Strategie deutlich. In 
seiner vielbeachteten Rede im Juni 2002 vor 
der Militärakademie West Point sprach er 
sich für eine präventive Selbstverteidigung 
mit militärischen Mitteln aus.Auch wenn die 
NSS keine Überraschungen enthält, da sie 

Glückliches Österreich? 
Österreich hat gewählt 

von Georg Brockmeyer 

Wien im November -0sterreich hat 
gewählt und wieder einmal reibt sich 
zumindest Europa verwundert die Augen, 
ob dieses Wahlergebnisses in der Alpenre- 
publik. 
Nicht nur, dass die Mitte-Rechts-Koalition 
aus konservativer Volkspartei (ÖVP) und 
rechtsextremen Freiheitlichen (FPÖ) ihre 
Mehrheit verteidigten. Der ÖVP und ihrem 
Obmann Bundeskanzler Wolfgang Schüssel 
gelang der größte Sieg in der Geschichte der 
zweiten Republik und damit einevölligever- 
schiebung innerhalb der österreichischen 
Parteienlandschaft. 
Die seit den Wiener Gemeinderatswahlen 
2001 siegesgewohnte Sozialdemokratie 
(SPÖ) schaffte zwar den zweithöchsten Zu- 
gewinn in ihrer Parteigeschichte, büßte aber 
ihre über dreißig jährige Position als stim- 
menstärkste Fraktion im österreichischen 
Nationalrat ein. 
Die Zeiten der SPÖ als dominierender Faktor 
österreichischer Innenpolitik sind damit 
endgültig vorbei. 
Dabei schien doch mit der Selbstauflösung 
der blau-schwarzen Koalition die Chancen 
für ein fortschrittliches Regierungsprojekt 
und einen Neuanfang der österreichischen 
Politik denkbar gut. In den Umfragen gab es 
zu Beginn der Wahlauseinandersetzung ei- 
nen knappen, jedoch stabilen Vorsprung für 
rot-grün. 
Doch die Sozialdemokratieverfehlte alle ihre 
WahIzie1e:Weder konnte sie gemeinsam mit 
den Grünen die blau-schwarze Mehrheit 
brechen, noch als stärkste Fraktion den 
Kanzleranspruch weiterhin stellen. 
Dieses Wahlergebnis wirft somit einige Fra- 
gen auf:Was ist seit dem,Zerbrechen derers- 
ten Mitte-Rechts-Koalition in Europa ge- 
schehen? Wie konnte die OVP zur Wahlsie- 
qerin werden? Und nicht zuletzt: Wie wird 
eine künftige Regierung Österreichs konsti- 
tuiert sein und welche Rolle wird dabei die 
SPÖ haben oder sollte sie haben? 
Zahlen 
Das von den Meinungsforscherlnnen prog- 
nostizierte Kopf-an-Kopf-Rennen blieb aus. 
Die ÖvP wurde mit 42,27 Prozent stimmen- 
stärkste Partei gefolgt von der SPO mit 36,9 
Prozent.Mehr als halbiert wurde die FPÖ mit 
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10,15 Prozent. Die Grünen gelang es nicht, 
drittstärkste Partei zu werden. Mit 8,96 Pro- 
zent der Stimmen erreichten sie jedoch ihr 
bislang historisch bestes Ergebnis. 
Der ÖVP ist es somit gelungen,den überwie- 
genden Teil der ehemaligen FPÖ-~ählerln- 
nen zu gewinnen. So wählten insgesamt 50 
Prozent der FPÖ-Wählerlnnen von 1999 
diesmal dieVolkspartei (hier und alle weite- 
ren Daten sind aus Sora, Institut for Social 
Research and Analysis; http://www.sora.at/ 
wahlen) Der Sozialdemokratie gelang es 
kaum,aus dem Erosionsprozeß der Freiheitli- 
chen Gewinne zu ziehen, geradeeinmal elf 
Prozent gewann sie aus dieser Konkursmas- 
se. 

Zudem gelang es rot und grün insgesamt 
234.000 Stimmen aus dem bürgerlichen 
Block zu gewinnen, im Gegenzug verloren 
beide Parteien 124.000 Stimmen an blau 
und schwarz,dies entspricht einem Plus von 
1 10.000 Stimmen. 
Die Grünen verfehlten alle, recht hochtra- 
benden, Erwartungen der Meinungsforsche- 
rlnnen. Sie gewannen zwar eineinhalb Pro- 
zentpunkte hinzu, von einem bis zum 
Schluss prognostizierten zweistelligen Er- 
gebnis sind sie jedoch weit entfernt. 
Insbesondere gelang es Alexander van der 
Bellen nicht, enttäuschte Anhängerlnnen 
der ÖVP anzusprechen. Ganz im Gegenteil, 
die Grünen verloren 38.000 Stimmen oder 

NABONALRATSWAHL 2002 
Amtliches Endergebnis 

Wahl 1999 mmlr  
Wahl 2002 = 1 1 1 m  

Allerdings hat die Spö die höchste Behalte- zwölf Prozent an die Konservativen und er- 

rate bei diesen Wahlen: 94 Prozent der SP- hielten nur 13.000 Stimmen oder ein Prozent 

von 1999 hielten ihr dieTreue, zurück. Lediglich von den ehemaligen Wäh- 

Ebenso gelang der Spö, acht Prozent der lerlnnen von Heide Schmidts untergegange- 

Nichtwählerlnnen zu mobilisieren. nen Liberalen Forum erhielten sie das größte 
Stückvom Kuchen mit 33 Prozent. 
Die SPÖ hat hauptsächlich bei den Arbei- 
terlnnen und den öffentlich Bediensteten 
mit 44 und 43 Prozent punkten können. In 
diesen Gruppen liegt sie auch vorne. 
Zudem macht sich ein starkes Stadt-Land 
Gefälle bemerkbar: In Gemeinden mit über 
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mit einer großen jüdischen Minderheit zu- Bis in unsereTage hinein betrachtet die rus- 
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sammen und genossen mit den nach dem sische Führungsschicht in Moskau Belarus 
Magdeburger Recht sich selbst verwalten- als eine russische Provinz, die auf die eine 
den Städten wie Minsk,Grodno,Witebsk und oder andere Weise in den Schoß Russlands 
Pinsk relative bürgerliche Freiheit. Das galt zurückkehren sollte. Sie sieht in der demo- 
auch für die jüdische Bevölkerung. kratischen Opposition die Vorboten eines 
Davor bildeten das Großherzogtum Litauen neuen belarussischen Nationalismus,der ge- 
und Weissruthenien eine Personalunion, in gen Russland gerichtet ist, und hat es daher 
der lange Zeit hindurch die weißrussische bislang vermieden, mit der politischen und 
Sprache als Amtssprache fungierte. Die gesellschaftlichen Opposition (Vertreter der 
Grenzen dessen, was heute als Belarus be- von Lukaschenko abgefallenen großen ge- 
zeichnet wird, verschoben sich vielfach. sellschaftlichen Strukturen wie den Staats- 
Heute bezeichnen noch etwa 10 Prozent gewerkschaften,den Frauen- und Jugendor- 
der Bevölkerung Polnisch als ihre Mutter- ganisationen) offizielle Beziehungen aufzu- 
sprache. Nach dem Brest-Litowsker Frieden nehmen. 
zwischen dem Deutschen Reich und dem Die russische Führungsschicht baut darauf, 
auf dem Gebiet des zaristischen Russland dass bei einem Machtwechsel ein hoher Re- 
sich etablierenden Sowjetstaat im März präsentantder belarussischen Nomenklatur 
1918 unterstützte Berlin die Bildung eines die Nachfolge von Lukaschenko antreten 
selbständigen Staates Weißrussland, des- wird,dem daran liegen wird,gute und enge 
sen Nationalfarben die des früheren Litau- Beziehungen mit Moskau zu pflegen, aber 
isch-Belarussischen Großherzogtums wur- auch eine schrittweise demokratische Re- 
den. Nach der deutschen Invasion während form des Landes ins Auge fassen könnte, um 
des Zweiten Weltkriegs wurde die jüdische das Verhältnis zum weiten, zu den Europä- 
Bevölkerung fast vollkommen vernichtet. ischren lnstitutionen zu verbessern. 
Das Land verlor ein Fünftel seiner Bevölke- Wie viel Demokratie es geben wird und ge- 
rung von 10 Millionen Menschen. Die sow- ben kann, hängt im wesentlichen davon ob, 
jetische Herrschaft diskriminierte und dezi- ob eine staatstragende,also nicht nationalis- 
miertevor allem die polnische Bevölkerung, tisch-radikale demokratische Koalition 
die zu einem großen Teil nach Sibirien ver- durchsetzen kann, dass Neuwahlen nach 
schleppt und später nach Polen (Schlesien, OSZE-Standards durchgeführt werden, die 
Pommern) ausgewiesen wurde, sowie die durch einheimische und durch internationa- 
bürgerlichen und selbständige bäuerliche le Wahlbeobachter systematisch beobachtet 
Bevölkerung. werden können. Solche Strukturen - eine 
Auf den Ruinen des zweiten Weltkriegs er- landesweite Koalition politischer und gesell- 
richtete die sowjeti- schaftlicher Struktu- 
sche Regierung in ren qegen den Kandi- 
Minsk ein regionales Na& dem Ende des Krieges dat& der ,,Partei der 
Industrie- und Ver- Macht" - und Netz- 
waltunqszentrum mit entstand mit dem Wieder- werke einheimischer - 
dem Hauptquartier aufbau von Minsk ein Wahlbeobachter für 
des westlichen Mili- alle Phasen des Wahl- 
tirbezirks und star- sozialer Mittelstand sowje- Prozesses sind für die 
ken Truppenkonzent- fischer Prägung mit einem Wiederaufnahme des 
rationen sowie einer im Jahre 1994 unter- 
Reihe von akademi- hohen Bildungsniveau. brochenen demokra- 
schen Lehr- und wis- 
senschaftlichen For- 
schungseinrichtungen. Es entstand ein sozi- 
aler Mittelstand sowjetischer Prägung - 
ohne Privateigentum -aber mit einem rela- 
tiv hohen Ausbildungsniveau. 
Die belarussische Sprache wurde als regio- 
nale,meist von der bäuerlichen Bevölkerung 
gesprochene Sprache gepflegt. Aber im täg- 
lichen Leben der sowjetischen Gesellschaft 
spielte sie keine Rolle. Nach Einleitung der 
Gorbatschow-Reformen,also noch vor dem 
Zerfall der Sowjetunion etablierte sich in 
Belarus eine Belarussische Nationale Volks- 
front (BNF), die der belarussischen Sprache 
in dem unabhängig werdenden Belarus 
wieder die beherrschende Rolle als Kommu- 
nikationsmittel geben wollte. Die russische 
Sprache wurde als Sprache des Besatzers 
qualifiziert. Die BNF verfolgte eine anti-russi- 
sche nationalistische Politik. 

tischen Transformati- 
onsprozesses, der 

auch für die jetzt vom Staat kontrollierte 
Wirtschaft gilt, unerlässlich. 
ln den Jahren 1999 entstand ein Konsultati- 
ons- und Kooperations-Organ der politi- 
schen Oppositionsparteien, um eine be- 
grenzte demokratische Reform mit der Re- 
gierung zu verhandeln - und zwar unter 
der Mitwirkung der OSZE-Mission in Minsk 
in einer unterstützenden, beratenden Rolle. 
Mit Hilfe der OSZE-Beratung konnte bei den 
Präsidentschaftswahlen - allerdings nicht 
ohne erhebliche Schwierigkeiten - auch 
eine landesweite Koalition demokratischer 
und anderer Oppositionsparteien mit den 
großen gesellschaftlichen Organisationen, 
wie zum Beispiel mit den Staatsgewerk- 
schaften und einigen Frauen- und Jugend- 
verbänden gebildet werden, die von Luka- 
schenk0 abgefallen waren. Lukaschenko 

hat diese Strukturen nach den Wahlen Zer- 
schlagen, aber die Bündelung der Kräfte 
dürfte mit ausländischer Hilfe auch in Zu- 
kunft wieder erreicht werden können. Die 
ausländische Hilfe ist in diesem Staatswirt- 
schaftsland unerlässlich, da es außer den 
vom Staat kontrollierten Einkünften und 
Kapitalstöcken kein privates Kapital gibt, 
dessen Erträge in die gesellschaftliche oder 
politische Arbeit investiert werden könn- 
ten. 
Von nicht geringerer Bedeutung ist die ba- 
sis-demokratische Struktur der unabhän- 
gigen einheimischen Wahlbeobachter,die 
- ausgebildet, vernetzt und ausgestattet 
mit dem nötigen juristischen und techni- 
schen Rüstzeug - in der Lage sind, die 
staatlichen Interventionen in die vorberei- 
tenden Arbeiten, z.B. bei der Bildung der 
Wahlkommissionen und der Registrierung 
der Kandidaten sowie am Wahltag beim 
Management der Wahllisten und der Aus- 
zählung die Masse der Manipulationen zu 
erkennen und öffentlich anzuprangern 
oder auch zu Gericht zu gehen. Bei den 
Präsidentschaftswahlen 2001 waren 
15.000 Menschen dafür vorbereitet wor- 
den, die Wahlen systematisch zu beobach- 
ten. 
Derzeit i s t  die OSZE-Mission nicht hand- 
lungsfähig. Es ist nicht zu übersehen,wann 
sie wieder handlungsfähig sein wird. Da- 
her sind andereverfahren für die systema- 
tische und wirkungsvolle Beratung der de- 
mokratischen und gesellschaftlichen Al- 
ternative zu Präsident Lukaschenko zu 
entwickeln. 
Mehrere Regierungen könnten einen 
,,Freundeskreis Belarus" mi t  dem Ziel bil- 
den, eine gemeinsame Belarus- Strategie 
zu entwickeln und die zu treffenden Maß- 
nahmen abzustimmen. Das Ziel sollte sein, 
die politischen und gesellschaftlichen 
Kräfte in Belarus zu stärken, die das Ver- 
trauen der Bevölkerung für einen demo- 
kratischen Neuanfang mi t  dem Westen 
und mit Russland gewinnen können, Kräf- 
te aber auch,die in der Lage sind, die poli- 
tische Kohäsion zu schaffen, die für den 
politischen und wirtschaftlichen Neuan- 
fang unerlässlich ist. Die basis-demokrati- 
schen Strukturen der Wahlbeobachter und 
Wahlhelfer könnten da eine besonders 
wichtige Aufgabe haben. Diese Menschen 
arbeiten meist in Nichtregierungsorgani- 
sationen zusammen,z.B. im Belarussischen 
Helsinki-Kommittee. 
Der von den Regierungen gebildeten Freun- 
deskreis müsste auch die Hilfe vorbereiten, 
die nach dem Sturzdes ungeliebten derzeiti- 
gen Herrschers über Belarus - Alexander Lu- 
kaschenko - von Regierungen und Europäi- 
schen lnstitutionen gegebenenfalls unver- 
züglich zu leisten wäre. 
Noch ist Zeit für die Vorarbeiten. Aber die 
Zeit verrinnt, wenn sie nicht zügig und kon- 
sequent genutzt wird. SPW 612002 

lediglich die Sicherheitspolitik der letzten 
Monate niederschreibt und es diese strategi- 
schen Überlegungen auch schon vor dem 
11 .September gegeben hat, kann die Dokt- 
rin als,,radikalste Neuordnung der amerika- 
nischen Weltmachtpolitik seit dem Ende des 
Kalten Krieges" bezeichnet werden.2 Vor al- 
lem das globalpolitische Konzept, dass sich 
aus der Strategie ablesen lässt, wird weitrei- 
chende Folgen für die Weltordnung haben. 

Abschreckung durch Verwehrung 
In der bisherigen US-Doktrin spielte die reak- 
tive Abschreckung durch Vergeltung eine 

P wichtige Rolle. Die sicherheitspolitische 
Lage hat sich jedoch in den letzten Jahren 
komplett gewandelt. Nicht mehr die bipola- 
re Welt mit zwei starken Staaten ist aus- 
schlaggebend für die künftige Sicherheits- 
politik. Es sind heute asymmetrische Bedro- 
hungen, denen die USA gegenüberstehen. 
Nicht mehr in einem etwa gleichstarken 
Gegner mit ähnlichen Mitteln, sondern in 
feindseligen schwachen Staaten und nicht- 
staatliche Akteuren, wird eine Bedrohung 
gesehen. Bei Terroristen bzw. Führern von 
Schurkenstaaten, so die Sicherheitsstrate- 
gen der USA,ist die auf einevergeltungsdro- 
hung setzende Form der Abschreckung 
nicht wirksam. Künftig soll daher auf Ab- 
schreckung durch Verwehren gesetzt wer- 
den. Terroristen sollen dabei nicht in die 
Lage kommen, eine Gefahr für die USA dar- 
zustellen. Auf die Innenpolitik bezogen be- 
deutet dies den Auf- und Ausbau neuer Ge- 
heimdienste, Heimatschutz und Raketenab- 
wehr, außenpolitisch die Zerstörung von 
Massenvernichtungswaffen, die Zerschla- 
gung von Terrornetzwerken und wohl auch 
das Herbeiführen von Regimewechseln in 
den sogenannten Schurkenstaaten. 
Andere Formen der Prävention, wie etwa die 
Stärkung der Nicht-Verbreitungspolitik,Ab- 
rüstungsmaßnahmen, die Stärkung koope- 
rativer und multilateraler Strukturen auf in- 
ternationaler Ebene werden nicht genannt. 
Auch Entwicklungshilfe oder gerechte Welt- 
wirtschaftsbeziehungen, die dazubetragen 
würden, terroristischen Organisationen die 

L gesellschaftliche Unterstützung abzugraben 

spielen eine eher untergeordnete Rolle in 
diesem Konzept. 
Doktrin der präventiven Selbstverteidigung 
In der aktuellen Diskussion werden Präventi- 
on und Präemption nahezu gleich gesetzt. 
Was immer wieder von den USA als Präemp- 
tion bezeichnet wird, bedeutet eigentlich 
Prävention. Zwischen beidem besteht je- 
doch ein wesentlicher Unterschied: Präemp- 
tion bedeutet, der Gefahr eines erkannten 
und unmittelbar bevorstehenden Angriffes 
zuvorzukommen. Prävention bedeutet da- 
gegen, Bedrohungen,die noch nicht unmit- 
telbar erkennbar sind,verhindern zu wollen. 
Ort und Zeit dieses Angriffs sind dabei unge- 
wiss. Die UN-Charta erlaubt die Kriegsfüh- 
rung zur Selbstverteidigung jedoch nur für 

den Fall eines unmittelbar bevorstehenden 
Angriffs. 
Wenn im Zusammenhang mit dem lrak 
immer wieder von einem preemptive strike 
gesprochen wird, i s t  dies nicht korrekt. Be- 
gründet wird die Notwendigkeit zur 
Präemption damit,dass man potentielle Ge- 
fahren für die USA abwehren muss. Die USA 
konnten bisher allerdings keine Bedrohung 
nachweisen,die akut vom lrakgegen andere 
Staaten ausgeht. Ein Angriff gegen den lrak 
wäre somit völkerrechtlich keineswegs legi- 
timiert. 
Wie widersprüchlich das Verhalten der USA 
ist, Iässt sich am Beispiel Nordkorea zeigen. 
Während Nordkorea im Gegensatzzum lrak 
zugegeben hat, an Nuklearwaffen zu arbei- 
ten,gibt es hier keine militärischen Drohun- 
gen seitens der USA. Stattdessen setzt man 
auf diplomatischen, wirtschaftlichen und 
politischen Druck. Deutlich wird hier, wie in- 
teressenorientiert die Sicherheitspolitik der 
USA ist. Was Präemption und was aber Ag- 
gression ist, wird nirgendwo definiert. Soll- 
ten die USA einen Präventivkrieg führen, 
würden sie einen weltweiten Präzedenzfall 
schaffen. Andere Staaten könnte sich zu- 
künftig auf die USA berufen, wenn sie 
ebenfalls gegen potentielle Gegner vorge- 
hen. 

Globalpolitische Bedeutung der Strate- 
gie 
Gestärkt von ihren ökonomischen, militäri- 
schen, technischen und kulturellen Ressour- 
cen versuchen die USA die internationalen 
Beziehungen in ihrem Interesse zu struktu- 
rieren. Wie in der US-Außenpolitik abzulesen 
ist,geht es dabei auch um ökonomische und 
geostrategische Interessen. Die Bemühun- 
gen aller US-Administrationen in den letzten 
Jahren zielten darauf ab, die Machtposition 
der Vereinigten Staaten abzusichern und 
wenn möglich auszubauen. Die Clinton-Ad- 
ministration legte dabei größeren Wert auf 
eine Sicherung der ökonomischen Interes- 
sen, während Bush und seine Berater mehr 
geopolitischen und sicherheitspolitischen 
Überlegungen den Vorrang einzuräumen 
scheinen. 
Mit der nationalen Sicherheitsstratgie hat sich 
die neokonservative Elite in den USA mit ihrer 
Forderung, die US-Hegemonie auszubauen 
und zu verewigen,durchgesetzt. Die USA wol- 
len es potentiellen Rivalen nicht ermöglichen, 
zu ihnen aufzusteigen. Als Rivalen genannt 
werden in dem Papier vor allem China und 
Russland. Zu beiden hat sich das Verhältnis 
zwar verbessert, ihr Interesse an Machtmaxi- 
mierung könnten jedoch eine Gefahr für die 
USA darstellen. Der geopolitische Kampf um 
die Golfregion ist zwar schon seit Jahren im 
Gange,er scheint sich momentan jedoch zu- 
zuspitzen. Mit einem Regimewechsel im lrak 
könnten die USA ihreVormachtstellung in der 
Region ausbauen und ihren Zugriff auf wich- 
tige Ölreserven sichern. 

Den USA geht es aber nicht nur darum, ihre 
Rivalen zu blockieren, sie wollen zudem ihre 
eigeneVormachtstellung ausbauen und ihre 
weltweite lnteressendurchsetzung absi- 
chern. Sie wollen festlegen, was und wer auf 
dieser Welt gut und böse ist. Bei der Absiche- 
rung ihrer Hegemonie stützen sich die USA 
vor allem auf ihren rüstungspolitischen Vor- 
sprung. 

Rolle der internationalen lnstitutionen 
Die Bush-Adminstration will bei künftigen 
Bedrohungen die Unterstützung der inter- 
nationalen Gemeinschaft einfordern. Sie hat 
allerdings auch deutlich gemacht, dass sie 
entschlossen ist, gegebenenfalls alleine zu 
handeln. In der Bush-Adminstration ist man 
sich offensichtlich uneinig über den Um- 
gang mit internationalen Organisationen 
und internationalen Abkommen. Rüstungs- 
kontrolle und Nichtverbreitungsabkommen 
werden keine hohe Bedeutung zugestan- 
den und bestehendeverträge werden regel- 
mäßig unterlaufen. In der Auseinanderset- 
zung mit dem lrak war es vor allem Außen- 
minister Powell, der gestärkt durch den 
Druckausder Bevölkerung und der Kritikder 
europäischen Verbündeten, eine Zusam- 
menarbeit mit den Vereinten Nationen for- 
derte und letztendlich auch durchsetzen 
konnte. 
Innerhalb der Nato haben die USA vorge- 
schlagen, eine NATO Response Force mit ei- 
nem Umfang von 21.000 Soldaten zu schaf- 
fen,die innerhalb kürzester Zeit für Kampfe- 
insätze auch außerhalb des Bündnisgebietes 
eingesetzt werden kann. Ob diese Truppe 
nach Ansicht der USA auch präventive 
Kämpfe führen soll, ist momentan noch un- 
klar.Ebenso ist nicht klar,welche Konsequen- 
zen eine NATO-Einheit für die Ausgestaltung 
der Europäischen Verteidigungs- und Si- 
cherheitspolitik haben würde. Den Europä- 
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ern werfen die USA vor, ihre neue Strategie 
nicht zu unterstützen, da sie sich in einem 
rüstungspolitischen Rückstand befänden 
und zudem moralisch entkräftet seien. 

Transatlantische Differenzen 
Michael Dauderstädt von der Friedrich- 
Ebert-Stiftung analysiert eine strategische 
Differenz zwischen den USA und Europa im 
Umgang mit dem internationalen Terroris- 
mus. Sie liegt darin, dass die USA Terroristen 
ihre Fähigkeiten zum Handeln nehmen wol- 
len, während die Europäer ihr Ziel darin se- 
hen,Terroristen die Motivation zu Handeln 
nehmen wollen.3 Diese Ziele liegen 
durchaus auf beiden Seiten vor,sie sind aber 
jeweils unterschiedlich stark ausgeprägt. 
Während die USA mehr auf rüstungspoliti- 
sche und militärische Maßnahmen setzen, 
zielt die Strategie der Europäer (stärker) auf 
sozioökonomische und politisch-kulturelle 
Ursachen von Konflikten. Zudem drängen 

die Europäer stärker als die USA auf eine De- 
mokratisierung und Verrechtlichung des in- 
ternationalen Systems. 
Ob diese Differenzen lediglich in den unter- 
schiedlichen Stärken der Akteure liegen und 
die Europäer daher nicht in der Lage sind, 
ihre lnteressen so deutlich zu formulieren 
und durchzusetzen wie es die USA tun oder 
ob es grundsätzlich unterschiedlich transat- 
lantische Ansätze gibt bleibt unklar. Eine Ent- 
wicklung, die die Europäische Union zu ei- 
nem hochgerüsteten Akteur auf der Welt- 
bühne werden Iässt,sollte aufjedem Fall ver- 
hindert werden. Die Linke muss sich in den 
kommenden Jahren verstärkt der Diskussion 
widmen, welche Rolle die Europäische Uni- 
on in der Welt spielen soll und vor allem wel- 
che Möglichkeiten die Europäische Union 
entwickeln soll, um politischen Druck auf die 
Vereinigten Staaten ausüben zu können. 
Wenn die Europäische Union gegenüber den 
USA und im globalen Machtgefüge ihrever- 

handlungsmacht stärken will, i s t  sie dafür 
bisher schlecht vorbereitet. Dies hat zuletzt 
die uneinheitlicheVorgehensweise in der Dis- 
kussion um den Irak deutlich gemacht. Die 
Europäer müssten ihre Stärken bündeln statt 
die militärischen Schwächen zu kompensie- 
ren. Eine strategische Rivalität mit den USA ist 
weder gewünscht noch politisch sinnvoll. Es 
wird vielmehr in den nächsten Jahren darum 
gehen, die Stärken der Europäischen Union 
im internationalen Gefüge auszubauen und 
die EU als zivile Friedensmacht zu etablieren. 
Hier gilt es die USA herauszufordern. 
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Europa oder die USA: 
eine wi rk l i che Option d e r  russischen Außen- und Sicherhei tspol i t ik  ? 

Dr. Peter W Schulze 

Die Scheidelinie zwischen alter und neuer ner Russlands. Die Wirtschaftsbeziehungen aus der tiefen Depression der 90er Jahre hat 
Ökonomie, zwischen dem instabilen politi- zwischen Russland und den Mitgliedsstaa- lösen können,so kann daraus gefolgert wer- 
schen System der Konstitutionsphase und ten der Europäischen Union entwickeln sich den,dass sich mit der Konstitution einer neu- 
der beginnenden staatlichen Neuordnung zum gewichtigsten Faktor für die Außenori- en Machtelite auch erstmals im neuen Mill- 
hat sicher die Finanz- oder Bereinigungskrise entierung des Landes. ennium eine eigenständige russische Außen- 
vom August 1998 gezogen. Generell lässt Damit werden aber zugleich Annahmen an- politik formuliert wird, die stärker gesell- 
sich sagen, dass die russische Wirtschaft gesprochen, welche Interessengruppen die schaftliche lnteressen zum Ausdruck bringt. 
nach einer langen Stagnations- und Ab- Formierung von Rückblickend können 
schwungsperiode sich seit 2000 wieder in außen - und sicher- in etwa drei Phasen im 
der Aufschwungphase befindet. Sie setzte heitspolitischen Zie- Die ökonomischeTransfor- Formierungsprozess 
zwar dem russischen Kasinokapitalismus der len beeinflussen. der russischen Außen- 
Anfangsphase ein Ende und mahnte eine Bekanntlich strömen mation in Russland wurde politikseit 1991 unter- 
Neuorientierung der Politikan,aber die Neu- Öl und Politik in die begleitet Von einer Neuori- schieden werden. Für 
formierung einer neuen Machtelite begann gleiche Richtung. Für alle drei Phasen gelten 
noch in der Hülle der alten Machtverhältnis- Russland gilt das entierung der Außenpolitik die Besonderheiten 

se.Gleichzeitig fand ein Paradigmenwechsel auch für den Gasbe- in den 90er Jahren. der Übergangsperio- 
in der russischen Politik statt:die Konstituti- reich, der durch Ex- de, nämlich das starke 
on staatlicher Autorität und die Wiederher- porte und Kapitalbe- Linkages zwischen der 
stellung Russlands als Akteur der internatio- teiligungen in Europa zu einer relevanten außen- und der innen-, aber insbesondere der 
nalen Politik traten an die Stelle demokrati- Scharnierstelle russisch-europäischer Koo- wirtschaftspolitischen Entwicklung bestehen. 
scher und marktwirtschaftlicher Ziele aus peration wurde. Diese Phasen haben Grundhaltungen in der 
der frühen Transformationsperiode. Greifen wir den eingangs geäußerten Ge- russischen Außenorientierung geschaffen, 
Trotz eines eindrucksvollen Aufschwungs im danken auf,das im Laufe der Transformation die zum Verständnis der jetzigen Politik in 
Warenverkehr mit China und der fortschrei- sowohl tragfähige und akzeptierte politi- der Präsidentschaft Putins herangezogen 
tenden lntegration in den Weltmarkt bleiben sche lnstitutionen entstanden sind und werden müssen. 
die Europäische Union und besonders mehr Berechenbarkeit in die Politik Eingang Die Phase der Westorientierung von 1991 bis 
Deutschland die wichtigsten Handelspart- gefunden hat, als auch die Wirtschaft sich 1993/95 war noch von den Anschubkräften 

des Gorbaschtowschen Reformkurses und 
weiterwirkenden Denkmustern der Bipolari- 
tät getragen.Trotz Auflösung der UdSSR und 

Peter W Schulze, Dr. habil., Politikwissenschaftler, Leiter der Vertretung der Friedrich-Ebert-Stif- des wirtschaftlichen wie politischen Nieder- 
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zichtbaren Gewaltenteilung im Staat leiten 
lassen. In diesen Positionen spiegeln sich die 
lnteressen der Bürger des Landes wieder, 
von denen heute weniger als 30 Prozent in 
Lukaschenko die beste Garantiefür ihr Wohl- 
ergehen und das Gedeihen des Staates und 
seiner Bürger sehen. Im Herbst 2001 - also 
bei den Präsidentschaftswahlen -waren es 
immerhin noch 50 Prozent der Bevölkerung, 
die in Lukaschenko den besten Garanten für 
die Sicherheit und Freiheit des Landes und 
der Bürger sahen. 
Mehr als 50 Prozent der Bevölkerung stre- 
ben nun die Mitgliedschaft in der Europäi- 
schen Union an. Europa i s t  also gut beraten, 
für seine Politik gegenüber Belarus Konse- 
quenzen aus diesen sich vollziehenden Ver- 
änderungen zu vollziehen. Partner für Bela- 
rus ist die Gesamtheit der zivilen Gesell- 
schaft, die auf vielfältige Weise mit Nichtre- 
gierungsorganisationen aus Europa und den 
Vereinigten Staaten verknüpft ist. 
Im Jahre 2001 gab es eine Koalition der de- 
mokratischen politischen Parteien mit den 
von Lukaschenko abgefallenen großen ge- 
sellschaftlichen Strukturen - den staatlichen, 
den offiziellen Gewerkschaften sowie dem 
Großteil der Frauen- und Jugendverbände. 
Diese Koalition hat mir ihrem Kandidaten 
Gonscharik etwa 30 bis 40 Prozent der abge- 
gebenen Stimmen gewonnen. Die staatliche 
Manipulation machte aus diesen Zahlen ei- 
nen Anteil von 15 Prozent für den Herausfor- 
derer bei Zuerkennung von 85 Prozent aller 
abgegebenen Stimmen an den Präsidenten 
Lukaschenko. Seinen angeblichen Wahlsieg 

setzte Lukaschenko in verstärkte Unterdrü- 
ckungsmaßnahmen gegen die politischen 
Opponenten,gegen die unabhängige Pres- 
se und gegen Dissidenten unter den Fabrik- 
direktoren um, die indirekt oder direkt die 
Opposition förderten und mit ihr sympathi- 
sierten. Dies ist ein deutliches Zeichen dafür, 
dass sich Lukaschenko durch den tatsächli- 
chen, nicht den erklärten Ausgang der Wah- 
len geschwächt sah und daher zu Gewalt- 
massnahmen griff, um 
die Ausbreituna der 

mit Russland ist jedoch ins Stocken geraten. 
Russland fordert die lntegration von Belarus 
in die Russische Föderation oder eine Union 
nach dem Vorbild der Europäischen Union, 
in der es eine gewichtete,aber keine absolu- 
te Parität zwischen den Teilnehmerstaaten 
gibt. Der Verlust der Kontrolle über die staat- 
lichen Unternehmen, die vom russischen Ka- 
pital aufgekauft werden sollen, würde Luka- 
schenko jedoch die Basis seiner Macht neh- 

men. Andererseits 
kann das Lukaschen- - 

Ablehnung zu verhin- In wenigen Jahren wird ko-Regime nur auf 
dern. Er erreichte das Grund russischer 
Geaenteil. Belarus direkter Nachbar „bventionen über- ., 
Russland wird mit der der EU sein. Das vereinfacht leben, ganz zu 
Opposition, der politi- schweigen von der 
schen und der sozia- Luka~chenko~ Situation schwächer werden- 
len reden müssen. Sie 
stellt heute die Mehr- 

keinesfalls. 
heit unter der Bevöl- 

den Kon kurrenzfä- 
higkeit belarussi- 
scher Waren auf dem 

kerung dar. Die Europäischren lnstitutionen russischen und auf dem westeuropäischen 
können sich eindeutig für die Unterstützung Markt. Belarus wird mit seiner neo-sowjeti- 
der demokratischen Alternative einsetzen schen Politikzu einer politischen Belastung 
und sollten diese Politik nicht durch eine für Moskau - nachdem es das in wirtschaftli- 
vordergründige Verständigungspolitik mit cher und finanzieller Hinsicht schon seit 
Lukaschenko in Zweifel ziehen lassen. mehreren Jahren ist. 

Vor allem die Bevölkerung unter 40 Jahren 
Lukaschenko - Hemmschuh für die Ent- sieht in dem Beitritt Polens und Litauens so- 
wicklung von Wohlstand und demokrati- wie der anderen baltischen Republiken zur 
schen Freiheiten in Belarus Europäischen Union und zur NATO eine 
Nach dem Zerfall der Sowjetunion im Jahre neue Perspektive auch für Belarus. Mit dem 
1991 strebte ein großer Teil der belarussi- Näherrücken der Europäischen Union und 
schen Bevölkerung möglichst enge Bezie- der NATO an die Grenzen des Landes erfah- 
hungen zur Russischen Föderation an -ja ren die Europäischen lnstitutionen in Belarus 
wünschte eine gemeinsame Währung und eine psychologische Aufwertung. Mehr als 

die Vereinigung mit 50 Prozent der Bevölkerung sehen heute in 
Moskau. Der in frei- der Marktwirtschaft und im Beitritt zur Euro- 
en Wahlen im Jahre 
1994 nach der neu- 
en demokratischen 
Verfassung gewähl- 
te Alexander Luka- 
schenko versuchte, 
die Überwindung 
der Wirtschaftskrise 
durch die Wieder- 
einführung einer 
zen t ra l i s t i schen  
Wirtschaftspolitik 
und eine möglichst 
enge Anbindung, ja 
auch eine Vereini- 
gung auf paritäti- 
scher Basis mit Russ- 
land zu erreichen. 
Neben der Belarussi- 
schen Sprache führ- 
te er Russisch wieder 
als Amtssprache 
und eine, alten sow- 
jetischen Symbolen 
nachempfundene 
Nationalfahne ein. 
Die Hinwendung zu 
einem gemeinsa- 
men Staatsverband 

päischen Union das rettende Ufer für das 
Land. 
Lukaschenko ist für die Protagonisten der 

Vereinigung mit Russland und für die An- 
hänger des Beitritts zur Europäischen Union 
zum großen Hemmschuh,zum großen Hin- 
dernis geworden. Aber aus eigener Kraft - 
ohne die Hilfe Russlands oder der Europäi- 
schen Union - kann sich Belarus aus der po- 
litischen Sackgasse und dem wirtschaftli- 
chen Niedergang nicht befreien. 
Lukaschenko gilt für einen großen Teil die 
Bevölkerung in Belarus nicht mehr als Ga- 
rant des kommenden Wohlstands des Lan- 
des. 

Belarus - vor dem demokratischen Neu- 
anfang 
Bei der drittenTeilung Polens zwischen Russ- 
land, Preußen und Österreich im Jahre 1795 
annektierte das russischer Zarenreich die 
Provinz Weissruthenien - zusammen mit Li- 
tauen. Der Zar und seine Nachfolger, auch 
die sowjetischen Machthaber betrieben 
seither eine systematische Russifizierungs- 
politik. Bis zum Jahre 1795 war Weißrutheni- 
en Teil des Polnisch-Litauischen Königreichs 
gewesen.Christen unterschiedlicher Konfes- 
sion lebten in diesem mehrsprachigen Land 



Belarus - unter der Knute 
eines neo-sowjetischen Herrschers 
Alexander  Lukaschenko - der Herrscher in Belarus ohne Z u k u n f t  

Von Huns-Georg Wieck, 

Alexander Lukaschenko - seit 1996 
der autoritäre Lenker eines neo-sowjeti- 
schen Herrschaftssystems in Belarus - spürt 
politischen Gegenwind aus Moskau und aus 
dem Westen. Im August 2002 hat Putin die 
von Lukaschenko lange gehegte und auch 
in Verträgen mit Jelzin niedergelegte 
Wunschvorstellung, gleichberechtigt mit 
dem russischen Präsidenten die Union bei- 
der Länder lenken zu können, schroff ent- 
zaubert und den belarussischen Herrscher 
und sein Land auf die tatsächliche Größe zu- 
rückverwiesen: drei 
Prozent des russi- 

Offenbar haben die europäischen Institutio- 
nen schließlich erkannt,dass sie ihre Glaub- 
würdigkeit alsVertreter und Vorkämpfer der 
individuellen Menschenrechte, der demo- 
kratischen Staatsverfassungen und der 
Marktwirtschaft bei den Bürgern in Belarus 
und vielleicht auch in anderen Nachfolge- 
Staaten der Sowjetunion ernsthaft in Frage 
stellen lassen, wenn sie sich auf faule politi- 
sche und diplomatische Kompromisse mit 
Lukaschenko einlassen und das Berater- 
Mandat der OSZE-Mission aufgeben, nur um 

im Lande - Belarus - 
überhaupt vertreten 

schen Bruttosozial- Seit Mitte des Jahres spürt sein ZU können. Es 
produkts. Mit der ver- gibt auch Mitglied- 
meintlichen politi- Luka~chenko Gegenwind staaten der Europäi- 
schen Deckung von aus MOSkau und aus dem schen Union, die sich 
Moskau hat Luka- den prinzipiellen Posi- 
schenk0 jahrelang Westen. tionen und politi- 
den Bemühungen 
der Europäischen In- 

schen Engagements 
der Europäischen In- 

stitutionen - OSZE, Europarat und Europäi- stitutionen in der Zivilgesellschaft entziehen 
sche Union - widerstanden,den demokrati- wollen,um bilaterale Fragen imverhältnis zu 
schen Transformationsprozess wieder in Belarus nicht in Mitleidenschaft geraten zu 
Gang zu setzen, den er mit seinem Staats- lassen. 
streich im November 1996 zum Stillstand Dem Laufpass, den Putin dem belarussi- 
und in Richtung eines neosowjetischen Mo- schen Herrscher mit der Absage einer Union 
dells umdirigiert hatte. Der Verweigerung mit zwei gleichberechtigten und gleichge- 
der Visa-Erteilung für die Mitarbeiter der wichtigen Partnern erteilt hat,sollte dieVisa- 
OSZE-Berater- und Beobachtergruppe, die Verweigerung der Europäischen Union und 
Jahre hindurchVerhandlungenzwischen Re- der NATO für Lukaschenko und seine engs- 
gierung und Opposition in Belarus gefördert ten Berater als eine Botschaft an das Regime 
und die zivile Gesellschaft in den Stand ge- entsprechen:Ohne die Wiederaufnahme des 
setzt hatte,glaubwürdige politische Alterna- genuinen und nachhaltigen Demokratisie- 
tiven zum System Lukaschenkos aufzubau- rungsprozesses gemäß OSZE-Standards 
en, begegnen NATO und die Europäische wird es keine politische Anerkennung des 
Union nun mit derVerweigerung,dem Herr- Lukaschenko-Regimes im Westen geben. 
scher in Minsk dieTeilnahme am NATO-Gip- Lukaschenko mag längere Zeit hindurch an- 
fel und seinen Ministern die Mitwirkung an genommen haben, dass eben diese Aner- 
europäischen Konferenzen und Besuche im kennung durch die Europäischen Institutio- 
Westen zu ermöglichen. Der Europa-Rat nen für ihn unerheblich sei und unerhebli- 
setzte eine Sonderkommission zur Erfor- che bleiben werde. Davon kann jedoch nicht 
schung der Hintergründe der Entführung mehr die Rede sein: 
von politischen Gegnern im Jahre 1999 und In wenigen Jahren wird Belarus ein Nachbar- 
später ein. Staat der Europäischen Union, und einige 

Dr. Hans-Georg Wieck, Leiter der OSZE-Berater- und Beobachtergruppe in Belarus (1 997-2007), 
u.a. Deutscher Botschafter in Teheran (7974-77), Moskau (1 977-80), New Delhi(l990-93); Ständi- 
ger Vertreter der Bundesrepublik Deutschland im NATO-Rat (1 980-85) und Präsident des Bundes- 
nachrichtendienstes (END) (1 985- 1990). 

seiner Nachbarn werden zur Europäischen 
Union gehören,vor allem Polen und Litauen. t 

Die Einwohner von Belarus werden mit eige- 
nen Augen sehen,was schon jetzt erkennbar 
ist:Wer zur Europäischen Union gehört, hat 
mittelfristig große Chancen, seine Lebens- 
verhältnisse substantiell zu verbessern - und 
dazu ein Leben in Freiheit und Sicherheit zu 
führen, was gegenwärtig in Belarus wegen 
der willkürlichen Eingriffe des Staates und 
seiner Schergen in das Leben und Treiben 
seiner Bürger nicht möglich ist. 
Russland verweigert dem Land die Gleich- 
wertigkeit und Gleichberechtigung in der 
angestrebten Union und nähert sich selbst 
den Europäischen Institutionen. Damit wird 
Belarus zu einem Ärgernis der internationa- 
len Stellung der Russischen Föderation. Die 
derzeit für Belarus wirtschaftlich unerlässli- 
chen russischen finanziellen Subventionen 
werden in Frage gestellt.Vor diesem Hinter- 
grund ist es unwahrscheinlich, dass Putin 
und seine Mannschaft dem nach dauerhaf- 
ter Sicherung seiner Machtposition in Bela- 
rus drängenden Lukaschenko ein drittes Mal 
bei den Präsidentschaftswahlen im Jahre 
2006 dieTreue halten und dem Oppositions- 
kandidaten die faire Chance verweigern,sich 
über die russischen Fernsehstationen an die 
belarussische Bevölkerung wenden zu kön- 
nen. Diese Möglichkeit hat Moskau dem Ko- 
alitionskandidaten der politischen und sozi- 
alen Opposition beiden Präsidentschafts- 
wahlen im Jahre 2001 verweigert und sich 
selbst die Möglichkeit genommen, auf die- 
sem Wege die manipulierte Wiederwahl Lu- 
kaschenkos in Frage zu stellen. t 

Die Europäischen Institutionen - die OSZE, 
der Europarat und die Europäische Union - 
haben erkennen müssen, dass -wer auf Lu- . 
kaschenko setzt - seine eigentlichen Alliier- 
ten verliert. Es ist aus mehreren Gründen 
nicht akzeptabel, dass der Generalsekretär 
der OSZE bei seinen Gesprächen in Minsk 
die scharfe Kritik der Mitarbeiter von Luka- 
schenko an der angeblich das Mandat über- 
SchreitendenTätigkeit der OSZE-Mission un- 
widersprochen hinnimmt, nur um eine wie 
auch immer geartete OSZE-Präsenz im Lan- 
de zu erreichen. Er lässt damit auch die de- 
mokratischen Kräfte der Zivilgesellschaft i m  
Stich,die sich von den europäischen Grund- 
sätzen der Demokratie,vom Schutz der indi- 
viduellen Menschenrechte und der unver- 

verkörperte das neue Russland, nunmehr 
virtuelI,die vormalige Macht der Sowjetuni- 
on. Diese Fiktion wurde zum normativen 
Kristallisationskern der sich umgruppieren- 
den außen- und sicherheitspolitischen Eliten 
in der postsowjetischen Zeit.Obgleich privi- 
legiert und internationalisiert wie keine an- 
dere Gruppe unter den übrigen Funktions- 
eliten, blieb der Hunger nach,,greatness, ma- 
jesty,grandeurU und der Rückfall in die fatale 
Falle der Selbstisolation, des Wagenburg- 
Denkens. 
Als zweite Phase zeichnete sich eine balan- 
cierte und geopolitisch diversifizierte,,Realpo- 
litikl'nach den Wahlen zur II.Staatsduma und 
dem Machtwechsel im russischen Außenmi- 
nisterium 1996 ab.Sie dauert in Grundzügen 
bis heute an, derzeit ist jedoch eine neue Ge- 
wichtung der Ziele zu erkennen. Der Kurs 
des damaligen Außenministers Primakow 
setzte auf,,Diversifizierung" und auf eine rea- 
listische Außenpolitik entsprechend den ge- 
opolitischen Gegebenheiten des Landes, um 
die einseitige Ausrichtung auf den Westen 
abzuschwächen. 
Am Ende der Transformation hat sich eine 
pragmatische Machtelite konstituiert und 
schließlich hat sich nach den bitteren Erfah- 
rungen auf dem Balkan und mit der NATO- 
Osterweiterung die Erkenntnis durchge- 
setzt, dass, um als Großmacht anerkannt zu 
werden, mehr dazu gehört als der nukleare 
Status. Diese Einsicht wird denn auch in zwei 
grundlegenden Dokumenten zur Außen- 
und Sicherheitspolitik des Landes unterstri- 
chen,nämlich im,,Konzept der Nationalen Si- 
cherheit der Russischen Föderation" und in 
der,,Militärdoktrin der Russischen Föderati- 
on". Beide Doktrinen gehen von einem er- 
weiterten Sicherheitsbegriff aus und defi- 
nieren innenpolitische Prioritäten, nämlich 
die Stärkung des Rechtsstaates und staatli- 
che Autorität sowie die fortschreitende de- 
mokratische und marktwirtschaftliche Um- 
gestaltung von Gesellschaft und Wirtschaft 
als unabdingbareVoraussetzung für das Ziel, 
innere und äußere Gefährdungen abzuwen- 
den und Russland einen gebührenden Platz 
unter den Großmächten zu verschaffen. In 
der 2002 vorgelegten Bedrohungsanalyse 
folgt die russische Politik amerikanischen 
Vorgaben und definiert erstmals auch ihre 
Bereitschaft zu pre-emptiven Militäraktio- 
nen. 
Damit wird der langjährige Richtungsstreit 
zwischen Westlern, Eurasiern und Isolationis- 
ten zwar nicht beigelegt, verliert aber an 
Schärfe. Die ideologisierte Intelligenz wird 
weiter dem Konzept der Multipolarität das 
Wort reden und in der Außenpolitik weiter 
,,Strategische Partnerschaften" suchen, aber 
die Gefahr einer Schaukelpolitik wie sie im 
Primakowschen Konzept der euroasiati- 
schen, geostrategischen Option tendenziell 
angelegt war,scheint gebannt.Von der russi- 
schen Politikjedoch, kann weder eine erhöh- 
te Konflikt- oder Risikoorientierung erwartet 

Schaubild 1: Einflussfaktoren der russischen Außenpolitik, in % (Mehrfachnennun~en) 

91,O - Präsident der Russischen Föderation 
52,4 - Außenminister, seine Stellvertreter 
47,6 - Präsidialverwaltung 
36,7 - ÖI- und Gasindustrie 
26,7 - Führung der Staatssicherheit 
22,9 - Militärisch-industrieller Komplex 
14,8 - Medien 
9,8 - Ausschüsse der Staatsduma 
9,s - Staatsduma 
7,l - Armeeführung 
6,7 - Experten, Fachleute für internationale Beziehungen 
5,2 - Föderationsrat 

werden. Denn die sozialen und wirtschaftli- deren Verfassungsorgane, Duma und Föde- 
chen Reformaufgaben, die es innenpolitisch rationsrat, schwächer. Der Einfluss des militä- 
zu bewältigen gilt,erlauben es nicht,sich in risch-industriellen Komplexes ist in etwa 
außenpolitische Abenteuer zu verstricken. gleich geblieben und letztlich kann auch ein 
Mit Tendenzen der innenpolitischen Stabili- Machtzuwachs der Sicherheitsdienste kon- 
sierung und weitaus wichtiger, der sozialen statiert werden. 
Differenzierung wie des Aufkommens star- 
ker partikularer wirtschaftlicher Interessen- Nationale Interessen und Ziele der Au- 
gruppen wird zunehmend der Rahmen vor- ßenpolitik 
gezeichnet,in dem sich die russische Außen- Vergleicht man die Ergebnisse dieser und 
politik bewegen wird. Jenseits machtpoliti- der anderen Studien,so zeigt sich,dass prag- 
scher Faktoren, scheint sich als Tendenz die matische,realistische Orientierungen bei der 
Ökonomisierung der russischen Außenpoli- außenpolitischen Elite in den vergangenen 
tik abzuzeichnen. fünf bis sieben Jahren imperialeTräume zu- 
Eine von der FES Moskau im Jahre 2001 rückgedrängt haben. 
durchgeführte Elitenbefragung stützt die Seit 1993 hat sich der Anteil etwa derer,die 
Annahme, dass insbesondere der russische glauben, dass Russland in absehbarer Zu- 
Energiesektor zu einem äußerst einflussrei- kunft zu den fünf am höchsten entwickelten 
chen Faktor der russi- Staaten der Welt ge- 
schen Außen- Außen- hören wird, mehr als 
wirtschafts- und Si- Am Ende der Transformati- halbiert. Die Zahl der- 
cherheitspolitik ent- onsperiode hat sich eine jeniger,die dafür ein- 
wickelt hat. treten, dass Russland 
Nicht überraschend pragmatische Machtelite auf globale Ambitio- 
ist, das die überwie- konstituiert, die sich auch in nen verzichten und 
gende Mehrheit sich auf die Losung 
(91 %) der Befragten der Außenpolitik bemerk- seiner inneren pro- 
als wichtigste Schalt- bar macht. bleme konzentrieren 
stelle der russischen solle, stieg um das 
Außenpolitik den Prä- Sechsfache. Parado- 
sidenten der Russischen Foderation nennt. xerweise wuchs aber auch die Anhänger- 
Ihm folgen mit deutlichem Abstand der schaft der Supermachtsideologie. Nicht er- 
Außenminister und die Präsidialverwaltung: staunlich ist,dass sich die meisten von ihnen 
Aber herausgehoben wird an vierter Stelle unter den Anhängern der LDPR und KPRF 
potentieller Einflussnahme bereits der Ener- befinden. 
giesektor' genannt.Andere potentielle Inte- Tabelle Ziele, die Russland in den nächsten 
ressengruppen, wie die Gouverneure russi- 10-15 Jahren anstreben soll und die im nati- 
scher Regionen, politische Parteien,die Aus- onalen Interesse liegen, in % 
schüsse des Föderationsrates usw., haben Die außenpolitische Elite, besonders die 
nach Überzeugung der befragten Experten Analytiker, haben sich offenbar damit abge- 
kaum Einfluss oder diesen verloren. Diese funden, dass Russland auf absehbare Zeit 
Tendenz hat mehre Ursachen. Erstens wuch- nicht zur ersten Liga der internationalen Ge- 
Sen das Ansehen und die Autorität des neu- meinschaft gehören wird. 
en Präsidenten.Zweitens wird die Außenpo- Zugleich werden die Unterschiede zwischen 
litik heute entschiedener vom Kreml be- TraditionalistenIEurasiern und Westlern 
stimmt und ihre Implementierung konse- deutlich.Bemerkenswert ist,dass jene Exper- 
quenter von der Exekutive wahrgenommen. ten, die eine Integration Russlands in die 
Gleichermaßen wurden nach den Wahlen westliche Gemeinschaft befürworten, 
zur letzten Duma (1999) und nach der Re- zugleich ,,isolationistischeu Positionen ver- 
strukturierung des Föderationsrates (2001) treten, denn ein Drittel von ihnen ist davon 
die Stellung und der Einfluss der beiden an- überzeugt,dass Russland sich auf die Lösung 



sen einzubringen. Die Logik dieses Rich- 
--.-P -. -P 

Schaubild 2: Ziele, die Russland in den nächsten 10-15 Jahren anstreben soll und die irn nationalen 
Interesse lieaen, in O h  

tungswechsels war bestechend einfach und 
bislang erfolgreich. 
Mögliche innenpolitische Gegner einer zu Ziele 

Den Status der Supermacht, wie es die UdSSR war, wiedererlangen 
Zu den fünf am höchsten entwickelten Staaten der We It zu gehören 
Zu den 10-15 entwickelten Staaten wie Spanien, Südkorea, Brasilien etc. zu 
gehören 
Führungsposition im Rahmen der GUS erreichen 
Auf jegliche globale Ambitionen verzichten und sich auf die Lösung 
innerer Probleme konzentrieren 
Keine Antwort 

starken Öffnung zum Westen, insbesondere 
zur USA,der in der zurückliegenden Periode 
imperiale Absichten im Kaspischen, Zentral- 
asiatischen und im Raum des Kaukasus un- 
terstellt wurden, konnten über die anti-ter- 
roristische Rhetorik eingefangen und neu- 
tralisiert werden. Außen- und sicherheitspo- 
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litisch erlangte die russische Politik erweiter- 
seiner inneren Probleme konzentrieren solle. tärische Interventionen stabilisiert werden ten Handlungsspielraum, ohne dass diese 
Außenpolitischer Aktionismus ohne eine sollte. Ansätze, wie die Politik des früheren selbst zum aktiven lmpulsgeber der interna- 
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materielle Basis wird von ihnen nicht befür- Außenministers und späteren Premierminis- tionalen Politik wurde oder sich dem ameri- \ 

wortet. ters Primakow, eine differenzierte Strategie kanischen Interessen bedingungslos unter- 
Danach nimmt die Schaffung einer strategi- für den GUS-Raum zu entwickeln sowie die ordnen musste. 
schen Partnerschaft mit führenden asiati- Beziehungen zu traditionellen Partnern der Im Gegentei1:erstmals seit der anfänglichen 
schen Mächten und namentlich mit China alten UdSSR wieder zu beleben,scheiterten Euphorie nach dem Zerfall der UdSSR sah 
nach wie vor einen zentralen Platz ein. letztlich an der wirtschaftlichen und politi- sich das Russland umworben und nicht in 
Nahezu gleichrangig trat der Wunsch nach schen Schwäche des neuen Russland. Gefahr, in Europa ausgegrenzt zu werden, 
einem partnerschaftlichen, strategischen Eine neue Situation ergab sich als Folge des wie der NATO-Osterweiterung unterstellt 
Verhältnis mit der Europäischen Union hin- 11.September 2001.Mit dem Erscheinen der wurde. 
zu. In diesem Bereich der Westpolitik fand USA als Akteur in postsowjetischen Raum Die amerikanische Militärpräsenz in Zentral- 
eine deutliche Umorientierung statt.Sie voll- der GUS,durch den Krieg gegen dasTaliban- asien und der Einsatzamerikanischer Militär- 
zog sich aufKosten der strategischen Partner- Regime und durch die Verschärfung des berater für die georgische Armee,stieß dem- 
schaftzu den USA. amerikanischen Drucks auf das Regime im zufolge auch innenpolitisch kaum auf nen- 

Irak sowie durch die verheerende Krisenspi- nenswerte Proteste. Das russische Einver- 
Russische Politik im,,nahen Ausland" und rale im Nahen Osten geriet die russische Po- ständnis wurde eher als kühl kalkulierter 
gegenüber ehemaligen Bündnispartnern litik unter Handlungsdruck. In Ermangelung Schachzug zuvorderst des Präsidenten inter- 
der UdSSR fehlender Konzeptionen für die GUS, aber pretiert, dem es vorerst gelungen sei, sich 
Der Paradigmenwechsel in der russischen auch für die Krisenre- der amerikanischen 
Innen- und Außenpolitik spiegelt sich, ver- gionen des Golf-Rau- Weltmacht zu bedie- 
starkt durch den 11. September 2001 und mes und des Nahen Es scheint sich die Tendenz nen und die Front der 
durch den Krieg in Tschetschenien, in den Ostens, kaprizierte einer Ökonomisierung der Kritik gegen die russi- 
Bedrohungsanalysen wider. In der erwähn- sich die russische Po- sche Kriegsführung in 
ten FES Studie wird zwar die NATO-Osterwei- litikauf Nachahmung russischen Außenpolitik Tschetschenien zu 
terung noch an hervorragender Stelle ge- der US-amerikani- Orientiert an Interessen des spalten. 
nannt,doch bereits von der Furcht vor dem schen Vorgaben und An diesem Punkt 
internationalen Terrorismus uberschattet. bot sich selbst als Energiesektors schimmert der Inter- 
Diese Entwicklung hat sich seither und Bundnispartner an. herauszu bilden. essenzusammenhang 
besonders durch die Moskauer Geiselnahme Der vormalig prädo- der russischen Außen- 
vom Oktober 2002 verschärft2. minant als innenpoli- politik durch: Das Pri- 
Selbst in früheren Vorstellungen spielte die tischer Konflikt definierte Krieg in Tschet- mat der Innenpolitik behält auch in dieser 
Gemeinschaft der Unabhangigen Staaten, schenien,wurde nunmehr urplötzlich alsTeil Region seine Bedeutung. 
GUS, kaum eine prominente Rolle in der rus- im Kampf gegen den internationalen Terro- Im Grunde genommen weicht die russische 
sischen Politik. Als Handelspartner von ge- rismus umgedeutet. Damit gelang es der Haltung im lrakkonflikt von dieser Position 
ringem Interesse und durchzogen von politi- russischen Politiksich internationalem Druck nicht ab.Gemeinsam mit europäischen und 
schen Konflikten suchte die russische Politik gegen die beständigen Vorwürfe von Men- asiatischen Kritikern einer eindeutig militäri- 
mit der Konzeption des ,,nahen Auslands" schenrechtsverletzungen partiell zu entzie- schen Lösung des Konflikts, wie sie von den 
zunächst eine befriedete Zone russischen hen und sich zudem in die internationale Al- USA angestrebt wird,zielt die russische Poli- 
Einflusseszu schaffen,die notfalls durch mili- lianz gegen den Terror mit eigenen Interes- tik auf Wahrung ihrer wirtschaftlichen und 

politischen Interessen in dieser Region. 1 

Dabei geht es im Kern um Sicherung gleich- 
berechtigter Zugangsrechte für die Erkun- Schaubild 3: Ziele, die Russland in den nächsten 10-15 Jahren anstreben soll und die den nationalen 

lnteressen entsprechen, Unterscheidung nach Westlern undTraditionalistenlEurasiern in O h  dung, Ausbeutung und Vermarktung iraki 

Ziele: 

Den Status der Supermacht, wie es die UdSSR war, 
wiedererlangen 
Zu den fünf am höchsten entwickelten Staaten der Welt zu 
gehören 
Zu den 10-15 entwickelten Staaten wie Spanien, Südkorea, 
Brasilien etc.gehören 
Führungsposition im Rahmen der GUS erreichen 
Auf jegliche globale Ambitionen verzichten und sich auf die 
Lösung interne Probleme konzentrieren 
Andere Meinung 
Keine Antwort 

scher Ölvorkommen. Russische Ölkonzerne 
sind aber nicht nur an derVermarktung iraki- 
schen Öls beteiligt,wie es das UN-Sanktions- 
regime erlaubt. Darüber hinaus sind Investi- 
tionsvorhaben in Höhe von ca. 30 Mrd. US 
Dollar russischen Konzernen von der iraki- 
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schen Regierung in Aussicht gestellt worden. 

Westler 

3,6 

16,9 

32,5 
6.0 

33,7 
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Um diesen zukünftigen Markt geht es 
schließlich und hier kann es zu potentiellen 
Konflikten im russisch-amerikanischen Ver- 
hältnis kommen. Denn, werden die russi 
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GLOBALE HEGEMOPIIE? GLOBALE YEGEMONBE? 

schen Interessen nicht oder nur unvorteil- 
haft bedient, kommt es zudem zu einer he- 
gemonialen Aufteilung der Ölvorkommen 
mit Folgen für die Preisentwicklung auf den 
Energiemärkten, also zum Rückgang der ÖI- 
preise auf breiter Front, könnten sich für die 
russische Wirtschaft und für das Staatsbud- 
get erhebliche negative Konsequenzen er- 
geben. Die Wachstumsprognosen würden 
bei einem Verfall der Ölpreise erheblich re- 
duziert werden müssen. 
Dies wiederum würde in einem Wahljahr, im 
Dezember 2003 wird die Staatsduma ge- 
wählt und im März 2004 stehen Präsident- 
schaftswahlen an, politische Auswirkungen 
haben. 

nen sehr pragmati- 
schen realpolitischen 
Kurs gesteuert, der 
arbeitsteilig versucht 
unterschiedliche In- 
teressenlagen in der 
internationalen Poli- 
tik miteinander zu 
vereinen. 
Die oft als störend 
und moralisch, aber 
perspektivlos ge- 
brandmarkte euro- 
päische Kritik am rus- 
sischen Vorgehen in 
Tschetschenien ist 

tenseiten - man kann auch Kolateralschäden 
sagen - konkret und mit den Folgen für die 
Menschen in der nüchternen Sprache des 
Ökonomen aber mit spürbarer innerer Teil- 
nahme und mit spürbarem Frust beschrie- 
ben. Er nennt die westlichen Banken als Pro- 
fiteure von den vom IWF empfohlenen Lo- 
ckerungen von Kapitalmarktkontrollen in 
Lateinamerika und Asien, oder den soge- 
nannten,,bail outsU,die Absicherung der Kre- 
dite und durch Gewinne auf kurzfristig in 
diese Länder gepumpte Spekulationsgelder. 
Im Vergleich zu den Schädigungen der Um- 
welt und der Spaltung der Gesellschaften 
fielen die Früchte der Globalisierung meist 
kümmerlich aus. Auch die Weltbank, die 
zunächst projektbezogene Finanzierungen 
als Aufgabe hatte, wurde an die Programme 
der IWF angebunden, in dem ihr neues In- 
strument umfassender Strukturanpassungs- 
kredite auf das Plazet des IWF angewiesen 
war. 
,,Viele der wirtschaftspolitischen Auflagen 
des IWF, vor allem die verfrühte Liberalisie- 
rung des Kapitalmarktes,verschärften die In- 
stabilität der Weltwirtschaft. Und sobald ein 
Land in einer Krise steckte, haben die Finanz- 
spritzen und Programme des IWF die Lage 
nicht nur destabilisiert,sondern in vielen FäI- 
len sogar noch verschlimmert, insbesondere 
für die Armen. Der IWF hat nicht nur seinen 
ursprünglichen Auftrag verfehlt,die interna- 
tionalen Finanzbeziehungen zu stabilisieren, 
sondern war auch in den ihm übertragenen 
Aufgaben nicht erfolgreich, wie etwa der 
Förderung der Marktwirtschaft in ehemals 
planwirtschaftlich gelenkten Ländern." 
(5.30) 
Während IWF und Weltbank fast ausschließ- 
lich in der dritten Welt und inTransformati- 
onsländern aktiv sind, bezieht die 1995 ge- 
gründete Welthandelsorganisation die In- 
dustrieländer in den Globalisierungsprozess 
ein. Die Leitlinien des,,Washington Consen- 
sus" unterwerfen den Welthandel umfas- 
send dem ,,Mantra der freien Marktwirt- 
schaft." 
Wird beim IWF die Strategie von den domi- 
nierenden Finanzinteressen insbesondere 
der Wall-Street beherrscht, geben bei der 
WTO die Handelsinteressen der weltweit 

So habe der Austeritätskurs oftmals zu so 
hohen Zinsen geführt, dass die Schaffung 
von Arbeitsplätzen und Gründung von Un- 
ternehmen selbst in entwickelten Ländern 
unmöglich wäre. Das notwendige Kapital 
zur Finanzierung sei einfach zu teuer. So 
habe der IWF die Situation in vielen Ländern 
verschlimmert. 
Wenn Menschen von Arbeitsplätzen in 
Staatsbetrieben mit niedriger Produktivität 
in die Arbeitslosigkeit gedrängt würden, 
steige dadurch nicht das Einkommen eines 
Landes und gewiss nicht die Wohlfahrt der 
Arbeitnehmer,auRerdem fördere Privatisie- 
rung die Korruption. 
Die Marktöffnung als Voraussetzung der 
Handelsliberalisierung führe zur Vernich- 
tung von Arbeitsplätzen in ineffizienten 
Wirtschaftszweigen, ohne dass - entgegen 
der Theorie des IWF und der WTO - neue 
produktive Arbeitsplätze entstünden we- 
gen des oft fehlenden Kapitals und des völ- 
lig unzureichenden Bildungssystems in 
Ländern der dritten Welt. Regelrecht zerstö- 
rerisch wirke die unüberlegte Öffnung der 
Finanzmärkte durch Deregulierung der in- 
neren Finanzmärkte - selbst in Industrielän- 
dern. Kapitalverkehrskontrollen aufzuhe- 
ben sei eine der ideologischen Kernforde- 
rungen von IWF aber auch des US-Finanz- 
ministeriums. Die Deregulierung der Fi- 
nanzmärkte öffnet der Spekulation auf 
Wechselkurse die Tür. 

abhänge. Zur Schuldenfrage habe die 
Aussetzung der laufenden Schuldentil- 
gung in Krisensituationen Vorrang vor 
bailouts. Ein Schlüsselelement für die Sa- 
nierung von Unternehmen wäre die Ein- 
führung einer speziellen Konkursvor- 
schrift, die finanzielle Schieflagen infolge 
makroökonomischer Störungen, die weit 
über das Normale hinausgingen, schnell 
bereinigen solle. (S. 155) Dazu müssen die 
internationalen Institutionen ihre Agen- 
da ändern. Das ist durch politische Ent- 
scheidungen der Regierungen der wich- 
tigsten Länder möglich. 
,,Um die Globalisierung so zu gestalten,dass 
ihre Früchte gleichmäßiger verteilt werden, 
bedarf es vor allem einer grundlegenden Re- 
vision des governance-Systems - also der 
Leitungs- und Aufsichtsstrukturen (der inter- 

Folgt man den Annahme einer pragmati- 
schen, von nationalen Interessen determi- 
nierten russischen Außenpolitik, muss be- 
zweifelt werden, dass die russische Politik 
zum willfährigen Objekt amerikanischer In- 
teressen wird oder sich in die Sackgasse hin- 
ein zwängen lässt, zwischen den USA und 
Europa zu wählen. 
Russland hat ohne große außen- und sicher- 
heitspolitische Entwürfe vorzulegen in den 
vergangenen Jahren der Transformation ei- 

letztlich weniger be- 
drohlich, weil sie 
trotz aller Kritik die Lösung des Problems an- 
mahnt als die unberechenbaren Folgen der 
amerikanischen Politik in der Golfregion. 
Seit mehren Jahren bereiben sie eine dezi- 
dierte internationale Strategie der Marktpe- 
netration in Süd- und Zentraleuropa und 
sind an der Ausweitung des Handels mit Chi- 
na beteiligt. Im kaspischen Raum spielen sie 
eine zunehmend wichtigere Rolle und ha- 

ben sich nach den Ereignissen vom Septem- 
ber 2001 in die pipeline- Diskussion gut ein- 
bringen können. Beispielsweise hat der rus- 
sische LUKoil-Konzern in die Olexploration 
im Irak (West Quarna Feld) investiert und hat 
Explorationsabkommen mit Algerien, dem 
Sudan und Libyen abgeschlossen.Mit Vene- 
zuela sind Kooperationsabkommen abge- 
schlossen worden. SPW 6/2002 

nationalen Wirtschaftsinstitutionen). Hierzu 
müssen beim IWF und bei der Weltbankdie 
Stimmrechte neu verteilt werden und bei al- 
len internationalen Wirtschaftsinstitutionen 
Veränderungen sicherstellen, dass bei der 
WTO nicht nur die Stimmen der Wirtschafts- 
minister und beim IWF und der Weltbank 
nicht nur die Stimmen der Finanzminister 
Gehör finden." (5.260) 
Abschließend fasst Stiglitz seine Position in  
sieben Reformforderungen zusammen: 
1. Notwendigkeit politischer Interventio- Seattle, Genua ... und jetzt Florenz nen, um den Gefahren der Kapitalmarktlibe- 
ralisierung und der kurzfristigen Kapitalspe- 

E ine  B i lanz  d e s  e rs ten  Eu ropä i schen  Soz ia l f o rums  in F lo renz  kulation entgegenzuwirken; 
Die Kritik an den Instrumenten wird 
jeweils mit Einzelbeispielen belegt. 
Aus der Kritik der Politik der internationalen 
Finanzinstitutionen und aus den Erfahrun- 
gen der Staaten,die sich gegen die IWF-Pro- 
gramme gewehrt haben, entwickelt Stiglitz 
Bausteine für alternative Strategien: 
Bodenreform, Regulierung des Finanzsek- 
tors, Bekämpfung der Armut.,,Es gibt Alter- 
nativen zu den Entwicklungs-, Krisenbewäl- 
tigungs- und marktwirtschaftlichen Trans- 
formationsstrategien des,,Washington Con- 
sensusn,die allesamt weniger auf der Ideolo- 
gie des Marktes basieren. Diese Alternativen 
stützen sich zwar auf Märkte, messen jedoch 
auch dem Staat eine wichtige Rolle bei. Sie 
erkennen die Bedeutuna von Reformen an. 

2. Reformen des Konkursrechts und Schul- 
denmoratorien unter bestimmten Bedin- 
gungen; 
3. Zurückhaltung bei bail-outs; 

Peter Wahl 
4. Eine bessere Regulierung des Banken- 
sektors; 
5. Verbessertes Risikomanagement; 

Die Dynamik der globalisierungskriti- 
schen Bewegung ist ungebrochen. Das erste Eu- 
ropäische Sozialforum (ESF) vom 6. bis 9. Novem- 
ber in Florenz hat dies überaus eindrucksvoll b e  
stätigt.Mit der Demonstration von mehr als einer 
halben Million Menschen - die größte in der Ge- 
schichte der Globalisierungskritik- wird Florenz 
zukünftig in einem Zuge mit Seattle und Genua 
genannt werden müssen. Etwa zwei Drittel der 
Teilnehmer gehören jüngeren Jahrgängen an. 

6 Beim Forum selbst, ein dreitägiger Veranstal- 
tungsmarathon mit ca.200 Podien,Seminaren 
und Workshops, war mit 20.000 Teilnehmern 
gerechnet worden. Am zweiten Tag waren es 
bereits doppelt soviel und am Schluss sogar 
60.000.Allerdings gingen die damit verbunde- 
nen organisatorischen Probleme zu Lasten der 
Qualität mancherveranstaltungen. 
Es ist aber nicht der quantitative Aspekt allein, 
der das ESF zu einem herausragenden Ereignis 
macht. Die besondere Qualität von Florenz 
liegt darin,dass 

die Bewegung aus dem Schatten der Ge- 
walt getreten ist, 

der Brückenschlag zum Thema Krieg und 
Frieden gelungen ist, 

die politische Pluralität und Breite weiter 
zugenommen hat. 
Gleichzeitig hat das ESF einige Probleme und 
Defizite der globalisierungskritischen Bewe- 
gung sichtbar gemacht. 

schen Problemen abzulenken.Berlusconi hatte 
die Zerstörung von Kunstwerken der Renais- 
sancestadt durch talibanisierte Horden an die 
Wand gemalt und von Verbot des ESF gespro- 
chen. Die in der Regierung vertretenen Neofa- 
schisten der,,Forza Italia" hatten wochenlang 
Stimmung im Stil des,,StürmerU gemacht,z.B. 
mit Karikaturen von Demonstranten mit Ha- 
kennase,in der einen Hand eine Flasche Wodka 
in der anderen Hammer und Sichel.Der,,Corrie- 
re della Sera" brachte zum Auftakt des Forums 
einen von Hass triefender Beitrag der gewen- 
deten Linken Oriana Fallaci. Unter diesem Ein- 
druck vernagelten viele Geschäfte in der histo- 
rischen Altstadt ihre Schaufenster. 
Auf Seiten der Demonstration war ein wie auch 
immer gearteter,,Schwarzer Block" nicht auszu- 
machen. Andere Gruppen,die zu Militanz ten- 
dieren, wie die sog„Disobediente" LUngehorsa- 
meU,eine Mischung aus Punk und Anarchismus) 
und dieTute Bianche,die bei der IWFNVeltbank- 
tagung in Prag an der Spitze der Auseinander- 
setzung mit der Polizei gestanden hatten,mar- 
schienen diszipliniert in der Demonstration mit. 
Schließlich wird mit Florenz auch das Argu- 
ment hinfällig, dass nur durch Gewaltszenen 
Medienöffentlichkeit herzustellen sei. Nach 
den Konfrontationen von Prag, Göteborg und 

6. Verbesserte soziale Sicherheitsnetze; 
7. Verbesserte Krisenreaktion; 
Das Buch müsste Pflichtlektüre für alle sein, 
die in den Globalisierungsprozess institutio- 
nell eingreifen wollen. 

Horst Peter, Kassel 

Aus dem Schatten der Gewalt getreten 
Die neue Bewegung ist aus dem Schatten der 
Gewalt,der seit Genua über ihr lag, herausgetre- 
ten.Florenzzeigt einmal mehr,dass dann,wenn 
tatsächlich große Menschenmengen mobili- 
siert werden, weder staatliche Provokationen 
noch die Orientierung auf Militanz durch kleine 
Gruppen eine Chance haben. 
Die Berlusconiregierung hatte alles getan,um 
im Vorfeld des ESF ein Klima von Hysterie und 
Angst zu erzeugen.Ein zweites Genua wäre ihr 
gerade recht gekommen, um von innenpoliti- 
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operierenden Konzerne den Ausschlag. 
Jeweils bleiben die sozialen Belange der 
Mehrheit der Bevölkerung auf der Strecke. 
Handelsinteressen stehen vor allen anderen 
Belangen einschließlich der Belange des 
Umweltschutzes. 
In den Analyseteilen des Buches untersucht 
Stiglitzausführlich und überzeugend dieGe- 
fahren der schematischen Anwendung der 
Hauptziele der neoliberalen Strategien auf 
die wirtschaftliche, soziale und ökologische 
Entwicklung in verschiedenen Ländern. Er 
setzt sich mit der Anwendung der auf fiskali- 
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aber diese Reformen müssen in sach- und 
zeitgerechter Reihenfolge durchgeführt 
werden.Veränderungen sind für sie niemals 
rein ökonomische Prozesse, sondern immer 
Teil einer umfassenden Evolution der Gesell- 
schaft. Sie erkennen, dass Reformen langfris- 
tig nur dann erfolgreich sein können, wenn 
sie einen breiten Rückhalt haben, und um ei- 
nen breiten Rückhalt zu bekommen, müssen 
die Früchte breit gestreut werden (S. 107f). 
Dies präzisiert Stiglitz: 
Um so weit wie möglich Vollbeschäfti- 
gung zu erreichen, müsse man eine ex- 
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Gewerkschaften, Friedensbewegung, NGOs, di- 
verse K-Gruppen,Greenpeace,die Jugendorga- 
nisation der Partei der Demokratischen Linken 
(ehem.PCI),Amnesty,Schwule und Lesben, ka- 
tholische Nonnen, die italienischen Grünen, 
christliche Pfadfinder,die Rifundazione Comu- 
nista und last but not least der Bürgermeister 
von Florenz und der Präsident der RegionToska- 
na (beide DS).Letztere hatten dem Forum politi- 
sche und logistische Unterstüeung gewährt. 
Der Zulauf aus den verschiedenen politischen 
Lagern signalisiert, dass die Akzeptanz der 
herrschenden Politik immer mehr schwindet. 
Gleichzeitig wächst damit die Notwendigkeit, 
einen produktiven Umgang mit dem Pluralis- 
mus der Bewegung zu finden und zentrifuga- 
len Tendenzen entgegenzusteuern. Es scheint 
sich eine politische Kultur der Dialogbereit- 
schaft, des toleranten Umgangs mit Wider- 
sprüchen, und - sieht man von einigen trotz- 
kistischen Splittergruppen ab - des bewussten 

vor allem Genua ist mit Florenzder Gegenseite 
die Möglichkeit genommen, die globalisie- 
rungskritische Bewegung mit dem Gewaltthe- 
ma zu isolieren oder zumindest zu spalten. 

Nein zum Krieg 
Das beherrschende,wenn auch nicht daseinzi- 
ge Thema des ESF war der Krieg. Die Ableh- 
nung der Militarisierung der Außenpolitik im 
Allgemeinen und eines Kriegs gegen den Irak 
im Besonderen war einhellig. 
So wichtig und richtig dieseOrientierung ist,so 
birgt sie auch einige Risiken.So besteht z.B.die 
Gefahr, dass im Windschatten der Auseinan- 
dersetzung um den Krieg der neoliberale Kurs 
relativ ungestört fortgesetzt und das Potential 
der kritischen Kräfte davon völlig absorbiert 
wird. Es ist gerade einer der gesellschaftspoliti- 
schen Effekte der Militarisierung, durch den 
Aufbau von Feindbildern und äußeren Bedro- 
hungsszenarien die Aufmerksamkeit von inne- 
ren Problemen abzulenken. Am deutlichsten 
wird dies in den USA,wo der patriotische Kon- 
formitätsdruck so groß ist,dass vom Geist von 
Seattle nicht mehr viel zu spüren ist. 
Dabei hat sich die Akzeptanzkrise der neolibera- 
len Globalisierung,die wir in Seattle konstatier- 
ten,inzwischen zu einerveritablen Funktionskri- 
se ausgewachsen.Der Crash an den Börsen,das 
unrühmliche Ende der,,New Economyl',die sog. 
Bilanzskandale großer Konzerne, die Passivität 
des IWF in der Argentinienkrise und diedeflatio- 
näre Entwicklung in vielen Volkswirtschaften 
sind nur die Spitze des Eisberges.Es kommt da- 
her darauf an, Globalisierungskritik und Frie- 
densbewegung nicht gegeneinander zu setzen, 
sondern die Zusammenhängezwischen beiden 
Themen deutlich zu machen. 

Wachsende Pluralität und Breite 
Dasquantitative Wachstum der Bewegung geht 
einher mit einerwachsenden politischen Plurali- 
tät. Vertreten waren lokale Sozialforen, AlTAC, 

Verzichts auf Avantgardismus und Dominanz 
herauszubilden. 
Am deutlichsten wird dies bei der Rifundazio- 
ne Comunista.Obwohl die Partei mit ihren ca. 
100.000 Mitgliedern eine unübersehbare Rolle 
bei der Vorbereitung und Durchführung von 
Forum und Demonstration spielte, hat sie we- 
der intern im Vorbereitungskomitee noch öf- 
fentlich versucht,anderen ihre Positionen auf- 
zudrängen. Offenbar hat man begriffen, dass 
Selbstbeschränkung und die Absagean partei- 
politische lnstrumentalisierung sozialer Bewe- 
gung eine Bedingung für deren Erfolg ist.Dass 
es die Rifundazione mit linkem Pluralismus 
durchaus ernst zu nehmen scheint,zeigt auch 
ihrVerzicht aufeine der heiligen Kühedes Leni- 
nismus, das Fraktionsverbot in den eigenen 
Reihen.Von daher geht der immer mal wieder 
geäußerteVerdacht,das ESF sei ein von der Ri- 
fundazione gelenktes Projekt, ins Leere. 

Gegen Privatisierung und GATS 
Das zweite Thema, das sich in Florenz als 
Schwerpunkt herauskristallisierte, ist die Privati- 
sierung von öffentlichen Dienstleistungen,von 
Bildung, über Gesundheit und Renten bis zu 
Wasser Energie und Verkehr. Das Problem wird 
in der gesamten EU immer brisanter. Eng ver- 
bunden damit sind dieVerhandlungen zur Libe 
ralisierung der Dienstleistungen in der WTO 
(GATS). Beschlossen wurde eine europäische 
Kampagne, die zunächst auf Aktionen Ende 
März 2003 orientiert mit einer zentralen Initiati- 
ve in Brüssel.Bis dahin wird in der WTO nämlich 
die Verhandlungsphase abgeschlossen, in der 
die einzelnen Länder ihre Liberalisierungsange- 
bote und -forderungen vorlegen. Danach wird 
die Ministerkonferenz der WTO im mexikani- 
schen Cancun Anfang September 2003 zum 
nächsten Höhepunkt der Kampagne. 

Deutsche Präsenz mit niedrigem Profil 
Aus der Bundesrepublik waren 500 bis 700Teil- 
nehmer angereist. Die meisten auf A1TAC-Ti- 
cket. Fahnen von VER.DI waren zu sehen, auch 
die IG-Metall war vertreten, NGOs,die parteina- 

hen Stiftungen von SPD, Grünen und PDS 
ebenso wiedie Anthroposophen und der BUKO. 
Auf einem Forum über dasVerhältnis von Par- 
teien zu sozialen Bewegungen trat auch Chris- 
tian Ströbele auf. Er übte Kritik an seiner Partei 
und plädierte für ein Zusammenwirken von 
Grünen und sozialer Bewegung. Frank Bsirske, 
VER.DI-Vorsitzender, hatte wegen dringender 
Angelegenheiten bei der Gesundheitsreform 
kurzfristig abgesagt,aber Interesse bekundet, 
weiter am Prozess beteiligt zu sein. 
Insgesamt war das Profil und die Sichtbarkeit 
der Deutschen sehr niedrig.Offenbar war we- 
nig in dieVorbereitung investiert worden. Hier 
besteht Nachholbedarf. Dabei geht es nicht 
um nationale Selbstdarstellung.Vielmehr ha- 
ben die deutschen Globalisierungskritiker die 
Verantwortung, die soziale Bewegung des 
größten Landes in der EU angemessen in die 
internationale Bewegung zu integrieren. 

Probleme 
So positiv die Entwicklung insgesamt ist, so 
gibt es jedoch auch unverkennbar einige Pro- 
bleme und Defizite: 
So gingen auch von Florenz kaum Impulse zur 
Entwicklung inhaltlich-konzeptioneller Alternati- 
ven zum Neoliberalismus aus.Noch immer koe 
xistieren Ein-Punkt-ansätze für bescheidene Re 
formen unverbunden mit sehr allgemeinen ge- 
haltenen Wertorientierungen. Eine Diskussion 
zwischen den Standpunkten findet noch nicht 
wirklich statt.Typisches Beispiel ist die Erlassjahr- 
kampagne,die Schuldenerleichterungen für die 
armen Ländern will,währendanderefüreinevoll- 
ständige und bedingungslose Schuldenstrei- 
chung eintreten.Eine LösungfürdieArgentinien- 
kriseaber ist beides nicht.Protest und Ablehnung 
als gemeinsamer Nenner sind zwar die Aus- 
gangsbasis fürVeränderung,auf Dauer aber wird 
das nicht reichen.lnsofern ist das eigentliche Ziel 
des ESF, unabhängig von Regierungsgipfeln 
einmal in Ruhe untereinander zu diskutieren und 
den Selbstorganisationsprozess international 
voranzubringen nur sehr unvollständig erreicht. 
Dass die neue Bewegung mehrheitlich aus jun- 
gen Leuten besteht,ist eine ihrer großen Stärken. 
Dies verleiht ihr inzwischen einen regelrechten 
Touch von Jugendkultur und überweite Strecken 
nahm das Forum in derTat Happeningcharakter 
an.Allerdings darf dies nicht darüber hinwegtäu- 
schen, dass angesichts der demographischen 
Verhältnisse in den Industrieländern Jugend eine 
strukturelle Minderheit ist. Die Bewegung darf 
sich nicht auf eine reine Jugendbewegung b e  
schränken. Die Verbindung zur demographi- 
schen Mitte der Gesellschaft ist unerlässlich, 
wenn sie Aussichten auf Erfolg haben will. 
Ein Moment des jugendgeprägten Charakters 
der Bewegung ist eine gewisseTendenzzurver- 
balradikalität,wie sie ja auch in der Geschichte 
sozialer Bewegungen notorisch ist.Zwar erfor- 
dert der Problemstand heute tatsächlich eine 
Überprüfung überkommener Konzepte. Ob 
einseitige Dialog- und Lobby-Strategien, wie sie 
einige NGOs praktiziert haben, noch Sinn ma- 
chen, kann gerade nach der Pleite des Rio-Pro- 

Die Schatten der 
Globalisierung 

Joseph Stiglitz: Die Schatten der Globalisierung. 
Siedler-Verlag, Berlin, 2002,304 S., 19,90 £ 

Es wäre bedauerlich, wenn in der 
aktuellen Vielfalt der globalisierungskriti- 
schen Veröffentlichungen der letzten beiden 
Jahre eines der wichtigsten Bücher untergin- 

6 ge,das zur Pflichtlektüre eines Jeden gehö- 
ren sollte, der sich für die Operationalisie- 
rung der Kritik durch konkrete Politikansätze 

I interessiert. 
Das Besondere an dem Buch ist,dass die the- 
oretischen Aussagen von Joseph Stiglitz - 
im Jahre 2001 Nobelpreisträger für Wirt- 
schaft - mit den ökonomischen und politi- 
schen Analysen von Elmar Altvater und Bir- 
git Mahnkopf sowie Michel Chossudowsky 
kompatibel sind, die strategischen Ansätze 
einer Globalisierung von unten berücksichti- 
gen und sich in der Kritik der konkreten Poli- 
tik mit Oskar Lafontaine und den basisorien- 
tierten Anregungen von Naomi Klein und 
Noreena Hertz treffen. 
,,Ich hoffe, mein Buch wird eine Debatte an- 
stoßen, die nicht nur hinter verschlossenen 
Türen und in den Elfenbeintürmen der Wis- 
senschaft stattfindet. Diejenigen, deren Le- 
ben durch Entscheidungen über die Gestal- 
tung der Globalisierung beeinflusst wird, ha- 
ben ein Recht, an dieser Debatte mitzuwir- 
ken, und sie haben ein Recht zu wissen, wie 
solche Entscheidungen in der Vergangen- 
heit getroffen wurden" stellt er das Pro- 
gramm seines Buches in der für die Lektüre 
wichtigen Einleitung vor.(S. 15) 
Der Autor integriert in dem Buch die eigene 
wissenschaftliche und politische Biografie 
als politischer Wirtschaftswissenschaftler 
und als wirtschaftswissenschaftlicher Politi- 
ker. Bis 1993 war er Professor an den Univer- 
sitäten Yale, Princeton, Oxford und Stanford 
und lehrt seit 2000 an der Columbia Univer- 
sität in New York. 2001 wurde ihm gemein- 
sam mit den US-Ökonomen George Aker- 
hof und Michael Spence für ihre Forschun- 
gen zur Transparenz der Märkte der Nobel- 
preis verliehen. Ihre Forschungsergebnisse 
zeigen, dass die Märkte wegen asymmetri- 
scher Informationen keineswegs so perfekt 
funktionieren, wie es die traditionellen 
Lehrbücher beschreiben und die neolibera- 
le Gemeinde weltweit gewissermaßen als 
politische Pfingstbotschaft verkündet. 1993 
wurde er Mitglied des Sachverständigen- 
rats von Präsident Clinton, dessen Aufgabe 
es war, sämtlichen Dienststellen der US-Re- 
gierung mit wirtschaftswissenschaftlichem 
Rat zur Seite zu stehen. (Wie ungenügend 
nimmt sich dagegen die ökonomische Poli- 
tikberatung der Regierungen in Deutsch- 
land aus!) 1997 bis Januar 2000 war er 
zudem Chefvolkswirt und erster Vizepräsi- 
dent der Weltbank. 

Im Zentrum des Buches steht die Frage nach 
politischen Alternativen zur internationalen 
Wirtschafts- und Finanzpolitik, da diese bei 
„der Umwandlung der russischen Planwirt- 
schaft in eine Marktwirtschaft" versagt habe 
und bei der Finanzkrise,die 1997 in Asien be- 
gann und schließlich auf die ganze Welt 
übergriff, krisenverschärfend gewirkt habe. 
Besonders beschäftigt sich das Buch mit den 
,,verheerenden Folgen" ..., die die Globalisie- 
rung für Entwicklungsländer haben kann, 
und besonders für die Armen in diesen Län- 
dern. Die ideologische Programmatik des in- 
ternationalen Währungsfonds /IWF) und der 
Welthandelsorganisation (WTO) - fern der 
sozialen Realität in den einzelnen Staaten 
und möglicher negativer Folgen ihrer Strate- 
gie - müsse durchbrochen werden, nennt er 
als politisches Ziel. Die Beseitigung von 
Hemmnissen für den freien Handel und die 
Integration der nationalen Volkswirtschaf- 
ten als oberste Ziele von IWF und WTO 
müssten gemessen werden an den ökono- 
mischen, von Fall zu Fall durchaus unter- 
schiedlichen volkswirtschaftlichen Erforder- 
nissen einzelner Staaten. Damit ist er nahe 
bei den Vorstellungen Robert Reichs,zu dem 
es viele wirtschaftswissenschaftliche Berüh- 
rungspunkte gibt und der als Mitglied der 
Clinton-Administration für Arbeit und Sozia- 
les mit dem Sachverständigenrat von Bill 
Clinton zusammenarbeitete. Reich suchte 
Antwort auf die Frage:,,Wie kann sich die Ge- 
sellschaft vor dem vernichtenden Erfolg des 
Kapitals schützen?" In seinem Buch „Die 
neue Weltwirtschaft" (Ullstein 1993) schlägt 
er einen ,,positiven Wirtschaftsnationalis- 
mus" vor, der eine Brücke zwischen der ge- 
sellschaftlichen Gleichgültigkeit der reichen 
kosmopolitischen Klasse und dem,,Nullsum- 
men-Nationalismus" der benachteiligten 
Mehrheit, die ihr Heil im krassen Protektio- 
nismus sucht: Staatliche Gelder für For- 
schung und Entwicklung, Investitionen in 
die Infrastruktur, Anpassungshilfen und An- 
reize für ökologische und sozialverträgliche 
Vorhaben, zwischenstaatliche Kooperatio- 
nen.- Übrigens gibt es Interpreten des ame- 
rikanischen Booms zur Zeit Clintons, die die- 
sen auf die Übernahme von Elementen aus 
Reichs Konzept, der ja Clintons Studien- 
freund war,zurückführen. 
Das Buch zeichnet den Weg von den Verhei- 
ßungen der globalen Institutionen über ge- 
brochene Versprechen und die schädlichen 
Wirkungen der Strategien dieser Institutio- 
nen, um aus der Kritik heraus bessere Wege 
zur Gestaltung der Globalisierung zur Dis- 
kussion zu stellen. Die wichtigsten Stationen 
des Wegs sind die Kapitel,,Die Ostasien-Kri- 
se" und „Wer hat Russland zugrunde 
gerichtet?% diesem Kapitel wird die Praxis 
der politischen Nötigung des IWF und deren 
Folgen konkret: Allerdings auch, dass die 
Staaten, die den IWF-Vorschlägen nicht ge- 
folgt sind, politisch und ökonomisch besser 
gefahren sind.als Beispiele werden die Ent- 

wicklungen in Malaysia, Südkorea, China im 
Zusammenhang mit der Ostasienkrise und 
in Polen im Zusammenhang derTransforma- 
tion der ehemaligen zentralen Verwaltungs- 
wirtschaften zu Marktwirtschaften analy- 
siert. 
Diese Strategie des IWF steht im Wider- 
spruch zu der am Ende des Zweiten Welt- 
kriegs vereinbarten Aufgabenstellung für 
IWF und Weltbank: Es ging darum, den 
Wiederaufbau Europas zu fördern und 
künftigen schweren Wirtschaftskrisen vor- 
zubeugen. Der IWF hat sich seit seiner 
Gründung stark verändert. Während sein 
Handeln ursprünglich von der Überzeu- 
gung getragen war, dass die Märkte 
oftmals nicht störungsfrei funktionieren, 
predigt er heute mit ideologischer In- 
brunst die Überlegenheit des Marktes. 
Und während der IWF ursprünglich davon 
ausging, man müsse Länder durch interna- 
tionalen Druck zu einer expansiveren Wirt- 
schaftspolitik drängen, stellt er heute in 
der Regel nur dann Mittel bereit,wenn sich 
Länder zu einer kontraktiven Wirtschafts- 
politik verpflichten. Keynes würde sich im 
Grabe umdrehen, könnte er sehen,was aus 
seinem Kind geworden ist? 
Die entscheidendste Veränderung dieser In- 
stitutionen vollzog sich in den achtziger Jah- 
ren, als Ronald Reagan und Margaret That- 
cher in den Vereinigten Staaten und in Groß- 
britannien die Ideologie der freien Markt- 
wirtschaft predigten. IWF und Weltbank 
wurden zu den neuen missionarischen Insti- 
tutionen, über die diese Konzepte den wi- 
derstrebenden armen Ländern aufgenötigt 
wurden,die oftmals dringend auf deren Kre- 
dite und Zuwendungen angewiesen waren. 
Die Finanzminister der armen Länder ließen 
sich, wenn es nicht anders ging, bekehren, 
um an die Geldtöpfe zu kommen ..." (S. 27) 
Diese Kritik bringt Stiglitz schon in der Ein- 
leitung auf den Punkt:" Die Programme des 
IWF,die an die markteigene Effizienz glau- 
ben,zogen wünschenswerte staatliche Ein- 
griffe, die das Wirtschaftswachstum ankur- 
beln und alle besser stellen können, gar 
nicht erst in Erwägung ... Als ich auf die in- 
ternationale Bühne wechselte, stellte ich 
fest, dass es bei der Konzipierung von Poli- 
tik, insbesondere beim Internationalen 
Währungsfonds, weder auf ökonomische, 
noch auf politische Rationalität ankommt. 
Entscheidungen wurden auf der Grundlage 
einer sonderbaren Mixtur aus Ideologie 
und schlechter Ökonomie gefasst, eines 
Dogmas,das manchmal nur hauchdünn ei- 
gene Interessen zu verschleiern schien. 
Wenn Krisen auftraten,verordnete der IWF 
überholte, ungeeignete ,,Standardlösun- 
gen", ohne sich um die Auswirkungen auf 
die Menschen in den Ländern zu scheren, 
die diese Vorgaben umsetzen sollten" (S. 10 
und 12) 
Diese Kritikzieht sich durch das ganze Buch. 
Dabei werden in jedem Abschnitt die Schat- 
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roraum eingeführt werden kann, da der 
Euro eine zu große Bedeutung als Weltwäh- 
rung hat, um ihn zu umgehen. Neben dem 
Wechsel von Währungen werden auch 
Euro-Transaktionen besteuert, welche die 
Tobin-Zone verlassen. Auf diese Weise ist zu 
vermuten, dass bestehende Euro-Parallel- 
märkte außerhalb der Zone mit der Zeit 
austrocknen. Dieses Argument überzeugt, 
allerdings bleibt trotzdem ein gewichtiges 
Problem hierbei ungelöst: Der Handel mit 
anderen Währungen könnte die Tobin- 
Zone verlassen, sofern dies kostengünstig 
genug möglich ist. In derTat hat Paul Bernd 
Spahn in einem Gutachten im Auftrag des 
Bundesministeriums für Wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit und Entwicklung festge- 
stellt, dass der Handel mit Währungen geo- 
graphisch fast komplett von den jeweiligen 
Heimatländern losgelöst ist, so dass dieses 
Problem schwer wiegt. 
Um einen globalen 24-Stunden-Handel in 
Echtzeit sicherzustellen, ist die Finanzwelt 
weitgehend in drei verschiedene Zeitzo- 
nen aufgeteilt, wobei alle die Tendenz ha- 
ben, dass ein Börsenplatz in dieser Zeitzo- 
ne fast ein Monopol hat bzw.die Konzent- 
ration auf diesen Handelsplatz immer wei- 
ter steigt (vgl. Spahn, 2002). Bei diesen drei 
Handelsplätzen handelt es sich um Lon- 
don, New York und Tokio. 
DieTobin-Steuer kann folglich in einer der 
drei Zonen eingeführt werden, sofern der 
Haupthandelsplatz und alle wesentlichen 
Nebenplätze der Tobin-Zone angehören. 
In Europa sind zum Beispiel Frankfurt und 

Zürich solche Nebenplätze. Eine räumliche 
Ausweichreaktion wäre nicht möglich, da 
sich der finanzielle und technische Auf- 
wand weder kurz- noch langfristig lohnen 
würde, den die Einrichtung eines neuen 
Haupthandelsplatzes in einem Offshore- 
Zentrum außerhalb der Tobin-Zone aber 
innerhalb der Zeitzone bedeuten würde. 
Dies gilt insbesondere bei niedrigen Steu- 
ersätzen. Man muss schließlich auch be- 
achten, dass die Herausbildung des Mono- 
polstandortes noch andere Gründe hat. So 
hat sich London zum Beispiel trotz hoher 
Büromieten, hoher Gehälter und sogar ei- 
ner Börsenumsatzsteuer zum weltweit 
führenden Handelsplatz für Devisen ent- 
wickelt. 
Der Euroraum könnte die Steuer also mit  
Großbritannien und der Schweiz ohne Pro- 
bleme einführen. Sicherlich wäre auch 
eine Einführung durch den Euroraum (mit 
geringerer Wirkung) möglich, ohne we- 
sentlichen Schaden zu verursachen. Auch 
könnte sich insbesondere Großbritannien 
einer solchen Entscheidung auf Dauer 
nicht entziehen, wenn es den Euro irgend- 
wann einführen möchte. Aber nichtsdes- 
totrotz ist ein politischer Konsens mit  
Großbritannien wünschenswert. 
Da der weltweite Devisenhandel mittler- 
weile nahezu komplett elektronisch abge- 
wickelt wird, ist die Berechnung und Ent- 
richtung der Steuer kein Problem. Die ge- 
naue Beschreibung der Vorgänge würde 
hier den Rahmen sprengen, Rodney 
Schmidt stellt dies aber beispielsweise 
sehr detailliert und überzeugend dar (vgl. 
Schmidt, 1999). Letztendlich läuft es nur 
darauf hinaus, dass der entsprechende 
Programmcode der jeweiligen Zahlungs- 
Systeme um ein paar Zeilen ergänzt wird, 
so dass die Steuer automatisch abgeführt 
wird. Dies würde insbesondere die Kon- 
trolle der ordnungsgemäßen Steuerzah- 
lung recht einfach machen. 
Eine andere Möglichkeit ist es, die Steuer 

die Tobin-Steuer nicht die nationale und 
internationale Politik von ihren Aufgaben 
entbinden. 
Nein, die Tobin-Steuer kann nur ein Mittel 
sein, um gefährdete Länder vor massiven 
Währungskrisen zu schützen, gerade i n  
der Form der dargestellten ,,Tobin-cum- 
Circuit-Breaker-Steuer". Aber auch hier 
wäre es naivzu glauben, dass sie als Schutz 
ausreicht. Die Politik bleibt gefragt. 
Auch wenn dies von Tobin nicht beabsich- 
tigt war, sind die fiskalischen Aspekte der C 

Steuer mittlerweile in den Vordergrund 
gerückt. Organisationen wie die Vereinten 
Nationen sind von der Weltgemeinschaft I 

gewollt, daher ist es nur recht und billig, 
wenn man sie mit angemessenen Finanz- 
mitteln ausstattet. Dies gi l t  insbesondere 
in Zeiten massiver globaler Aufgaben, wie 
sie hier bereits skizziert wurden. Die Steu- 
ereinnahmen würden also eine sinnvolle 
Verwendung finden. 
Neben all diesem hat dieTobin-Steuer auch 
noch eine immense psychologische Bedeu- 
tung,die vielleicht auch aus ihrer Überschät- 
zung herrührt. Aber gerade dieser psycholo- 
gische Aspekt darf wiederum nicht unter- 
schätzt werden. Die Steuer wird als Zeichen 
verstanden, dass Globalisierung kein unkon- 
trollierbarer Prozess ist, und die Politik das 
Primat über die Wirtschaft zurückerobern 
kann. Die Entscheidung für dieTobin-Steuer 
wäre somit ein Signal für den Aufbruch hin 
zu einer neuen Weltwirtschaftsordnung.Was 
die fast schon hysterische Ablehnung der 
Steuer durch Konservative und das Großka- 
pital angeht, fühlt man sich in diesem Zu- 
sammenhang und bei Anblick der weltwei- 
ten Reichtumsverteilung ein wenig an Marx 
und Engels erinnert:,,Mögen die herrschen- 
den Klassen vor einer kommunistischen Re- 
volution zittern. Die Proletarier haben in ihr 
nichts zu verlieren als ihre Ketten. Sie haben 
eine Welt zu gewinnen." SPW 612002 

zesses zurecht in Frage gestellt werden. Auch 
könnte die Krise des Neoliberalismus Alternati- 
ven,die näher an die Wurzeln der Probleme ge- 
hen, nachgerade zum Imperativ machen. 
Ebenso notwendig ist es,die Behauptung Berti- 
nottis,,Wer vom Neoliberalismus spricht, kann 
vom Kapitalismus nicht schweigen" einmal 
gründlich zu diskutieren, und zwar nicht in der 
im schlechten Sinne abstrakten und historisch 
toten Entgegensetzung von,,Reform und Revo- 
lutionU.Gefragt sind innovative Antworten einer 
Gesellschaftskritikdie auf der Höhe der Zeit is t  
und sich nicht in die Kostümierung unwieder- 
bringlich vergangener Kämpfe wirfi.Mit platten 
Parolen vom Schlage,,One Solution - Revoluti- 

on" kommt man nicht weiter.Im Gegenteil,das 
führt geradewegs ins Sektierertum. Hier lohnt 
sich noch einmal ein Blickauf die K-Gruppen-Er- 
fahrung der 68-Bewegung. 
Schließlich is t  davor zu warnen, aus der ver- 
ständlichen Euphorie von Florenz die italieni- 
schen Erfahrungen auf den Rest der Welt zu 
übertragen. Der Erfolg von Florenz geht zum 
größten Teil auf das Konto der innenpolitische 
Konstellation in Italien. Dazu gehört u.a.dass - 
die italienische Linke imvergleich zum übrigen 
Europa ohnehin generell recht stark ist, - die 
Konflikte mit Berlusconi seit einiger Zeit wach- 
sen und bereits zu einem Generalstreikgeführt 
hatten,- die US-freundliche Haltung Berlusco- 

nis auf breiten Widerstand weit über die Linke 
hinaus stoßt, - Berlusconi einen Tag vor dem 
Forum sein Gesetz zur freien Richterwahl 
durchs Parlament peitschte,was bis ins konser- 
vative Milieu hinein auf Ablehnung stieß,- die 
psychologische Kriegfuhrung mit dem Ge- 
spenst eines zweiten Genua zu Gegenreaktio- 
nenfuhrte. 
All dies sind Faktoren, die nicht auf andere 
Länder übertragbar sind. Deshalb dürfte es 
mindestens verfrüht sein, in der Bundesrepu- 
blik ein deutsches Sozialforum aus dem Bo- 
den stampfen zu wollen. Die politischen Vor- 
aussetzungen dafur sind (noch?) nicht vor- 
handen. SPW 612002 

Ein globales lnsolvenzverfahren für 
Staaten 
Bericht von der Jahrestagung von Weltbank und IWF 

Von Kai Burmeister 

Nachdem in der SPW 126 die ent- 
wicklungspolitische Debatte mit der Grund- 
these ,,fehlende Staatlichkeit als Entwick- 
lungshemmnis" angestoßen wurde, soll in 
diesem Beitrag über die Ergebnisse der dies- 
jährige Jahrestagung von Weltbank und IWF 
(sog. Bretton-Woods- Institutionen), die im 
Herbst in Washington stattfand, berichtet 
werden. Im Zentrum dieser Tagung stand 
der Vorschlag über ein internationales Insol- 
venzrecht. 

Das besondere an dieser KapiteC9-Regelung 
ist,dass ausdrücklich nicht in die politischen 
und hoheitlichen Angelegenheiten der öf- 
fentlichen Körperschaften eingegriffen wer- 
den darf und gleichzeitig die Schulden in ei- 
nem fairen Verfahren angepasst werden. 
Diese Regelung, die als Reaktion auf die Fi- 
nanzkrise der 30er Jahre eingeführt worden 
ist, wurde bisher in ca. 500 Fällen angewen- 
det. 
Wäre angesichts der Auslandsverschuldung 
vieler Entwicklungsländer ein Insolvenz- 
recht auf internationaler Ebene ebenso 
denkbar? Die beiden Tabellen zeigen das 

lungsländer um 500 Mrd. US$ angestiegen 
und dieVerschuldung befindet sich weiter in 
einem problematischen Verhältnis zur wirt- 
schaftlichen Leistungsfähigkeit. Die hohe 
Verschuldung vieler Entwicklungsländer 
kann neben ihrem Defizit an Staatlichkeit als 
weiteres Entwicklungshemmnis betrachtet 
werden. Daher wurde in den 80er Jahren 
vom österreichischen Entwicklungsökono- 
men Kunibert Raffer und später auch von 
dem ~avard-Ökonomen Jeffrey Sachs vor- 
geschlagen, nach Vorbild des US-amerikani- 
schen Kapitel 9 ein .internationales Insol- 
venzrecht für Staaten einzuführen. 

Ln)J( institui für sozial-ökologische 
wirtschailsforschung e. V1 

Internationales lnsolvenzrecht 
Im Wirtschaftsrecht vieler Staaten ist die In- 
solvenz seit langem bekannt und als für alle 
Beteiligten ökonomisch vorteilhaft aner- 
kannt. Das lnsolvenzrecht soll den Wider- 
spruch auflösen zwischen dem Recht des 
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,-,.""..- "*L- = Literaturangaben Millenium Development Goals - Entwicklungsziele bis 201 5: 

1. Beseitigung der extremen Armut  u n d  des Hungers 
2.Verwirklichung der al lgemeinen Primarschulbildung 
3. Förderung der Gleichstellung der Geschlechter u n d  Ermächtigung der Frau 
4.Senkung der Kindersterblichkeit 
5.Verbesserung der Gesundheit von  M ü t t e r n  
6. Bekämpfung von  HIV/AIDS u n d  anderen Krankheiten 
7. Sicherung der ökologischen Nachhaltigkeit 
8. Aufbau einer wel twei ten Entwicklung spartnerschaft. 

/ 1 ..-%2:~!~;:~21~.. 1 / direkt am Handelsplatz zu erheben und Grozinger,Gerd(2001),DieTobin-Steuer machbar,wun- 
die ordnungsgemä~e zahlung dadurch ~chenswert,erfolgversprechend?,in:Blätterfürdeut- 

sche und internationale Politik, 12/2001 
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Gläubigers auf Rückzahlung seiner Forde- 
rung und dem Rechtsgrundsatz, dass die 
Vertragserfüllung nicht verlangt werden 
darf, wenn dies eine unangemessene Härte 
darstellt. Ist die Insolvenz eines Unterneh- 
mens im allgemeinen Wirtschaftsgeschehen 
ein gewöhnlicher Vorgang, so erscheint die 
Insolvenz eines Staates bzw.einer seiner Kör- 
~erschaften auf den ersten Blick als unae- 

Transaktionen zertifiziert werden. ' ployment, lnterest and Money,Cambridge University t 
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- 
wöhnlich. Doch können z.B. in den Vereinig- 
ten Staaten Schuldner mit Hoheitsgewalt, 
wie etwa Städte und Bezirke, bei Gericht In- dramatische Ausmaß der Verschuldung von 
solvenz nach Kapitel 9,Artikel 11 des ameri- Staaten des Südens.Allein von 1994 bis 2000 
kanischen Kongressgesetzes beantragen. i s t  die Auslandsverschuldung der Entwick- 

Die Trinkwosserressourcen der Erde reichen nur 
donn für olle Menschen, wenn es gelingt, zu 
nochholtiger Nutzung und effektiverer Verteilung 
zu kommen. Dieser Notwendiakeit stehen die 

Nachdem sich die BWI lange Zeit blind ge- 
genüber der Schuldenproblematikvieler Ent- 
wicklungslänger gezeigt haben, kann das 
letzte Jahr als Wendepunkt angesehen wer- 
den. Anne Krueger (First Deputy Managing 
Director des Internationalen Währungsfonds 
- IWF) legte für IWF und Weltbank ein Papier 
für einen Mechanismus zur Bewältigung von 
Staatsschulden (Sovereign Debt Restructu- 
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ring Mechanism -SDRM-) vor. Auf der diesjäh- 
rigen Jahrestagung von Weltbank und IWF 
stand die Diskussion im den SDRM im Mittel- 
punkt. Im Ergebnis erteilte der internationale 
Währungs- und Finanzausschuss (Internatio- 
nal Monetary and Financial Committee) dem 
IWF das Mandat, einen konkreten Vorschlag 
für den Entschuldungsmechanismus zu erar- 
beiten. Dieser soll Ende des Jahres vorgestellt 
und auf der auf nächsten Frühjahrstagung 
der BWI verabschiedet werden. 
Auch wenn die SDRM-Initiative im Grund- 
satz positiv zu beurteilen ist, so zeigt der der- 
zeitige IWF-Vorschlag im Vergleich mit dem 
von Nichtregierungsorganisationen (NGOs) 
vorgeschlagenen Vermittlungsprozess (,,Fair 
Transparent Arbitration Process" -FTAP) eine 
Reihe von Problemen, Unzulänglichkeiten 
und Widersprüchen auf. 
Die Gläubigergemeinschaft der Entwicklungs- 
länder ist umfassend,zu ihr zählen Staaten, ln- 
ternationale Organisationen wie IWF und Welt- 
bankgruppe sowie der privatwirtschaftliche 
Sektor. Der IWF-Vorschlag soll zunächst nur 
Schulden gegenüber dem Privatsektor umfas- 
sen, nicht aber alle Verbindlichkeiten aus bi- 
und multilateralen Übereinkünften zwischen 
Staaten. Soll an der Zielstellung eines wirt- 
schaftlichen Neuanfangs festgehalten werden, 
müssten aber alle bi- und multilateralen Schul- 
den miteinbezogen werden. 
Der IWF möchte sich durch seine SDRM-lniti- 
ative selbst eine starke Stellung einräumen 
und sowohl über die Einleitung des Verfah- 
rens und die Beurteilung der wirtschaftli- 
chen Lage des Schuldners als auch über den 
Fortgang des entsprechendem Verfahren 
selbst- bzw. mitentscheiden. Die angestrebte 
starke Position des IWF ist aus mehreren 
Gründen problematisch. Zunächst ist anzu- 
merken, dass die demokratische Legitimati- 
on der BWls zu hinterfragen ist,da die inter- 
ne Stimmengewichtung von der wirtschaft- 

lichen Leistungsfähigkeit abhängt und da- 
mit die G7-Staaten USA, Kanada, Frankreich, 
Großbritannien, Deutschland, Italien und Ja- 
pan diese Organisationen dominieren. Des 
weiteren ist der IWF selbst bedeutender 
Gläubiger gegenüber Entwicklungsländern, 
so dass der Rechtsgrundsatz,,Niemand darf 
Richter in eigener Sache sein" missachtet 
würde. Dieser Vorwurf (Richter in eigener Sa- 
che) is t  ebenso dem Pariser Club zu machen, 
einem informellen Zusammenschluss von 
Industriestaaten, der eine Koordination für 
den Fall vornimmt,dass Entwicklungsländer 
nicht in der Lage sind,öffentlich garantierte 
Auslandskredite zu tilgen. 
Anstelle des IWF sollten die Vereinten Natio- 
nen im SDRM-Verfahren stärkeres Gewicht 
erhalten,ggf. könnte auch der Internationale 
Gerichtshof in Den Haag stärker mit einge- 
bunden werden. Es muss sichergestellt wer- 
den, dass im Verfahren die Schuldner- und 
die Gläubigerseite gleich gewichtet vertre- 
ten sind, ergänzend könnte noch eine unab- 
hängige Institution,die nicht mit einem der 
beiden Konfliktparteien verbunden ist, teil- 
nehmen. Es wird daneben darauf ankom- 
men,den Schuldnerländern ein Existenzmi- 
nimum einzuräumen, das sowohl ein Min- 
destmaß an sozialer Grundsicherung der Be- 
völkerung ermöglicht als auch die politische 
Souveränität des Landes weiterhin gewähr- 
leistet. Die bisherige Einschränkung souve- 
räner Entscheidungen der Entwicklungslän- 
der in allen Politikfeldern durch die Konditio- 
nalitätspolitik des IWF wurde in der letzten 
Zeit vielfach kritisch besprochen. CAFOD, 
eine katholische Hilfsorganisation in Eng- 
land, hat vorgeschlagen, dass ein pro-Kopf- 
Betrag vom Schuldendienst freigestellt wird, 
und von den verbleibenden öffentlichen 
Einnahmen nur ein prozentualer Betrag für 
die Bedienung von Auslandsschulden zur 
Verfügung gestellt werden muss. 
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Schröder und Kaiser betonen in ihrem Ar- 
beitspapier für die Erlassjahrkampagne und 
diefriedrich-Ebert-Stiftung, dass es strate- 
gisch beim SDRM darum geht, die privaten 
Gläubiger in das Entschuldungsverfahren 
einzubinden. (Vgl. SchröderIKaiser, New 
Steps to a Faster and Broader Debt Relief for 
Developing Countries) Tatsächlich haben 
während der Jahrestagung die Privatbanken 
den IWF-Konkursplan mit zwei Argumenten 
torpediert. Einerseits würde damit massiv in 
die Eigentumsrechte der Banken eingegrif- 
fen (Vgl, Fincancial Times Deutschland, 5.1 3, 
vom 30. September 2002).Andererseits wür- 
den sich Länder nach der Einleitung eines 
entsprechenden Verfahren langfristig vom 
internationalen Kapitalmarkt ausschließen. 
Insofern könne der SDRM auch nicht im Sin- 
ne der Entwicklungsländer sein. Dies zeigt, 
dass die Lobby des Bankensektors mög- 
licherweise die Umsetzung des SDRM ver- 
hindern kann. lhren Argumenten kann ent- 
gegnet werden, dass die Banken heute mit 
entsprechenden risiko- aber vor allem rendi- 
tereichen Anleihen gute Geschäfte machen. 
Ein weiteres Argument gegen ein internatio- 
nales lnsolvenzrecht liegt im Pauschalvor- 
wurf,,Aufbau neuer Bürokratie". Dem kann 
entgegnet werden, dass Verfahren nur tem- 
porär geführt werden würden und durch 
eine Ansiedlung bei der UN keine zusätzli- 
che Bürokratie entstehen würde. 
An dieser Stelle sei noch einmal auf die Un- 
terschiede zwischen den von NGOs und IWF 
vorgeschlagenen Entschuldungsmechanis- 
men hingewiesen. Der IWF strebt einen 
Schuldenstand an, der es den betroffenen 
Ländern wieder möglich macht, die Kredit- 
verpflichtungen weiter tilgen zu können.Die 
NGOs hingegen zielen auf die allgemeine 
Überwindung der Verschuldung ab, um so 
Entwicklung erst wieder möglich zu machen. 
Bis zur entscheidenden BWI-Frühjahrsta- 
gung gilt es diese Differenzen in der Zielstel- 
lung deutlich zu machen,die hervorgehobe- 
ne Rolle des IWF mit dem Argument,,Richter 
in eigener Sache" zurückzudrängen und die 
Transparenz im künftigen SDRM-Verfahren 
sowie die Beteiligung der Zivilgesellschaft 
zu gewährleisten.Abdann wird es darauf an- 
kommen, dass der SDRM zeitnah angewen- 
det wird und nicht durch zeitaufwendige 
Änderungen der IWF-Charta und Ratifizie- 
rungen im US-Kongress verschleppt wird. 
Wo steht die HIPC-Initiative ? 
Die 1996 initiierte und 1999 auf dem Kölner 
Gipfel erweiterte Entschuldungsinitiative für 
die hochverschuldeten armen Länder (High- 
ly lndebted Poor Countries HIPC) ist ein ne- 
gatives Beispiel für eine entsprechende Ver- 
zögerung. Die HIPC-Initiative umfasst die 41 
ärmsten und hochverschuldetesten Länder 
des Südens mit einer Bevölkerung von Ca. 
600 Millionen Menschen und sollte ur- 
sprünglich bereits 1998 beendet sein. Bis 
heute i s t  der Schuldenerlass jedoch nur in 
sechs Ländern vollzogen worden, viele wei- 

legt wird, der Anteil innerhalb des Korri- 
dors jedoch nicht. Über die Breite des Kor- 
ridors und exakte Steuersätze äußert sich 
Spahn nicht, da er es durchaus für sinnvoll 
hält, wenn einzelne Länder für sich passen- 
de Größen individuell festlegen. Durch 
eine solche Spekulationssteuer wird der 
eigentlichen Tobin-Steuer übrigens noch 
eine weitere Berechtigung gegeben, da sie 
die technischen Voraussetzungen schafft, 
um die Spekulationssteuer im Bedarfsfall 
schnell mobilisieren können. Dies gilt 
insbesondere für elektronische Erfassung 
und Abrechnung der Transaktionen. 

I Einer solchen Steuer wird oft vorgeworfen, 
dass sie Unsicherheit über Transaktions- 
kosten schafft. Dies i s t  aber falsch, denn 
mit ihr sind keinerlei fiskalische Motive 
verbunden, im Idealfall wird sie sogar 
niemals ausgelöst. Sie schafft also keine 
Unsicherheit bzgl. der Transaktionskosten, 
im Gegenteil schafft sie Sicherheit über 
die Wechselkurse.Von ihrer Anlage ist sie 
so gestaltet, dass Änderungen der Wech- 
selkurse weiterhin möglich sind, extreme 
Schwankungen aber vermieden werden. 
Ein weiterer Vorteil ist, dass sie prinzipiell 
von einzelnen Ländern autonom einge- 
führt werden kann. Dies ist insbesondere 
für Entwicklungs- und Schwellenländer in- 
teressant, welche bislang Währungsspeku- 
lationen hilflos ausgeliefert waren. Interes- 
santer Nebeneffekte ist, dass bei Wäh- 
rungskrisen nun nicht mehr Zinsen im 
kurzfristigen Bereich erhöht bzw. Wäh- 
rungsreserven vergeudet werden müssen, 
nein es wird sogar Geld eingenommen. 
Diese neu ausgestaltete Steuer hat Spahn 
als,,Tobin-cum-Circuit-Breaker-Steuer" be- 
zeichnet, mitunter wird sie auch ,,Spahn- 
Steuer" oder,,Two-Tier Tobin Tax" genannt. 
Das Bemerkenswerte daran ist, dass Spahn 
hiermit die wesentlichen Argumente ge- 
gen eine Tobin-Steuer entkräftet. 

Die mögliche Verwendung der Steuer- 
einnahmen 
Die Frage nach der Verwendung der Steu- 
ereinnahmen dient auch gleichzeitig zur 

I Begründung für die fiskalischen Motive 
der Tobin-Steuer. Ursprünglich hatte Tobin 
vorgeschlagen, die aus seiner Steuer resul- 

t tierenden Einnahmen an den IWF und die 
Weltbank zu geben. Die aktuelle Diskussi- 
on zielt jedoch hauptsächlich darauf ab, 
die Einnahmen für die Finanzierung von 
Einrichtungen und Programmen der Ver- 
einten Nationen (VN) zu verwenden. Die 
Vereinten Nationen sind notorisch unterfi- 
nanziert und haben derzeit einen Gesam- 
tetat von Ca. 18 Milliarden Dollar.Dies steht 
im krassen Gegensatz zu den an die VN ge- 
stellten neuen Herausforderungen. 
Hierbei sind in erster Linie Maßnahmen 
zur Friedenssicherung sowie die Auseinan- 
dersetzung mit dem internationalen Terro- 
rismus zu nennen. 
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In diesem Kontext sind die erwarteten 50 
Milliarden Dollar pro Jahr bei weltweiter 
Einführung derTobin-Steuer ein höchst in- 
teressanter Betrag, bereits die erwarteten 
17 bis 20 Milliarden Dollar pro Jahr bei Ein- 
führung in Europäischer Union und 
Schweiz sind nicht zu verachten (vgl. 
Spahn, 2002). Die Verwendung der Steuer- 
einnahmen soll dabei zweckgebunden für 
die Finanzierung globaler öffentlicher Gü- 
ter erfolgen. Neben der Friedenssicherung 
seien hier insbesondere Umweltschutz 
und die Bekämpfung von Menschen- und 
Drogenhandel genannt.Auch die Bekämp- 
fung von Krankheiten, die ein globales 
Problem darstellen, wie zum Beispiel AIDS, 
fällt sicherlich in diese Kategorie. Da nicht 
damit zu rechnen ist,dass alle Länder welt- 
weit sofort die Tobin-Steuer einführen, 
bliebe zudem genug Zeit, um die Verwen- 
dung der Einnahmen sinnvoll zu planen. 
Von Gerd Grözinger stammt ein kreativer 
Vorschlag, wie man für Länder den Anreiz 
erhöhen könnte, die Tobin-Steuer auf nati- 
onaler Ebene einzuführen. Er schlägt vor, 
durch die weitergegebenen Steuereinnah- 
men die regulären Mitgliedsbeiträge stun- 
den zu können. Zudem soll Mitsprache- 
recht über die Verwendung der Einnah- 
men erfolgen, die über die Mitgliedsbei- 
träge hinaus weitergegeben wurden. Die 
Steuer wird zu gleichen Teilen den beiden 
Ländern gutgeschrieben,die an der Trans- 
aktion beteiligt sind, natürlich nur sofern 
sie beide selbst die Steuer erheben. 
Andernfalls würde der halbe Betrag als 
freiwilliger Zusatzbeitrag ohne Mitspra- 
cherecht behandelt (vgl. Grözinger, 2001). 
Eigentlich ist dieservorschlag nicht begrü- 
ßenswert, da die Einnahmen dadurch 
nicht komplett zusätzlich für die Finanzie- 
rung globaler öffentlicher Güter zur Verfü- 
gung stehen, sondern zum Teil bestehen- 
de Zahlungen ersetzen.Trotzdem verdient 
diese Idee eine gewisse Beachtung, auch 

wenn sie, gerade was die Frage der Mitbe- 
stimmung angeht, noch nicht ausgereift 
ist. lhren Charme macht aber aus, dass sie 
durch einen finanziellen Anreiz für die 
Länder die Chance der politische Durch- 
setzbarkeit der Tobin-Steuer erhöht. 
Zudem stärkt die Zweckbindung der Steu- 
ereinnahmen die Vereinten Nationen, da 
diese dadurch unabhängiger von der Zah- 
lungsmoral der Länder werden. 
Nur am Rande sei darauf verwiesen, dass 
Entwicklungspolitik ohne umfassenden 
bzw. kompletten Schuldenerlass keinen 
Sinn macht. Was nützen die ganzen Fi- 
nanzhilfen, wenn sie ohnehin dazu ver- 
wendet werden müssen, um Zinsen an ein 
paar Großbanken zu zahlen? 

Die Frage eines europäischen Alleingan- 
ges 
Da die Vereinigten Staaten die Tobin-Steu- 
er in all ihren möglichen Formen ableh- 
nen, ist die Überlegung entscheidend, ob 
die Steuer auch ohne die USA realisiert 
werden kann, zum Beispiel von der EU 
oder auch nur vom Euroraum. Zweifels- 
ohne ist Europa wirtschaftlich bedeutend 
genug, so dass die einseitige Einführung 
hier ein nicht unwesentliches Gewicht hät- 
te und auch zu erheblichen Einnahmen 
führen würde, wie bereits festgestellt wur- 
de. 
Es bleibt also zu klären, wie ein Zusam- 
menschluss einiger Länder die Steuer bei 
sich einführen kann (,,Tobin-Zone"), ohne 
die eigene Wirtschaft zu benachteiligen 
oder Umgehungseffekte zu verursachen. 
Hier sind grundsätzlich zwei Ansätze 
denkbar, ein währungsbezogener und ein 
handelsplatzbezogener Ansatz. Beide ha- 
ben gemeinsam, dass der Übergang von 
einer Währung zur anderen innerhalb der 
Zone grundsätzlich besteuert wird. 
Der währungsbezogene Ansatz postuliert 
weitergehend, dass die Steuer allein im Eu- 



nicht beschädigt. Vor diesem Problem 
muss die klassischeTobin-Steuer kapitulie- 
ren, da insbesondere bei Währungskrisen 
oftmals so hohe Gewinne zu erzielen sind, 
dass dies durch keinen vernünftigen Steu- 
ersatz verhindert werden kann. Wenn sie 
am dringendsten gebraucht wird,funktio- 
niert die klassischeTobin-Steuer also nicht. 
Dem kann man natürlich erwidern, dass 
sie dafür auch nicht ausgelegt ist, weil sie 
eher eine langfristige und strukturelle Na- 
tur hat, die auf Währungskrisen präventiv 
wirkt. Da dies allein jedoch unbefriedigend 
bleibt, sollte nach einer Ergänzung ge- 
sucht werden,die diesem Problem gerecht 
wird. 
Ein weiteres Problem ist die mögliche 
räumliche Umgehung der Steuer, 
insbesondere wenn sie nicht weltweit ein- 
geführt wird.Tobin selbst hat daher eine 
partielle Einführung seiner Steuer nicht 
vorgesehen. Diese Frage soll jedoch im Zu- 
sammenhang mit einem europäischen Al- 

leingang eingehend untersucht werden. 
Eine weitere Möglichkeit die Steuer zu um- 
gehen, ist durch Finanzderivate gegeben. 
Paul Bernd Spahn schlägt vor, dies 
dadurch zu lösen, dass Derivate ebenfalls, 
allerdings mit einem niedrigerem Steuers- 
atz, besteuert werden (vgl. Spahn, 1996). 
Der niedrigere Steuersatz ist durch die He- 
belwirkung dieser Finanzprodukte be- 
gründet. Eine kleine Schwierigkeit ist 
hierbei das Finden des richtigen Steuersat- 
zes, was technisch nicht ganz einfach aber 
zumindest mathematisch lösbar ist. Vor 
kreativen neuen Finanzprodukten muss 
sich ebenfalls nicht gefürchtet werden, da 
man die Steuer später bei Bedarf auf sie 
ausweiten kann. 
Durch den internationalen Charakter der 
Steuer drängt sich natürlich auch noch das 
Problem der internationalen Koordinie- 
rung des Steuersatzes sowie der Vertei- 
lung der Einnahmen auf, aber hierzu spä- 
ter mehr. Auch die Frage nach der ökono- 
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mischen Berechtigung der fiskalischen 
Motive der Steuer bleibt zu klären. 

Vorschläge zur Anpassung des Modells 
Die wesentlichen Weiterentwicklungen 
des Konzepts einer Tobin-Steuer gehen 
auf die Arbeiten von Paul Bernd Spahn 
Mitte der 90er Jahre zurück. Spahn greift 
hierin die beiden konzeptionellen Haupt- 
probleme der Steuer auf, nämlich ihre ne- 
gative Wirkung auf kurzfristige aber öko- 
nomisch sinnvolle Devisentransaktionen * 
sowie ihre Schwäche bei Auseinanderset- 
zungen mit sehr starken Währungs- 
schwankungen. I 

Spahn schlägt vor, den Steuersatz der To- 
bin-Steuer so niedrig zu wählen, dass die 
Steuer keine direkten Auswirkungen auf 
das Transaktionsvolumen hat. Dies würde 
sicherstellen, dass keine ökonomisch sinn- 
vollen aber kurzfristigen Transaktionen 
durch die Steuer verhindert werden. Spahn 
hat hierfür zunächst einen Steuersatz von 
zwei Basispunkten vorgeschlagen (vgl. 
Spahn, 1996), später ist er sogar auf einen 
Basispunkt runtergegangen. Er begründete 
dies mit dem Absinken der Margen beim Li- 
quiditätshandel in den letzten Jahren (vgl. 
Spahn, 2002). Die Steuer hätte in dieser 
Form keine nennenswerten Auswirkungen 
auf die Stabilität der Wechselkurse mehr, 
bestenfalls kleine Effekte langfristiger und 
struktureller Art. Auf diese Weise wäre die 
Tobin-Steuer ein primär fiskalisches Instru- 
ment,dies jedoch mit gewissem Charme. 
Durch den geringen Steuersatz ist nämlich 
zu erwarten, dass es nicht zu massiven Aus- 
weichreaktionen kommen wird bzw. kann. 
Gerade räumliche Ausweichreaktionen sind 
oft mit gewissen Kosten verbunden, die in 
diesem Fall wahrscheinlich oftmals höher 
wären als die Steuer.Auch die Bemessungs- 
grundlage dürfte sich aufgrund der Einfüh- 
rung der Steuer nicht nennenswert verän- 
dern. Der niedrige Steuersatz erlaubt einem 
also eine seriöse Kalkulation der potentiel- 
len Steuereinnahmen. 
Als Antwort auf die Frage nach der Be- 
kämpfung von Währungskrisen dient die 
sogenannte ,,Circuit-Breaker-Steuer", t 

sozusagen als zweite Komponente einer 
neuen Tobin-Steuer (vgl.Tobin, 1996). Bei 
der ,,Circuit-Breaker-Steuer" handelt es V 

sich um eine schlafende Steuer, die auto- 
matisch aktiviert wird, wenn es zu großen 
Spekulationen an den Devisenmärkten 
kommt, welche sich in sehr starken Wech- 
selkursschwankungen äußern. 
Das Prinzip i s t  recht einfach, es wird ein 
Zielwechselkurs durch den gleitenden 
Durchschnitt der täglichen amtlichen 
Wechselkurse festgelegt. Verläßt der tat- 
sächliche Wechselkurs einen Toleranzkor- 
ridor um diesen Zielwechselkurs, so wird 
eine Steuer aktiviert, durch die der Anteil 
außerhalb des Korridors mit  einem erheb- 
lichen Steuersatz von 50 % bis 100 % be- 

tere haben jetzt den sog. Entscheidungs- 
punkt erreicht. Doch bereits jetzt ist der 
HIPC-Fonds nahezu leer. Dieser Fonds wird 
von den bilateralen Geldgebern gespeist 
und unterstützt die Weltbank dabei, ihren 
Anteil am Schuldenerlass im Rahmen der 
HIPC-Initiative zu refinanzieren. Die Welt- 
bank begründet die Notwendigkeit zur Refi- 
nanzierung damit, das andernfalls künftig 
Mittel zurvergabe von Zuschüssen und Neu- 
krediten fehlen würden. 
Die HIPC-Initiative wird von der rot-grünen 
deutschen Regierung gerne als positives 
Beispiel der entwicklungspolitischen Bilanz 
angeführt. HlPC würde sich jedoch als Farce 
entlarven,wenn selbst jene Ländern,die sich 
aufwendig für denTeilschuldenerlass qualifi- 
ziert haben, nicht in den Genuss der Schul- 
denreduzierung kommen, weil die Finanzie- 
rung nicht gesichert ist.Es muss jetzt darum 
gehen, die HIPC-Initiative finanziell abzusi- 
chern. Die Bundesministerin für wirtschaftli- 
che Zusammenarbeit, Heidemarie Wieczo- 
rek-Zeul, hat in Washington angekündigt, 
den HIPC-Fonds um 100 Mio. aufstocken zu 
wollen. 

Ausblick 
Auch wenn die HIPC-Initiative auf der Zielge- 
raden doch noch durchstarten sollte und 
das internationale lnsolvenzrecht zeitnah 
eingeführt werden sollte, ist damit nicht 
mehr erreicht, als dass den betroffenen Län- 
dern ein finanzieller Neustart eröffnet wür- 
de.Zur Krisenprävention taugen beide Initia- 
tiven nicht. 
Weitergehende Initiativen sind notwendig 
um die auf dem UN-Millenniumsgipfel ver- 
abredeten Ziele (siehe Kasten) bis 201 5 errei- 
chen zu können. Darüber hinaus muss die 
Zukunft der Entwicklungsfinanzierung gesi- 
chert werden. Am Rande der Konferenz über 
Entwicklungsfinanzierung in Monterrey 
2002 sind mit Forderungen nach einer Ein- 
richtung einer internationalen Steuerbehör- 
de und der gemeinschaftlichen Finanzie- 
rung sog. Globaler Öffentlicher Güter neue 
Vorschläge in die internationale Diskussion 
eingebracht worden. Das Ziel dieser Diskus- 
sionen muss darin liegen,in den Ländern des 
Südens die ökonomische Basis durch einen 
ausreichenden Kapitalstock aufzubauen 
und regionale Wertschöpfungsketten zu 

etablieren. Klassischerweise sind hierfür so- 
wohl Entwicklungshilfe, Direktinvestitionen 
und heimische Ressourcen zu stärken. Ange- 
sichts weltweiter Verflechtungen und zahl- 
reicher Finanz- und Währungskrisen ist aus 
der Stärkung der ökonomischen Basis allein 
jedoch noch keine Stabilität garantiert. Es ist 
daher ebenfalls zu diskutieren, wie die In- 
strumentarien von Weltbank, IWF und vor al- 
lem der Vereinten Nationen im Ziele einer 
entwicklungspolitischen Initiative zu nutzen 
und zu verändern sind. S ~ W  612002 
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Für die Einführung einer Tobin-Steuer in 
Europa 
Von Sebastian Vollmer 

Einleitung 
Die Globalisierung in  keinem anderen 
Bereich so weit fortgeschritten wie auf 
den Finanzmärkten. Fast sämtliche Devi- 
sen können heutzutage, mit Unterstüt- 
zung der modernen Informationstech- 
nologie, an jedem beliebigen Ort der 
Welt in immensen Beträgen gegen ande- 
re Währungen getauscht werden. Nach 
Angaben der Bank für internationalen 
Zahlungsausgleich wurden 2001 täglich 
rund 1,2 Milliarden US-Dollar an Devisen 
umgesetzt, wovon etwa 80 Prozent nur 
für einen Zeitraum von sieben oder we- 
niger Tagen gehalten wurden. Nur ein 
Bruchteil wird davon benötigt, um sämt- 
liche Waren und Dienstleistungen welt- 
weit bezahlen zu können. Bei einem 
Großteil der Transaktionen handelt es 
sich folglich um reine Finanztransaktio- 
nen, auf deren politische und ökonomi- 

sche Bewertung später noch eingegan- 
gen wird. 
Insbesondere in den 90er Jahren waren in 
bemerkenswerter Regelmäßigkeit 
schwerwiegende Währungskrisen zu be- 
obachten, die alle mittelbar oder unmit- 
telbar in einem kausalen Zusammenhang 
mit übermäßiger Spekulation standen. 
Beispielhaft genannt seien hier nur die 
Krise des Europäischen Währungssystems 
von 199211 993, die sogenannte,,Tequila- 
Krise" 1995, die Asienkrise 199711 998 so- 
wie die jüngeren Ereignisse in Lateiname- 
rika. In solchen Situationen sind Zentral- 
banken meist gezwungen, die nationalen 
Währungsreserven aufzulösen. Damit be- 
deuten Währungskrisen in Entwicklungs- 
ländern faktisch auch immer eine Umver- 
teilung von Süd nach Nord oder anders 
ausgedrückt von armen zu reichen Län- 
dern. 
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James Tobin und eine lange vergessene 
Idee 
Der US-Ökonom James Tobin hat erstmals 
1972 in einer Rede eine weltweite Steuer 
auf Devisentransaktionen gefordert (vgl. 
Tobin, 1974). Dieser Vorschlag wurde 
damals weitgehend ignoriert. Der Glaube 
an die positiven Auswirkungen freier 
Märkte war mittlerweile hegemonial ge- 
worden. 
Tobin begründete seinen Vorschlag im we- 
sentlichen mit einer Entkopplung der Fi- 
nanzmärkte von der realen Wirtschaft und 
der damit verbundenen Destabilisierung. 
Die Finanzmärkte hatten sich sehr viel 
schneller entwickelt und internationali- 
siert als alle politischen oder ökonomi- 
schen Institutionen. Darauf basierend fol- 
gerteTobin,dass,,etwas Sand in ihrem gut 
geschmierten Getriebe" nötig sei, um das 
Tempo auf den Finanzmärkten zu bremsen 
und somit einer faktischen Entkopplung 
dieser von der Realwirtschaft entgegenzu- 
wirken. 
Zweifelsohne war das damalige weltweite 
Finanzsystem sowie dessen Auswüchse im 
Vergleich zum heutigen noch recht über- 
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schaubar.Drei verschiedene Motive für De- 
visentransaktionen konnten unterschie- 
den werden: Solche für Export und Import 
( T ) ,  Auslandsinvestitionen (2) sowie solche 
mit hauptsächlich spekulativer Absicht (3). 
Liquiditätshandel sowie ähnlich motivier- 
te Finanztransaktionen waren kaum ent- 
wickelt. Die Funktionsweise der Steuer in 
einem solchen Finanzsystem war damit 
vergleichsweise komplikationsfrei: Kurz- 
fristig angelegte Spekulationen werden 
durch eine stärkere Belastung gegenüber 
langfristig angelegten Transaktionen mit 
realwirtschaftlichem Äquivalent zurückge- 
drängt. In Anbetracht eines komplizierter 
gewordenen Finanzsystems ist für die Ge- 
genwart jedoch eine differenziertere Ar- 
gumentation nötig. Die Grundzüge dieser 
ldee waren übrigens gar nicht so neu. 
Bereits 1936 hat Keynes vorgeschlagen, 
Spekulationen in Finanzmärkten zu redu- 
zieren, indem man sie durch Steuern ver- 
teuert (vgl. Keynes, 1936).Tobin übertrug 
diese ldee auf Devisenmärkte und gab ihr 
damit eine globale Motivation. 
Regelmäßig zu Währungskrisen vermeh- 
ren sich die Rufe nach einer Tobin-Steuer, 
um am Ende der Krise schnell wieder zu 
verstummen. Folgerichtig wurde die Steu- 
er von Otmar lssing scherzhaft als stets 
wiederkehrendes,,Loch-Ness-Monster" be- 
zeichnet. (vgl.Tobin, 1996).Tobin hat seine 
ldee aller Häme zum Trotz bis ins hohe Al- 
ter als geeignetes Mittel verteidigt, um das 
Weltwährungssystem zu stabilisieren und 
Globalisierung gerechter zu gestalten. Für 
seine Analyse der Finanzmärkte wurde er 
1981 mit dem Nobelpreis ausgezeichnet, 
2002 ist er im Alter von 84 Jahren verstor- 
ben. 

Die aktuelle politische Diskussion 
Erst mit dem wiederholten Auftreten von 
Währungskrisen in den 90er Jahren hat 
Tobins ldee ein nachhaltiges Comeback 
gefeiert, das bis heute andauert. Als zen- 
trale Forderung von attac gehört die To- 
bin-Steuer mittlerweile zum propagierten 
Ziel der globalisierungskritischen Bewe- 

gung. 
Auf außerparlamentarischen Druck hat 
Ende 2001 die französische Nationalver- 
sammlung den Beschluss gefasst, eine To- 
bin-Steuer einzuführen, sofern die ande- 

ren Staaten der Europäischen Union 
ebenfalls einen solchen Beschluss fassen. 
Das kanadische Parlament hat die Tobin- 
Steuer mit einem Steuersatz von 0% ein- 
geführt, mit der Option diesen zu erhöhen, 
wenn andere Länder die Tobin-Tax einfüh- 
ren. 
Aber nicht nur in Frankreich und Kanada 
sondern auch in anderen Ländern steht 
die Tobin-Steuer auf der politischen Agen- 
da. Das Europäischen Parlament sieht in 
der Steuer eine Möglichkeit, Spekulatio- 
nen zu begrenzen. In den nationalen Parla- 
menten sprechen sich fast alle grünen so- 
wie sehr viele sozialistische und sozialde- 
mokratische Parteien für die Steuer aus, 
entschiedene Ablehnung kommt von den 
meisten konservativen und liberalen Par- 
teien. Dieses Bild überträgt sich in etwa 
auch auf Deutschland. 
Die entscheidendsten Gegner der Steuer 
sind die USA und Großbritannien. Wäh- 
rend die Ablehnung in den USA auf ausge- 
sprochen breiter Basis steht, gibt es in 
Großbritannien durchaus einige differen- 
ziertere Stimmen. Inwieweit dies von Rele- 
vanz für eine mögliche Umsetzung der 
Steuer ist, wird später noch zu diskutieren 
sein. 

Funktionsweise und erwünschte Effekte 
einer Tobin-Steuer 
Das Konzept von Tobin klingt leicht ver- 
ständlich. Devisentransaktionen werden 
mit einer geringen Steuer belegt. Durch 
diese Steuer würden kurzfristig angelegte 
Devisentransaktionen immens verteuert 
und somit zurückgedrängt, hierunter fal- 
len fast alle reinen Finanztransaktionen. 
Für langfristig angelegte Transaktionen 
mit realwirtschaftlichem Äquivalent, wie 
Auslandsinvestitionen oder die Bezahlung 
von Importen und Exporten, ist die Steuer 
hingegen marginal. Die folgende Tabelle 
vergleicht zur Verdeutlichung die nötigen 
Auslandszinssätze bei verschiedenen Hal- 
teperioden, um bei einem lnlandszinssatz 
von 5 %ein Arbitragegleichgewicht erzie- 
len zu können. 
Hieran sieht man sehr klar die stark unter- 
schiedliche Wirkung der Steuer auf Devi- 
sentransaktionen kurz- und langfristiger 
Art. In diesem Zusammenhang spricht 
man auch von einer degressiven Natur der 

Steuer. Bei der konkreten Ausgestaltung 
des Modells einer Devisentransaktions- 
steuer tauchen darüber hinaus noch zahl- 
reiche Fragen auf,die zunächst beantwor- 
tet werden müssen, bevor über die eigent- 
liche Umsetzung diskutiert werden kann. 
Was i s t  das Steuerobjekt? Was ist die Be- 
messungsgrundlage? Wie hoch ist der 
Steuersatz? Wo soll die Steuer eingeführt 
werden? Wer erhebt die Steuer? Wer ist 
steuerpflichtig? 
Steuerobjekt soll jeder Devisentausch, der I 

am Kassa- oder Terminmarkt getätigt wird, 
sein, und die Bemessungsgrundlage der 
Nominalwert der Transaktion. Als Steuers- I 
atz hatte Tobin zunächst 1% vorgeschla- 
gen (vgl.Tobin, 1978), später meinte er je- 
doch, dass ein Wert zwischen 0,l % und 
0,25 % sinnvoller sei (vgl. Tobin, 1996). In 
der Diskussion stößt man noch auf andere 
Werte, aber zunächst soll von einem Steu- 
ersatz von 1% ausgegangen werden. Im 
Idealfall sollte die Steuer weltweit einge- 
führt werden. Da dies momentan jedoch 
höchst unrealistisch ist, werden später 
noch Alternativen zur weltweiten Einfüh- 
rung diskutiert. Erhoben wird die Steuer 
von den nationalen Steuerbehörden der 
Länder, welche die Steuer eingeführt ha- 
ben. Die Verwendung der Einnahmen soll- 
te jedoch international geregelt werden. 
Steuerpflichtig sind grundsätzlich alle am 
Devisenmarkt tätigen Wirtschaftssubjekte, 
als Ausnahmen werden lediglich bisweilen 
nationale Zentralbanken und Regierun- 
gen sowie internationale Organisation 
vorgeschlagen. Es ist jedoch nicht unmit- 
telbar einsehbar, warum überhaupt Aus- 
nahmen gemacht werden sollten. 
Für die Einführung einer Tobin-Steuer gibt 
es verschiedene, sich zum Teil ergänzende, 
Motivationen. Eine Motivation, die für To- 
bin selbst zunächst im Hintergrund stand, 
ist das Erzielen von Steuereinnahmen. Die- 
ser Aspekt der Tobin-Steuer ist besonders 
für Entwicklungspolitikerinnen und -poli- 
tiker von Interesse, da die Verwendung der 
Steuereinnahmen international geregelt 
werden soll. Bei der Berechnung der Steu- 
ereinnahmen ist jedoch Vorsicht ange- 1 

bracht, da zu erwarten ist, dass sich die Be- 
messungsgrundlage durch die Einführung 
der Steuer verringert. 
Dadurch, dass die Steuer kurzfristige In- 

vestitionen stark verteu- 
ert, ist zu erwarten, dass 
nach Einführung der 
Steuer diverse kurzfristi- 
ge Transaktionen wegfal- 
len. Da dies insbesondere 
Spekulanten trifft, kann 
durch die Einführung ei- 
ner Tobin-Steuer eine 
Verringerung von Wech- 
selkursschwankungen 
erwartet werden. Dies ist 
aus vielerlei Hinsicht po- 

sitiv,zumal es sich bei derTobin-Steuer um 
ein marktkonformes Instrument zur Regu- 
lierung der internationalen Kapitalströme 
handelt.Zum einen würden hierdurch die 
Zentralbanken gestärkt, die dadurch weni- 
ger häufig zu Interventionen gezwungen 
wären. Deshalb ist zu erwarten, dass die 
Zentralbanken im Falle tatsächlicher spe- 
kulativer Angriffe mehr Währungsreserven 
zur Verfügung hätten und somit ent- 
schlossener intervenieren könnten. 
Darüber hinaus werden durch stabilere 
Wechselkurse insbesondere Außen- 
händler und lnvestoren gestärkt, da die 
Notwendigkeit einer zusätzlichen Absi- 
cherung gegen Wechselkursschwankun- 
gen sinken würde. Hiervon würden neben 
den lnvestoren und Händlern gerade Län- 
der profitieren, die heute über verhältnis- 
mäßig instabile Währungen verfügen. Das 
heißt, es ist durch die Tobin-Steuer auch 
ein höheres lnvestitionsaufkommen in 
Entwicklungsländern zu erwarten. Zusätz- 
lich würden Ressourcen frei, die bislang 
zur Spekulation oder zur Absicherung von 
Währungsschwankungen verwendet wur- 
den. 
Außerdem gibt es berechtigte Hoffnung, 
dass durch die Stabilisierung der Wechsel- 
kurse die wirtschaftlichen Grunddaten 
stärkere Beachtung fänden. Stimmungen 
und Gerüchte würden bei Anlageentschei- 
dungen in den Hintergrund gedrängt. 
Insgesamt würde dies den Handlungs- 
spielraum von nationalen Regierungen er- 
weitern. 
Ein weiteres Motivfür die Einführung einer 
Tobin-Steuer ist weniger ökonomischer als 
politischer Natur. Die Steuer wird als ein 
geeignetes Mittel angesehen, um ,,etwas 
Sand ins Getriebe der Finanzmärkte zu 
streuen" und den Prozess der Globalisie- 
rung dadurch besser unter Kontrolle zu 
bekommen. Darüber hinaus wird zum Teil 
eine Systemveränderung angestrebt. Für 
die Kritik an der ungezügelten Globalisie- 
rung gibt es gute Gründe, doch wird die 
Tobin-Steuer stark überschätzt, wenn man 
ihr allein einen systemverändernden Cha- 
rakter zuspricht. 

Halteperiode 
Steuersatz 
Ein Tag 
Drei Tage 
Eine Woche 
Ein Monat 
Drei Monate 
Ein Jahr 
Fünf Jahre 

Mögliche negative Effekte und Unzu- 
länglichkeiten der Steuer 
Oftmals ist die Kritik an der Tobin Steuer 
rein grundsätzlicher Natur in dem Sinne, 
dass die Steuer die Effizienz von Märkten 
verringert und damit dem Bestreben der 
internationalen Liberalisierung der Märkte 
widerspräche. Dem kann man schlichtweg 
entgegnen, dass genau dies im Sinne der 
Steuer ist, da eben nicht an die Allmacht 
der Märkte geglaubt wird.Auch das parti- 
elle Wegschmelzen der Bemessungs- 
grundlage ist im Sinne der Steuer,da sie als 
Steuerungsinstrument anzusehen ist. 
Aber nun zu fundierterer Kritik. Der Steuer 
wird vorgeworfen, dass sie nicht zwischen 

spekulativen bzw. destabilisierenden und 
ökonomisch sinnvollen Devisentransaktio- 
nen unterscheiden könne. Dies ist richtig, 
da die Steuer streng genommen nur zwi- 
schen kurz- und langfristigen Transaktio- 
nen unterscheiden kann. -Weiterhin ist 
richtig, dass auch langfristige Investitio- 
nen besteuert werden. Dies mag man als 
Schönheitsfehler der Steuer ansehen, aber 
der ökonomischen Bedeutung dieser In- 
vestitionen ist immerhin durch die degres- 
sive Struktur der Steuer Rechnung getra- 
gen.Zudem kann die gesteigerte Stabilität 
der Wechselkurse als Ausgleich für die hö- 
heren Transaktionskosten angesehen wer- 
den. Auf eine Ausnahmeregelung sollte 
aber darüber hinaus bereits aus prakti- 
schen Gründen verzichtet werden,fiskali- 
sche Gründe kommen hinzu. Daher bleibt 
nur noch die Frage zu klären, inwieweit 
kurzfristige Transaktionen spekulativ, de- 
stabilisierend bzw.ökonomisch nicht sinn- 
voll sind. Ein Teil der kurzfristigen Transak- 
tionen wird zur Absicherung von Wäh- 
rungsrisiken bei realen Geschäften getä- 
t igt und ist somit ökonomisch durchaus 
sinnvoll. Jedoch würden sich Transaktio- 
nen dieser Motivation zumindest teilweise 
erübrigen,wenn durch die Steuer eine Sta- 
bilisierung der Wechselkurse erreicht wer- 
den kann. Andere relevante kurzfristige 
Transaktionen fallen unter den Begriff Li- 
quiditätshandel (oder auch ,,hot-potato 
trading" genannt). Über diese Transaktio- 
nen kann man sicherlich geteilter Mei- 
nung sein, gerade wenn man grundlegen- 
de Systemkritik betreibt, nichtsdestotrotz 
werden sie in der Regel als ökonomisch 
sinnvoll und stabilisierend angesehen. 
Deshalb verdient das Problem,dass dieTo- 
bin-Steuer die Durchführbarkeit solcher 
Transaktionen gefährdet, im Rahmen einer 
ökonomischen Analyse Beachtung. 
Die Behauptung, dass Spekulationen sich 
weitgehend neutralisieren und darüber hi- 
naus ökonomisch sinnvoll seien, weil sie 
die Konvergenz zum Marktgleichgewicht 
verbessern i s t  nicht besonders überzeu- 
gend. Sie geht davon aus, dass es ein gott- 
gegebenes Marktgleichgewicht gibt, das 
zudem auch noch optimal ist. Die letzten 
Jahre haben aber eindrucksvoll gezeigt, 
dass dem nicht so ist und zuviel Phantasie 
an den Märkten schädlich ist. 
Des weiteren wird ins Feld geführt, dass 
eine Verringerung der Volatilität durch er- 
höhte Transaktionskosten nicht erwiesen 
sei. Diese Kritik ist prinzipiell zutreffend, 
allerdings ist sie unpräzise. Ob eineTrans- 
aktion getätigt wird oder nicht, hängt ent- 
scheidend davon ab, ob der erwartete Ge- 
winn größer ist als die Steuer bzw. als die 
Kosten insgesamt. Das größte Dilemma 
der Tobin-Steuer scheint daher zu sein, wie 
man einen Steuersatz findet,der zwar Spe- 
kulationen zurückdrängt, aber gleichzeitig 
die reale Wirtschaft durch seine Höhe 
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schaubar.Drei verschiedene Motive für De- 
visentransaktionen konnten unterschie- 
den werden: Solche für Export und Import 
( T ) ,  Auslandsinvestitionen (2) sowie solche 
mit hauptsächlich spekulativer Absicht (3). 
Liquiditätshandel sowie ähnlich motivier- 
te Finanztransaktionen waren kaum ent- 
wickelt. Die Funktionsweise der Steuer in 
einem solchen Finanzsystem war damit 
vergleichsweise komplikationsfrei: Kurz- 
fristig angelegte Spekulationen werden 
durch eine stärkere Belastung gegenüber 
langfristig angelegten Transaktionen mit 
realwirtschaftlichem Äquivalent zurückge- 
drängt. In Anbetracht eines komplizierter 
gewordenen Finanzsystems ist für die Ge- 
genwart jedoch eine differenziertere Ar- 
gumentation nötig. Die Grundzüge dieser 
ldee waren übrigens gar nicht so neu. 
Bereits 1936 hat Keynes vorgeschlagen, 
Spekulationen in Finanzmärkten zu redu- 
zieren, indem man sie durch Steuern ver- 
teuert (vgl. Keynes, 1936).Tobin übertrug 
diese ldee auf Devisenmärkte und gab ihr 
damit eine globale Motivation. 
Regelmäßig zu Währungskrisen vermeh- 
ren sich die Rufe nach einer Tobin-Steuer, 
um am Ende der Krise schnell wieder zu 
verstummen. Folgerichtig wurde die Steu- 
er von Otmar lssing scherzhaft als stets 
wiederkehrendes,,Loch-Ness-Monster" be- 
zeichnet. (vgl.Tobin, 1996).Tobin hat seine 
ldee aller Häme zum Trotz bis ins hohe Al- 
ter als geeignetes Mittel verteidigt, um das 
Weltwährungssystem zu stabilisieren und 
Globalisierung gerechter zu gestalten. Für 
seine Analyse der Finanzmärkte wurde er 
1981 mit dem Nobelpreis ausgezeichnet, 
2002 ist er im Alter von 84 Jahren verstor- 
ben. 

Die aktuelle politische Diskussion 
Erst mit dem wiederholten Auftreten von 
Währungskrisen in den 90er Jahren hat 
Tobins ldee ein nachhaltiges Comeback 
gefeiert, das bis heute andauert. Als zen- 
trale Forderung von attac gehört die To- 
bin-Steuer mittlerweile zum propagierten 
Ziel der globalisierungskritischen Bewe- 

gung. 
Auf außerparlamentarischen Druck hat 
Ende 2001 die französische Nationalver- 
sammlung den Beschluss gefasst, eine To- 
bin-Steuer einzuführen, sofern die ande- 

ren Staaten der Europäischen Union 
ebenfalls einen solchen Beschluss fassen. 
Das kanadische Parlament hat die Tobin- 
Steuer mit einem Steuersatz von 0% ein- 
geführt, mit der Option diesen zu erhöhen, 
wenn andere Länder die Tobin-Tax einfüh- 
ren. 
Aber nicht nur in Frankreich und Kanada 
sondern auch in anderen Ländern steht 
die Tobin-Steuer auf der politischen Agen- 
da. Das Europäischen Parlament sieht in 
der Steuer eine Möglichkeit, Spekulatio- 
nen zu begrenzen. In den nationalen Parla- 
menten sprechen sich fast alle grünen so- 
wie sehr viele sozialistische und sozialde- 
mokratische Parteien für die Steuer aus, 
entschiedene Ablehnung kommt von den 
meisten konservativen und liberalen Par- 
teien. Dieses Bild überträgt sich in etwa 
auch auf Deutschland. 
Die entscheidendsten Gegner der Steuer 
sind die USA und Großbritannien. Wäh- 
rend die Ablehnung in den USA auf ausge- 
sprochen breiter Basis steht, gibt es in 
Großbritannien durchaus einige differen- 
ziertere Stimmen. Inwieweit dies von Rele- 
vanz für eine mögliche Umsetzung der 
Steuer ist, wird später noch zu diskutieren 
sein. 

Funktionsweise und erwünschte Effekte 
einer Tobin-Steuer 
Das Konzept von Tobin klingt leicht ver- 
ständlich. Devisentransaktionen werden 
mit einer geringen Steuer belegt. Durch 
diese Steuer würden kurzfristig angelegte 
Devisentransaktionen immens verteuert 
und somit zurückgedrängt, hierunter fal- 
len fast alle reinen Finanztransaktionen. 
Für langfristig angelegte Transaktionen 
mit realwirtschaftlichem Äquivalent, wie 
Auslandsinvestitionen oder die Bezahlung 
von Importen und Exporten, ist die Steuer 
hingegen marginal. Die folgende Tabelle 
vergleicht zur Verdeutlichung die nötigen 
Auslandszinssätze bei verschiedenen Hal- 
teperioden, um bei einem lnlandszinssatz 
von 5 %ein Arbitragegleichgewicht erzie- 
len zu können. 
Hieran sieht man sehr klar die stark unter- 
schiedliche Wirkung der Steuer auf Devi- 
sentransaktionen kurz- und langfristiger 
Art. In diesem Zusammenhang spricht 
man auch von einer degressiven Natur der 

Steuer. Bei der konkreten Ausgestaltung 
des Modells einer Devisentransaktions- 
steuer tauchen darüber hinaus noch zahl- 
reiche Fragen auf,die zunächst beantwor- 
tet werden müssen, bevor über die eigent- 
liche Umsetzung diskutiert werden kann. 
Was i s t  das Steuerobjekt? Was ist die Be- 
messungsgrundlage? Wie hoch ist der 
Steuersatz? Wo soll die Steuer eingeführt 
werden? Wer erhebt die Steuer? Wer ist 
steuerpflichtig? 
Steuerobjekt soll jeder Devisentausch, der I 

am Kassa- oder Terminmarkt getätigt wird, 
sein, und die Bemessungsgrundlage der 
Nominalwert der Transaktion. Als Steuers- I 
atz hatte Tobin zunächst 1% vorgeschla- 
gen (vgl.Tobin, 1978), später meinte er je- 
doch, dass ein Wert zwischen 0,l % und 
0,25 % sinnvoller sei (vgl. Tobin, 1996). In 
der Diskussion stößt man noch auf andere 
Werte, aber zunächst soll von einem Steu- 
ersatz von 1% ausgegangen werden. Im 
Idealfall sollte die Steuer weltweit einge- 
führt werden. Da dies momentan jedoch 
höchst unrealistisch ist, werden später 
noch Alternativen zur weltweiten Einfüh- 
rung diskutiert. Erhoben wird die Steuer 
von den nationalen Steuerbehörden der 
Länder, welche die Steuer eingeführt ha- 
ben. Die Verwendung der Einnahmen soll- 
te jedoch international geregelt werden. 
Steuerpflichtig sind grundsätzlich alle am 
Devisenmarkt tätigen Wirtschaftssubjekte, 
als Ausnahmen werden lediglich bisweilen 
nationale Zentralbanken und Regierun- 
gen sowie internationale Organisation 
vorgeschlagen. Es ist jedoch nicht unmit- 
telbar einsehbar, warum überhaupt Aus- 
nahmen gemacht werden sollten. 
Für die Einführung einer Tobin-Steuer gibt 
es verschiedene, sich zum Teil ergänzende, 
Motivationen. Eine Motivation, die für To- 
bin selbst zunächst im Hintergrund stand, 
ist das Erzielen von Steuereinnahmen. Die- 
ser Aspekt der Tobin-Steuer ist besonders 
für Entwicklungspolitikerinnen und -poli- 
tiker von Interesse, da die Verwendung der 
Steuereinnahmen international geregelt 
werden soll. Bei der Berechnung der Steu- 
ereinnahmen ist jedoch Vorsicht ange- 1 

bracht, da zu erwarten ist, dass sich die Be- 
messungsgrundlage durch die Einführung 
der Steuer verringert. 
Dadurch, dass die Steuer kurzfristige In- 

vestitionen stark verteu- 
ert, ist zu erwarten, dass 
nach Einführung der 
Steuer diverse kurzfristi- 
ge Transaktionen wegfal- 
len. Da dies insbesondere 
Spekulanten trifft, kann 
durch die Einführung ei- 
ner Tobin-Steuer eine 
Verringerung von Wech- 
selkursschwankungen 
erwartet werden. Dies ist 
aus vielerlei Hinsicht po- 

sitiv,zumal es sich bei derTobin-Steuer um 
ein marktkonformes Instrument zur Regu- 
lierung der internationalen Kapitalströme 
handelt.Zum einen würden hierdurch die 
Zentralbanken gestärkt, die dadurch weni- 
ger häufig zu Interventionen gezwungen 
wären. Deshalb ist zu erwarten, dass die 
Zentralbanken im Falle tatsächlicher spe- 
kulativer Angriffe mehr Währungsreserven 
zur Verfügung hätten und somit ent- 
schlossener intervenieren könnten. 
Darüber hinaus werden durch stabilere 
Wechselkurse insbesondere Außen- 
händler und lnvestoren gestärkt, da die 
Notwendigkeit einer zusätzlichen Absi- 
cherung gegen Wechselkursschwankun- 
gen sinken würde. Hiervon würden neben 
den lnvestoren und Händlern gerade Län- 
der profitieren, die heute über verhältnis- 
mäßig instabile Währungen verfügen. Das 
heißt, es ist durch die Tobin-Steuer auch 
ein höheres lnvestitionsaufkommen in 
Entwicklungsländern zu erwarten. Zusätz- 
lich würden Ressourcen frei, die bislang 
zur Spekulation oder zur Absicherung von 
Währungsschwankungen verwendet wur- 
den. 
Außerdem gibt es berechtigte Hoffnung, 
dass durch die Stabilisierung der Wechsel- 
kurse die wirtschaftlichen Grunddaten 
stärkere Beachtung fänden. Stimmungen 
und Gerüchte würden bei Anlageentschei- 
dungen in den Hintergrund gedrängt. 
Insgesamt würde dies den Handlungs- 
spielraum von nationalen Regierungen er- 
weitern. 
Ein weiteres Motivfür die Einführung einer 
Tobin-Steuer ist weniger ökonomischer als 
politischer Natur. Die Steuer wird als ein 
geeignetes Mittel angesehen, um ,,etwas 
Sand ins Getriebe der Finanzmärkte zu 
streuen" und den Prozess der Globalisie- 
rung dadurch besser unter Kontrolle zu 
bekommen. Darüber hinaus wird zum Teil 
eine Systemveränderung angestrebt. Für 
die Kritik an der ungezügelten Globalisie- 
rung gibt es gute Gründe, doch wird die 
Tobin-Steuer stark überschätzt, wenn man 
ihr allein einen systemverändernden Cha- 
rakter zuspricht. 

Halteperiode 
Steuersatz 
Ein Tag 
Drei Tage 
Eine Woche 
Ein Monat 
Drei Monate 
Ein Jahr 
Fünf Jahre 

Mögliche negative Effekte und Unzu- 
länglichkeiten der Steuer 
Oftmals ist die Kritik an der Tobin Steuer 
rein grundsätzlicher Natur in dem Sinne, 
dass die Steuer die Effizienz von Märkten 
verringert und damit dem Bestreben der 
internationalen Liberalisierung der Märkte 
widerspräche. Dem kann man schlichtweg 
entgegnen, dass genau dies im Sinne der 
Steuer ist, da eben nicht an die Allmacht 
der Märkte geglaubt wird.Auch das parti- 
elle Wegschmelzen der Bemessungs- 
grundlage ist im Sinne der Steuer,da sie als 
Steuerungsinstrument anzusehen ist. 
Aber nun zu fundierterer Kritik. Der Steuer 
wird vorgeworfen, dass sie nicht zwischen 

spekulativen bzw. destabilisierenden und 
ökonomisch sinnvollen Devisentransaktio- 
nen unterscheiden könne. Dies ist richtig, 
da die Steuer streng genommen nur zwi- 
schen kurz- und langfristigen Transaktio- 
nen unterscheiden kann. -Weiterhin ist 
richtig, dass auch langfristige Investitio- 
nen besteuert werden. Dies mag man als 
Schönheitsfehler der Steuer ansehen, aber 
der ökonomischen Bedeutung dieser In- 
vestitionen ist immerhin durch die degres- 
sive Struktur der Steuer Rechnung getra- 
gen.Zudem kann die gesteigerte Stabilität 
der Wechselkurse als Ausgleich für die hö- 
heren Transaktionskosten angesehen wer- 
den. Auf eine Ausnahmeregelung sollte 
aber darüber hinaus bereits aus prakti- 
schen Gründen verzichtet werden,fiskali- 
sche Gründe kommen hinzu. Daher bleibt 
nur noch die Frage zu klären, inwieweit 
kurzfristige Transaktionen spekulativ, de- 
stabilisierend bzw.ökonomisch nicht sinn- 
voll sind. Ein Teil der kurzfristigen Transak- 
tionen wird zur Absicherung von Wäh- 
rungsrisiken bei realen Geschäften getä- 
t igt und ist somit ökonomisch durchaus 
sinnvoll. Jedoch würden sich Transaktio- 
nen dieser Motivation zumindest teilweise 
erübrigen,wenn durch die Steuer eine Sta- 
bilisierung der Wechselkurse erreicht wer- 
den kann. Andere relevante kurzfristige 
Transaktionen fallen unter den Begriff Li- 
quiditätshandel (oder auch ,,hot-potato 
trading" genannt). Über diese Transaktio- 
nen kann man sicherlich geteilter Mei- 
nung sein, gerade wenn man grundlegen- 
de Systemkritik betreibt, nichtsdestotrotz 
werden sie in der Regel als ökonomisch 
sinnvoll und stabilisierend angesehen. 
Deshalb verdient das Problem,dass dieTo- 
bin-Steuer die Durchführbarkeit solcher 
Transaktionen gefährdet, im Rahmen einer 
ökonomischen Analyse Beachtung. 
Die Behauptung, dass Spekulationen sich 
weitgehend neutralisieren und darüber hi- 
naus ökonomisch sinnvoll seien, weil sie 
die Konvergenz zum Marktgleichgewicht 
verbessern i s t  nicht besonders überzeu- 
gend. Sie geht davon aus, dass es ein gott- 
gegebenes Marktgleichgewicht gibt, das 
zudem auch noch optimal ist. Die letzten 
Jahre haben aber eindrucksvoll gezeigt, 
dass dem nicht so ist und zuviel Phantasie 
an den Märkten schädlich ist. 
Des weiteren wird ins Feld geführt, dass 
eine Verringerung der Volatilität durch er- 
höhte Transaktionskosten nicht erwiesen 
sei. Diese Kritik ist prinzipiell zutreffend, 
allerdings ist sie unpräzise. Ob eineTrans- 
aktion getätigt wird oder nicht, hängt ent- 
scheidend davon ab, ob der erwartete Ge- 
winn größer ist als die Steuer bzw. als die 
Kosten insgesamt. Das größte Dilemma 
der Tobin-Steuer scheint daher zu sein, wie 
man einen Steuersatz findet,der zwar Spe- 
kulationen zurückdrängt, aber gleichzeitig 
die reale Wirtschaft durch seine Höhe 
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nicht beschädigt. Vor diesem Problem 
muss die klassischeTobin-Steuer kapitulie- 
ren, da insbesondere bei Währungskrisen 
oftmals so hohe Gewinne zu erzielen sind, 
dass dies durch keinen vernünftigen Steu- 
ersatz verhindert werden kann. Wenn sie 
am dringendsten gebraucht wird,funktio- 
niert die klassischeTobin-Steuer also nicht. 
Dem kann man natürlich erwidern, dass 
sie dafür auch nicht ausgelegt ist, weil sie 
eher eine langfristige und strukturelle Na- 
tur hat, die auf Währungskrisen präventiv 
wirkt. Da dies allein jedoch unbefriedigend 
bleibt, sollte nach einer Ergänzung ge- 
sucht werden,die diesem Problem gerecht 
wird. 
Ein weiteres Problem ist die mögliche 
räumliche Umgehung der Steuer, 
insbesondere wenn sie nicht weltweit ein- 
geführt wird.Tobin selbst hat daher eine 
partielle Einführung seiner Steuer nicht 
vorgesehen. Diese Frage soll jedoch im Zu- 
sammenhang mit einem europäischen Al- 

leingang eingehend untersucht werden. 
Eine weitere Möglichkeit die Steuer zu um- 
gehen, ist durch Finanzderivate gegeben. 
Paul Bernd Spahn schlägt vor, dies 
dadurch zu lösen, dass Derivate ebenfalls, 
allerdings mit einem niedrigerem Steuers- 
atz, besteuert werden (vgl. Spahn, 1996). 
Der niedrigere Steuersatz ist durch die He- 
belwirkung dieser Finanzprodukte be- 
gründet. Eine kleine Schwierigkeit ist 
hierbei das Finden des richtigen Steuersat- 
zes, was technisch nicht ganz einfach aber 
zumindest mathematisch lösbar ist. Vor 
kreativen neuen Finanzprodukten muss 
sich ebenfalls nicht gefürchtet werden, da 
man die Steuer später bei Bedarf auf sie 
ausweiten kann. 
Durch den internationalen Charakter der 
Steuer drängt sich natürlich auch noch das 
Problem der internationalen Koordinie- 
rung des Steuersatzes sowie der Vertei- 
lung der Einnahmen auf, aber hierzu spä- 
ter mehr. Auch die Frage nach der ökono- 
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mischen Berechtigung der fiskalischen 
Motive der Steuer bleibt zu klären. 

Vorschläge zur Anpassung des Modells 
Die wesentlichen Weiterentwicklungen 
des Konzepts einer Tobin-Steuer gehen 
auf die Arbeiten von Paul Bernd Spahn 
Mitte der 90er Jahre zurück. Spahn greift 
hierin die beiden konzeptionellen Haupt- 
probleme der Steuer auf, nämlich ihre ne- 
gative Wirkung auf kurzfristige aber öko- 
nomisch sinnvolle Devisentransaktionen * 
sowie ihre Schwäche bei Auseinanderset- 
zungen mit sehr starken Währungs- 
schwankungen. I 

Spahn schlägt vor, den Steuersatz der To- 
bin-Steuer so niedrig zu wählen, dass die 
Steuer keine direkten Auswirkungen auf 
das Transaktionsvolumen hat. Dies würde 
sicherstellen, dass keine ökonomisch sinn- 
vollen aber kurzfristigen Transaktionen 
durch die Steuer verhindert werden. Spahn 
hat hierfür zunächst einen Steuersatz von 
zwei Basispunkten vorgeschlagen (vgl. 
Spahn, 1996), später ist er sogar auf einen 
Basispunkt runtergegangen. Er begründete 
dies mit dem Absinken der Margen beim Li- 
quiditätshandel in den letzten Jahren (vgl. 
Spahn, 2002). Die Steuer hätte in dieser 
Form keine nennenswerten Auswirkungen 
auf die Stabilität der Wechselkurse mehr, 
bestenfalls kleine Effekte langfristiger und 
struktureller Art. Auf diese Weise wäre die 
Tobin-Steuer ein primär fiskalisches Instru- 
ment,dies jedoch mit gewissem Charme. 
Durch den geringen Steuersatz ist nämlich 
zu erwarten, dass es nicht zu massiven Aus- 
weichreaktionen kommen wird bzw. kann. 
Gerade räumliche Ausweichreaktionen sind 
oft mit gewissen Kosten verbunden, die in 
diesem Fall wahrscheinlich oftmals höher 
wären als die Steuer.Auch die Bemessungs- 
grundlage dürfte sich aufgrund der Einfüh- 
rung der Steuer nicht nennenswert verän- 
dern. Der niedrige Steuersatz erlaubt einem 
also eine seriöse Kalkulation der potentiel- 
len Steuereinnahmen. 
Als Antwort auf die Frage nach der Be- 
kämpfung von Währungskrisen dient die 
sogenannte ,,Circuit-Breaker-Steuer", t 

sozusagen als zweite Komponente einer 
neuen Tobin-Steuer (vgl.Tobin, 1996). Bei 
der ,,Circuit-Breaker-Steuer" handelt es V 

sich um eine schlafende Steuer, die auto- 
matisch aktiviert wird, wenn es zu großen 
Spekulationen an den Devisenmärkten 
kommt, welche sich in sehr starken Wech- 
selkursschwankungen äußern. 
Das Prinzip i s t  recht einfach, es wird ein 
Zielwechselkurs durch den gleitenden 
Durchschnitt der täglichen amtlichen 
Wechselkurse festgelegt. Verläßt der tat- 
sächliche Wechselkurs einen Toleranzkor- 
ridor um diesen Zielwechselkurs, so wird 
eine Steuer aktiviert, durch die der Anteil 
außerhalb des Korridors mit  einem erheb- 
lichen Steuersatz von 50 % bis 100 % be- 

tere haben jetzt den sog. Entscheidungs- 
punkt erreicht. Doch bereits jetzt ist der 
HIPC-Fonds nahezu leer. Dieser Fonds wird 
von den bilateralen Geldgebern gespeist 
und unterstützt die Weltbank dabei, ihren 
Anteil am Schuldenerlass im Rahmen der 
HIPC-Initiative zu refinanzieren. Die Welt- 
bank begründet die Notwendigkeit zur Refi- 
nanzierung damit, das andernfalls künftig 
Mittel zurvergabe von Zuschüssen und Neu- 
krediten fehlen würden. 
Die HIPC-Initiative wird von der rot-grünen 
deutschen Regierung gerne als positives 
Beispiel der entwicklungspolitischen Bilanz 
angeführt. HlPC würde sich jedoch als Farce 
entlarven,wenn selbst jene Ländern,die sich 
aufwendig für denTeilschuldenerlass qualifi- 
ziert haben, nicht in den Genuss der Schul- 
denreduzierung kommen, weil die Finanzie- 
rung nicht gesichert ist.Es muss jetzt darum 
gehen, die HIPC-Initiative finanziell abzusi- 
chern. Die Bundesministerin für wirtschaftli- 
che Zusammenarbeit, Heidemarie Wieczo- 
rek-Zeul, hat in Washington angekündigt, 
den HIPC-Fonds um 100 Mio. aufstocken zu 
wollen. 

Ausblick 
Auch wenn die HIPC-Initiative auf der Zielge- 
raden doch noch durchstarten sollte und 
das internationale lnsolvenzrecht zeitnah 
eingeführt werden sollte, ist damit nicht 
mehr erreicht, als dass den betroffenen Län- 
dern ein finanzieller Neustart eröffnet wür- 
de.Zur Krisenprävention taugen beide Initia- 
tiven nicht. 
Weitergehende Initiativen sind notwendig 
um die auf dem UN-Millenniumsgipfel ver- 
abredeten Ziele (siehe Kasten) bis 201 5 errei- 
chen zu können. Darüber hinaus muss die 
Zukunft der Entwicklungsfinanzierung gesi- 
chert werden. Am Rande der Konferenz über 
Entwicklungsfinanzierung in Monterrey 
2002 sind mit Forderungen nach einer Ein- 
richtung einer internationalen Steuerbehör- 
de und der gemeinschaftlichen Finanzie- 
rung sog. Globaler Öffentlicher Güter neue 
Vorschläge in die internationale Diskussion 
eingebracht worden. Das Ziel dieser Diskus- 
sionen muss darin liegen,in den Ländern des 
Südens die ökonomische Basis durch einen 
ausreichenden Kapitalstock aufzubauen 
und regionale Wertschöpfungsketten zu 

etablieren. Klassischerweise sind hierfür so- 
wohl Entwicklungshilfe, Direktinvestitionen 
und heimische Ressourcen zu stärken. Ange- 
sichts weltweiter Verflechtungen und zahl- 
reicher Finanz- und Währungskrisen ist aus 
der Stärkung der ökonomischen Basis allein 
jedoch noch keine Stabilität garantiert. Es ist 
daher ebenfalls zu diskutieren, wie die In- 
strumentarien von Weltbank, IWF und vor al- 
lem der Vereinten Nationen im Ziele einer 
entwicklungspolitischen Initiative zu nutzen 
und zu verändern sind. S ~ W  612002 
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Für die Einführung einer Tobin-Steuer in 
Europa 
Von Sebastian Vollmer 

Einleitung 
Die Globalisierung in  keinem anderen 
Bereich so weit fortgeschritten wie auf 
den Finanzmärkten. Fast sämtliche Devi- 
sen können heutzutage, mit Unterstüt- 
zung der modernen Informationstech- 
nologie, an jedem beliebigen Ort der 
Welt in immensen Beträgen gegen ande- 
re Währungen getauscht werden. Nach 
Angaben der Bank für internationalen 
Zahlungsausgleich wurden 2001 täglich 
rund 1,2 Milliarden US-Dollar an Devisen 
umgesetzt, wovon etwa 80 Prozent nur 
für einen Zeitraum von sieben oder we- 
niger Tagen gehalten wurden. Nur ein 
Bruchteil wird davon benötigt, um sämt- 
liche Waren und Dienstleistungen welt- 
weit bezahlen zu können. Bei einem 
Großteil der Transaktionen handelt es 
sich folglich um reine Finanztransaktio- 
nen, auf deren politische und ökonomi- 

sche Bewertung später noch eingegan- 
gen wird. 
Insbesondere in den 90er Jahren waren in 
bemerkenswerter Regelmäßigkeit 
schwerwiegende Währungskrisen zu be- 
obachten, die alle mittelbar oder unmit- 
telbar in einem kausalen Zusammenhang 
mit übermäßiger Spekulation standen. 
Beispielhaft genannt seien hier nur die 
Krise des Europäischen Währungssystems 
von 199211 993, die sogenannte,,Tequila- 
Krise" 1995, die Asienkrise 199711 998 so- 
wie die jüngeren Ereignisse in Lateiname- 
rika. In solchen Situationen sind Zentral- 
banken meist gezwungen, die nationalen 
Währungsreserven aufzulösen. Damit be- 
deuten Währungskrisen in Entwicklungs- 
ländern faktisch auch immer eine Umver- 
teilung von Süd nach Nord oder anders 
ausgedrückt von armen zu reichen Län- 
dern. 

Sebastian Vollmer ist 22 Jahre studiert Mathematik sowie Internationale Wirtschaft und ist im 
Bezirksvorstand der Jusos Hannover. 

James Tobin und eine lange vergessene 
Idee 
Der US-Ökonom James Tobin hat erstmals 
1972 in einer Rede eine weltweite Steuer 
auf Devisentransaktionen gefordert (vgl. 
Tobin, 1974). Dieser Vorschlag wurde 
damals weitgehend ignoriert. Der Glaube 
an die positiven Auswirkungen freier 
Märkte war mittlerweile hegemonial ge- 
worden. 
Tobin begründete seinen Vorschlag im we- 
sentlichen mit einer Entkopplung der Fi- 
nanzmärkte von der realen Wirtschaft und 
der damit verbundenen Destabilisierung. 
Die Finanzmärkte hatten sich sehr viel 
schneller entwickelt und internationali- 
siert als alle politischen oder ökonomi- 
schen Institutionen. Darauf basierend fol- 
gerteTobin,dass,,etwas Sand in ihrem gut 
geschmierten Getriebe" nötig sei, um das 
Tempo auf den Finanzmärkten zu bremsen 
und somit einer faktischen Entkopplung 
dieser von der Realwirtschaft entgegenzu- 
wirken. 
Zweifelsohne war das damalige weltweite 
Finanzsystem sowie dessen Auswüchse im 
Vergleich zum heutigen noch recht über- 
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ring Mechanism -SDRM-) vor. Auf der diesjäh- 
rigen Jahrestagung von Weltbank und IWF 
stand die Diskussion im den SDRM im Mittel- 
punkt. Im Ergebnis erteilte der internationale 
Währungs- und Finanzausschuss (Internatio- 
nal Monetary and Financial Committee) dem 
IWF das Mandat, einen konkreten Vorschlag 
für den Entschuldungsmechanismus zu erar- 
beiten. Dieser soll Ende des Jahres vorgestellt 
und auf der auf nächsten Frühjahrstagung 
der BWI verabschiedet werden. 
Auch wenn die SDRM-Initiative im Grund- 
satz positiv zu beurteilen ist, so zeigt der der- 
zeitige IWF-Vorschlag im Vergleich mit dem 
von Nichtregierungsorganisationen (NGOs) 
vorgeschlagenen Vermittlungsprozess (,,Fair 
Transparent Arbitration Process" -FTAP) eine 
Reihe von Problemen, Unzulänglichkeiten 
und Widersprüchen auf. 
Die Gläubigergemeinschaft der Entwicklungs- 
länder ist umfassend,zu ihr zählen Staaten, ln- 
ternationale Organisationen wie IWF und Welt- 
bankgruppe sowie der privatwirtschaftliche 
Sektor. Der IWF-Vorschlag soll zunächst nur 
Schulden gegenüber dem Privatsektor umfas- 
sen, nicht aber alle Verbindlichkeiten aus bi- 
und multilateralen Übereinkünften zwischen 
Staaten. Soll an der Zielstellung eines wirt- 
schaftlichen Neuanfangs festgehalten werden, 
müssten aber alle bi- und multilateralen Schul- 
den miteinbezogen werden. 
Der IWF möchte sich durch seine SDRM-lniti- 
ative selbst eine starke Stellung einräumen 
und sowohl über die Einleitung des Verfah- 
rens und die Beurteilung der wirtschaftli- 
chen Lage des Schuldners als auch über den 
Fortgang des entsprechendem Verfahren 
selbst- bzw. mitentscheiden. Die angestrebte 
starke Position des IWF ist aus mehreren 
Gründen problematisch. Zunächst ist anzu- 
merken, dass die demokratische Legitimati- 
on der BWls zu hinterfragen ist,da die inter- 
ne Stimmengewichtung von der wirtschaft- 

lichen Leistungsfähigkeit abhängt und da- 
mit die G7-Staaten USA, Kanada, Frankreich, 
Großbritannien, Deutschland, Italien und Ja- 
pan diese Organisationen dominieren. Des 
weiteren ist der IWF selbst bedeutender 
Gläubiger gegenüber Entwicklungsländern, 
so dass der Rechtsgrundsatz,,Niemand darf 
Richter in eigener Sache sein" missachtet 
würde. Dieser Vorwurf (Richter in eigener Sa- 
che) is t  ebenso dem Pariser Club zu machen, 
einem informellen Zusammenschluss von 
Industriestaaten, der eine Koordination für 
den Fall vornimmt,dass Entwicklungsländer 
nicht in der Lage sind,öffentlich garantierte 
Auslandskredite zu tilgen. 
Anstelle des IWF sollten die Vereinten Natio- 
nen im SDRM-Verfahren stärkeres Gewicht 
erhalten,ggf. könnte auch der Internationale 
Gerichtshof in Den Haag stärker mit einge- 
bunden werden. Es muss sichergestellt wer- 
den, dass im Verfahren die Schuldner- und 
die Gläubigerseite gleich gewichtet vertre- 
ten sind, ergänzend könnte noch eine unab- 
hängige Institution,die nicht mit einem der 
beiden Konfliktparteien verbunden ist, teil- 
nehmen. Es wird daneben darauf ankom- 
men,den Schuldnerländern ein Existenzmi- 
nimum einzuräumen, das sowohl ein Min- 
destmaß an sozialer Grundsicherung der Be- 
völkerung ermöglicht als auch die politische 
Souveränität des Landes weiterhin gewähr- 
leistet. Die bisherige Einschränkung souve- 
räner Entscheidungen der Entwicklungslän- 
der in allen Politikfeldern durch die Konditio- 
nalitätspolitik des IWF wurde in der letzten 
Zeit vielfach kritisch besprochen. CAFOD, 
eine katholische Hilfsorganisation in Eng- 
land, hat vorgeschlagen, dass ein pro-Kopf- 
Betrag vom Schuldendienst freigestellt wird, 
und von den verbleibenden öffentlichen 
Einnahmen nur ein prozentualer Betrag für 
die Bedienung von Auslandsschulden zur 
Verfügung gestellt werden muss. 
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Schröder und Kaiser betonen in ihrem Ar- 
beitspapier für die Erlassjahrkampagne und 
diefriedrich-Ebert-Stiftung, dass es strate- 
gisch beim SDRM darum geht, die privaten 
Gläubiger in das Entschuldungsverfahren 
einzubinden. (Vgl. SchröderIKaiser, New 
Steps to a Faster and Broader Debt Relief for 
Developing Countries) Tatsächlich haben 
während der Jahrestagung die Privatbanken 
den IWF-Konkursplan mit zwei Argumenten 
torpediert. Einerseits würde damit massiv in 
die Eigentumsrechte der Banken eingegrif- 
fen (Vgl, Fincancial Times Deutschland, 5.1 3, 
vom 30. September 2002).Andererseits wür- 
den sich Länder nach der Einleitung eines 
entsprechenden Verfahren langfristig vom 
internationalen Kapitalmarkt ausschließen. 
Insofern könne der SDRM auch nicht im Sin- 
ne der Entwicklungsländer sein. Dies zeigt, 
dass die Lobby des Bankensektors mög- 
licherweise die Umsetzung des SDRM ver- 
hindern kann. lhren Argumenten kann ent- 
gegnet werden, dass die Banken heute mit 
entsprechenden risiko- aber vor allem rendi- 
tereichen Anleihen gute Geschäfte machen. 
Ein weiteres Argument gegen ein internatio- 
nales lnsolvenzrecht liegt im Pauschalvor- 
wurf,,Aufbau neuer Bürokratie". Dem kann 
entgegnet werden, dass Verfahren nur tem- 
porär geführt werden würden und durch 
eine Ansiedlung bei der UN keine zusätzli- 
che Bürokratie entstehen würde. 
An dieser Stelle sei noch einmal auf die Un- 
terschiede zwischen den von NGOs und IWF 
vorgeschlagenen Entschuldungsmechanis- 
men hingewiesen. Der IWF strebt einen 
Schuldenstand an, der es den betroffenen 
Ländern wieder möglich macht, die Kredit- 
verpflichtungen weiter tilgen zu können.Die 
NGOs hingegen zielen auf die allgemeine 
Überwindung der Verschuldung ab, um so 
Entwicklung erst wieder möglich zu machen. 
Bis zur entscheidenden BWI-Frühjahrsta- 
gung gilt es diese Differenzen in der Zielstel- 
lung deutlich zu machen,die hervorgehobe- 
ne Rolle des IWF mit dem Argument,,Richter 
in eigener Sache" zurückzudrängen und die 
Transparenz im künftigen SDRM-Verfahren 
sowie die Beteiligung der Zivilgesellschaft 
zu gewährleisten.Abdann wird es darauf an- 
kommen, dass der SDRM zeitnah angewen- 
det wird und nicht durch zeitaufwendige 
Änderungen der IWF-Charta und Ratifizie- 
rungen im US-Kongress verschleppt wird. 
Wo steht die HIPC-Initiative ? 
Die 1996 initiierte und 1999 auf dem Kölner 
Gipfel erweiterte Entschuldungsinitiative für 
die hochverschuldeten armen Länder (High- 
ly lndebted Poor Countries HIPC) ist ein ne- 
gatives Beispiel für eine entsprechende Ver- 
zögerung. Die HIPC-Initiative umfasst die 41 
ärmsten und hochverschuldetesten Länder 
des Südens mit einer Bevölkerung von Ca. 
600 Millionen Menschen und sollte ur- 
sprünglich bereits 1998 beendet sein. Bis 
heute i s t  der Schuldenerlass jedoch nur in 
sechs Ländern vollzogen worden, viele wei- 

legt wird, der Anteil innerhalb des Korri- 
dors jedoch nicht. Über die Breite des Kor- 
ridors und exakte Steuersätze äußert sich 
Spahn nicht, da er es durchaus für sinnvoll 
hält, wenn einzelne Länder für sich passen- 
de Größen individuell festlegen. Durch 
eine solche Spekulationssteuer wird der 
eigentlichen Tobin-Steuer übrigens noch 
eine weitere Berechtigung gegeben, da sie 
die technischen Voraussetzungen schafft, 
um die Spekulationssteuer im Bedarfsfall 
schnell mobilisieren können. Dies gilt 
insbesondere für elektronische Erfassung 
und Abrechnung der Transaktionen. 

I Einer solchen Steuer wird oft vorgeworfen, 
dass sie Unsicherheit über Transaktions- 
kosten schafft. Dies i s t  aber falsch, denn 
mit ihr sind keinerlei fiskalische Motive 
verbunden, im Idealfall wird sie sogar 
niemals ausgelöst. Sie schafft also keine 
Unsicherheit bzgl. der Transaktionskosten, 
im Gegenteil schafft sie Sicherheit über 
die Wechselkurse.Von ihrer Anlage ist sie 
so gestaltet, dass Änderungen der Wech- 
selkurse weiterhin möglich sind, extreme 
Schwankungen aber vermieden werden. 
Ein weiterer Vorteil ist, dass sie prinzipiell 
von einzelnen Ländern autonom einge- 
führt werden kann. Dies ist insbesondere 
für Entwicklungs- und Schwellenländer in- 
teressant, welche bislang Währungsspeku- 
lationen hilflos ausgeliefert waren. Interes- 
santer Nebeneffekte ist, dass bei Wäh- 
rungskrisen nun nicht mehr Zinsen im 
kurzfristigen Bereich erhöht bzw. Wäh- 
rungsreserven vergeudet werden müssen, 
nein es wird sogar Geld eingenommen. 
Diese neu ausgestaltete Steuer hat Spahn 
als,,Tobin-cum-Circuit-Breaker-Steuer" be- 
zeichnet, mitunter wird sie auch ,,Spahn- 
Steuer" oder,,Two-Tier Tobin Tax" genannt. 
Das Bemerkenswerte daran ist, dass Spahn 
hiermit die wesentlichen Argumente ge- 
gen eine Tobin-Steuer entkräftet. 

Die mögliche Verwendung der Steuer- 
einnahmen 
Die Frage nach der Verwendung der Steu- 
ereinnahmen dient auch gleichzeitig zur 

I Begründung für die fiskalischen Motive 
der Tobin-Steuer. Ursprünglich hatte Tobin 
vorgeschlagen, die aus seiner Steuer resul- 

t tierenden Einnahmen an den IWF und die 
Weltbank zu geben. Die aktuelle Diskussi- 
on zielt jedoch hauptsächlich darauf ab, 
die Einnahmen für die Finanzierung von 
Einrichtungen und Programmen der Ver- 
einten Nationen (VN) zu verwenden. Die 
Vereinten Nationen sind notorisch unterfi- 
nanziert und haben derzeit einen Gesam- 
tetat von Ca. 18 Milliarden Dollar.Dies steht 
im krassen Gegensatz zu den an die VN ge- 
stellten neuen Herausforderungen. 
Hierbei sind in erster Linie Maßnahmen 
zur Friedenssicherung sowie die Auseinan- 
dersetzung mit dem internationalen Terro- 
rismus zu nennen. 
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In diesem Kontext sind die erwarteten 50 
Milliarden Dollar pro Jahr bei weltweiter 
Einführung derTobin-Steuer ein höchst in- 
teressanter Betrag, bereits die erwarteten 
17 bis 20 Milliarden Dollar pro Jahr bei Ein- 
führung in Europäischer Union und 
Schweiz sind nicht zu verachten (vgl. 
Spahn, 2002). Die Verwendung der Steuer- 
einnahmen soll dabei zweckgebunden für 
die Finanzierung globaler öffentlicher Gü- 
ter erfolgen. Neben der Friedenssicherung 
seien hier insbesondere Umweltschutz 
und die Bekämpfung von Menschen- und 
Drogenhandel genannt.Auch die Bekämp- 
fung von Krankheiten, die ein globales 
Problem darstellen, wie zum Beispiel AIDS, 
fällt sicherlich in diese Kategorie. Da nicht 
damit zu rechnen ist,dass alle Länder welt- 
weit sofort die Tobin-Steuer einführen, 
bliebe zudem genug Zeit, um die Verwen- 
dung der Einnahmen sinnvoll zu planen. 
Von Gerd Grözinger stammt ein kreativer 
Vorschlag, wie man für Länder den Anreiz 
erhöhen könnte, die Tobin-Steuer auf nati- 
onaler Ebene einzuführen. Er schlägt vor, 
durch die weitergegebenen Steuereinnah- 
men die regulären Mitgliedsbeiträge stun- 
den zu können. Zudem soll Mitsprache- 
recht über die Verwendung der Einnah- 
men erfolgen, die über die Mitgliedsbei- 
träge hinaus weitergegeben wurden. Die 
Steuer wird zu gleichen Teilen den beiden 
Ländern gutgeschrieben,die an der Trans- 
aktion beteiligt sind, natürlich nur sofern 
sie beide selbst die Steuer erheben. 
Andernfalls würde der halbe Betrag als 
freiwilliger Zusatzbeitrag ohne Mitspra- 
cherecht behandelt (vgl. Grözinger, 2001). 
Eigentlich ist dieservorschlag nicht begrü- 
ßenswert, da die Einnahmen dadurch 
nicht komplett zusätzlich für die Finanzie- 
rung globaler öffentlicher Güter zur Verfü- 
gung stehen, sondern zum Teil bestehen- 
de Zahlungen ersetzen.Trotzdem verdient 
diese Idee eine gewisse Beachtung, auch 

wenn sie, gerade was die Frage der Mitbe- 
stimmung angeht, noch nicht ausgereift 
ist. lhren Charme macht aber aus, dass sie 
durch einen finanziellen Anreiz für die 
Länder die Chance der politische Durch- 
setzbarkeit der Tobin-Steuer erhöht. 
Zudem stärkt die Zweckbindung der Steu- 
ereinnahmen die Vereinten Nationen, da 
diese dadurch unabhängiger von der Zah- 
lungsmoral der Länder werden. 
Nur am Rande sei darauf verwiesen, dass 
Entwicklungspolitik ohne umfassenden 
bzw. kompletten Schuldenerlass keinen 
Sinn macht. Was nützen die ganzen Fi- 
nanzhilfen, wenn sie ohnehin dazu ver- 
wendet werden müssen, um Zinsen an ein 
paar Großbanken zu zahlen? 

Die Frage eines europäischen Alleingan- 
ges 
Da die Vereinigten Staaten die Tobin-Steu- 
er in all ihren möglichen Formen ableh- 
nen, ist die Überlegung entscheidend, ob 
die Steuer auch ohne die USA realisiert 
werden kann, zum Beispiel von der EU 
oder auch nur vom Euroraum. Zweifels- 
ohne ist Europa wirtschaftlich bedeutend 
genug, so dass die einseitige Einführung 
hier ein nicht unwesentliches Gewicht hät- 
te und auch zu erheblichen Einnahmen 
führen würde, wie bereits festgestellt wur- 
de. 
Es bleibt also zu klären, wie ein Zusam- 
menschluss einiger Länder die Steuer bei 
sich einführen kann (,,Tobin-Zone"), ohne 
die eigene Wirtschaft zu benachteiligen 
oder Umgehungseffekte zu verursachen. 
Hier sind grundsätzlich zwei Ansätze 
denkbar, ein währungsbezogener und ein 
handelsplatzbezogener Ansatz. Beide ha- 
ben gemeinsam, dass der Übergang von 
einer Währung zur anderen innerhalb der 
Zone grundsätzlich besteuert wird. 
Der währungsbezogene Ansatz postuliert 
weitergehend, dass die Steuer allein im Eu- 
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roraum eingeführt werden kann, da der 
Euro eine zu große Bedeutung als Weltwäh- 
rung hat, um ihn zu umgehen. Neben dem 
Wechsel von Währungen werden auch 
Euro-Transaktionen besteuert, welche die 
Tobin-Zone verlassen. Auf diese Weise ist zu 
vermuten, dass bestehende Euro-Parallel- 
märkte außerhalb der Zone mit der Zeit 
austrocknen. Dieses Argument überzeugt, 
allerdings bleibt trotzdem ein gewichtiges 
Problem hierbei ungelöst: Der Handel mit 
anderen Währungen könnte die Tobin- 
Zone verlassen, sofern dies kostengünstig 
genug möglich ist. In derTat hat Paul Bernd 
Spahn in einem Gutachten im Auftrag des 
Bundesministeriums für Wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit und Entwicklung festge- 
stellt, dass der Handel mit Währungen geo- 
graphisch fast komplett von den jeweiligen 
Heimatländern losgelöst ist, so dass dieses 
Problem schwer wiegt. 
Um einen globalen 24-Stunden-Handel in 
Echtzeit sicherzustellen, ist die Finanzwelt 
weitgehend in drei verschiedene Zeitzo- 
nen aufgeteilt, wobei alle die Tendenz ha- 
ben, dass ein Börsenplatz in dieser Zeitzo- 
ne fast ein Monopol hat bzw.die Konzent- 
ration auf diesen Handelsplatz immer wei- 
ter steigt (vgl. Spahn, 2002). Bei diesen drei 
Handelsplätzen handelt es sich um Lon- 
don, New York und Tokio. 
DieTobin-Steuer kann folglich in einer der 
drei Zonen eingeführt werden, sofern der 
Haupthandelsplatz und alle wesentlichen 
Nebenplätze der Tobin-Zone angehören. 
In Europa sind zum Beispiel Frankfurt und 

Zürich solche Nebenplätze. Eine räumliche 
Ausweichreaktion wäre nicht möglich, da 
sich der finanzielle und technische Auf- 
wand weder kurz- noch langfristig lohnen 
würde, den die Einrichtung eines neuen 
Haupthandelsplatzes in einem Offshore- 
Zentrum außerhalb der Tobin-Zone aber 
innerhalb der Zeitzone bedeuten würde. 
Dies gilt insbesondere bei niedrigen Steu- 
ersätzen. Man muss schließlich auch be- 
achten, dass die Herausbildung des Mono- 
polstandortes noch andere Gründe hat. So 
hat sich London zum Beispiel trotz hoher 
Büromieten, hoher Gehälter und sogar ei- 
ner Börsenumsatzsteuer zum weltweit 
führenden Handelsplatz für Devisen ent- 
wickelt. 
Der Euroraum könnte die Steuer also mit  
Großbritannien und der Schweiz ohne Pro- 
bleme einführen. Sicherlich wäre auch 
eine Einführung durch den Euroraum (mit 
geringerer Wirkung) möglich, ohne we- 
sentlichen Schaden zu verursachen. Auch 
könnte sich insbesondere Großbritannien 
einer solchen Entscheidung auf Dauer 
nicht entziehen, wenn es den Euro irgend- 
wann einführen möchte. Aber nichtsdes- 
totrotz ist ein politischer Konsens mit  
Großbritannien wünschenswert. 
Da der weltweite Devisenhandel mittler- 
weile nahezu komplett elektronisch abge- 
wickelt wird, ist die Berechnung und Ent- 
richtung der Steuer kein Problem. Die ge- 
naue Beschreibung der Vorgänge würde 
hier den Rahmen sprengen, Rodney 
Schmidt stellt dies aber beispielsweise 
sehr detailliert und überzeugend dar (vgl. 
Schmidt, 1999). Letztendlich läuft es nur 
darauf hinaus, dass der entsprechende 
Programmcode der jeweiligen Zahlungs- 
Systeme um ein paar Zeilen ergänzt wird, 
so dass die Steuer automatisch abgeführt 
wird. Dies würde insbesondere die Kon- 
trolle der ordnungsgemäßen Steuerzah- 
lung recht einfach machen. 
Eine andere Möglichkeit ist es, die Steuer 

die Tobin-Steuer nicht die nationale und 
internationale Politik von ihren Aufgaben 
entbinden. 
Nein, die Tobin-Steuer kann nur ein Mittel 
sein, um gefährdete Länder vor massiven 
Währungskrisen zu schützen, gerade i n  
der Form der dargestellten ,,Tobin-cum- 
Circuit-Breaker-Steuer". Aber auch hier 
wäre es naivzu glauben, dass sie als Schutz 
ausreicht. Die Politik bleibt gefragt. 
Auch wenn dies von Tobin nicht beabsich- 
tigt war, sind die fiskalischen Aspekte der C 

Steuer mittlerweile in den Vordergrund 
gerückt. Organisationen wie die Vereinten 
Nationen sind von der Weltgemeinschaft I 

gewollt, daher ist es nur recht und billig, 
wenn man sie mit angemessenen Finanz- 
mitteln ausstattet. Dies gi l t  insbesondere 
in Zeiten massiver globaler Aufgaben, wie 
sie hier bereits skizziert wurden. Die Steu- 
ereinnahmen würden also eine sinnvolle 
Verwendung finden. 
Neben all diesem hat dieTobin-Steuer auch 
noch eine immense psychologische Bedeu- 
tung,die vielleicht auch aus ihrer Überschät- 
zung herrührt. Aber gerade dieser psycholo- 
gische Aspekt darf wiederum nicht unter- 
schätzt werden. Die Steuer wird als Zeichen 
verstanden, dass Globalisierung kein unkon- 
trollierbarer Prozess ist, und die Politik das 
Primat über die Wirtschaft zurückerobern 
kann. Die Entscheidung für dieTobin-Steuer 
wäre somit ein Signal für den Aufbruch hin 
zu einer neuen Weltwirtschaftsordnung.Was 
die fast schon hysterische Ablehnung der 
Steuer durch Konservative und das Großka- 
pital angeht, fühlt man sich in diesem Zu- 
sammenhang und bei Anblick der weltwei- 
ten Reichtumsverteilung ein wenig an Marx 
und Engels erinnert:,,Mögen die herrschen- 
den Klassen vor einer kommunistischen Re- 
volution zittern. Die Proletarier haben in ihr 
nichts zu verlieren als ihre Ketten. Sie haben 
eine Welt zu gewinnen." SPW 612002 

zesses zurecht in Frage gestellt werden. Auch 
könnte die Krise des Neoliberalismus Alternati- 
ven,die näher an die Wurzeln der Probleme ge- 
hen, nachgerade zum Imperativ machen. 
Ebenso notwendig ist es,die Behauptung Berti- 
nottis,,Wer vom Neoliberalismus spricht, kann 
vom Kapitalismus nicht schweigen" einmal 
gründlich zu diskutieren, und zwar nicht in der 
im schlechten Sinne abstrakten und historisch 
toten Entgegensetzung von,,Reform und Revo- 
lutionU.Gefragt sind innovative Antworten einer 
Gesellschaftskritikdie auf der Höhe der Zeit is t  
und sich nicht in die Kostümierung unwieder- 
bringlich vergangener Kämpfe wirfi.Mit platten 
Parolen vom Schlage,,One Solution - Revoluti- 

on" kommt man nicht weiter.Im Gegenteil,das 
führt geradewegs ins Sektierertum. Hier lohnt 
sich noch einmal ein Blickauf die K-Gruppen-Er- 
fahrung der 68-Bewegung. 
Schließlich is t  davor zu warnen, aus der ver- 
ständlichen Euphorie von Florenz die italieni- 
schen Erfahrungen auf den Rest der Welt zu 
übertragen. Der Erfolg von Florenz geht zum 
größten Teil auf das Konto der innenpolitische 
Konstellation in Italien. Dazu gehört u.a.dass - 
die italienische Linke imvergleich zum übrigen 
Europa ohnehin generell recht stark ist, - die 
Konflikte mit Berlusconi seit einiger Zeit wach- 
sen und bereits zu einem Generalstreikgeführt 
hatten,- die US-freundliche Haltung Berlusco- 

nis auf breiten Widerstand weit über die Linke 
hinaus stoßt, - Berlusconi einen Tag vor dem 
Forum sein Gesetz zur freien Richterwahl 
durchs Parlament peitschte,was bis ins konser- 
vative Milieu hinein auf Ablehnung stieß,- die 
psychologische Kriegfuhrung mit dem Ge- 
spenst eines zweiten Genua zu Gegenreaktio- 
nenfuhrte. 
All dies sind Faktoren, die nicht auf andere 
Länder übertragbar sind. Deshalb dürfte es 
mindestens verfrüht sein, in der Bundesrepu- 
blik ein deutsches Sozialforum aus dem Bo- 
den stampfen zu wollen. Die politischen Vor- 
aussetzungen dafur sind (noch?) nicht vor- 
handen. SPW 612002 

Ein globales lnsolvenzverfahren für 
Staaten 
Bericht von der Jahrestagung von Weltbank und IWF 

Von Kai Burmeister 

Nachdem in der SPW 126 die ent- 
wicklungspolitische Debatte mit der Grund- 
these ,,fehlende Staatlichkeit als Entwick- 
lungshemmnis" angestoßen wurde, soll in 
diesem Beitrag über die Ergebnisse der dies- 
jährige Jahrestagung von Weltbank und IWF 
(sog. Bretton-Woods- Institutionen), die im 
Herbst in Washington stattfand, berichtet 
werden. Im Zentrum dieser Tagung stand 
der Vorschlag über ein internationales Insol- 
venzrecht. 

Das besondere an dieser KapiteC9-Regelung 
ist,dass ausdrücklich nicht in die politischen 
und hoheitlichen Angelegenheiten der öf- 
fentlichen Körperschaften eingegriffen wer- 
den darf und gleichzeitig die Schulden in ei- 
nem fairen Verfahren angepasst werden. 
Diese Regelung, die als Reaktion auf die Fi- 
nanzkrise der 30er Jahre eingeführt worden 
ist, wurde bisher in ca. 500 Fällen angewen- 
det. 
Wäre angesichts der Auslandsverschuldung 
vieler Entwicklungsländer ein Insolvenz- 
recht auf internationaler Ebene ebenso 
denkbar? Die beiden Tabellen zeigen das 

lungsländer um 500 Mrd. US$ angestiegen 
und dieVerschuldung befindet sich weiter in 
einem problematischen Verhältnis zur wirt- 
schaftlichen Leistungsfähigkeit. Die hohe 
Verschuldung vieler Entwicklungsländer 
kann neben ihrem Defizit an Staatlichkeit als 
weiteres Entwicklungshemmnis betrachtet 
werden. Daher wurde in den 80er Jahren 
vom österreichischen Entwicklungsökono- 
men Kunibert Raffer und später auch von 
dem ~avard-Ökonomen Jeffrey Sachs vor- 
geschlagen, nach Vorbild des US-amerikani- 
schen Kapitel 9 ein .internationales Insol- 
venzrecht für Staaten einzuführen. 

Ln)J( institui für sozial-ökologische 
wirtschailsforschung e. V1 

Internationales lnsolvenzrecht 
Im Wirtschaftsrecht vieler Staaten ist die In- 
solvenz seit langem bekannt und als für alle 
Beteiligten ökonomisch vorteilhaft aner- 
kannt. Das lnsolvenzrecht soll den Wider- 
spruch auflösen zwischen dem Recht des 

analysen 
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4.Senkung der Kindersterblichkeit 
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Gläubigers auf Rückzahlung seiner Forde- 
rung und dem Rechtsgrundsatz, dass die 
Vertragserfüllung nicht verlangt werden 
darf, wenn dies eine unangemessene Härte 
darstellt. Ist die Insolvenz eines Unterneh- 
mens im allgemeinen Wirtschaftsgeschehen 
ein gewöhnlicher Vorgang, so erscheint die 
Insolvenz eines Staates bzw.einer seiner Kör- 
~erschaften auf den ersten Blick als unae- 

Transaktionen zertifiziert werden. ' ployment, lnterest and Money,Cambridge University t 
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kein Allheilmittel um die Weltfinanz- frankfurt.de/professoren/spahn/tobintaxl,zugegrif- 
ordnung grundlegend zu reformieren. fen am 15.09.2002 

- 
wöhnlich. Doch können z.B. in den Vereinig- 
ten Staaten Schuldner mit Hoheitsgewalt, 
wie etwa Städte und Bezirke, bei Gericht In- dramatische Ausmaß der Verschuldung von 
solvenz nach Kapitel 9,Artikel 11 des ameri- Staaten des Südens.Allein von 1994 bis 2000 
kanischen Kongressgesetzes beantragen. i s t  die Auslandsverschuldung der Entwick- 

Die Trinkwosserressourcen der Erde reichen nur 
donn für olle Menschen, wenn es gelingt, zu 
nochholtiger Nutzung und effektiverer Verteilung 
zu kommen. Dieser Notwendiakeit stehen die 

Nachdem sich die BWI lange Zeit blind ge- 
genüber der Schuldenproblematikvieler Ent- 
wicklungslänger gezeigt haben, kann das 
letzte Jahr als Wendepunkt angesehen wer- 
den. Anne Krueger (First Deputy Managing 
Director des Internationalen Währungsfonds 
- IWF) legte für IWF und Weltbank ein Papier 
für einen Mechanismus zur Bewältigung von 
Staatsschulden (Sovereign Debt Restructu- 
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Gewerkschaften, Friedensbewegung, NGOs, di- 
verse K-Gruppen,Greenpeace,die Jugendorga- 
nisation der Partei der Demokratischen Linken 
(ehem.PCI),Amnesty,Schwule und Lesben, ka- 
tholische Nonnen, die italienischen Grünen, 
christliche Pfadfinder,die Rifundazione Comu- 
nista und last but not least der Bürgermeister 
von Florenz und der Präsident der RegionToska- 
na (beide DS).Letztere hatten dem Forum politi- 
sche und logistische Unterstüeung gewährt. 
Der Zulauf aus den verschiedenen politischen 
Lagern signalisiert, dass die Akzeptanz der 
herrschenden Politik immer mehr schwindet. 
Gleichzeitig wächst damit die Notwendigkeit, 
einen produktiven Umgang mit dem Pluralis- 
mus der Bewegung zu finden und zentrifuga- 
len Tendenzen entgegenzusteuern. Es scheint 
sich eine politische Kultur der Dialogbereit- 
schaft, des toleranten Umgangs mit Wider- 
sprüchen, und - sieht man von einigen trotz- 
kistischen Splittergruppen ab - des bewussten 

vor allem Genua ist mit Florenzder Gegenseite 
die Möglichkeit genommen, die globalisie- 
rungskritische Bewegung mit dem Gewaltthe- 
ma zu isolieren oder zumindest zu spalten. 

Nein zum Krieg 
Das beherrschende,wenn auch nicht daseinzi- 
ge Thema des ESF war der Krieg. Die Ableh- 
nung der Militarisierung der Außenpolitik im 
Allgemeinen und eines Kriegs gegen den Irak 
im Besonderen war einhellig. 
So wichtig und richtig dieseOrientierung ist,so 
birgt sie auch einige Risiken.So besteht z.B.die 
Gefahr, dass im Windschatten der Auseinan- 
dersetzung um den Krieg der neoliberale Kurs 
relativ ungestört fortgesetzt und das Potential 
der kritischen Kräfte davon völlig absorbiert 
wird. Es ist gerade einer der gesellschaftspoliti- 
schen Effekte der Militarisierung, durch den 
Aufbau von Feindbildern und äußeren Bedro- 
hungsszenarien die Aufmerksamkeit von inne- 
ren Problemen abzulenken. Am deutlichsten 
wird dies in den USA,wo der patriotische Kon- 
formitätsdruck so groß ist,dass vom Geist von 
Seattle nicht mehr viel zu spüren ist. 
Dabei hat sich die Akzeptanzkrise der neolibera- 
len Globalisierung,die wir in Seattle konstatier- 
ten,inzwischen zu einerveritablen Funktionskri- 
se ausgewachsen.Der Crash an den Börsen,das 
unrühmliche Ende der,,New Economyl',die sog. 
Bilanzskandale großer Konzerne, die Passivität 
des IWF in der Argentinienkrise und diedeflatio- 
näre Entwicklung in vielen Volkswirtschaften 
sind nur die Spitze des Eisberges.Es kommt da- 
her darauf an, Globalisierungskritik und Frie- 
densbewegung nicht gegeneinander zu setzen, 
sondern die Zusammenhängezwischen beiden 
Themen deutlich zu machen. 

Wachsende Pluralität und Breite 
Dasquantitative Wachstum der Bewegung geht 
einher mit einerwachsenden politischen Plurali- 
tät. Vertreten waren lokale Sozialforen, AlTAC, 

Verzichts auf Avantgardismus und Dominanz 
herauszubilden. 
Am deutlichsten wird dies bei der Rifundazio- 
ne Comunista.Obwohl die Partei mit ihren ca. 
100.000 Mitgliedern eine unübersehbare Rolle 
bei der Vorbereitung und Durchführung von 
Forum und Demonstration spielte, hat sie we- 
der intern im Vorbereitungskomitee noch öf- 
fentlich versucht,anderen ihre Positionen auf- 
zudrängen. Offenbar hat man begriffen, dass 
Selbstbeschränkung und die Absagean partei- 
politische lnstrumentalisierung sozialer Bewe- 
gung eine Bedingung für deren Erfolg ist.Dass 
es die Rifundazione mit linkem Pluralismus 
durchaus ernst zu nehmen scheint,zeigt auch 
ihrVerzicht aufeine der heiligen Kühedes Leni- 
nismus, das Fraktionsverbot in den eigenen 
Reihen.Von daher geht der immer mal wieder 
geäußerteVerdacht,das ESF sei ein von der Ri- 
fundazione gelenktes Projekt, ins Leere. 

Gegen Privatisierung und GATS 
Das zweite Thema, das sich in Florenz als 
Schwerpunkt herauskristallisierte, ist die Privati- 
sierung von öffentlichen Dienstleistungen,von 
Bildung, über Gesundheit und Renten bis zu 
Wasser Energie und Verkehr. Das Problem wird 
in der gesamten EU immer brisanter. Eng ver- 
bunden damit sind dieVerhandlungen zur Libe 
ralisierung der Dienstleistungen in der WTO 
(GATS). Beschlossen wurde eine europäische 
Kampagne, die zunächst auf Aktionen Ende 
März 2003 orientiert mit einer zentralen Initiati- 
ve in Brüssel.Bis dahin wird in der WTO nämlich 
die Verhandlungsphase abgeschlossen, in der 
die einzelnen Länder ihre Liberalisierungsange- 
bote und -forderungen vorlegen. Danach wird 
die Ministerkonferenz der WTO im mexikani- 
schen Cancun Anfang September 2003 zum 
nächsten Höhepunkt der Kampagne. 

Deutsche Präsenz mit niedrigem Profil 
Aus der Bundesrepublik waren 500 bis 700Teil- 
nehmer angereist. Die meisten auf A1TAC-Ti- 
cket. Fahnen von VER.DI waren zu sehen, auch 
die IG-Metall war vertreten, NGOs,die parteina- 

hen Stiftungen von SPD, Grünen und PDS 
ebenso wiedie Anthroposophen und der BUKO. 
Auf einem Forum über dasVerhältnis von Par- 
teien zu sozialen Bewegungen trat auch Chris- 
tian Ströbele auf. Er übte Kritik an seiner Partei 
und plädierte für ein Zusammenwirken von 
Grünen und sozialer Bewegung. Frank Bsirske, 
VER.DI-Vorsitzender, hatte wegen dringender 
Angelegenheiten bei der Gesundheitsreform 
kurzfristig abgesagt,aber Interesse bekundet, 
weiter am Prozess beteiligt zu sein. 
Insgesamt war das Profil und die Sichtbarkeit 
der Deutschen sehr niedrig.Offenbar war we- 
nig in dieVorbereitung investiert worden. Hier 
besteht Nachholbedarf. Dabei geht es nicht 
um nationale Selbstdarstellung.Vielmehr ha- 
ben die deutschen Globalisierungskritiker die 
Verantwortung, die soziale Bewegung des 
größten Landes in der EU angemessen in die 
internationale Bewegung zu integrieren. 

Probleme 
So positiv die Entwicklung insgesamt ist, so 
gibt es jedoch auch unverkennbar einige Pro- 
bleme und Defizite: 
So gingen auch von Florenz kaum Impulse zur 
Entwicklung inhaltlich-konzeptioneller Alternati- 
ven zum Neoliberalismus aus.Noch immer koe 
xistieren Ein-Punkt-ansätze für bescheidene Re 
formen unverbunden mit sehr allgemeinen ge- 
haltenen Wertorientierungen. Eine Diskussion 
zwischen den Standpunkten findet noch nicht 
wirklich statt.Typisches Beispiel ist die Erlassjahr- 
kampagne,die Schuldenerleichterungen für die 
armen Ländern will,währendanderefüreinevoll- 
ständige und bedingungslose Schuldenstrei- 
chung eintreten.Eine LösungfürdieArgentinien- 
kriseaber ist beides nicht.Protest und Ablehnung 
als gemeinsamer Nenner sind zwar die Aus- 
gangsbasis fürVeränderung,auf Dauer aber wird 
das nicht reichen.lnsofern ist das eigentliche Ziel 
des ESF, unabhängig von Regierungsgipfeln 
einmal in Ruhe untereinander zu diskutieren und 
den Selbstorganisationsprozess international 
voranzubringen nur sehr unvollständig erreicht. 
Dass die neue Bewegung mehrheitlich aus jun- 
gen Leuten besteht,ist eine ihrer großen Stärken. 
Dies verleiht ihr inzwischen einen regelrechten 
Touch von Jugendkultur und überweite Strecken 
nahm das Forum in derTat Happeningcharakter 
an.Allerdings darf dies nicht darüber hinwegtäu- 
schen, dass angesichts der demographischen 
Verhältnisse in den Industrieländern Jugend eine 
strukturelle Minderheit ist. Die Bewegung darf 
sich nicht auf eine reine Jugendbewegung b e  
schränken. Die Verbindung zur demographi- 
schen Mitte der Gesellschaft ist unerlässlich, 
wenn sie Aussichten auf Erfolg haben will. 
Ein Moment des jugendgeprägten Charakters 
der Bewegung ist eine gewisseTendenzzurver- 
balradikalität,wie sie ja auch in der Geschichte 
sozialer Bewegungen notorisch ist.Zwar erfor- 
dert der Problemstand heute tatsächlich eine 
Überprüfung überkommener Konzepte. Ob 
einseitige Dialog- und Lobby-Strategien, wie sie 
einige NGOs praktiziert haben, noch Sinn ma- 
chen, kann gerade nach der Pleite des Rio-Pro- 

Die Schatten der 
Globalisierung 

Joseph Stiglitz: Die Schatten der Globalisierung. 
Siedler-Verlag, Berlin, 2002,304 S., 19,90 £ 

Es wäre bedauerlich, wenn in der 
aktuellen Vielfalt der globalisierungskriti- 
schen Veröffentlichungen der letzten beiden 
Jahre eines der wichtigsten Bücher untergin- 

6 ge,das zur Pflichtlektüre eines Jeden gehö- 
ren sollte, der sich für die Operationalisie- 
rung der Kritik durch konkrete Politikansätze 

I interessiert. 
Das Besondere an dem Buch ist,dass die the- 
oretischen Aussagen von Joseph Stiglitz - 
im Jahre 2001 Nobelpreisträger für Wirt- 
schaft - mit den ökonomischen und politi- 
schen Analysen von Elmar Altvater und Bir- 
git Mahnkopf sowie Michel Chossudowsky 
kompatibel sind, die strategischen Ansätze 
einer Globalisierung von unten berücksichti- 
gen und sich in der Kritik der konkreten Poli- 
tik mit Oskar Lafontaine und den basisorien- 
tierten Anregungen von Naomi Klein und 
Noreena Hertz treffen. 
,,Ich hoffe, mein Buch wird eine Debatte an- 
stoßen, die nicht nur hinter verschlossenen 
Türen und in den Elfenbeintürmen der Wis- 
senschaft stattfindet. Diejenigen, deren Le- 
ben durch Entscheidungen über die Gestal- 
tung der Globalisierung beeinflusst wird, ha- 
ben ein Recht, an dieser Debatte mitzuwir- 
ken, und sie haben ein Recht zu wissen, wie 
solche Entscheidungen in der Vergangen- 
heit getroffen wurden" stellt er das Pro- 
gramm seines Buches in der für die Lektüre 
wichtigen Einleitung vor.(S. 15) 
Der Autor integriert in dem Buch die eigene 
wissenschaftliche und politische Biografie 
als politischer Wirtschaftswissenschaftler 
und als wirtschaftswissenschaftlicher Politi- 
ker. Bis 1993 war er Professor an den Univer- 
sitäten Yale, Princeton, Oxford und Stanford 
und lehrt seit 2000 an der Columbia Univer- 
sität in New York. 2001 wurde ihm gemein- 
sam mit den US-Ökonomen George Aker- 
hof und Michael Spence für ihre Forschun- 
gen zur Transparenz der Märkte der Nobel- 
preis verliehen. Ihre Forschungsergebnisse 
zeigen, dass die Märkte wegen asymmetri- 
scher Informationen keineswegs so perfekt 
funktionieren, wie es die traditionellen 
Lehrbücher beschreiben und die neolibera- 
le Gemeinde weltweit gewissermaßen als 
politische Pfingstbotschaft verkündet. 1993 
wurde er Mitglied des Sachverständigen- 
rats von Präsident Clinton, dessen Aufgabe 
es war, sämtlichen Dienststellen der US-Re- 
gierung mit wirtschaftswissenschaftlichem 
Rat zur Seite zu stehen. (Wie ungenügend 
nimmt sich dagegen die ökonomische Poli- 
tikberatung der Regierungen in Deutsch- 
land aus!) 1997 bis Januar 2000 war er 
zudem Chefvolkswirt und erster Vizepräsi- 
dent der Weltbank. 

Im Zentrum des Buches steht die Frage nach 
politischen Alternativen zur internationalen 
Wirtschafts- und Finanzpolitik, da diese bei 
„der Umwandlung der russischen Planwirt- 
schaft in eine Marktwirtschaft" versagt habe 
und bei der Finanzkrise,die 1997 in Asien be- 
gann und schließlich auf die ganze Welt 
übergriff, krisenverschärfend gewirkt habe. 
Besonders beschäftigt sich das Buch mit den 
,,verheerenden Folgen" ..., die die Globalisie- 
rung für Entwicklungsländer haben kann, 
und besonders für die Armen in diesen Län- 
dern. Die ideologische Programmatik des in- 
ternationalen Währungsfonds /IWF) und der 
Welthandelsorganisation (WTO) - fern der 
sozialen Realität in den einzelnen Staaten 
und möglicher negativer Folgen ihrer Strate- 
gie - müsse durchbrochen werden, nennt er 
als politisches Ziel. Die Beseitigung von 
Hemmnissen für den freien Handel und die 
Integration der nationalen Volkswirtschaf- 
ten als oberste Ziele von IWF und WTO 
müssten gemessen werden an den ökono- 
mischen, von Fall zu Fall durchaus unter- 
schiedlichen volkswirtschaftlichen Erforder- 
nissen einzelner Staaten. Damit ist er nahe 
bei den Vorstellungen Robert Reichs,zu dem 
es viele wirtschaftswissenschaftliche Berüh- 
rungspunkte gibt und der als Mitglied der 
Clinton-Administration für Arbeit und Sozia- 
les mit dem Sachverständigenrat von Bill 
Clinton zusammenarbeitete. Reich suchte 
Antwort auf die Frage:,,Wie kann sich die Ge- 
sellschaft vor dem vernichtenden Erfolg des 
Kapitals schützen?" In seinem Buch „Die 
neue Weltwirtschaft" (Ullstein 1993) schlägt 
er einen ,,positiven Wirtschaftsnationalis- 
mus" vor, der eine Brücke zwischen der ge- 
sellschaftlichen Gleichgültigkeit der reichen 
kosmopolitischen Klasse und dem,,Nullsum- 
men-Nationalismus" der benachteiligten 
Mehrheit, die ihr Heil im krassen Protektio- 
nismus sucht: Staatliche Gelder für For- 
schung und Entwicklung, Investitionen in 
die Infrastruktur, Anpassungshilfen und An- 
reize für ökologische und sozialverträgliche 
Vorhaben, zwischenstaatliche Kooperatio- 
nen.- Übrigens gibt es Interpreten des ame- 
rikanischen Booms zur Zeit Clintons, die die- 
sen auf die Übernahme von Elementen aus 
Reichs Konzept, der ja Clintons Studien- 
freund war,zurückführen. 
Das Buch zeichnet den Weg von den Verhei- 
ßungen der globalen Institutionen über ge- 
brochene Versprechen und die schädlichen 
Wirkungen der Strategien dieser Institutio- 
nen, um aus der Kritik heraus bessere Wege 
zur Gestaltung der Globalisierung zur Dis- 
kussion zu stellen. Die wichtigsten Stationen 
des Wegs sind die Kapitel,,Die Ostasien-Kri- 
se" und „Wer hat Russland zugrunde 
gerichtet?% diesem Kapitel wird die Praxis 
der politischen Nötigung des IWF und deren 
Folgen konkret: Allerdings auch, dass die 
Staaten, die den IWF-Vorschlägen nicht ge- 
folgt sind, politisch und ökonomisch besser 
gefahren sind.als Beispiele werden die Ent- 

wicklungen in Malaysia, Südkorea, China im 
Zusammenhang mit der Ostasienkrise und 
in Polen im Zusammenhang derTransforma- 
tion der ehemaligen zentralen Verwaltungs- 
wirtschaften zu Marktwirtschaften analy- 
siert. 
Diese Strategie des IWF steht im Wider- 
spruch zu der am Ende des Zweiten Welt- 
kriegs vereinbarten Aufgabenstellung für 
IWF und Weltbank: Es ging darum, den 
Wiederaufbau Europas zu fördern und 
künftigen schweren Wirtschaftskrisen vor- 
zubeugen. Der IWF hat sich seit seiner 
Gründung stark verändert. Während sein 
Handeln ursprünglich von der Überzeu- 
gung getragen war, dass die Märkte 
oftmals nicht störungsfrei funktionieren, 
predigt er heute mit ideologischer In- 
brunst die Überlegenheit des Marktes. 
Und während der IWF ursprünglich davon 
ausging, man müsse Länder durch interna- 
tionalen Druck zu einer expansiveren Wirt- 
schaftspolitik drängen, stellt er heute in 
der Regel nur dann Mittel bereit,wenn sich 
Länder zu einer kontraktiven Wirtschafts- 
politik verpflichten. Keynes würde sich im 
Grabe umdrehen, könnte er sehen,was aus 
seinem Kind geworden ist? 
Die entscheidendste Veränderung dieser In- 
stitutionen vollzog sich in den achtziger Jah- 
ren, als Ronald Reagan und Margaret That- 
cher in den Vereinigten Staaten und in Groß- 
britannien die Ideologie der freien Markt- 
wirtschaft predigten. IWF und Weltbank 
wurden zu den neuen missionarischen Insti- 
tutionen, über die diese Konzepte den wi- 
derstrebenden armen Ländern aufgenötigt 
wurden,die oftmals dringend auf deren Kre- 
dite und Zuwendungen angewiesen waren. 
Die Finanzminister der armen Länder ließen 
sich, wenn es nicht anders ging, bekehren, 
um an die Geldtöpfe zu kommen ..." (S. 27) 
Diese Kritik bringt Stiglitz schon in der Ein- 
leitung auf den Punkt:" Die Programme des 
IWF,die an die markteigene Effizienz glau- 
ben,zogen wünschenswerte staatliche Ein- 
griffe, die das Wirtschaftswachstum ankur- 
beln und alle besser stellen können, gar 
nicht erst in Erwägung ... Als ich auf die in- 
ternationale Bühne wechselte, stellte ich 
fest, dass es bei der Konzipierung von Poli- 
tik, insbesondere beim Internationalen 
Währungsfonds, weder auf ökonomische, 
noch auf politische Rationalität ankommt. 
Entscheidungen wurden auf der Grundlage 
einer sonderbaren Mixtur aus Ideologie 
und schlechter Ökonomie gefasst, eines 
Dogmas,das manchmal nur hauchdünn ei- 
gene Interessen zu verschleiern schien. 
Wenn Krisen auftraten,verordnete der IWF 
überholte, ungeeignete ,,Standardlösun- 
gen", ohne sich um die Auswirkungen auf 
die Menschen in den Ländern zu scheren, 
die diese Vorgaben umsetzen sollten" (S. 10 
und 12) 
Diese Kritikzieht sich durch das ganze Buch. 
Dabei werden in jedem Abschnitt die Schat- 



GLOBALE HEGEMOPIIE? GLOBALE YEGEMONBE? 

schen Interessen nicht oder nur unvorteil- 
haft bedient, kommt es zudem zu einer he- 
gemonialen Aufteilung der Ölvorkommen 
mit Folgen für die Preisentwicklung auf den 
Energiemärkten, also zum Rückgang der ÖI- 
preise auf breiter Front, könnten sich für die 
russische Wirtschaft und für das Staatsbud- 
get erhebliche negative Konsequenzen er- 
geben. Die Wachstumsprognosen würden 
bei einem Verfall der Ölpreise erheblich re- 
duziert werden müssen. 
Dies wiederum würde in einem Wahljahr, im 
Dezember 2003 wird die Staatsduma ge- 
wählt und im März 2004 stehen Präsident- 
schaftswahlen an, politische Auswirkungen 
haben. 

nen sehr pragmati- 
schen realpolitischen 
Kurs gesteuert, der 
arbeitsteilig versucht 
unterschiedliche In- 
teressenlagen in der 
internationalen Poli- 
tik miteinander zu 
vereinen. 
Die oft als störend 
und moralisch, aber 
perspektivlos ge- 
brandmarkte euro- 
päische Kritik am rus- 
sischen Vorgehen in 
Tschetschenien ist 

tenseiten - man kann auch Kolateralschäden 
sagen - konkret und mit den Folgen für die 
Menschen in der nüchternen Sprache des 
Ökonomen aber mit spürbarer innerer Teil- 
nahme und mit spürbarem Frust beschrie- 
ben. Er nennt die westlichen Banken als Pro- 
fiteure von den vom IWF empfohlenen Lo- 
ckerungen von Kapitalmarktkontrollen in 
Lateinamerika und Asien, oder den soge- 
nannten,,bail outsU,die Absicherung der Kre- 
dite und durch Gewinne auf kurzfristig in 
diese Länder gepumpte Spekulationsgelder. 
Im Vergleich zu den Schädigungen der Um- 
welt und der Spaltung der Gesellschaften 
fielen die Früchte der Globalisierung meist 
kümmerlich aus. Auch die Weltbank, die 
zunächst projektbezogene Finanzierungen 
als Aufgabe hatte, wurde an die Programme 
der IWF angebunden, in dem ihr neues In- 
strument umfassender Strukturanpassungs- 
kredite auf das Plazet des IWF angewiesen 
war. 
,,Viele der wirtschaftspolitischen Auflagen 
des IWF, vor allem die verfrühte Liberalisie- 
rung des Kapitalmarktes,verschärften die In- 
stabilität der Weltwirtschaft. Und sobald ein 
Land in einer Krise steckte, haben die Finanz- 
spritzen und Programme des IWF die Lage 
nicht nur destabilisiert,sondern in vielen FäI- 
len sogar noch verschlimmert, insbesondere 
für die Armen. Der IWF hat nicht nur seinen 
ursprünglichen Auftrag verfehlt,die interna- 
tionalen Finanzbeziehungen zu stabilisieren, 
sondern war auch in den ihm übertragenen 
Aufgaben nicht erfolgreich, wie etwa der 
Förderung der Marktwirtschaft in ehemals 
planwirtschaftlich gelenkten Ländern." 
(5.30) 
Während IWF und Weltbank fast ausschließ- 
lich in der dritten Welt und inTransformati- 
onsländern aktiv sind, bezieht die 1995 ge- 
gründete Welthandelsorganisation die In- 
dustrieländer in den Globalisierungsprozess 
ein. Die Leitlinien des,,Washington Consen- 
sus" unterwerfen den Welthandel umfas- 
send dem ,,Mantra der freien Marktwirt- 
schaft." 
Wird beim IWF die Strategie von den domi- 
nierenden Finanzinteressen insbesondere 
der Wall-Street beherrscht, geben bei der 
WTO die Handelsinteressen der weltweit 

So habe der Austeritätskurs oftmals zu so 
hohen Zinsen geführt, dass die Schaffung 
von Arbeitsplätzen und Gründung von Un- 
ternehmen selbst in entwickelten Ländern 
unmöglich wäre. Das notwendige Kapital 
zur Finanzierung sei einfach zu teuer. So 
habe der IWF die Situation in vielen Ländern 
verschlimmert. 
Wenn Menschen von Arbeitsplätzen in 
Staatsbetrieben mit niedriger Produktivität 
in die Arbeitslosigkeit gedrängt würden, 
steige dadurch nicht das Einkommen eines 
Landes und gewiss nicht die Wohlfahrt der 
Arbeitnehmer,auRerdem fördere Privatisie- 
rung die Korruption. 
Die Marktöffnung als Voraussetzung der 
Handelsliberalisierung führe zur Vernich- 
tung von Arbeitsplätzen in ineffizienten 
Wirtschaftszweigen, ohne dass - entgegen 
der Theorie des IWF und der WTO - neue 
produktive Arbeitsplätze entstünden we- 
gen des oft fehlenden Kapitals und des völ- 
lig unzureichenden Bildungssystems in 
Ländern der dritten Welt. Regelrecht zerstö- 
rerisch wirke die unüberlegte Öffnung der 
Finanzmärkte durch Deregulierung der in- 
neren Finanzmärkte - selbst in Industrielän- 
dern. Kapitalverkehrskontrollen aufzuhe- 
ben sei eine der ideologischen Kernforde- 
rungen von IWF aber auch des US-Finanz- 
ministeriums. Die Deregulierung der Fi- 
nanzmärkte öffnet der Spekulation auf 
Wechselkurse die Tür. 

abhänge. Zur Schuldenfrage habe die 
Aussetzung der laufenden Schuldentil- 
gung in Krisensituationen Vorrang vor 
bailouts. Ein Schlüsselelement für die Sa- 
nierung von Unternehmen wäre die Ein- 
führung einer speziellen Konkursvor- 
schrift, die finanzielle Schieflagen infolge 
makroökonomischer Störungen, die weit 
über das Normale hinausgingen, schnell 
bereinigen solle. (S. 155) Dazu müssen die 
internationalen Institutionen ihre Agen- 
da ändern. Das ist durch politische Ent- 
scheidungen der Regierungen der wich- 
tigsten Länder möglich. 
,,Um die Globalisierung so zu gestalten,dass 
ihre Früchte gleichmäßiger verteilt werden, 
bedarf es vor allem einer grundlegenden Re- 
vision des governance-Systems - also der 
Leitungs- und Aufsichtsstrukturen (der inter- 

Folgt man den Annahme einer pragmati- 
schen, von nationalen Interessen determi- 
nierten russischen Außenpolitik, muss be- 
zweifelt werden, dass die russische Politik 
zum willfährigen Objekt amerikanischer In- 
teressen wird oder sich in die Sackgasse hin- 
ein zwängen lässt, zwischen den USA und 
Europa zu wählen. 
Russland hat ohne große außen- und sicher- 
heitspolitische Entwürfe vorzulegen in den 
vergangenen Jahren der Transformation ei- 

letztlich weniger be- 
drohlich, weil sie 
trotz aller Kritik die Lösung des Problems an- 
mahnt als die unberechenbaren Folgen der 
amerikanischen Politik in der Golfregion. 
Seit mehren Jahren bereiben sie eine dezi- 
dierte internationale Strategie der Marktpe- 
netration in Süd- und Zentraleuropa und 
sind an der Ausweitung des Handels mit Chi- 
na beteiligt. Im kaspischen Raum spielen sie 
eine zunehmend wichtigere Rolle und ha- 

ben sich nach den Ereignissen vom Septem- 
ber 2001 in die pipeline- Diskussion gut ein- 
bringen können. Beispielsweise hat der rus- 
sische LUKoil-Konzern in die Olexploration 
im Irak (West Quarna Feld) investiert und hat 
Explorationsabkommen mit Algerien, dem 
Sudan und Libyen abgeschlossen.Mit Vene- 
zuela sind Kooperationsabkommen abge- 
schlossen worden. SPW 6/2002 

nationalen Wirtschaftsinstitutionen). Hierzu 
müssen beim IWF und bei der Weltbankdie 
Stimmrechte neu verteilt werden und bei al- 
len internationalen Wirtschaftsinstitutionen 
Veränderungen sicherstellen, dass bei der 
WTO nicht nur die Stimmen der Wirtschafts- 
minister und beim IWF und der Weltbank 
nicht nur die Stimmen der Finanzminister 
Gehör finden." (5.260) 
Abschließend fasst Stiglitz seine Position in  
sieben Reformforderungen zusammen: 
1. Notwendigkeit politischer Interventio- Seattle, Genua ... und jetzt Florenz nen, um den Gefahren der Kapitalmarktlibe- 
ralisierung und der kurzfristigen Kapitalspe- 

E ine  B i lanz  d e s  e rs ten  Eu ropä i schen  Soz ia l f o rums  in F lo renz  kulation entgegenzuwirken; 
Die Kritik an den Instrumenten wird 
jeweils mit Einzelbeispielen belegt. 
Aus der Kritik der Politik der internationalen 
Finanzinstitutionen und aus den Erfahrun- 
gen der Staaten,die sich gegen die IWF-Pro- 
gramme gewehrt haben, entwickelt Stiglitz 
Bausteine für alternative Strategien: 
Bodenreform, Regulierung des Finanzsek- 
tors, Bekämpfung der Armut.,,Es gibt Alter- 
nativen zu den Entwicklungs-, Krisenbewäl- 
tigungs- und marktwirtschaftlichen Trans- 
formationsstrategien des,,Washington Con- 
sensusn,die allesamt weniger auf der Ideolo- 
gie des Marktes basieren. Diese Alternativen 
stützen sich zwar auf Märkte, messen jedoch 
auch dem Staat eine wichtige Rolle bei. Sie 
erkennen die Bedeutuna von Reformen an. 

2. Reformen des Konkursrechts und Schul- 
denmoratorien unter bestimmten Bedin- 
gungen; 
3. Zurückhaltung bei bail-outs; 

Peter Wahl 
4. Eine bessere Regulierung des Banken- 
sektors; 
5. Verbessertes Risikomanagement; 

Die Dynamik der globalisierungskriti- 
schen Bewegung ist ungebrochen. Das erste Eu- 
ropäische Sozialforum (ESF) vom 6. bis 9. Novem- 
ber in Florenz hat dies überaus eindrucksvoll b e  
stätigt.Mit der Demonstration von mehr als einer 
halben Million Menschen - die größte in der Ge- 
schichte der Globalisierungskritik- wird Florenz 
zukünftig in einem Zuge mit Seattle und Genua 
genannt werden müssen. Etwa zwei Drittel der 
Teilnehmer gehören jüngeren Jahrgängen an. 

6 Beim Forum selbst, ein dreitägiger Veranstal- 
tungsmarathon mit ca.200 Podien,Seminaren 
und Workshops, war mit 20.000 Teilnehmern 
gerechnet worden. Am zweiten Tag waren es 
bereits doppelt soviel und am Schluss sogar 
60.000.Allerdings gingen die damit verbunde- 
nen organisatorischen Probleme zu Lasten der 
Qualität mancherveranstaltungen. 
Es ist aber nicht der quantitative Aspekt allein, 
der das ESF zu einem herausragenden Ereignis 
macht. Die besondere Qualität von Florenz 
liegt darin,dass 

die Bewegung aus dem Schatten der Ge- 
walt getreten ist, 

der Brückenschlag zum Thema Krieg und 
Frieden gelungen ist, 

die politische Pluralität und Breite weiter 
zugenommen hat. 
Gleichzeitig hat das ESF einige Probleme und 
Defizite der globalisierungskritischen Bewe- 
gung sichtbar gemacht. 

schen Problemen abzulenken.Berlusconi hatte 
die Zerstörung von Kunstwerken der Renais- 
sancestadt durch talibanisierte Horden an die 
Wand gemalt und von Verbot des ESF gespro- 
chen. Die in der Regierung vertretenen Neofa- 
schisten der,,Forza Italia" hatten wochenlang 
Stimmung im Stil des,,StürmerU gemacht,z.B. 
mit Karikaturen von Demonstranten mit Ha- 
kennase,in der einen Hand eine Flasche Wodka 
in der anderen Hammer und Sichel.Der,,Corrie- 
re della Sera" brachte zum Auftakt des Forums 
einen von Hass triefender Beitrag der gewen- 
deten Linken Oriana Fallaci. Unter diesem Ein- 
druck vernagelten viele Geschäfte in der histo- 
rischen Altstadt ihre Schaufenster. 
Auf Seiten der Demonstration war ein wie auch 
immer gearteter,,Schwarzer Block" nicht auszu- 
machen. Andere Gruppen,die zu Militanz ten- 
dieren, wie die sog„Disobediente" LUngehorsa- 
meU,eine Mischung aus Punk und Anarchismus) 
und dieTute Bianche,die bei der IWFNVeltbank- 
tagung in Prag an der Spitze der Auseinander- 
setzung mit der Polizei gestanden hatten,mar- 
schienen diszipliniert in der Demonstration mit. 
Schließlich wird mit Florenz auch das Argu- 
ment hinfällig, dass nur durch Gewaltszenen 
Medienöffentlichkeit herzustellen sei. Nach 
den Konfrontationen von Prag, Göteborg und 

6. Verbesserte soziale Sicherheitsnetze; 
7. Verbesserte Krisenreaktion; 
Das Buch müsste Pflichtlektüre für alle sein, 
die in den Globalisierungsprozess institutio- 
nell eingreifen wollen. 

Horst Peter, Kassel 

Aus dem Schatten der Gewalt getreten 
Die neue Bewegung ist aus dem Schatten der 
Gewalt,der seit Genua über ihr lag, herausgetre- 
ten.Florenzzeigt einmal mehr,dass dann,wenn 
tatsächlich große Menschenmengen mobili- 
siert werden, weder staatliche Provokationen 
noch die Orientierung auf Militanz durch kleine 
Gruppen eine Chance haben. 
Die Berlusconiregierung hatte alles getan,um 
im Vorfeld des ESF ein Klima von Hysterie und 
Angst zu erzeugen.Ein zweites Genua wäre ihr 
gerade recht gekommen, um von innenpoliti- 

Literatur: 
Elrnar AltvaterIBirgit Mahnkopf,Globalisierung der Unsi- 

operierenden Konzerne den Ausschlag. 
Jeweils bleiben die sozialen Belange der 
Mehrheit der Bevölkerung auf der Strecke. 
Handelsinteressen stehen vor allen anderen 
Belangen einschließlich der Belange des 
Umweltschutzes. 
In den Analyseteilen des Buches untersucht 
Stiglitzausführlich und überzeugend dieGe- 
fahren der schematischen Anwendung der 
Hauptziele der neoliberalen Strategien auf 
die wirtschaftliche, soziale und ökologische 
Entwicklung in verschiedenen Ländern. Er 
setzt sich mit der Anwendung der auf fiskali- 
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aber diese Reformen müssen in sach- und 
zeitgerechter Reihenfolge durchgeführt 
werden.Veränderungen sind für sie niemals 
rein ökonomische Prozesse, sondern immer 
Teil einer umfassenden Evolution der Gesell- 
schaft. Sie erkennen, dass Reformen langfris- 
tig nur dann erfolgreich sein können, wenn 
sie einen breiten Rückhalt haben, und um ei- 
nen breiten Rückhalt zu bekommen, müssen 
die Früchte breit gestreut werden (S. 107f). 
Dies präzisiert Stiglitz: 
Um so weit wie möglich Vollbeschäfti- 
gung zu erreichen, müsse man eine ex- 
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sen einzubringen. Die Logik dieses Rich- 
--.-P -. -P 

Schaubild 2: Ziele, die Russland in den nächsten 10-15 Jahren anstreben soll und die irn nationalen 
Interesse lieaen, in O h  

tungswechsels war bestechend einfach und 
bislang erfolgreich. 
Mögliche innenpolitische Gegner einer zu Ziele 

Den Status der Supermacht, wie es die UdSSR war, wiedererlangen 
Zu den fünf am höchsten entwickelten Staaten der We It zu gehören 
Zu den 10-15 entwickelten Staaten wie Spanien, Südkorea, Brasilien etc. zu 
gehören 
Führungsposition im Rahmen der GUS erreichen 
Auf jegliche globale Ambitionen verzichten und sich auf die Lösung 
innerer Probleme konzentrieren 
Keine Antwort 

starken Öffnung zum Westen, insbesondere 
zur USA,der in der zurückliegenden Periode 
imperiale Absichten im Kaspischen, Zentral- 
asiatischen und im Raum des Kaukasus un- 
terstellt wurden, konnten über die anti-ter- 
roristische Rhetorik eingefangen und neu- 
tralisiert werden. Außen- und sicherheitspo- 
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litisch erlangte die russische Politik erweiter- 
seiner inneren Probleme konzentrieren solle. tärische Interventionen stabilisiert werden ten Handlungsspielraum, ohne dass diese 
Außenpolitischer Aktionismus ohne eine sollte. Ansätze, wie die Politik des früheren selbst zum aktiven lmpulsgeber der interna- 
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materielle Basis wird von ihnen nicht befür- Außenministers und späteren Premierminis- tionalen Politik wurde oder sich dem ameri- \ 

wortet. ters Primakow, eine differenzierte Strategie kanischen Interessen bedingungslos unter- 
Danach nimmt die Schaffung einer strategi- für den GUS-Raum zu entwickeln sowie die ordnen musste. 
schen Partnerschaft mit führenden asiati- Beziehungen zu traditionellen Partnern der Im Gegentei1:erstmals seit der anfänglichen 
schen Mächten und namentlich mit China alten UdSSR wieder zu beleben,scheiterten Euphorie nach dem Zerfall der UdSSR sah 
nach wie vor einen zentralen Platz ein. letztlich an der wirtschaftlichen und politi- sich das Russland umworben und nicht in 
Nahezu gleichrangig trat der Wunsch nach schen Schwäche des neuen Russland. Gefahr, in Europa ausgegrenzt zu werden, 
einem partnerschaftlichen, strategischen Eine neue Situation ergab sich als Folge des wie der NATO-Osterweiterung unterstellt 
Verhältnis mit der Europäischen Union hin- 11.September 2001.Mit dem Erscheinen der wurde. 
zu. In diesem Bereich der Westpolitik fand USA als Akteur in postsowjetischen Raum Die amerikanische Militärpräsenz in Zentral- 
eine deutliche Umorientierung statt.Sie voll- der GUS,durch den Krieg gegen dasTaliban- asien und der Einsatzamerikanischer Militär- 
zog sich aufKosten der strategischen Partner- Regime und durch die Verschärfung des berater für die georgische Armee,stieß dem- 
schaftzu den USA. amerikanischen Drucks auf das Regime im zufolge auch innenpolitisch kaum auf nen- 

Irak sowie durch die verheerende Krisenspi- nenswerte Proteste. Das russische Einver- 
Russische Politik im,,nahen Ausland" und rale im Nahen Osten geriet die russische Po- ständnis wurde eher als kühl kalkulierter 
gegenüber ehemaligen Bündnispartnern litik unter Handlungsdruck. In Ermangelung Schachzug zuvorderst des Präsidenten inter- 
der UdSSR fehlender Konzeptionen für die GUS, aber pretiert, dem es vorerst gelungen sei, sich 
Der Paradigmenwechsel in der russischen auch für die Krisenre- der amerikanischen 
Innen- und Außenpolitik spiegelt sich, ver- gionen des Golf-Rau- Weltmacht zu bedie- 
starkt durch den 11. September 2001 und mes und des Nahen Es scheint sich die Tendenz nen und die Front der 
durch den Krieg in Tschetschenien, in den Ostens, kaprizierte einer Ökonomisierung der Kritik gegen die russi- 
Bedrohungsanalysen wider. In der erwähn- sich die russische Po- sche Kriegsführung in 
ten FES Studie wird zwar die NATO-Osterwei- litikauf Nachahmung russischen Außenpolitik Tschetschenien zu 
terung noch an hervorragender Stelle ge- der US-amerikani- Orientiert an Interessen des spalten. 
nannt,doch bereits von der Furcht vor dem schen Vorgaben und An diesem Punkt 
internationalen Terrorismus uberschattet. bot sich selbst als Energiesektors schimmert der Inter- 
Diese Entwicklung hat sich seither und Bundnispartner an. herauszu bilden. essenzusammenhang 
besonders durch die Moskauer Geiselnahme Der vormalig prädo- der russischen Außen- 
vom Oktober 2002 verschärft2. minant als innenpoli- politik durch: Das Pri- 
Selbst in früheren Vorstellungen spielte die tischer Konflikt definierte Krieg in Tschet- mat der Innenpolitik behält auch in dieser 
Gemeinschaft der Unabhangigen Staaten, schenien,wurde nunmehr urplötzlich alsTeil Region seine Bedeutung. 
GUS, kaum eine prominente Rolle in der rus- im Kampf gegen den internationalen Terro- Im Grunde genommen weicht die russische 
sischen Politik. Als Handelspartner von ge- rismus umgedeutet. Damit gelang es der Haltung im lrakkonflikt von dieser Position 
ringem Interesse und durchzogen von politi- russischen Politiksich internationalem Druck nicht ab.Gemeinsam mit europäischen und 
schen Konflikten suchte die russische Politik gegen die beständigen Vorwürfe von Men- asiatischen Kritikern einer eindeutig militäri- 
mit der Konzeption des ,,nahen Auslands" schenrechtsverletzungen partiell zu entzie- schen Lösung des Konflikts, wie sie von den 
zunächst eine befriedete Zone russischen hen und sich zudem in die internationale Al- USA angestrebt wird,zielt die russische Poli- 
Einflusseszu schaffen,die notfalls durch mili- lianz gegen den Terror mit eigenen Interes- tik auf Wahrung ihrer wirtschaftlichen und 

politischen Interessen in dieser Region. 1 

Dabei geht es im Kern um Sicherung gleich- 
berechtigter Zugangsrechte für die Erkun- Schaubild 3: Ziele, die Russland in den nächsten 10-15 Jahren anstreben soll und die den nationalen 

lnteressen entsprechen, Unterscheidung nach Westlern undTraditionalistenlEurasiern in O h  dung, Ausbeutung und Vermarktung iraki 

Ziele: 

Den Status der Supermacht, wie es die UdSSR war, 
wiedererlangen 
Zu den fünf am höchsten entwickelten Staaten der Welt zu 
gehören 
Zu den 10-15 entwickelten Staaten wie Spanien, Südkorea, 
Brasilien etc.gehören 
Führungsposition im Rahmen der GUS erreichen 
Auf jegliche globale Ambitionen verzichten und sich auf die 
Lösung interne Probleme konzentrieren 
Andere Meinung 
Keine Antwort 

scher Ölvorkommen. Russische Ölkonzerne 
sind aber nicht nur an derVermarktung iraki- 
schen Öls beteiligt,wie es das UN-Sanktions- 
regime erlaubt. Darüber hinaus sind Investi- 
tionsvorhaben in Höhe von ca. 30 Mrd. US 
Dollar russischen Konzernen von der iraki- 
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schen Regierung in Aussicht gestellt worden. 
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Um diesen zukünftigen Markt geht es 
schließlich und hier kann es zu potentiellen 
Konflikten im russisch-amerikanischen Ver- 
hältnis kommen. Denn, werden die russi 
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Belarus - unter der Knute 
eines neo-sowjetischen Herrschers 
Alexander  Lukaschenko - der Herrscher in Belarus ohne Z u k u n f t  

Von Huns-Georg Wieck, 

Alexander Lukaschenko - seit 1996 
der autoritäre Lenker eines neo-sowjeti- 
schen Herrschaftssystems in Belarus - spürt 
politischen Gegenwind aus Moskau und aus 
dem Westen. Im August 2002 hat Putin die 
von Lukaschenko lange gehegte und auch 
in Verträgen mit Jelzin niedergelegte 
Wunschvorstellung, gleichberechtigt mit 
dem russischen Präsidenten die Union bei- 
der Länder lenken zu können, schroff ent- 
zaubert und den belarussischen Herrscher 
und sein Land auf die tatsächliche Größe zu- 
rückverwiesen: drei 
Prozent des russi- 

Offenbar haben die europäischen Institutio- 
nen schließlich erkannt,dass sie ihre Glaub- 
würdigkeit alsVertreter und Vorkämpfer der 
individuellen Menschenrechte, der demo- 
kratischen Staatsverfassungen und der 
Marktwirtschaft bei den Bürgern in Belarus 
und vielleicht auch in anderen Nachfolge- 
Staaten der Sowjetunion ernsthaft in Frage 
stellen lassen, wenn sie sich auf faule politi- 
sche und diplomatische Kompromisse mit 
Lukaschenko einlassen und das Berater- 
Mandat der OSZE-Mission aufgeben, nur um 

im Lande - Belarus - 
überhaupt vertreten 

schen Bruttosozial- Seit Mitte des Jahres spürt sein ZU können. Es 
produkts. Mit der ver- gibt auch Mitglied- 
meintlichen politi- Luka~chenko Gegenwind staaten der Europäi- 
schen Deckung von aus MOSkau und aus dem schen Union, die sich 
Moskau hat Luka- den prinzipiellen Posi- 
schenk0 jahrelang Westen. tionen und politi- 
den Bemühungen 
der Europäischen In- 

schen Engagements 
der Europäischen In- 

stitutionen - OSZE, Europarat und Europäi- stitutionen in der Zivilgesellschaft entziehen 
sche Union - widerstanden,den demokrati- wollen,um bilaterale Fragen imverhältnis zu 
schen Transformationsprozess wieder in Belarus nicht in Mitleidenschaft geraten zu 
Gang zu setzen, den er mit seinem Staats- lassen. 
streich im November 1996 zum Stillstand Dem Laufpass, den Putin dem belarussi- 
und in Richtung eines neosowjetischen Mo- schen Herrscher mit der Absage einer Union 
dells umdirigiert hatte. Der Verweigerung mit zwei gleichberechtigten und gleichge- 
der Visa-Erteilung für die Mitarbeiter der wichtigen Partnern erteilt hat,sollte dieVisa- 
OSZE-Berater- und Beobachtergruppe, die Verweigerung der Europäischen Union und 
Jahre hindurchVerhandlungenzwischen Re- der NATO für Lukaschenko und seine engs- 
gierung und Opposition in Belarus gefördert ten Berater als eine Botschaft an das Regime 
und die zivile Gesellschaft in den Stand ge- entsprechen:Ohne die Wiederaufnahme des 
setzt hatte,glaubwürdige politische Alterna- genuinen und nachhaltigen Demokratisie- 
tiven zum System Lukaschenkos aufzubau- rungsprozesses gemäß OSZE-Standards 
en, begegnen NATO und die Europäische wird es keine politische Anerkennung des 
Union nun mit derVerweigerung,dem Herr- Lukaschenko-Regimes im Westen geben. 
scher in Minsk dieTeilnahme am NATO-Gip- Lukaschenko mag längere Zeit hindurch an- 
fel und seinen Ministern die Mitwirkung an genommen haben, dass eben diese Aner- 
europäischen Konferenzen und Besuche im kennung durch die Europäischen Institutio- 
Westen zu ermöglichen. Der Europa-Rat nen für ihn unerheblich sei und unerhebli- 
setzte eine Sonderkommission zur Erfor- che bleiben werde. Davon kann jedoch nicht 
schung der Hintergründe der Entführung mehr die Rede sein: 
von politischen Gegnern im Jahre 1999 und In wenigen Jahren wird Belarus ein Nachbar- 
später ein. Staat der Europäischen Union, und einige 
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seiner Nachbarn werden zur Europäischen 
Union gehören,vor allem Polen und Litauen. t 

Die Einwohner von Belarus werden mit eige- 
nen Augen sehen,was schon jetzt erkennbar 
ist:Wer zur Europäischen Union gehört, hat 
mittelfristig große Chancen, seine Lebens- 
verhältnisse substantiell zu verbessern - und 
dazu ein Leben in Freiheit und Sicherheit zu 
führen, was gegenwärtig in Belarus wegen 
der willkürlichen Eingriffe des Staates und 
seiner Schergen in das Leben und Treiben 
seiner Bürger nicht möglich ist. 
Russland verweigert dem Land die Gleich- 
wertigkeit und Gleichberechtigung in der 
angestrebten Union und nähert sich selbst 
den Europäischen Institutionen. Damit wird 
Belarus zu einem Ärgernis der internationa- 
len Stellung der Russischen Föderation. Die 
derzeit für Belarus wirtschaftlich unerlässli- 
chen russischen finanziellen Subventionen 
werden in Frage gestellt.Vor diesem Hinter- 
grund ist es unwahrscheinlich, dass Putin 
und seine Mannschaft dem nach dauerhaf- 
ter Sicherung seiner Machtposition in Bela- 
rus drängenden Lukaschenko ein drittes Mal 
bei den Präsidentschaftswahlen im Jahre 
2006 dieTreue halten und dem Oppositions- 
kandidaten die faire Chance verweigern,sich 
über die russischen Fernsehstationen an die 
belarussische Bevölkerung wenden zu kön- 
nen. Diese Möglichkeit hat Moskau dem Ko- 
alitionskandidaten der politischen und sozi- 
alen Opposition beiden Präsidentschafts- 
wahlen im Jahre 2001 verweigert und sich 
selbst die Möglichkeit genommen, auf die- 
sem Wege die manipulierte Wiederwahl Lu- 
kaschenkos in Frage zu stellen. t 

Die Europäischen Institutionen - die OSZE, 
der Europarat und die Europäische Union - 
haben erkennen müssen, dass -wer auf Lu- . 
kaschenko setzt - seine eigentlichen Alliier- 
ten verliert. Es ist aus mehreren Gründen 
nicht akzeptabel, dass der Generalsekretär 
der OSZE bei seinen Gesprächen in Minsk 
die scharfe Kritik der Mitarbeiter von Luka- 
schenko an der angeblich das Mandat über- 
SchreitendenTätigkeit der OSZE-Mission un- 
widersprochen hinnimmt, nur um eine wie 
auch immer geartete OSZE-Präsenz im Lan- 
de zu erreichen. Er lässt damit auch die de- 
mokratischen Kräfte der Zivilgesellschaft i m  
Stich,die sich von den europäischen Grund- 
sätzen der Demokratie,vom Schutz der indi- 
viduellen Menschenrechte und der unver- 

verkörperte das neue Russland, nunmehr 
virtuelI,die vormalige Macht der Sowjetuni- 
on. Diese Fiktion wurde zum normativen 
Kristallisationskern der sich umgruppieren- 
den außen- und sicherheitspolitischen Eliten 
in der postsowjetischen Zeit.Obgleich privi- 
legiert und internationalisiert wie keine an- 
dere Gruppe unter den übrigen Funktions- 
eliten, blieb der Hunger nach,,greatness, ma- 
jesty,grandeurU und der Rückfall in die fatale 
Falle der Selbstisolation, des Wagenburg- 
Denkens. 
Als zweite Phase zeichnete sich eine balan- 
cierte und geopolitisch diversifizierte,,Realpo- 
litikl'nach den Wahlen zur II.Staatsduma und 
dem Machtwechsel im russischen Außenmi- 
nisterium 1996 ab.Sie dauert in Grundzügen 
bis heute an, derzeit ist jedoch eine neue Ge- 
wichtung der Ziele zu erkennen. Der Kurs 
des damaligen Außenministers Primakow 
setzte auf,,Diversifizierung" und auf eine rea- 
listische Außenpolitik entsprechend den ge- 
opolitischen Gegebenheiten des Landes, um 
die einseitige Ausrichtung auf den Westen 
abzuschwächen. 
Am Ende der Transformation hat sich eine 
pragmatische Machtelite konstituiert und 
schließlich hat sich nach den bitteren Erfah- 
rungen auf dem Balkan und mit der NATO- 
Osterweiterung die Erkenntnis durchge- 
setzt, dass, um als Großmacht anerkannt zu 
werden, mehr dazu gehört als der nukleare 
Status. Diese Einsicht wird denn auch in zwei 
grundlegenden Dokumenten zur Außen- 
und Sicherheitspolitik des Landes unterstri- 
chen,nämlich im,,Konzept der Nationalen Si- 
cherheit der Russischen Föderation" und in 
der,,Militärdoktrin der Russischen Föderati- 
on". Beide Doktrinen gehen von einem er- 
weiterten Sicherheitsbegriff aus und defi- 
nieren innenpolitische Prioritäten, nämlich 
die Stärkung des Rechtsstaates und staatli- 
che Autorität sowie die fortschreitende de- 
mokratische und marktwirtschaftliche Um- 
gestaltung von Gesellschaft und Wirtschaft 
als unabdingbareVoraussetzung für das Ziel, 
innere und äußere Gefährdungen abzuwen- 
den und Russland einen gebührenden Platz 
unter den Großmächten zu verschaffen. In 
der 2002 vorgelegten Bedrohungsanalyse 
folgt die russische Politik amerikanischen 
Vorgaben und definiert erstmals auch ihre 
Bereitschaft zu pre-emptiven Militäraktio- 
nen. 
Damit wird der langjährige Richtungsstreit 
zwischen Westlern, Eurasiern und Isolationis- 
ten zwar nicht beigelegt, verliert aber an 
Schärfe. Die ideologisierte Intelligenz wird 
weiter dem Konzept der Multipolarität das 
Wort reden und in der Außenpolitik weiter 
,,Strategische Partnerschaften" suchen, aber 
die Gefahr einer Schaukelpolitik wie sie im 
Primakowschen Konzept der euroasiati- 
schen, geostrategischen Option tendenziell 
angelegt war,scheint gebannt.Von der russi- 
schen Politikjedoch, kann weder eine erhöh- 
te Konflikt- oder Risikoorientierung erwartet 

Schaubild 1: Einflussfaktoren der russischen Außenpolitik, in % (Mehrfachnennun~en) 

91,O - Präsident der Russischen Föderation 
52,4 - Außenminister, seine Stellvertreter 
47,6 - Präsidialverwaltung 
36,7 - ÖI- und Gasindustrie 
26,7 - Führung der Staatssicherheit 
22,9 - Militärisch-industrieller Komplex 
14,8 - Medien 
9,8 - Ausschüsse der Staatsduma 
9,s - Staatsduma 
7,l - Armeeführung 
6,7 - Experten, Fachleute für internationale Beziehungen 
5,2 - Föderationsrat 

werden. Denn die sozialen und wirtschaftli- deren Verfassungsorgane, Duma und Föde- 
chen Reformaufgaben, die es innenpolitisch rationsrat, schwächer. Der Einfluss des militä- 
zu bewältigen gilt,erlauben es nicht,sich in risch-industriellen Komplexes ist in etwa 
außenpolitische Abenteuer zu verstricken. gleich geblieben und letztlich kann auch ein 
Mit Tendenzen der innenpolitischen Stabili- Machtzuwachs der Sicherheitsdienste kon- 
sierung und weitaus wichtiger, der sozialen statiert werden. 
Differenzierung wie des Aufkommens star- 
ker partikularer wirtschaftlicher Interessen- Nationale Interessen und Ziele der Au- 
gruppen wird zunehmend der Rahmen vor- ßenpolitik 
gezeichnet,in dem sich die russische Außen- Vergleicht man die Ergebnisse dieser und 
politik bewegen wird. Jenseits machtpoliti- der anderen Studien,so zeigt sich,dass prag- 
scher Faktoren, scheint sich als Tendenz die matische,realistische Orientierungen bei der 
Ökonomisierung der russischen Außenpoli- außenpolitischen Elite in den vergangenen 
tik abzuzeichnen. fünf bis sieben Jahren imperialeTräume zu- 
Eine von der FES Moskau im Jahre 2001 rückgedrängt haben. 
durchgeführte Elitenbefragung stützt die Seit 1993 hat sich der Anteil etwa derer,die 
Annahme, dass insbesondere der russische glauben, dass Russland in absehbarer Zu- 
Energiesektor zu einem äußerst einflussrei- kunft zu den fünf am höchsten entwickelten 
chen Faktor der russi- Staaten der Welt ge- 
schen Außen- Außen- hören wird, mehr als 
wirtschafts- und Si- Am Ende der Transformati- halbiert. Die Zahl der- 
cherheitspolitik ent- onsperiode hat sich eine jeniger,die dafür ein- 
wickelt hat. treten, dass Russland 
Nicht überraschend pragmatische Machtelite auf globale Ambitio- 
ist, das die überwie- konstituiert, die sich auch in nen verzichten und 
gende Mehrheit sich auf die Losung 
(91 %) der Befragten der Außenpolitik bemerk- seiner inneren pro- 
als wichtigste Schalt- bar macht. bleme konzentrieren 
stelle der russischen solle, stieg um das 
Außenpolitik den Prä- Sechsfache. Parado- 
sidenten der Russischen Foderation nennt. xerweise wuchs aber auch die Anhänger- 
Ihm folgen mit deutlichem Abstand der schaft der Supermachtsideologie. Nicht er- 
Außenminister und die Präsidialverwaltung: staunlich ist,dass sich die meisten von ihnen 
Aber herausgehoben wird an vierter Stelle unter den Anhängern der LDPR und KPRF 
potentieller Einflussnahme bereits der Ener- befinden. 
giesektor' genannt.Andere potentielle Inte- Tabelle Ziele, die Russland in den nächsten 
ressengruppen, wie die Gouverneure russi- 10-15 Jahren anstreben soll und die im nati- 
scher Regionen, politische Parteien,die Aus- onalen Interesse liegen, in % 
schüsse des Föderationsrates usw., haben Die außenpolitische Elite, besonders die 
nach Überzeugung der befragten Experten Analytiker, haben sich offenbar damit abge- 
kaum Einfluss oder diesen verloren. Diese funden, dass Russland auf absehbare Zeit 
Tendenz hat mehre Ursachen. Erstens wuch- nicht zur ersten Liga der internationalen Ge- 
Sen das Ansehen und die Autorität des neu- meinschaft gehören wird. 
en Präsidenten.Zweitens wird die Außenpo- Zugleich werden die Unterschiede zwischen 
litik heute entschiedener vom Kreml be- TraditionalistenIEurasiern und Westlern 
stimmt und ihre Implementierung konse- deutlich.Bemerkenswert ist,dass jene Exper- 
quenter von der Exekutive wahrgenommen. ten, die eine Integration Russlands in die 
Gleichermaßen wurden nach den Wahlen westliche Gemeinschaft befürworten, 
zur letzten Duma (1999) und nach der Re- zugleich ,,isolationistischeu Positionen ver- 
strukturierung des Föderationsrates (2001) treten, denn ein Drittel von ihnen ist davon 
die Stellung und der Einfluss der beiden an- überzeugt,dass Russland sich auf die Lösung 



ern werfen die USA vor, ihre neue Strategie 
nicht zu unterstützen, da sie sich in einem 
rüstungspolitischen Rückstand befänden 
und zudem moralisch entkräftet seien. 

Transatlantische Differenzen 
Michael Dauderstädt von der Friedrich- 
Ebert-Stiftung analysiert eine strategische 
Differenz zwischen den USA und Europa im 
Umgang mit dem internationalen Terroris- 
mus. Sie liegt darin, dass die USA Terroristen 
ihre Fähigkeiten zum Handeln nehmen wol- 
len, während die Europäer ihr Ziel darin se- 
hen,Terroristen die Motivation zu Handeln 
nehmen wollen.3 Diese Ziele liegen 
durchaus auf beiden Seiten vor,sie sind aber 
jeweils unterschiedlich stark ausgeprägt. 
Während die USA mehr auf rüstungspoliti- 
sche und militärische Maßnahmen setzen, 
zielt die Strategie der Europäer (stärker) auf 
sozioökonomische und politisch-kulturelle 
Ursachen von Konflikten. Zudem drängen 

die Europäer stärker als die USA auf eine De- 
mokratisierung und Verrechtlichung des in- 
ternationalen Systems. 
Ob diese Differenzen lediglich in den unter- 
schiedlichen Stärken der Akteure liegen und 
die Europäer daher nicht in der Lage sind, 
ihre lnteressen so deutlich zu formulieren 
und durchzusetzen wie es die USA tun oder 
ob es grundsätzlich unterschiedlich transat- 
lantische Ansätze gibt bleibt unklar. Eine Ent- 
wicklung, die die Europäische Union zu ei- 
nem hochgerüsteten Akteur auf der Welt- 
bühne werden Iässt,sollte aufjedem Fall ver- 
hindert werden. Die Linke muss sich in den 
kommenden Jahren verstärkt der Diskussion 
widmen, welche Rolle die Europäische Uni- 
on in der Welt spielen soll und vor allem wel- 
che Möglichkeiten die Europäische Union 
entwickeln soll, um politischen Druck auf die 
Vereinigten Staaten ausüben zu können. 
Wenn die Europäische Union gegenüber den 
USA und im globalen Machtgefüge ihrever- 

handlungsmacht stärken will, i s t  sie dafür 
bisher schlecht vorbereitet. Dies hat zuletzt 
die uneinheitlicheVorgehensweise in der Dis- 
kussion um den Irak deutlich gemacht. Die 
Europäer müssten ihre Stärken bündeln statt 
die militärischen Schwächen zu kompensie- 
ren. Eine strategische Rivalität mit den USA ist 
weder gewünscht noch politisch sinnvoll. Es 
wird vielmehr in den nächsten Jahren darum 
gehen, die Stärken der Europäischen Union 
im internationalen Gefüge auszubauen und 
die EU als zivile Friedensmacht zu etablieren. 
Hier gilt es die USA herauszufordern. 
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Europa oder die USA: 
eine wi rk l i che Option d e r  russischen Außen- und Sicherhei tspol i t ik  ? 

Dr. Peter W Schulze 

Die Scheidelinie zwischen alter und neuer ner Russlands. Die Wirtschaftsbeziehungen aus der tiefen Depression der 90er Jahre hat 
Ökonomie, zwischen dem instabilen politi- zwischen Russland und den Mitgliedsstaa- lösen können,so kann daraus gefolgert wer- 
schen System der Konstitutionsphase und ten der Europäischen Union entwickeln sich den,dass sich mit der Konstitution einer neu- 
der beginnenden staatlichen Neuordnung zum gewichtigsten Faktor für die Außenori- en Machtelite auch erstmals im neuen Mill- 
hat sicher die Finanz- oder Bereinigungskrise entierung des Landes. ennium eine eigenständige russische Außen- 
vom August 1998 gezogen. Generell lässt Damit werden aber zugleich Annahmen an- politik formuliert wird, die stärker gesell- 
sich sagen, dass die russische Wirtschaft gesprochen, welche Interessengruppen die schaftliche lnteressen zum Ausdruck bringt. 
nach einer langen Stagnations- und Ab- Formierung von Rückblickend können 
schwungsperiode sich seit 2000 wieder in außen - und sicher- in etwa drei Phasen im 
der Aufschwungphase befindet. Sie setzte heitspolitischen Zie- Die ökonomischeTransfor- Formierungsprozess 
zwar dem russischen Kasinokapitalismus der len beeinflussen. der russischen Außen- 
Anfangsphase ein Ende und mahnte eine Bekanntlich strömen mation in Russland wurde politikseit 1991 unter- 
Neuorientierung der Politikan,aber die Neu- Öl und Politik in die begleitet Von einer Neuori- schieden werden. Für 
formierung einer neuen Machtelite begann gleiche Richtung. Für alle drei Phasen gelten 
noch in der Hülle der alten Machtverhältnis- Russland gilt das entierung der Außenpolitik die Besonderheiten 

se.Gleichzeitig fand ein Paradigmenwechsel auch für den Gasbe- in den 90er Jahren. der Übergangsperio- 
in der russischen Politik statt:die Konstituti- reich, der durch Ex- de, nämlich das starke 
on staatlicher Autorität und die Wiederher- porte und Kapitalbe- Linkages zwischen der 
stellung Russlands als Akteur der internatio- teiligungen in Europa zu einer relevanten außen- und der innen-, aber insbesondere der 
nalen Politik traten an die Stelle demokrati- Scharnierstelle russisch-europäischer Koo- wirtschaftspolitischen Entwicklung bestehen. 
scher und marktwirtschaftlicher Ziele aus peration wurde. Diese Phasen haben Grundhaltungen in der 
der frühen Transformationsperiode. Greifen wir den eingangs geäußerten Ge- russischen Außenorientierung geschaffen, 
Trotz eines eindrucksvollen Aufschwungs im danken auf,das im Laufe der Transformation die zum Verständnis der jetzigen Politik in 
Warenverkehr mit China und der fortschrei- sowohl tragfähige und akzeptierte politi- der Präsidentschaft Putins herangezogen 
tenden lntegration in den Weltmarkt bleiben sche lnstitutionen entstanden sind und werden müssen. 
die Europäische Union und besonders mehr Berechenbarkeit in die Politik Eingang Die Phase der Westorientierung von 1991 bis 
Deutschland die wichtigsten Handelspart- gefunden hat, als auch die Wirtschaft sich 1993/95 war noch von den Anschubkräften 

des Gorbaschtowschen Reformkurses und 
weiterwirkenden Denkmustern der Bipolari- 
tät getragen.Trotz Auflösung der UdSSR und 
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zichtbaren Gewaltenteilung im Staat leiten 
lassen. In diesen Positionen spiegeln sich die 
lnteressen der Bürger des Landes wieder, 
von denen heute weniger als 30 Prozent in 
Lukaschenko die beste Garantiefür ihr Wohl- 
ergehen und das Gedeihen des Staates und 
seiner Bürger sehen. Im Herbst 2001 - also 
bei den Präsidentschaftswahlen -waren es 
immerhin noch 50 Prozent der Bevölkerung, 
die in Lukaschenko den besten Garanten für 
die Sicherheit und Freiheit des Landes und 
der Bürger sahen. 
Mehr als 50 Prozent der Bevölkerung stre- 
ben nun die Mitgliedschaft in der Europäi- 
schen Union an. Europa i s t  also gut beraten, 
für seine Politik gegenüber Belarus Konse- 
quenzen aus diesen sich vollziehenden Ver- 
änderungen zu vollziehen. Partner für Bela- 
rus ist die Gesamtheit der zivilen Gesell- 
schaft, die auf vielfältige Weise mit Nichtre- 
gierungsorganisationen aus Europa und den 
Vereinigten Staaten verknüpft ist. 
Im Jahre 2001 gab es eine Koalition der de- 
mokratischen politischen Parteien mit den 
von Lukaschenko abgefallenen großen ge- 
sellschaftlichen Strukturen - den staatlichen, 
den offiziellen Gewerkschaften sowie dem 
Großteil der Frauen- und Jugendverbände. 
Diese Koalition hat mir ihrem Kandidaten 
Gonscharik etwa 30 bis 40 Prozent der abge- 
gebenen Stimmen gewonnen. Die staatliche 
Manipulation machte aus diesen Zahlen ei- 
nen Anteil von 15 Prozent für den Herausfor- 
derer bei Zuerkennung von 85 Prozent aller 
abgegebenen Stimmen an den Präsidenten 
Lukaschenko. Seinen angeblichen Wahlsieg 

setzte Lukaschenko in verstärkte Unterdrü- 
ckungsmaßnahmen gegen die politischen 
Opponenten,gegen die unabhängige Pres- 
se und gegen Dissidenten unter den Fabrik- 
direktoren um, die indirekt oder direkt die 
Opposition förderten und mit ihr sympathi- 
sierten. Dies ist ein deutliches Zeichen dafür, 
dass sich Lukaschenko durch den tatsächli- 
chen, nicht den erklärten Ausgang der Wah- 
len geschwächt sah und daher zu Gewalt- 
massnahmen griff, um 
die Ausbreituna der 

mit Russland ist jedoch ins Stocken geraten. 
Russland fordert die lntegration von Belarus 
in die Russische Föderation oder eine Union 
nach dem Vorbild der Europäischen Union, 
in der es eine gewichtete,aber keine absolu- 
te Parität zwischen den Teilnehmerstaaten 
gibt. Der Verlust der Kontrolle über die staat- 
lichen Unternehmen, die vom russischen Ka- 
pital aufgekauft werden sollen, würde Luka- 
schenko jedoch die Basis seiner Macht neh- 

men. Andererseits 
kann das Lukaschen- - 

Ablehnung zu verhin- In wenigen Jahren wird ko-Regime nur auf 
dern. Er erreichte das Grund russischer 
Geaenteil. Belarus direkter Nachbar „bventionen über- ., 
Russland wird mit der der EU sein. Das vereinfacht leben, ganz zu 
Opposition, der politi- schweigen von der 
schen und der sozia- Luka~chenko~ Situation schwächer werden- 
len reden müssen. Sie 
stellt heute die Mehr- 

keinesfalls. 
heit unter der Bevöl- 

den Kon kurrenzfä- 
higkeit belarussi- 
scher Waren auf dem 

kerung dar. Die Europäischren lnstitutionen russischen und auf dem westeuropäischen 
können sich eindeutig für die Unterstützung Markt. Belarus wird mit seiner neo-sowjeti- 
der demokratischen Alternative einsetzen schen Politikzu einer politischen Belastung 
und sollten diese Politik nicht durch eine für Moskau - nachdem es das in wirtschaftli- 
vordergründige Verständigungspolitik mit cher und finanzieller Hinsicht schon seit 
Lukaschenko in Zweifel ziehen lassen. mehreren Jahren ist. 

Vor allem die Bevölkerung unter 40 Jahren 
Lukaschenko - Hemmschuh für die Ent- sieht in dem Beitritt Polens und Litauens so- 
wicklung von Wohlstand und demokrati- wie der anderen baltischen Republiken zur 
schen Freiheiten in Belarus Europäischen Union und zur NATO eine 
Nach dem Zerfall der Sowjetunion im Jahre neue Perspektive auch für Belarus. Mit dem 
1991 strebte ein großer Teil der belarussi- Näherrücken der Europäischen Union und 
schen Bevölkerung möglichst enge Bezie- der NATO an die Grenzen des Landes erfah- 
hungen zur Russischen Föderation an -ja ren die Europäischen lnstitutionen in Belarus 
wünschte eine gemeinsame Währung und eine psychologische Aufwertung. Mehr als 

die Vereinigung mit 50 Prozent der Bevölkerung sehen heute in 
Moskau. Der in frei- der Marktwirtschaft und im Beitritt zur Euro- 
en Wahlen im Jahre 
1994 nach der neu- 
en demokratischen 
Verfassung gewähl- 
te Alexander Luka- 
schenko versuchte, 
die Überwindung 
der Wirtschaftskrise 
durch die Wieder- 
einführung einer 
zen t ra l i s t i schen  
Wirtschaftspolitik 
und eine möglichst 
enge Anbindung, ja 
auch eine Vereini- 
gung auf paritäti- 
scher Basis mit Russ- 
land zu erreichen. 
Neben der Belarussi- 
schen Sprache führ- 
te er Russisch wieder 
als Amtssprache 
und eine, alten sow- 
jetischen Symbolen 
nachempfundene 
Nationalfahne ein. 
Die Hinwendung zu 
einem gemeinsa- 
men Staatsverband 

päischen Union das rettende Ufer für das 
Land. 
Lukaschenko ist für die Protagonisten der 

Vereinigung mit Russland und für die An- 
hänger des Beitritts zur Europäischen Union 
zum großen Hemmschuh,zum großen Hin- 
dernis geworden. Aber aus eigener Kraft - 
ohne die Hilfe Russlands oder der Europäi- 
schen Union - kann sich Belarus aus der po- 
litischen Sackgasse und dem wirtschaftli- 
chen Niedergang nicht befreien. 
Lukaschenko gilt für einen großen Teil die 
Bevölkerung in Belarus nicht mehr als Ga- 
rant des kommenden Wohlstands des Lan- 
des. 

Belarus - vor dem demokratischen Neu- 
anfang 
Bei der drittenTeilung Polens zwischen Russ- 
land, Preußen und Österreich im Jahre 1795 
annektierte das russischer Zarenreich die 
Provinz Weissruthenien - zusammen mit Li- 
tauen. Der Zar und seine Nachfolger, auch 
die sowjetischen Machthaber betrieben 
seither eine systematische Russifizierungs- 
politik. Bis zum Jahre 1795 war Weißrutheni- 
en Teil des Polnisch-Litauischen Königreichs 
gewesen.Christen unterschiedlicher Konfes- 
sion lebten in diesem mehrsprachigen Land 
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mit einer großen jüdischen Minderheit zu- Bis in unsereTage hinein betrachtet die rus- 
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sammen und genossen mit den nach dem sische Führungsschicht in Moskau Belarus 
Magdeburger Recht sich selbst verwalten- als eine russische Provinz, die auf die eine 
den Städten wie Minsk,Grodno,Witebsk und oder andere Weise in den Schoß Russlands 
Pinsk relative bürgerliche Freiheit. Das galt zurückkehren sollte. Sie sieht in der demo- 
auch für die jüdische Bevölkerung. kratischen Opposition die Vorboten eines 
Davor bildeten das Großherzogtum Litauen neuen belarussischen Nationalismus,der ge- 
und Weissruthenien eine Personalunion, in gen Russland gerichtet ist, und hat es daher 
der lange Zeit hindurch die weißrussische bislang vermieden, mit der politischen und 
Sprache als Amtssprache fungierte. Die gesellschaftlichen Opposition (Vertreter der 
Grenzen dessen, was heute als Belarus be- von Lukaschenko abgefallenen großen ge- 
zeichnet wird, verschoben sich vielfach. sellschaftlichen Strukturen wie den Staats- 
Heute bezeichnen noch etwa 10 Prozent gewerkschaften,den Frauen- und Jugendor- 
der Bevölkerung Polnisch als ihre Mutter- ganisationen) offizielle Beziehungen aufzu- 
sprache. Nach dem Brest-Litowsker Frieden nehmen. 
zwischen dem Deutschen Reich und dem Die russische Führungsschicht baut darauf, 
auf dem Gebiet des zaristischen Russland dass bei einem Machtwechsel ein hoher Re- 
sich etablierenden Sowjetstaat im März präsentantder belarussischen Nomenklatur 
1918 unterstützte Berlin die Bildung eines die Nachfolge von Lukaschenko antreten 
selbständigen Staates Weißrussland, des- wird,dem daran liegen wird,gute und enge 
sen Nationalfarben die des früheren Litau- Beziehungen mit Moskau zu pflegen, aber 
isch-Belarussischen Großherzogtums wur- auch eine schrittweise demokratische Re- 
den. Nach der deutschen Invasion während form des Landes ins Auge fassen könnte, um 
des Zweiten Weltkriegs wurde die jüdische das Verhältnis zum weiten, zu den Europä- 
Bevölkerung fast vollkommen vernichtet. ischren lnstitutionen zu verbessern. 
Das Land verlor ein Fünftel seiner Bevölke- Wie viel Demokratie es geben wird und ge- 
rung von 10 Millionen Menschen. Die sow- ben kann, hängt im wesentlichen davon ob, 
jetische Herrschaft diskriminierte und dezi- ob eine staatstragende,also nicht nationalis- 
miertevor allem die polnische Bevölkerung, tisch-radikale demokratische Koalition 
die zu einem großen Teil nach Sibirien ver- durchsetzen kann, dass Neuwahlen nach 
schleppt und später nach Polen (Schlesien, OSZE-Standards durchgeführt werden, die 
Pommern) ausgewiesen wurde, sowie die durch einheimische und durch internationa- 
bürgerlichen und selbständige bäuerliche le Wahlbeobachter systematisch beobachtet 
Bevölkerung. werden können. Solche Strukturen - eine 
Auf den Ruinen des zweiten Weltkriegs er- landesweite Koalition politischer und gesell- 
richtete die sowjeti- schaftlicher Struktu- 
sche Regierung in ren qegen den Kandi- 
Minsk ein regionales Na& dem Ende des Krieges dat& der ,,Partei der 
Industrie- und Ver- Macht" - und Netz- 
waltunqszentrum mit entstand mit dem Wieder- werke einheimischer - 
dem Hauptquartier aufbau von Minsk ein Wahlbeobachter für 
des westlichen Mili- alle Phasen des Wahl- 
tirbezirks und star- sozialer Mittelstand sowje- Prozesses sind für die 
ken Truppenkonzent- fischer Prägung mit einem Wiederaufnahme des 
rationen sowie einer im Jahre 1994 unter- 
Reihe von akademi- hohen Bildungsniveau. brochenen demokra- 
schen Lehr- und wis- 
senschaftlichen For- 
schungseinrichtungen. Es entstand ein sozi- 
aler Mittelstand sowjetischer Prägung - 
ohne Privateigentum -aber mit einem rela- 
tiv hohen Ausbildungsniveau. 
Die belarussische Sprache wurde als regio- 
nale,meist von der bäuerlichen Bevölkerung 
gesprochene Sprache gepflegt. Aber im täg- 
lichen Leben der sowjetischen Gesellschaft 
spielte sie keine Rolle. Nach Einleitung der 
Gorbatschow-Reformen,also noch vor dem 
Zerfall der Sowjetunion etablierte sich in 
Belarus eine Belarussische Nationale Volks- 
front (BNF), die der belarussischen Sprache 
in dem unabhängig werdenden Belarus 
wieder die beherrschende Rolle als Kommu- 
nikationsmittel geben wollte. Die russische 
Sprache wurde als Sprache des Besatzers 
qualifiziert. Die BNF verfolgte eine anti-russi- 
sche nationalistische Politik. 

tischen Transformati- 
onsprozesses, der 

auch für die jetzt vom Staat kontrollierte 
Wirtschaft gilt, unerlässlich. 
ln den Jahren 1999 entstand ein Konsultati- 
ons- und Kooperations-Organ der politi- 
schen Oppositionsparteien, um eine be- 
grenzte demokratische Reform mit der Re- 
gierung zu verhandeln - und zwar unter 
der Mitwirkung der OSZE-Mission in Minsk 
in einer unterstützenden, beratenden Rolle. 
Mit Hilfe der OSZE-Beratung konnte bei den 
Präsidentschaftswahlen - allerdings nicht 
ohne erhebliche Schwierigkeiten - auch 
eine landesweite Koalition demokratischer 
und anderer Oppositionsparteien mit den 
großen gesellschaftlichen Organisationen, 
wie zum Beispiel mit den Staatsgewerk- 
schaften und einigen Frauen- und Jugend- 
verbänden gebildet werden, die von Luka- 
schenk0 abgefallen waren. Lukaschenko 

hat diese Strukturen nach den Wahlen Zer- 
schlagen, aber die Bündelung der Kräfte 
dürfte mit ausländischer Hilfe auch in Zu- 
kunft wieder erreicht werden können. Die 
ausländische Hilfe ist in diesem Staatswirt- 
schaftsland unerlässlich, da es außer den 
vom Staat kontrollierten Einkünften und 
Kapitalstöcken kein privates Kapital gibt, 
dessen Erträge in die gesellschaftliche oder 
politische Arbeit investiert werden könn- 
ten. 
Von nicht geringerer Bedeutung ist die ba- 
sis-demokratische Struktur der unabhän- 
gigen einheimischen Wahlbeobachter,die 
- ausgebildet, vernetzt und ausgestattet 
mit dem nötigen juristischen und techni- 
schen Rüstzeug - in der Lage sind, die 
staatlichen Interventionen in die vorberei- 
tenden Arbeiten, z.B. bei der Bildung der 
Wahlkommissionen und der Registrierung 
der Kandidaten sowie am Wahltag beim 
Management der Wahllisten und der Aus- 
zählung die Masse der Manipulationen zu 
erkennen und öffentlich anzuprangern 
oder auch zu Gericht zu gehen. Bei den 
Präsidentschaftswahlen 2001 waren 
15.000 Menschen dafür vorbereitet wor- 
den, die Wahlen systematisch zu beobach- 
ten. 
Derzeit i s t  die OSZE-Mission nicht hand- 
lungsfähig. Es ist nicht zu übersehen,wann 
sie wieder handlungsfähig sein wird. Da- 
her sind andereverfahren für die systema- 
tische und wirkungsvolle Beratung der de- 
mokratischen und gesellschaftlichen Al- 
ternative zu Präsident Lukaschenko zu 
entwickeln. 
Mehrere Regierungen könnten einen 
,,Freundeskreis Belarus" mi t  dem Ziel bil- 
den, eine gemeinsame Belarus- Strategie 
zu entwickeln und die zu treffenden Maß- 
nahmen abzustimmen. Das Ziel sollte sein, 
die politischen und gesellschaftlichen 
Kräfte in Belarus zu stärken, die das Ver- 
trauen der Bevölkerung für einen demo- 
kratischen Neuanfang mi t  dem Westen 
und mit Russland gewinnen können, Kräf- 
te aber auch,die in der Lage sind, die poli- 
tische Kohäsion zu schaffen, die für den 
politischen und wirtschaftlichen Neuan- 
fang unerlässlich ist. Die basis-demokrati- 
schen Strukturen der Wahlbeobachter und 
Wahlhelfer könnten da eine besonders 
wichtige Aufgabe haben. Diese Menschen 
arbeiten meist in Nichtregierungsorgani- 
sationen zusammen,z.B. im Belarussischen 
Helsinki-Kommittee. 
Der von den Regierungen gebildeten Freun- 
deskreis müsste auch die Hilfe vorbereiten, 
die nach dem Sturzdes ungeliebten derzeiti- 
gen Herrschers über Belarus - Alexander Lu- 
kaschenko - von Regierungen und Europäi- 
schen lnstitutionen gegebenenfalls unver- 
züglich zu leisten wäre. 
Noch ist Zeit für die Vorarbeiten. Aber die 
Zeit verrinnt, wenn sie nicht zügig und kon- 
sequent genutzt wird. SPW 612002 

lediglich die Sicherheitspolitik der letzten 
Monate niederschreibt und es diese strategi- 
schen Überlegungen auch schon vor dem 
11 .September gegeben hat, kann die Dokt- 
rin als,,radikalste Neuordnung der amerika- 
nischen Weltmachtpolitik seit dem Ende des 
Kalten Krieges" bezeichnet werden.2 Vor al- 
lem das globalpolitische Konzept, dass sich 
aus der Strategie ablesen lässt, wird weitrei- 
chende Folgen für die Weltordnung haben. 

Abschreckung durch Verwehrung 
In der bisherigen US-Doktrin spielte die reak- 
tive Abschreckung durch Vergeltung eine 

P wichtige Rolle. Die sicherheitspolitische 
Lage hat sich jedoch in den letzten Jahren 
komplett gewandelt. Nicht mehr die bipola- 
re Welt mit zwei starken Staaten ist aus- 
schlaggebend für die künftige Sicherheits- 
politik. Es sind heute asymmetrische Bedro- 
hungen, denen die USA gegenüberstehen. 
Nicht mehr in einem etwa gleichstarken 
Gegner mit ähnlichen Mitteln, sondern in 
feindseligen schwachen Staaten und nicht- 
staatliche Akteuren, wird eine Bedrohung 
gesehen. Bei Terroristen bzw. Führern von 
Schurkenstaaten, so die Sicherheitsstrate- 
gen der USA,ist die auf einevergeltungsdro- 
hung setzende Form der Abschreckung 
nicht wirksam. Künftig soll daher auf Ab- 
schreckung durch Verwehren gesetzt wer- 
den. Terroristen sollen dabei nicht in die 
Lage kommen, eine Gefahr für die USA dar- 
zustellen. Auf die Innenpolitik bezogen be- 
deutet dies den Auf- und Ausbau neuer Ge- 
heimdienste, Heimatschutz und Raketenab- 
wehr, außenpolitisch die Zerstörung von 
Massenvernichtungswaffen, die Zerschla- 
gung von Terrornetzwerken und wohl auch 
das Herbeiführen von Regimewechseln in 
den sogenannten Schurkenstaaten. 
Andere Formen der Prävention, wie etwa die 
Stärkung der Nicht-Verbreitungspolitik,Ab- 
rüstungsmaßnahmen, die Stärkung koope- 
rativer und multilateraler Strukturen auf in- 
ternationaler Ebene werden nicht genannt. 
Auch Entwicklungshilfe oder gerechte Welt- 
wirtschaftsbeziehungen, die dazubetragen 
würden, terroristischen Organisationen die 

L gesellschaftliche Unterstützung abzugraben 

spielen eine eher untergeordnete Rolle in 
diesem Konzept. 
Doktrin der präventiven Selbstverteidigung 
In der aktuellen Diskussion werden Präventi- 
on und Präemption nahezu gleich gesetzt. 
Was immer wieder von den USA als Präemp- 
tion bezeichnet wird, bedeutet eigentlich 
Prävention. Zwischen beidem besteht je- 
doch ein wesentlicher Unterschied: Präemp- 
tion bedeutet, der Gefahr eines erkannten 
und unmittelbar bevorstehenden Angriffes 
zuvorzukommen. Prävention bedeutet da- 
gegen, Bedrohungen,die noch nicht unmit- 
telbar erkennbar sind,verhindern zu wollen. 
Ort und Zeit dieses Angriffs sind dabei unge- 
wiss. Die UN-Charta erlaubt die Kriegsfüh- 
rung zur Selbstverteidigung jedoch nur für 

den Fall eines unmittelbar bevorstehenden 
Angriffs. 
Wenn im Zusammenhang mit dem lrak 
immer wieder von einem preemptive strike 
gesprochen wird, i s t  dies nicht korrekt. Be- 
gründet wird die Notwendigkeit zur 
Präemption damit,dass man potentielle Ge- 
fahren für die USA abwehren muss. Die USA 
konnten bisher allerdings keine Bedrohung 
nachweisen,die akut vom lrakgegen andere 
Staaten ausgeht. Ein Angriff gegen den lrak 
wäre somit völkerrechtlich keineswegs legi- 
timiert. 
Wie widersprüchlich das Verhalten der USA 
ist, Iässt sich am Beispiel Nordkorea zeigen. 
Während Nordkorea im Gegensatzzum lrak 
zugegeben hat, an Nuklearwaffen zu arbei- 
ten,gibt es hier keine militärischen Drohun- 
gen seitens der USA. Stattdessen setzt man 
auf diplomatischen, wirtschaftlichen und 
politischen Druck. Deutlich wird hier, wie in- 
teressenorientiert die Sicherheitspolitik der 
USA ist. Was Präemption und was aber Ag- 
gression ist, wird nirgendwo definiert. Soll- 
ten die USA einen Präventivkrieg führen, 
würden sie einen weltweiten Präzedenzfall 
schaffen. Andere Staaten könnte sich zu- 
künftig auf die USA berufen, wenn sie 
ebenfalls gegen potentielle Gegner vorge- 
hen. 

Globalpolitische Bedeutung der Strate- 
gie 
Gestärkt von ihren ökonomischen, militäri- 
schen, technischen und kulturellen Ressour- 
cen versuchen die USA die internationalen 
Beziehungen in ihrem Interesse zu struktu- 
rieren. Wie in der US-Außenpolitik abzulesen 
ist,geht es dabei auch um ökonomische und 
geostrategische Interessen. Die Bemühun- 
gen aller US-Administrationen in den letzten 
Jahren zielten darauf ab, die Machtposition 
der Vereinigten Staaten abzusichern und 
wenn möglich auszubauen. Die Clinton-Ad- 
ministration legte dabei größeren Wert auf 
eine Sicherung der ökonomischen Interes- 
sen, während Bush und seine Berater mehr 
geopolitischen und sicherheitspolitischen 
Überlegungen den Vorrang einzuräumen 
scheinen. 
Mit der nationalen Sicherheitsstratgie hat sich 
die neokonservative Elite in den USA mit ihrer 
Forderung, die US-Hegemonie auszubauen 
und zu verewigen,durchgesetzt. Die USA wol- 
len es potentiellen Rivalen nicht ermöglichen, 
zu ihnen aufzusteigen. Als Rivalen genannt 
werden in dem Papier vor allem China und 
Russland. Zu beiden hat sich das Verhältnis 
zwar verbessert, ihr Interesse an Machtmaxi- 
mierung könnten jedoch eine Gefahr für die 
USA darstellen. Der geopolitische Kampf um 
die Golfregion ist zwar schon seit Jahren im 
Gange,er scheint sich momentan jedoch zu- 
zuspitzen. Mit einem Regimewechsel im lrak 
könnten die USA ihreVormachtstellung in der 
Region ausbauen und ihren Zugriff auf wich- 
tige Ölreserven sichern. 

Den USA geht es aber nicht nur darum, ihre 
Rivalen zu blockieren, sie wollen zudem ihre 
eigeneVormachtstellung ausbauen und ihre 
weltweite lnteressendurchsetzung absi- 
chern. Sie wollen festlegen, was und wer auf 
dieser Welt gut und böse ist. Bei der Absiche- 
rung ihrer Hegemonie stützen sich die USA 
vor allem auf ihren rüstungspolitischen Vor- 
sprung. 

Rolle der internationalen lnstitutionen 
Die Bush-Adminstration will bei künftigen 
Bedrohungen die Unterstützung der inter- 
nationalen Gemeinschaft einfordern. Sie hat 
allerdings auch deutlich gemacht, dass sie 
entschlossen ist, gegebenenfalls alleine zu 
handeln. In der Bush-Adminstration ist man 
sich offensichtlich uneinig über den Um- 
gang mit internationalen Organisationen 
und internationalen Abkommen. Rüstungs- 
kontrolle und Nichtverbreitungsabkommen 
werden keine hohe Bedeutung zugestan- 
den und bestehendeverträge werden regel- 
mäßig unterlaufen. In der Auseinanderset- 
zung mit dem lrak war es vor allem Außen- 
minister Powell, der gestärkt durch den 
Druckausder Bevölkerung und der Kritikder 
europäischen Verbündeten, eine Zusam- 
menarbeit mit den Vereinten Nationen for- 
derte und letztendlich auch durchsetzen 
konnte. 
Innerhalb der Nato haben die USA vorge- 
schlagen, eine NATO Response Force mit ei- 
nem Umfang von 21.000 Soldaten zu schaf- 
fen,die innerhalb kürzester Zeit für Kampfe- 
insätze auch außerhalb des Bündnisgebietes 
eingesetzt werden kann. Ob diese Truppe 
nach Ansicht der USA auch präventive 
Kämpfe führen soll, ist momentan noch un- 
klar.Ebenso ist nicht klar,welche Konsequen- 
zen eine NATO-Einheit für die Ausgestaltung 
der Europäischen Verteidigungs- und Si- 
cherheitspolitik haben würde. Den Europä- 

Foto: Christian Kiel (Berlin) 



zentralasiatischen Republiken - als Statio- 
nierungsländer bei Interventionen eine 
wichtige Rolle. 
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7.Tagesordnungspunkt oder nicht? - Der 
lrak 
Lange wurde gerätselt,,Steht der lrak auf der 
Tagesordnung des Prager Gipfels oder 
nicht?" Washington hat ihn zum Thema ge- 
macht. Präsident Bush wünschte die politi- 
sche Unterstützung der NATO für das weite- 
re Vorgehen gegen den lrak und er bekam 
sie. Nach langem Ringen war klar: Die NATO 
unterstützt die jüngste UN-Resolution zum 
Irak,droht Saddam Hussein mit ernsthaftes- 
ten Konsequenzen,verzichtet auf eine direk- 
te militärische Drohung,erwähnt aber auch 
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nicht explizit,daß im Falle irakischer Verstö- 
ße gegen die UN-Resolution der UNO-Si- 
cherheitsrat das entscheidende Wort haben 
sollte. Quasi zeitgleich präsentierte die US- 
Regierung ihren Partnern bilateral die Frage, 
was siezu einem neuen Krieg am Golf beitra- 
gen wollen. 

Schweijk in Prag 
Das weitaus heikelste Problem des Prager 
NATO-Gipfels lösten die tschechischen Gast- 
geber - ganz der nationalen Tradition ver- 
haftet - nach der Methode Schweijk. Leonid 
Kuchma, der Präsident der Ukraine, war un- 
geladen zum Gipfel des Euroatlantischen 
Kooperationsrat angereist. Protokollarisches 
Ungemach dräute, hätte ihn doch die nor- 

male Sitzordnung der NATO, an den engli- 
schen Staatsnamen orientiert,just neben je- 
nen beiden Staatsmännern plaziert, die ihn 
partout nicht in Prag treffen wollten -Tony 
Blair und George W.Bush.Tschechiens Schwe- 
jk bewies seine NATO-Tauglichkeit und wußte 
Rat: Flugs wurde die zweite Amtssprache der 
Allianz bemüht - die Sitzordnung wurde an 
den französischen Staatsnamen orientiert. 
Und schon war der nötige Abstand wieder- 
hergestellt. SPW 612002 

Anmerkungen: 
' Siehe zur Nationalen Sicherheitsstrategie der USA 

auch den Artikel von KlingbeilIPatuzzi in diesem Heft 
[Die Redaktion] 

First they take Manhattan,than w e  take 
the world ... 
Von Lars Klingbeil und Mario Patuzzi 

.Für die Auseinandersetzung mit 
den nichtstaatlichen Akteuren des neuen 
Terrors scheint die grandstrategy ebenso un- 
geeignet wie das neue Arsenal des Penta- 
gon. Bin Laden und seine Helfer sind der ge- 
ballten Macht der U.S.Air Force offenbar auf 
Eselrücken gen Pakistan entkommen."' 
Der Irak-Konflikt war ein mobilisierendes 
Thema für den Wahlkampf - und das nicht 
nur in Deutschland. Während Gerhard 
Schröder und seine rot-grüne Bundesregie- 
rung in den letzten Wochen des Wahlkamp- 
fes mit ihrer klaren Ablehnung eines Irak- 
Krieges punkten konnten, schaffte auch 
George W. Bush es, mit immer neuen Dro- 
hungen, militärisch gegen das Regime im 
lrak vorzugehen, bei den Parlamentswah- 
len in den USA erheblich Stimmen zu mobi- 
lisieren. Die Zwischenwahlen zum Kongress 
gelten in den USA als Abstimmungen über 
die bisherige Politik des US-Präsidenten. 
Nicht selten stärkten die amerikanischen 
Wähler bei den Zwischenwahlen die Oppo- 
sition in Senat und Repräsentantenhaus, 
um die Machtkontrolle über den Präsiden- 
ten zu gewährleisten. Anders bei diesen 
Wahlen: Die republikanische Partei von 
Bush konnte nicht nur ihren Vorsprung im 
Repräsentantenhaus ausbauen, sie gewann 
auch die Mehrheit im Senat zurück.Passend 
titelte die Süddeutsche Zeitung:,,Amerika 

gibt Bush freie Hand für seine Politik" (SZ, 
07. November 2002). 
Der Irak-Konflikt hat im Wahlkampf für eine 
Verschärfung der Beziehungen zwischen 
Deutschland und den Vereinigten Staaten 
geführt. Nicht selten musste sich Gerhard 
Schröder den Vorwurf anhören, seine Positi- 
on zum lrak vertrete er nur aus Wahlkampf- 
zwecken. Ob dies der Fall war, wird sich in 
den nächsten Wochen zeigen. Bemerkens- 
wert i s t  jedoch, dass der Wahlkampf mit ei- 
nem außenpolitischen Thema gewonnen 
werden konnte. Es ergibt sich hier die Frage, 
wie tiefgehend die Substanz der sicherheits- 
politischen Differenzen zwischen Deutsch- 
land bzw. Europa und den Vereinigten Staa- 
ten, gerade was den Umgang mit dem inter- 
nationalen Terrorismus anbelangt, eigent- 
lich ist. Im Rahmen dieser Diskussion ist es 
notwendig, sich mit der neuen US-amerika- 
nischen Strategie auseinander zusetzen. 
Nationale Sicherheitsstrategie der USA 
Seit 1996 sind die Präsidenten der Vereinig- 
ten Staaten verpflichtet,dem Kongress in re- 
gelmäßigen Abständen ihre nationale Si- 
cherheitsstrategie vorzulegen. Am 20. Sep- 
tember 2002 hat George W. Bush dem Kon- 
gress die,,National Security Strategy of the 
United States" (NSS) vorgelegt. Die Vorarbei- 
ten begannen schon im Frühjahr 2002 unter 
Leitung der nationalen Sicherheitsberaterin 
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des Präsidenten, Condolezza Rice. Das Stra- 
tegiedokument ist vor allem von den An- 
schlägen des 11 .Septembers 2001 und dem 
Kampf gegen den internationalen Terroris- 
mus geprägt. Der Bericht beschäftigt sich 
auf mehr als 30 Seiten mit der Sicherheitspo- 
litikder USA.Themen wie die Bedeutung des 
freien Handels und der Entwicklungspolitik 
aber auch Gesundheit (AIDS) und die Redu- 
zierung der Treibhaus-Emissionen werden 
als wichtig herausgestellt bei der Herstel- 
lung von Sicherheit. 
Trotz dieses erweiterten Sicherheitsbegriffes 
lässt sich die Strategie der USA größtenteils 
auf zwei Punkte reduzieren:Terrorismus und 
Massenvernichtungswaffen. An diesen bei- 
den Problemfeldern orientiert sich die grand 
strategy der USA. Als wichtiges Instrument 
haben die USA die Möglichkeit der Präven- 
tivschläge in ihrem Bericht festgeschrieben. 
Sie sollen künftig die Möglichkeit eröffnen, 
Krieg vorbeugend zu führen, um Bedrohun- 
gen von den USA abzuwehren. 
Bush hatte schon im Präsidentschaftswahl- 
kampf 2000 die strategische Neuausrich- 
tung der Sicherheitspolitik und die Neuge- 
staltung und Modernisierung der Armee an- 
gekündigt. Auch in zahlreichen Reden von 
ihm und wichtigen Kabinettsmitgliedern 
nach dem 1 1. September 2001 wurde die 
Neuausrichtung der Strategie deutlich. In 
seiner vielbeachteten Rede im Juni 2002 vor 
der Militärakademie West Point sprach er 
sich für eine präventive Selbstverteidigung 
mit militärischen Mitteln aus.Auch wenn die 
NSS keine Überraschungen enthält, da sie 

Glückliches Österreich? 
Österreich hat gewählt 

von Georg Brockmeyer 

Wien im November -0sterreich hat 
gewählt und wieder einmal reibt sich 
zumindest Europa verwundert die Augen, 
ob dieses Wahlergebnisses in der Alpenre- 
publik. 
Nicht nur, dass die Mitte-Rechts-Koalition 
aus konservativer Volkspartei (ÖVP) und 
rechtsextremen Freiheitlichen (FPÖ) ihre 
Mehrheit verteidigten. Der ÖVP und ihrem 
Obmann Bundeskanzler Wolfgang Schüssel 
gelang der größte Sieg in der Geschichte der 
zweiten Republik und damit einevölligever- 
schiebung innerhalb der österreichischen 
Parteienlandschaft. 
Die seit den Wiener Gemeinderatswahlen 
2001 siegesgewohnte Sozialdemokratie 
(SPÖ) schaffte zwar den zweithöchsten Zu- 
gewinn in ihrer Parteigeschichte, büßte aber 
ihre über dreißig jährige Position als stim- 
menstärkste Fraktion im österreichischen 
Nationalrat ein. 
Die Zeiten der SPÖ als dominierender Faktor 
österreichischer Innenpolitik sind damit 
endgültig vorbei. 
Dabei schien doch mit der Selbstauflösung 
der blau-schwarzen Koalition die Chancen 
für ein fortschrittliches Regierungsprojekt 
und einen Neuanfang der österreichischen 
Politik denkbar gut. In den Umfragen gab es 
zu Beginn der Wahlauseinandersetzung ei- 
nen knappen, jedoch stabilen Vorsprung für 
rot-grün. 
Doch die Sozialdemokratieverfehlte alle ihre 
WahIzie1e:Weder konnte sie gemeinsam mit 
den Grünen die blau-schwarze Mehrheit 
brechen, noch als stärkste Fraktion den 
Kanzleranspruch weiterhin stellen. 
Dieses Wahlergebnis wirft somit einige Fra- 
gen auf:Was ist seit dem,Zerbrechen derers- 
ten Mitte-Rechts-Koalition in Europa ge- 
schehen? Wie konnte die OVP zur Wahlsie- 
qerin werden? Und nicht zuletzt: Wie wird 
eine künftige Regierung Österreichs konsti- 
tuiert sein und welche Rolle wird dabei die 
SPÖ haben oder sollte sie haben? 
Zahlen 
Das von den Meinungsforscherlnnen prog- 
nostizierte Kopf-an-Kopf-Rennen blieb aus. 
Die ÖvP wurde mit 42,27 Prozent stimmen- 
stärkste Partei gefolgt von der SPO mit 36,9 
Prozent.Mehr als halbiert wurde die FPÖ mit 
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10,15 Prozent. Die Grünen gelang es nicht, 
drittstärkste Partei zu werden. Mit 8,96 Pro- 
zent der Stimmen erreichten sie jedoch ihr 
bislang historisch bestes Ergebnis. 
Der ÖVP ist es somit gelungen,den überwie- 
genden Teil der ehemaligen FPÖ-~ählerln- 
nen zu gewinnen. So wählten insgesamt 50 
Prozent der FPÖ-Wählerlnnen von 1999 
diesmal dieVolkspartei (hier und alle weite- 
ren Daten sind aus Sora, Institut for Social 
Research and Analysis; http://www.sora.at/ 
wahlen) Der Sozialdemokratie gelang es 
kaum,aus dem Erosionsprozeß der Freiheitli- 
chen Gewinne zu ziehen, geradeeinmal elf 
Prozent gewann sie aus dieser Konkursmas- 
se. 

Zudem gelang es rot und grün insgesamt 
234.000 Stimmen aus dem bürgerlichen 
Block zu gewinnen, im Gegenzug verloren 
beide Parteien 124.000 Stimmen an blau 
und schwarz,dies entspricht einem Plus von 
1 10.000 Stimmen. 
Die Grünen verfehlten alle, recht hochtra- 
benden, Erwartungen der Meinungsforsche- 
rlnnen. Sie gewannen zwar eineinhalb Pro- 
zentpunkte hinzu, von einem bis zum 
Schluss prognostizierten zweistelligen Er- 
gebnis sind sie jedoch weit entfernt. 
Insbesondere gelang es Alexander van der 
Bellen nicht, enttäuschte Anhängerlnnen 
der ÖVP anzusprechen. Ganz im Gegenteil, 
die Grünen verloren 38.000 Stimmen oder 
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Amtliches Endergebnis 
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Allerdings hat die Spö die höchste Behalte- zwölf Prozent an die Konservativen und er- 

rate bei diesen Wahlen: 94 Prozent der SP- hielten nur 13.000 Stimmen oder ein Prozent 

von 1999 hielten ihr dieTreue, zurück. Lediglich von den ehemaligen Wäh- 
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Nichtwählerlnnen zu mobilisieren. nen Liberalen Forum erhielten sie das größte 
Stückvom Kuchen mit 33 Prozent. 
Die SPÖ hat hauptsächlich bei den Arbei- 
terlnnen und den öffentlich Bediensteten 
mit 44 und 43 Prozent punkten können. In 
diesen Gruppen liegt sie auch vorne. 
Zudem macht sich ein starkes Stadt-Land 
Gefälle bemerkbar: In Gemeinden mit über 
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50.000 Einwohnern liegt die Sozialdemo- 
kratie mit 42 Prozent vor der ÖVP. In den 
kleineren Gemeinden konnte die SPÖ mit 
nur 35 Prozent dievormacht der ÖVP nicht 
brechen. 
Nicht punkten konnte die SPÖ bei den Jung- 
und Erstwählerlnnen, hier liegt sie überall 
hinter der ÖvP. Bemerkenswert ist auch, dass 
es den Grünen gelang, bei den Wählerlnnen 
in Ausbildung die zweite Position dicht hin- 
ter der ÖVP zu erreichen. Handelt es sich 
hierbei doch um ein wachsendes Wählerln- 
nensegment. 
Hingegen führt die SPÖ bei den Wählerln- 
nen mit Pflichtschulabschluss und oder 
Lehrabschluss. 
Bei der älteren Generation über 60 gelang es 
der Sozialdemokratie ebenfalls nicht, die 
Führungsrolle zu übernehmen. In diesem 
Falle besonders erwähnenswert,als dass die- 
se Gruppe zu den Hauptzielgruppen der so- 
zialdemokratischen Kampagne gehörte. 
Doch auch hier liegt die Schüssel-ÖVP mit 41 
Prozent bei den Männern und 40 Prozent bei 
den Frauen vorne. 
Bei genauer Betrachtung der Wahlergebnis- 
se der 90er Jahre wird deutlich,dass die SPO 
über die Jahre weniger Stimmen an die FPÖ 
verloren hat, als die OVP an die Freiheitli- 
chen. Somit ist ein Zugewinn aus diesem 
Segment von elf Prozent durchaus erfolg- 
reich. Der ÖVP ist es jedoch gelungen durch 
den Erosionsprozess der Freiheitlichen, ihre 
führende Rolle im bürgerlichen Lager zurück 
zu erobern. Jene Rolle, die sie vor 1986 inne 
hatte. 
Hier wird ein kleiner Exkurs in die Parteien- 
geschichte der zweiten Republik notwen- 
dig. Die FPÖ ist die Nachfolgepartei des Ver- 
bands der Unabhängigen. Dieser war ein 
Sammelbecken für mehr oder minder be- 
lastete Alt-Nazis in den frühren 50er Jahren, 
die durch die Entnazifizierung vorerst von 
Nationalratswahlen ausgeschlossen waren. 
Sowohl ÖvP als auch SPÖ gelang es, einen 
Großteil dieser Gruppe aufzufangen. Mit 
Bruno Kreisky öffnete sich die SPÖ in bür- 
gerliche Kreise und konnte mit einem Mo- 
dernisierungsprogramm für das eher er- 
starrte Österreich eine Mehrheit erringen. 
Dies wurde möglich durch Kreiskys Einla- 
dung ,,ein Stück des Weges" mit ihm und 
der Sozialdemokratie zu gehen und inhalt- 
lichen Abstrichen in der Gesellschafts- und 
Bildungspolitik. Für seine Wirtschafts- und 
Sozialpolitik ließen sich gerade die christ- 
lich-sozialen Kreise im Bürgerblock 
durchaus erwärmen. 
Durch geschicktes agieren und Zugeständ- 
nissen an die FPÖ im Wahlrecht gelang eine 
dauerhafte Spaltung des bürgerlichen La- 
gers, die sich letztlich durch Haiders Wahl 
zum Parteivorsitzenden der FPO 1986 ver- 
festigte. 
Letztlich hat sich die SPÖ somit ihre domi- 
nierende Stellung sichern können,dabei je- 
doch immer mehr übersehen, dass ihr eine 

strukturelle konservative bis reaktionäre 
Mehrheit im Land gegenübersteht. 
Mit dem selbstinszenierten Untergang der 
FPO ausgehend vom Knittelfelder Putsch, 
scheint Wolfgang Schüssel diese Spaltung 
überwunden zu haben. Schüssels Coup den 
überaus beliebten freiheitlichen Finanzmi- 
nister Karl-Heinz Grasser vor den Wahlen als 
Fixstarter einer von ihm geführten Bundes- 
regierung zu nominieren, tat sicherlich sein 
übriges dazu. 
Damit hatte Schüssel nicht nur ein inhaltli- 
ches, sondern auch ein personelles Angebot 
an ehemalige FP-Wählerlnnen gemacht und 
signalisierte eine Öffnung der ÖVP hin zur 
FPÖ. 
Der Wahlkampf der Sozialdemokratlnnen 
war verglichen damit ehrlich und nahezu 
pannenfrei. Alfred Gusenbauer stellte ne- 
ben der Rücknahme der offensichtlichsten 
sozialen Kürzungen wie Ambulanzgebüh- 
ren, Studiengebühren und Besteuerung der 
Unfallrenten den sozialen Zusammenhalt 
in den Mittelpunkt der sozialdemokrati- 
schen Kampagne. Gleichzeitig vermieden 
es die österreichischen Sozialdemokratln- 
nen penibelst, das Dogma des Nulldefizits 
explizit anzugreifen. Gerade weil der Staat 
Schulden abbauen müsse, sei eine Konzen- 
trierung auf die wesentlichen Prioritäten 
wichtig. Wichtigste Aufgaben des Staates 
seien die Gesundheitspolitik, gerechte Pen- 
sionen, eine offene Bildung- und Ausbil- 
dungspolitik, sowie eine aktive Arbeits- 
marktpolitik. Nur so seien faire Chancen, 
also ein Mindestmaß an Chancengleichheit 
zu gewährleisten. 
Darüber hinausgehend gab es keine Festle- 
gung programmatischer Natur: Wir sorgen 
für faire Chancen und versichern gegen be- 
stimmte Risken,der Rest ist Eigenverantwor- 
tung. 
Aufgrund des hohen Pensionistlnnenanteils 
an der Wahlbevölkerung bildete die Frage 
der Pensionsicherung und Forderung nach 
einer Erhöhung einen zentralen Bestandteil 
der SPÖ Kampagne.Allerdings war die Partei 
noch nicht ein schlüssiges Modell der lang- 
fristigen Pensionssicherung anzubieten. In 
einem Dilemma steckte die SPÖ auch inso- 
fern, als dass die Konservativen in Fragen der 
Pensionsreform nicht offen für eine kom- 
plette Umstellung auf den Kapitalmarkt ar- 
gumentierten und der SPO im Zuge des ers- 
ten Hochwasserhilfe-Maßnahmen-Katalogs 
der SPÖ die Zustimmung zu einer soge- 
nannten dritten Säule als Zusatzaltersversor- 
gung basierend auf Kapitalmarktfinanzie- 
rung abgerungen hatten. 
Im Bereich der Wirtschafts- und Industrie- 
politik gelang es Gusenbauers SPÖ nicht, 
das Image der rückwärtsgewandten Behar- 
rungspartei abzustreifen. Recht spät wurde 
ein Wirtschaftsprogramm vorgelegt, das 
im wesentlichen auf eine Stärkung der Bin- 
nennachfrage zur Konjunkturbelebung 
setzte. 

dem die militärischen Geheimnisse der NATO 
geschützt werden sollen. Der Abschluß ist Vo- 
raussetzung dafür,daß die EU die Mazedoni- 
en-Mission übernehmen kann, in der sie mit 
NATO-Kommandobehörden zusammenar- 
beiten und auf Aufklärungsergebnisse der 
NATO zurückgreifen würde. Auch hier droht 
die Türkei mit einem Veto. Ankara fordert, daß 
dieses Abkommen nur für die heutigen Mit- 
glieder der EU gilt. Die Gültigkeit für die EU- 
Beitrittskandidaten soll unter Zustimmungs- 
vorbehalt der NATO stehen.Mithin, unter tür- 
kischem Vorbehalt. Denn Zypern ist Kandidat 
für den EU-Beitritt. Und die Türkei drängt, 

e endlich eine zeitlich klare Beitrittsperspektive 
eröffnet zu bekommen. 
Frankreich forderte zwar immer wieder, die 
EU möge die Mazedonien-Mission auch 
dann unternehmen, wenn die türkische Blo- 
ckade fortbestehe. Notfalls müsse die EU be- 
grenzte eigene Planungskapazitäten auf- 
bauen. Doch dazu konnten sich die EU-Staa- 
ten bislang nicht durchringen.Großbritanni- 
en is t  zwar für den Aufbau der EU-Krisenkräf- 
te, will deren Aufgabe aber am liebsten 
möglichst lange auf Friedensmaßnahmen 
begrenzen. Kampfaufgaben sollen von der 
NATO erfüllt werden. Andere europäische 
Staaten - darunter die Bundesrepublik - ar- 
gumentieren, daß eigene EU-Kapazitäten, 
also eine Dopplung der NATO-Fähigkeiten, 
Geld und Zeit kosten. Ein,,Satz an Fähigkei- 
ten", aus dem sich EU und NATO bedienen, 
sei die beste Lösung.Mithin,der EU fehlt der 
gemeinsame politische Wille, das türkische 
Vetozu umgehen.Statt dessen wird das Prin- 
zip Hoffnung proklamiert: DieTürkei werde 
schlußendlich schon einlenken. 
Derweil können drei Akteure sich freuen. So- 
lange der Streit währt, kann sich Großbritan- 
niens Premier Blair gewiß sein, daß das 
,,Schreckgespenst" einer Europäischen Ar- 
mee und Verteidigung samt Einschränkung 
der britischen Souveränität in die ferne Zu- 
kunft gehört. Der NATO-Generalsekretär darf 
sich gewiß sein,daß am Vorrang der NATO in 
der europäischen Sicherheitspolitik nicht 
ernsthaft gerüttelt wird. Beide gemeinsam 
dürfen sich mit US-Präsident Bush über die 
Ergebnisse des Prager NATO-Gipfels freuen. 
Die stellen sicher,daß in der europäischen Si- 
cherheit weiterhin nichts ohne die NATO 
geht. 
Die Europäische Sicherheits- und Verteidi- 
gungspolitik bleibt zahnlos; die EU-Krisen- 
kräfte können weiter nicht eingesetzt wer- 
den. Das dürfte bei George W. Bush ein 
Schmunzeln ausgelöst haben. Europas Nati- 
onen haben ihm diefähigstenTeile ihrer Kri- 
senkräfte für die NATO-lnterventionstruppe 
zugesagt und versprochen,vorhandene Fi- 
nanzmittel vorrangig für dieseTruppe einzu- 
setzen. Er kann sich nun zurücklehnen. Die 
militärische Unterstützung für Washington 
ist gesichert; was aus dem eigenständigen 
Krisenmanagement der EU wird und damit 
aus Europas Anspruch, nicht nur mitmachen, 
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sondern auch mitentscheiden zu können, 
das wird man angesichts knapper Kassen se- 
hen.Selbst wenn das Geld aufgebracht wür- 
de: Modernisiert wird in Europa jetzt wohl 
nach amerikanischem Gusto. 

6. Die Osterweiterung 
Zehn Kandidaten standen vor derTür,sieben 
bekamen die Einladung zum Beitritt: Die bal- 
tischen Republiken Estland, Lettland und Li- 
tauen, die Balkan-Staaten Slowenien, Bulga- 
rien und Rumänien sowie die Slowakei. 
Außen vor bleiben vorläufig Kroatien, Alba- 
nien und Mazedonien. Der .big bang", die 
große Erweiterung wird realisiert. Im Früh- 
jahr 2004 sollen die Beitritte - etwa zeit- 
gleich zur Erweiterung der EU - bei einem 
erneuten Gipfels in Washington rechtswirk- 
sam vollzogen werden. 
Erstaunlich ist,wie geräuschlos die zweite Er- 
weiterung der Allianz vonstatten ging. Kein 
ausgedehnter Streit mit Rußland, keine öf- 
fentliche Diskussion über die Frage, ob die 
Baltischen Staaten im Ernstfall überhaupt 
verteidigt werden könnten, keine strategi- 
sche Debatte,ob hier nicht zu vielen oder zu 
schwachen Kandidaten eine Beistandsga- 
rantie gegeben werde. 
Wesentliche Ursachen dafür liegen in Was- 
hington. Die Regierung Bush weist der NATO 
in Europa eine veränderte Rolle zu. Hier liegt 
die Bedeutung der NATO zunehmend im Po- 
litischen und weniger im Militärischen. Es 
wird immer unwahrscheinlicher, daß das 
Bündnisgebiet in einem klassischen Krieg 
verteidigt werden muß.Global kann die Alli- 
anz Washington begrenzt militärische 
Schützenhilfe leisten, ist aber kaum der un- 
verzichtbare Partner, dem die USA ein Mit- 
spracherecht einräumen müssen, wie mit ei- 
ner Krise umgegangen werden soll. Die Koo- 
peration wichtiger NATO-Staaten kann auch 
bilateral sichergestellt werden. 
In Europa soll die NATO deshalb zum einen 
die Integration der mittel-, ost- und südost- 

europäischen Staaten in die westlichen Insti- 
tutionen absichern und ein Wiederaufflam- 
men der Kämpfe auf dem Balkan verhindern. 
Sie soll zweitens den Einfluß der USA auf die 
europäische Sicherheitspolitik sichern und 
dies in einem deutlich erweiterten geogra- 
phischen Raum. Vor allem Rumänien und 
Bulgarien haben dabei strategische Bedeu- 
tung. Ihr Beitritt verbessert die Möglichkeit, 
westliche Interessen im Schwarzmeerraum 
zu vertreten. Für den Balkan lautet das Sig- 
nal: Die Stabilisierung Südosteuropas ist 
dauerhaft Gemeinschaftsaufgabe. Die Auf- 
nahme von sieben Staaten auf einen Streich 
sichert Washingtons Einfluß in Europa nicht 
zuletzt auch deshalb, weil deren neue Eliten 
oft in den USA ausgebildet wurden. 
Schließlich ist nach dieser großen Erweite- 
rung klar,daß auf absehbare Zeit keine das 
Verhältnis zu Rußland politisch stark belas- 
tende Ausdehnung der NATO mehr ansteht. 
Das enthebt der Notwendigkeit,erneut über 
eine kompensatorische Vertiefung der Zu- 
sammenarbeit mit Rußland nachzudenken. 
Der 1997 eingerichtete, der Konsultation 
dienende Ständige Gemeinsame Rat wurde 
2002 in einen NATO-Rußland-Rat umgewan- 
delt, in dem im Konsens aller 20 Staaten 
auch gemeinsam Beschlüsse - z.B.zurTerro- 
rismusbekämpfung - gefaßt werden kön- 
nen. Diese Art der Zusammenarbeit soll 
zunächst praktiziert werden. Als nächster 
Schritt - so die teils ernst gemeinte,teils spa- 
ßige Begründung - bleibe ja eh nur,Rußland 
die Vollmitgliedschaft zu offerieren. Doch 
damit lasse man sich besser viel Zeit. 
Die NATO soll zwar für neue Mitglieder of- 
fen bleiben. Konkrete Maßnahmen aber,die 
weitere Staaten an den Beitritt zur NATO 
heranführen sollen,verlieren an Dringlich- 
keit. Ausgebaut werden soll dagegen die 
Zusammenarbeit bei der Bekämpfung des 
Terrorismus im Rahmen des Euro-Atlanti- 
schen Kooperationsrates.Viele Staaten, die 
für einen NATO-Beitritt auf absehbare Zeit 
nicht infrage kommen, spielen - wie die 



präventiven und präemptiven militärische 
Optionen des Bündnisses verbirgt - Arbei- 
ten zu den Möglichkeiten des Bündnisses, 
Massenvernichtungswaffen, und deren Trä- 
gersysteme sowie Produktionsanlagen vor- 
beugend auszuschalten. 
Viertens machte der Prager Gipfel Vorgaben 
für eine neue, straffere, flexiblere und ein- 
satzorientierte Kommandostruktur. Eine 
heikle Aufgabe, geht es doch für jeden 
NATO-Staat um Einfluss, den Anteil an gut 
dotierten Posten und um die Hauptquartiere 
auf seinem Boden. Bis Sommer 2003 soll der 
Militärausschuss einen Vorschlag unterbrei- 
ten,wie die NATO mit deutlich weniger Kom- 
mandobehörden militärisch flexibler agie- 
ren kann. Darum ist er kaum zu beneiden. 
Eine Reform der Kommandostrukturen muß 
die Ansprüche der künftigen NATO-Mitglie- 
der berücksichtigen. Das wirkt gegen das 
Ziel der Straffung. Zum anderen hat die Re- 
form der nationalen Kommando-Struktur 
der USA in Brüssel Probleme ausgelöst. Die 
NATO verliert demnach ihren wichtigsten 
Stab in den USA, SACLANT. Der ist dem 
NATO-Oberbefehlshaber SACEUR gleichge- 
stellt, befehligt die Seestreitkräfte im Atlan- 
tik und im Krieg auch die assignierten strate- 
gischen Nuklear-U-Boote, den Kern der 
NATO-Nuklearabschreckung. Ein operativ- 
strategisches Oberkommando sei genug, ar- 
gumentierte Washington. Doch SACLANT ist 
auch Symbol für die Aufgabe der NAT0,zur 
Verteidigung der USA beizutragen. Ein Sig- 
nal,dass die NATO zur Verteidigung der USA 
nicht länger gebraucht wird? Washington 
bot angesichts europäischer Widerstände 
an, SACEUR zum einzigen operativen Ober- 
kommando der NATO weiterzuentwickeln, 
zu einem Strategic Command for Opera- 
tions. SACLANT dagegen solle in ein strate- 
gisch,,funktionales" Oberkommando umge- 
wandelt und künftige NATO-Einsatzkonzep- 
te, Operationsformen und Bewaffnungs- 
und Ausstattungsoptionen planen - das 
Strategic Command for Transformation. So 
beschloß es der NATO-Gipfel, obwohl man- 
cher Europäer fürchtet, der Kompromiß sei 
ein Danaergeschenk. 
Weitere Änderungen der Kommando-Struk- 
tur dienen vor allem einer effektiveren, 
schnelleren Einsatzführung. Das operative 
Oberkommando soll von zwei teilstreitkräf- 
teübergreifenden Hauptquartieren unter- 
stützt werden, aus denen je ein multinatio- 
nales teilstreitkräfteübergreifendes Einsatz- 
hauptquartier (CJTF-HQ) herausgelöst wer- 
den kann, sowie durch ein kleineres, seege- 
stütztes Einsatzhauptquartier. Die Zahl der 
anderen NATO-Hauptquartiere und der Luft- 
raumüberwachungs- und -führungszentren 
wird deutlich reduziert. 

4. Europas Bedenken 
Obwohl die meisten amerikanischen Initiati- 
ven von den europäischen Staaten in Prag 
im Grundsatz begrüßt wurden, gab es sub- 

stantielle Bedenken. Außenminister Joschka 
Fischer ließ sie in einer Regierungserklärung 
kurz vor dem NATO-Gipfel erkennen. Zur 
NRF, dem Kernstück der Initiativen, formu- 
lierte er drei Voraussetzungen: Erstens müsse 
die Entscheidung über den Einsatz derTrup- 
pe beim NATO-Rat liegen, also einstimmig 
fallen. Zweitens sei eine deutsche Einsatz- 
Beteiligung nur nach einem Beschluß des 
Bundestages möglich. Die nationale Rechts- 
lage in den NATO-Staaten müsse beachtet 
werden. Drittens müsse das Vorhaben mit 
dem Aufbau europäischer Krisenreaktions- 
kräfte vereinbar sein. Unter diesen Voraus- 
setzungen werde man der Ausarbeitung ei- 
nes Konzeptes für die NRF zustimmen. 
Dahinter standen handfeste Befürchtungen. 
Fischer wollte verhindern, dass die NATO- 
Truppe auf Anforderung durch die USA oder 
andere NATO-Länder schnell und ohne die 
zeitraubenden Beschlussfassungsmechanis- 
men der NATO eingesetzt werden kann. Er 
wollte dafür sorgen, dass z.B. der deutsche 
Parlamentsvorbehalt gewahrt wird, nahm 
aber zugleich billigend in Kauf, daß nun der 
Druck, mittels eines deutschen Entsendege- 
setzes Entscheidungsfindung in Deutsch- 
land zu beschleunigen, wächst. Diesen bei- 
den Bedenken trägt das Gipfelkommunique 
jedoch Rechnung. 
Schließlich die dritte Voraussetzung, die Ver- 
einbarkeit mit den europäischen Krisenreak- 
tionskräften: Das Kommunique postuliert 
diese solle gewahrt werden. Doch die Reali- 
tät dürfte ganz anders aussehen. 
Wird die NRF aufgestellt,so werden -wegen 
der Rotation - mindestens 60.000 der besten 
Soldaten dafür benötigt. Soldaten, die 
zumeist auch für die europäischen Krisen- 
kräfte vorgesehen sind und den Kern der 
Einsatzfähigkeit der künftigen EU-Truppe 
berühren. Die Bundesrepublik plant 
beispielsweise,ihren Beitrag aus dem selben 
Pool von 18.000 Soldaten zu stellen,der auch 
für EU-Einsätze vorgesehen ist. Würde die 
NRF häufig angefordert oder wären ihre 
Kräfte auch nur oft in Bereitschaft, so stün- 
den sie für EU-Einsätze kaum zur Verfügung. 
Genau dies dürfte aber eintreten. Die welt- 
weite Bekämpfung des Terrorismus und die 
globale Unterstützung Washingtons können 
leicht eine Dauerbeschäftigung für die NRF 
sein. 
Zudem: Um die Zusammenarbeit mit den 
US-Truppen zu gewährleisten, müssen die 
NRF-Verbände nach US-Vorbild moderni- 
siert werden. Mit anderen Worten: Damit sie 
auch weiterhin im EU-Rahmen eingesetzt 
werden können, müssen auch die restlichen 
EU-Krisenkräfte verstärkt nach US-Vorbild 
modernisiert werden. Spötter bezeichnen 
deshalb die Prague Capability Commit- 
ments bereits als BAC, als „Buy American 
Commitments", und sehen in dem Ober- 
kommando für Transformation eine Werbea- 
gentur für dieTransformation,,the American 
way". 

Der Aufbau autonomer EU-Fähigkeiten dürf- 
te sich also zumindest verteuern, wenn er 
nicht gar weitgehend durch die NATO absor- 
biert wird.Zudem droht eine für die Europä- 
er unliebsame Arbeitsteilung: Während die 
NATO sich auf globale Kampfeinsätze unter 
Führung der USA spezialisiert, müßten die 
EU-Krisenkräfte jene Aufgaben überneh- 
men, die die USA nicht interessieren: Frie- 
densmissionen und das ungeliebte, weil 
langwierige Nation-Building nach Interven- 
tionen. 
Trotz all diese Zugeständnisse an die USA 
würde Europa aber keine Gewähr dafür ha- 
ben, dass die USA ihre europäischen NATO- 
Partner in der alles entscheidenden Frage 
berücksichtigen: Es gibt keine Garantie, dass 
Washington Europa strategische Mitsprache 
in der Frage gewährt wie mit Krisen umge- 
gangen soll. 

5. Der NATO-Gipfel und die ESVP 
Anfang 2003 sollte sie endlich einsatzbereit 
sein, die 60.000 Mann starke Truppe, die der 
Europäischen Union eine autonome Mög- 
lichkeit zu militärischem Krisenmanage- 
ment verschaffen soll. Daraus wird nichts. 
Der erste Einsatz - die Übernahme der Frie- 
densmission in Mazedonien - ist vertagt. Die 
NATO bleibt für sechs weitere Monate. Im Fe- 
bruar wird die Lage überprüft. Und warum 
die Verzögerung? Immer noch gibt es keine 
Einigung zwischen der NATO und der EU 
darüber, ob und unter welchen Bedingun- 
gen die EU auf die Planungskapazitäten und 
andere militärische Mittel der Allianz zurück- 
greifen kann. Der für Prag geplante EU- 
NATO-Gipfel wurde abgesagt. Verhindert 
wird die Einigung durch einen bizarren grie- 
chisch-türkischen Streit.Oder besser gesagt 
dadurch,daß dieTürkei die Europäische Uni- 
on vorführt, um nicht zu sagen grillt. 
Ankara stellt auf zwei Feldern Bedingungen, 
droht mit seinem Veto in der NATO, die den 
beabsichtigten Verträgen mit der EU ein- 
stimmig zustimmen muß. Da ist zunächst 
der NATO-EU-Vertrag, der der EU einen ga- 
rantierten Zugang zu den Planungskapazitä- 
ten der NATO sichern und dafür sorgen soll, 
daß die EU diese NATO-Fähigkeiten nicht 
dupliziert. Hier wurde zwar Einigkeit erzielt, 
daß bei Operationen, bei denen die EU auf 
NATO-Fähigkeiten zurückgreift, auch alle 
NATO-Staaten das Recht zur Beteiligung an 
der EU-Operation und damit ein Mitsprache- 
recht haben, nicht aber,was geschieht,wenn 
die EU autonom agiert,d.h. nicht auf die Fä- 
higkeiten der NATO zurückgreift. Die Türkei 
will auch dann ein Mitspracherecht - unter 
anderem wegen der Streitigkeiten in der 
Ägäis und um Zypern. Griechenland droht 
mit seinem Veto,wenn die türkischen Forde- 
rungen erfüllt würden.Ein Spiel,daß seit Jahr 
und Tag funktioniert und beliebig fortge- 
führt werden kann. 
Zum zweiten geht es um das Sicherheitsab- 
kommen zwischen der NATO und der EU, mit 

Obwohl Schüssel und sein Finanzminister 
Grasser nicht gerade auf eine erfolgreiche 
Wirtschaftspolitik verweisen konnten, ge- 
lang es ihnen doch, die Sozialdemokratln- 
nen als die ewigen Schulden und Steuer Er- 
höhungspartei darzustellen. Geschickt ver- 
stärkte die ÖVP dieses Klischee durch eine 
recht aggressive Anti-rot-grün-Kampagne 
mit dem ständigen Verweis auf die BRD und 
seine desolate Budgetlage. 
Durch einige verunglückte Abgrenzungs- 
versuche der Sozialdemokratlnnen gegenü- 
ber den Grünen im Bereich der Gesell- 
schafts-, Flüchtlings- und Drogenpolitik wur- 
de die Negativ-Kampagne der Konservati- 
ven weiter stimuliert. 
Letztlich dürfte ausschlaggebend gewesen 
sein, dass die Stimmung in Österreich nach 
wie vor für eine konservative ,,Reformn- 
regierung vorhanden war. Für die Sozialde- 
mokratie war diese Stimmung mit einem rei- 
nen Kernschichten-Wahlkampf nicht zu 
durchbrechen. 
Dafür steht die Partei nun nicht schlecht 
dar.Sie hat sich konsolidieren und ihre An- 
hängerlnnen und Wählerlnnen mobilisie- 
ren können.lnhaItlich hat sie wieder an Pro- 
fil gewonnen. Alfred Gusenbauer hat die 
Chance des Wahlkampfes genutzt, sich 
selbst als Alternative zu profilieren. Das di- 
rekte Fernsehduell gegen den Bundeskanz- 
ler konnte er sogar für sich entscheiden. 
Der richtige Weg i s t  somit beschritten. Eine 
weiter ausgearbeitetes programmatisches 
Angebot, eine Perspektive für ein modernes 

Österreich in einem geeinten Österreich, 
fehlt jedoch noch. Mit solch einem Projekt 
hätte die Sozialdemokratie in der Alpenre- 
publik eine reelle Chance, ihr derzeitiges Po- 
tential kräftig auszubauen.Somit könnte sie 
Teile des Bürgertums wieder,,ein Stück des 
Weges" mitnehmen. 
Dafür müsste sich die SPÖ jedoch für den 
Gang in die Opposition entschließen. 
Es gehört jedoch zu den Besonderheiten 
der österreichischen politischen Verhältnis- 
se, dass sich rund 41 Prozent der Bevölke- 
rung und Ca. 51 Prozent der eigenen An- 
hängerschaft eine große Koalition wün- 
schen. 
Auch die Gewerkschaften erhoffen sich von 
der,,SpiegelungM der Sozial-Partnerschaft in 
der Regierung einen Vorteil oder zumindest 
ein Abwenden gröberer Systemumbauten. 
Dass Schüssel jedoch, wenn es darauf an- 
kommt, die vielgerühmte Sozial-Partner- 
schaft mit Füßen tritt, hat er häufig und ein- 
deutig unter Beweiß gestellt, beispielsweise 
bei der Zerschlagung der Selbstverwal- 
tungskörper der Sozialversicherungsträger. 
Zudem befindet sich der Kanzler Österreichs 
in der bequemen Situation, sich zwischen 
drei potentiellen Partnern entscheiden zu 
können: 
Die Grünen wollen zwar offiziell in der Op- 
position bleiben, doch mehren sich die 
parteiinternen Stimmen für gemeinsame 
Projekte. Die Freiheitlichen beschäftigen 
sich hauptsächlich mit sich selbst,sind auf- 
grund ihrer finanziellen Situation aber auf 

eine Regierungsbeteiligung geradezu an- 
gewiesen. 
Die SPÖ steht unter dem starken Druck der 
eigenen Wählerlnnen und der veröffentlich- 
ten Meinung, sich dem sogenannten Staats- 
interesse nicht zu verweigern. 
Nicht unbedingt eine starke Verhandlungs- 
position für die Sozialdemokratie. 
Ginge sie mit Schüssel in eine Koalitionsre- 
gierung,ware sie gezwungen viel an neu ge- 
wonnenen inhaltlichen Profil aufzugeben. 
Insbesondere verlöre sie ihre gerade wieder- 
hergestellte Glaubwürdigkeit. 
Ein Projekt links der Mitte in Osterreich 
wieder gesellschaftsfähig zu machen, wäre 
unter solchen Vorzeichen kaum oder gar 
nicht verwirklichbar. 
Die Chance mittelfristig eine fortschrittli- 
che Gestaltungsmehrheit zu erlangen 
würde der Chance,,das Schlimmste zu Ver- 
hindern" mit ungewissem Ausgang geop- 
fert. 
Alles in allem keine rosige Situation. 
Allerdings hat der eingeschlagene Weg be- 
wiesen, dass die Sozialdemokratie dazuge- 
winnen kann. Mit starken Nerven, Selbstbe- 
wusstsein und einem konzisen Programm 
sollte auch eine Gestaltungsmehrheit mög- 
lich sein. 
Diese Zeit hätte die SPÖ und Gusenbauer 
jetzt auch. Ob und wie sie sie nutzen hängt 
nicht zu letzt davon ab, wie erfolgreich es 
Gusenbauer gelingen wird, die inhaltlichen 
Zielsetzungen der SPÖ zu verteidigen - nach 
außen und innen. spw 612002 
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THEORIE & STRATEGIE GLOBALE HEGEMONIE? 

Worst case für die PDS 

Nach der Bundestagswahl regiert das Prinzip Hof fnung 

von Gerry Woop 

.> = Die Ergebnisse der Bundestagswahl 
2002 sind für die PDS ein Desaster. Noch vor 
den Wahlen 1994 und 1998 war ein Szenario 
desVerlusts der Gruppenvertretung im Bun- 
destag ein mögliches, in dem auch der An- 
fang vom Ende gesehen wurde. Die Drei-Di- 
rektmandate-Regelung und der Gesamter- 
folg der PDS im Jahre 1998 im Umfeld einer 
allgemeinen Stimmung des Politikwechsels 
ließen es nicht zu diesem Szenario kommen. 
Jedoch war die Annahme durchaus begrün- 
det,dass sich in einem solchen Falle wichtige 
aktive Mitglieder, potenzielle Mitstreiter, 
mehr Wähler abwenden, ein Abwärtstrend 
beginnt, der Zentrifugalkräfte in der Partei 
freisetzt. Nun ist diese Situation,zu Jahresbe- 
ginn für viele noch unvorstellbar, eingetre- 
ten.Aber niemand gestattet sich die Rucker- 
innerung an die damaligen Befürchtungen. 
Das Prinzip Hoffnung regiert,auch Aktionis- 
mus, teilweise Versuche zur Analyse und po- 
litischen Neujustierung. Die Berliner Bundes- 
tagsabgeordnete Petra Pau formuliert es 
wohl am realistischsten, wenn sie vom Un- 
möglichen spricht,das nun versucht werden 
müsse. 

Rotgrün durch die Wahl der Grünen be- 
stätigt 
Wenn die zentralen Themen des Bundes- 
tagswahlkampfes, die Wirtschafts- und Ar- 
beitsmarktpolitik unter dem Gesichtspunkt 
untersucht werden, was dabei die Problem- 
fälle für die Bilanz der Bundesregierung, 
mithin ihr Risikofaktor auf dem Weg zur Wie- 
derwahl war, so sind zwei Stichworte zu nen- 
nen:Arbeitslosigkeit und Gerechtigkeitsdefi- 
zit.Die bloße Hoffnung auf eine baldige wirt- 
schaftliche Zyklenkurve nach oben mit Ar- 
beitsplatzeffekten war trotz notwendiger 
vielfältiger Verbesserungen der Rahmenbe- 
dingungen mit Inaktivität verbunden und 
wurde durch die weltwirtschaftlichen Aus- 
wirkungen des 11. September letztlich zum 
Desaster. Doch die Folgen des 1 1 .September 
sind kein Erklärungsmuster für mangelndes 
Regierungshandeln mit dem Ziel der Schaf- 
fung von Arbeitsplätzen,zum Beispiel in Fra- 
gen der Fiskalpolitik, der Investitionen, der 
Arbeitszeitpolitik, der flexiblen Haushaltspo- 

litik, der gezielten Wirtschaftsförderung und 
zuletzt auch der Umverteilung. Das Ganze 
kann sich nicht im JobAQTIV-Gesetz und der 
Steuererleichterung für Familien und Unter- 
nehmen oder Hoffnungen auf das Hartz-Re- 
zept erschöpfen. Dieses Versagen verbindet 
sich mit einer Haushaltspolitik,die ihrem Ziel 
nach sicher notwendig, in den konkreten 
Ausformungen jedoch unflexibel und un- 
ausgewogen ist. Hier entsteht das Gerech- 
tigkeitsdefizit,weil die Umverteilungsfragen, 
die Belastungen durch Steuern und mittel- 
bare Auswirkungen über mangelnde Inves- 
titionsfähigkeit in Verbindung mit hoher Ar- 
beitslosigkeit, steigenden Beiträgen, Euro- 
Preiseffekten und zugleich ausbleibender 
Vermögens- und Erbschaftssteuer gerade in 
linken wie auch weiteren Stammwählerkrei- 
sen der SPD das Gefühl sozialer Unausgewo- 
genheit aufkommen ließen. Nicht zu verges- 
sen die gerade in Ortsverbänden und Ge- 
werkschaftskreisen damit verbundene De- 
motivation. Als Klaus Staeck und Johanno 
Strasser dieses Unbehagen auf einem Podi- 
um beim Nürnberger Parteitag - mit wohl- 
wollendem Veränderungswunsch - kritisch 
anmerkten, prallten sie am Politmanager 
Matthias Machnig nicht nur in der Sache, 
sondern auch mental ab. Diese Sensibilität 
für die Bedürfnisse, die aus der Partei, aber 
letztlich doch vermittelt über diese aus der 
Gesellschaft kommen, musste erst wieder er- 
langt werden. Die schlechten Umfragewerte 
und mangelnden Erfolge einer Politik der 
Mitte, wie sie noch 1999 bis 2000 präsentiert 
wurde,führten imvorfeld der Wahlen zu gra- 
vierenden Korrekturen. Faktisch wurde eine 
klassische Links-Rechts-Alternative eröffnet. 
Schröder versus Stoiber wurde zu Sozialstaat 
versus soziale Kälte. In dieser Konstellation 
konnten Stammwähler etwas zurückgewon- 
nen oder gebunden werden, so dass die 
Wahlverluste sich in Grenzen hielten. Han- 
delte es sich 1998 um eine Kohlabwahl 
durch eine von den Namen Schröder und La- 
fontaine,von Innovation und Gerechtigkeit 
geprägte Mitte-Links-Politik,so folgte auf die 
Mitte-Politikder letzten Jahre und den relati- 
ven Schwenk wieder hin zu Mitte-Links eine 
Bestätigung von Rotgrün trotz des Vers- 

agens bei der Bekämpfung der Arbeitslosig- 
keit und des empfundenen Gerechtigkeits- 
defizits vor allem als Alternativwahl zu Stoi- 
ber und dessen absehbarem Programm.Das 
wirklich Interessante ist dabei,dass diese Be- 
stätigung von Rotgrün durch die Wahl der 
Grünen erfolgte. Nicht nur, dass sich die Grü- 
nen erfolgreich als der Reformmotor der 
Bundesregierung darstellen konnten. Selbst 
die SPD-Bilanz, die Vorsitzender und Gene- 
ralsekretär bereits im November 2001 in 
Nürnberg präsentierten, war eine eher grü- 
ne.Als Erfolge wurden Staatsbürgerschafts- 
recht, Atomausstieg, ökologische Steuerre- 
form und neues Partnerschaftsrecht darge- 
stellt, mithin also klassische grüne Themen. 
Der Erfolg dieser Regierung, gemessen an 
den Bestrebungen zur Auflösung des Re- 
formstaus der Kohl-Ära bestand also 
vornehmlich in gesellschaftsverändernden 
Bereichen, sowohl hinsichtlich der Verfasst- 
heit als auch der Nachhaltigkeit. 
Zu den zufällig auftretenden Umständen der 
Wahl gehörte die Hochwasserkatastrophe, 
die als klassischer Krisenfall einer Regierung 
durch das nur ihr mögliche exekutive Han- 
deln Zustimmung brachte. Dies nun im Os- 
ten, wo aufgrund der nicht umgesetzten 
Chefsache Ost die Enttäuschung zur SPD ge- 
wachsen war.Schließlich brachte die Irakpo- 
litik der USA der rotgrünen Regierung - in 
Korrektur ihres bisherigen Images als Kraft, 
die militärische Mittel doch als normales In- 
strument auch deutscher Außenpolitik und 
dies sogar als Souveränitätsbeleg verste- 
hend ansieht - nunmehr die Chance einer 
Präsentation als Krieg ablehnende,vernünf- 
tig und mäßigend auftretende Kraft. 
Ein CDU-Kandidat, dessen Kritik zeitlich de- 
fensiv,zuweilen sehr wahltaktisch und somit 
unglaubwürdig war,der aus Bayern kommt, 
in wichtigen Themenfeldern nur wenig Al- 
ternatives bot und wenn,dann doch in einer 
für viele Wähler als ungerecht und nicht zu- 
mutbar empfundenen Art,ein solcher Kandi- 
dat konnte nicht wirklich gewinnen.Gehörte 
doch zu seiner Seite eine FDP, die mit noch 
größeren sozialen Härten und einem in der 
Gesellschaft so doch nicht akzeptierten 
Spaßfaktor Profil gewinnen wollte, und mit 
Möllemann ins Straucheln kam. 

PDS folgte falscher Strategie - oder hatte 
keine konsistente 

Gerry Woop, Politikwissenschaftler, lebt in Berlin und ist POS-Mitglied, hat im Crossover Projekt Das Hauptproblem der PDS bestand darin, 
von spw, utopie kreativ und andere zeiten mitgearbeitet. dass die Strategie des Wahlkampfes nicht 

cher Verzögerung ihre Strategie den Ent- 
wicklungen US-Strategie im Grundsatz an- 
gepaßt.Wie weit diese Anpassung im Einzel- 
nen geht, ist noch unklar, zumindest in der 
Öffentlichkeit. Nur soviel ist k1ar:Schwerwie- 
gende Probleme mit der völkerrechtlichen 
Legitimität künftiger NATO-Planungen dro- 
hen. Weder präemptive Angriffe noch gar 
der Einsatz nuklearer Waffen, möglicher- 
weise gar unter Rückgriff auf die nukleare 
Teilhabe, wären völkerrechtlich gedeckt. 
Man stelle sich vor:Washington will präemp- 
tiv das existierende bzw. entstehende Mas- 
senvernichtungswaffenpotential eines Staa- 
tes oder eines nichtstaatlichen Akteurs zer- 
stören. Die Planer im Pentagon glauben,daß 
dies gesichert nur mit einer Nuklearwaffe 
gelingen kann. Da dies aber völkerrechtlich 
und im Lichte der internationalen öffentli- 
chen Meinung sehr umstritten wäre, ent- 
schließen sich die USA,die NATO um Solida- 
rität und Mitwirkung zu bitten.Als Gemein- 
schaft von 19, künftig 26 demokratischen 
Staaten, lasse sich der Angriff besser vertei- 
digen. Die Flugzeuge,die den Angriff durch- 
führen, sollen in einem NATO-Land starten, 
ein zweites soll Luftbetankungsmittel bereit- 
stellen, ein drittes beim Begleitschutz durch 
Jagdflugzeuge helfen und ein viertes, nicht- 
nukleares Land gar durch die Bereitstellung 
eines Trägerflugzeugs für Nuklearwaffen. 
Unschwer ist zu erkennen, wie gravierend 
die Probleme für die europäischen NATO- 
Partner wären. 
Die NATO liefe Gefahr, aktiv das Gewaltmo- 
nopol der Vereinten Nationen zu schwächen. 
Die Auswirkungen auf das nukleare Nicht- 
verbreitungsregime wären verheerend. Das 
Bündnis würde aktiv an der von der Regie- 
rung Bush initiierten Deregulierung der in- 
ternationalen Beziehungen mitzuwirken,die 
viele der europäischen NATO-Staaten schon 
jetzt beklagen. 
Ein kaum lösbares Dilemma, dem man in 
Brüssel nur mit Formelkompromissen oder 
selbstauferlegten Denkverboten vorläufig 
entkommen kann, wie es sich während und 
nach dem wegen politischer Kontroversen 
abgebrochenen Krisenmanagement-Manö- 
Vers CMXOZ erst im Frühjahr wieder zeigte. 
Antworten auf solche Fragestellungen fin- 
den sich nicht in öffentlichen Gipfeldoku- 
menten. Eher schon in vertraulichen Papie- 
ren wie denen des Militärausschusses. 
Mithin: Dokumente wie z.B.das jetzt gebillig- 
te,,Konzept zur Verteidigung gegen den Ter- 
rorismus" verdienen höchste Aufmerksam- 
keit. 
Verteidigungsminister Peter Struck glaubt 
zwar, daß die NATO ein präventives oder 
präe3'mptives Vorgehen auch in Zukunft ab- 
lehnen werde, da das Bündnis im Konsens 
entscheide. Doch das Konsensprinzip in der 
Allianz wird mit Blick auf die wachsende Mit- 
gliederzahl immer mehr in Frage gestellt. 
Das Bündnis müsse jene, die zu bestimmten 
Schritten bereit sind, handeln lassen, wenn 

es seine Bedeutung erhalten wolle - so lau- 
tet das Argument. Es gibt auch europäische 
Stimmen,die präemptives militärisches Han- 
deln erwägen. Wolfgang Schäuble ist eine. 
Klaus Naumann, ehemals Vorsitzender des 
Militärausschusses der NATO eine andere: 
Wenige Tage vor dem Gipfel ging er davon 
aus,dass,,die NATO in Prag die ersten Schrit- 
te in Richtung auf ein neues strategisches 
Konzept unternehmen wird,das Prävention 
und Präemption als Optionen, nicht aber als 
leitendes Prinzip" enthalten sollte. Die NATO 
müsse über neue Wege entscheiden, gegen 
chemische, biologische oder nukleare ,,An- 
griffe auf unsere Streitkräfte und unsere Be- 
völkerungen" zu reagieren. Dies sei mehr als 
Heimatverteidigung.,,Das bedeutet, daß die 
Bedrohung da angegangen werden muß, 
wo sie entsteht,daß die NATO darauf vorbe- 
reitet sein muß, zu intervenieren, wo dies 
notwendig ist", ohne ihre Grundausrichtung 
als Verteidigungsbündnis aufzugeben. Der 
Prager Gipfel gab Naumann weitgehend 
recht. Das Gipfel-Kommunique versucht zu 
beruhigen: Nein, die neuen Aufgaben der 
NATO sollten,,von keinem Staat und keiner 
Organisation als Bedrohung wahrgenom- 
men werden,sondern vielmehr als Ausdruck 
der Entschlossenheit unsere Bevölkerung, 
unserTerritorium und unsere Streitkräfte vor 
jedem bewaffneten Angriff zu schützen, ein- 
schließlich terroristischer Angriffe, die von 
außen gelenkt werden". Dies alles solle ,,in 
Übereinstimmung mit dem Washingtoner 
Vertrag (d.h. dem NATO-Vertrag) und der 
Charta der Vereinten Nationen" geschehen. 
Wie, das sagt das Kommunique allerdings 
nicht. 

3. Neue militärische Mittel 
Mit den militärischen Einsatzmitteln des Kal- 
ten Krieges lassen sich solche Aufgaben 
kaum bewältigen. Mit diversen Beschlüssen 
versucht der Prager NATO-Gipfel deshalb 
schnelle Abhilfe zu schaffen. 
Erst im September hatte Donald Rumsfeld, 
der US-Verteidigungsminister,seinen NATO- 
Kollegen die Idee präsentiert,die NATO solle 
eine schnelle Eingreiftruppe für weltweite 
Interventionen aufbauen, die NATO Re- 
sponse Force (NRF). Der Truppe, 21.000 
Mann stark,sollten die besten und moderns- 
ten Kräfte aller NATO-Staaten zugeordnet 
werden: Heeresverbände in Brigadegröße, 
Kampfflugzeuge für bis zu 200 Einsätze am 
Tag und Marinekräfte im Umfang einer der 
ständigen Einsatzflotten der NATO. Binnen 5 
bis 30 Tagen solle sie weltweit einsetzbar 
sein, spezialisiert auf intensive Kampfhand- 
lungen, solche wie sie nötig sind, um Inter- 
ventionen wie in Afghanistan durchzufüh- 
ren.Bis zu 30Tage soll sie autonom kämpfen 
können. Mit dieser Truppe könne die NATO 
sich dann an US-geführten Operationen be- 
teiligen. Bis Oktober 2006 soll sie einsetzbar 
sein. Der Prager NATO-Gipfel faßte den Be- 
schluß dieTruppe aufzubauen. lm Frühsom- 

mer soll den Verteidigungsministern ein ers- 
ter Bericht vorgelegt werden, wie sie ausse- 
hen soll. 
Die zweite verabschiedete lnitiative sind die 
,,Prager Fähigkeitsverpflichtungen" (Prague 
Capabilities Commitment, PCC). Mit diesen 
verpflichten sich vor allem die europäischen 
NATO-Staaten politisch verbindlich, zu fes- 
ten Terminen bestimmte militärische Fähig- 
keiten in Kernbereichen wie dem Luft- und 
Seetransport, der Luftbetankung, der mo- 
dernen Luft-Boden-Bewaffnung, der Ab- 
wehr chemischer, biologischer, radiologi- 
scher und nuklearer Gefahren oder im Be- 
reich Führungssysteme bereitzustellen. Im 
Gegensatz zu der breiter angelegten Vor- 
gängerinitiative DCI (Defense Capabilities 
Initiative) sollen die PCC vor allem auf den 
Bedarf der NRF und damit auf weltweite Ein- 
sätze hoher militärischer Intensität ausge- 
richtet werden. In Arbeitsgruppen wird an 
den einzelnen Fähigkeiten gearbeitet. Nicht 
jeder NATO-Staat muß zu allen beitragen.Ar- 
beits- und Rollenteilung, so lauten die Zau- 
berworte,von denen man sich Fortschritt er- 
hofft. Spanien kümmert sich um die Luftbe- 
tankung, Holland um Abstandswaffen. 
Deutschland leitet die Arbeitsgruppe strate- 
gischer Lufttransport. Unklar bleibt, ob sich 
hier vorrangig das Interesse der Bundeswehr 
spiegelt, die Bestellung von 73 (oder ,,nurn 
60) Militärtransportern vom Typ A400M zu 
rechtfertigen. Klar dagegen ist, daß bereits 
erste, exorbitant teure Angebote zum kurz- 
fristigen Leasing amerikanischer Großraum- 
transporter vomTyp C-1 7 in Berlin vorliegen, 
mit dem die Zeit bis zum Zulauf der A400M 
ab 2009 oder 201 2 überbrückt werden könn- 
te. Möglich und erheblich billiger wäre es, 
Großraumtransportflugzeuge vom Typ An- 
tonow 124 zu leasen, mit denen die Bundes- 
wehr ihre Soldaten in Afghanistan zuverläs- 
sig und recht billig versorgt. 
Eine dritte Gipfel-Initiative stärkt die Fähig- 
keit der NATO zur Abwehr von Angriffen mit 
biologischen, chemischen, radiologischen 
und nuklearen Waffen auf Streitkräfte und 
Territorium der Mitglieder. Das Vorhaben, 
das auf den ersten Blick wie eine logische 
Konsequenz des Risikos terroristischer An- 
griffe erscheint und auf die Stärkung von 
ABC-Abwehrfähigkeiten und Zivilschutz 
ausgerichtet ist, wurde jedoch breiter ange- 
legt. Hier verbergen sich auch Pläne zur Ra- 
ketenabwehr für die Streitkräfte, Bevölke- 
rungen und das Territorium der NATO-Län- 
der. Erstmals geht die NATO über Studien zur 
taktischen Raketenabwehr hinaus. Jetzt sol- 
len die Abwehrmöglichkeiten gegen Flug- 
körper mit mehr als 3000 km Reichweite un- 
tersucht werden. Damit stellt die Allianz sich 
auch offen die Frage,obTeile des amerikani- 
schen Raketenabwehrschirmes, einschließ- 
lich Abfangraketen in anderen NATO-Staa- 
ten aufgestellt werden sollen. Unklar ist 
noch, ob sich hinter dieser lnitiative zusätz- 
lich eine weitere Facette der Diskussion über 



wähnte die das Bündnis schon vor Monaten mehr fordern." Die Initiativen zu den wesent- betont: Die NATO müsse die Fähigkeit 
vor der Wahl zwischen,,Modernisierung" und lichen Beschlüssen kamen aus den USA; die haben,,,den Herausforderungen gegen die 
,,Marginalisierung". Robertson glaubt, der europäischen NATO-Staaten boten keine Sicherheit unserer Streitkräfte, Bevölkerun- 
Grund der Krise sei vor allem in der wachsen- ernsthaften Alternativen an. Sie suchten gen und unseresTerritoriums"zu begegnen, 
den Ausrüstungs-,Bewaffnungs- undTechno- lediglich, das aus ihrer Sicht Schlimmste zu ,,wo immer diese auch herkommen mögen." 
logielücke zwischen den USA und Europa zu verhindern. Washington konnte deshalb Sie müsse auf Beschluß des NATO-Rates 
suchen. Er befürchtet,dass die Streitkräfte der auch äußerst umstrittene Veränderungen ,,Streitkräfte einsetzen können, die schnell 
Bündnispartner schon bald kaum noch ge- durchsetzen. Die NATO wird damit wieder überall dahin verlegt werden können,wo sie 
meinsam operieren können.~adurch verlöre ein ganzes Stück amerikanischer und ganz benötigt werden." Das,,volle Spektrum der 
die NATO aus amerikanischer Sicht an Bedeu- nebenbei mußte die gemeinsame Europäi- Aufgaben" der Allianz umfaßt nun „die Be- 
tung. Das sehen diesseits wie jenseits des At- sche Sicherheits- und Verteidigungspolitik drohung,die derTerrorismus und die Prolife- 
lantiks manche Kommentatoren anders. Sie einige schwereTorpedotreffer hinnehmen. ration von Massenvernichtungswaffen so- 
glauben,die Krise sei grundsätzlichen Charak- wie deren Trägersystemen" darstellen. Das 
ters. Sie sehen eine Kontinentaldrift tektoni- 2. Neue globale Aufgaben Bündnis übernimmt auch gleich erstmals 
scher Platten. Je nach Standpunkt und Her- Obwohl die NATO nur einen Tag nach den eine globale Aufgabe: Wenn das Deutsch- 
kunft der Beobachter hat diese ihren Ur- Terroranschlägen vom 11.September 2001 Niederländischen Korps in Kürze die Füh- 
sprung entweder im mangelnden europäi- den Bündnisfall ausrief,forderte Washington rung der ISAF-Mission in Afghanistan über- 
sehen Willen zu harter militärischer Machtpo- nur marginale militärische Beiträge von nimmt, dann wirkt die NATO mit. Es ist der 
litik. Oder sie resultiert aus der amerikani- Brüssel und vermied es,die Allianz in strate- globale Präzedenzfall für die Allianz.Seit Mo- 
schen Neigung zu einem machtpolitischen gische Entscheidungen über militärische Re- naten betont Robertson, die NATO könne 
Handeln,dass sich primär militärischer Mittel aktionen einzubeziehen. Die NATO wird jetzt eine,,führende Rolle" bei der Bekämp- 
bedient.Alle gemeinsam sehen:Historisch ist meist nur informiert oder konsultiert. Mit al- fung desTerrorismus übernehmen und ihre 
die NATO ein~e~ionalbündniszur kollektiven ler Macht versucht Lord Robertson seit Mo- militärischen Fähigkeiten anderen internati- 
Verteidigung.Da fällt es schwer,in den Kate- naten,diesem Relevanzverlust entgegenzu- onalen Organisationen und Koalitionen von 
gorien weltweiten militärischen Handelns zu steuern. Die NATO müsse die Bekämpfung Fall zu Fall zur Verfügung stellen. Ein vom Mi- 
denken. Das um so mehr,weil viele in Europa des Terrorismus in das Zentrum ihrer Aktivi- litärausschuß erarbeitetes ,,Militärisches 
fürchten,dass eine weltweit nach amerikani- täten mit hineinnehmen. Der Bekämpfung Konzept zur Verteidigung gegen den Terro- 
schem Vorbild und unter amerikanischer Füh- der Verbreitung von Massenvernichtungs- rismus" wurde beim Prager Gipfel gebilligt. 
rung agierende NATO sie vor all jene Proble- waffen komme wachsende Bedeutung zu. Die neuen Aufgaben werfen neue Probleme 
mesteit,vordenen die USA bereits heuteste- Etliches sei doch schon erreicht.50 habe das auf. Die USA haben ihre nationale Strategie 
hen: Streitkräfteeinsätze ohne Mandat der Bündnis schon während der Außenminister- deutlich verändert - zuletzt durch eine neue 
Vereinten Nationen; präventive und präemp- tagung im Mai 2002 endlich die,,sterile De- Nationale Sicherheitsstrategie.' Diese 
tive militärische Schläge, die von Angriffskrie- batte" um,,Out-of-Area-Einsätze" zu den Ak- schließt es bei der Bekämpfung desTerroris- 
gen nicht oder kaum zu unterscheiden sind; ten gelegt. Persönlich interpretierte Ro- mus und der Verbreitung von Massenver- 
oder gar die Mitverantwortung für den Ein- bertson die Aussage der Minister,das Bünd- nichtungswaffen nicht aus, selbst anzugrei- 
satz von Nuklearwaffen in einem solchen nis benötige Streitkräfte, die schnell dahin fen, bevor die USA angegriffen werden kön- 
Kontext.Mithin vor Situationen, in denen die verlegt werden können,,,wo auch immer sie nen. Dafür stehen die Begriffe,,präemptive 
NATO ihren eigenen Wertekodex verletzt benötigt werden". Dies besage, die NATO Schläge" und ,,defensive Intervention". Der 
würde - denn zu diesem gehört die Anerken- könne global agieren,,,nach Erfordernis und amerikanische Begriff ,,pre-emptive strikes" 
nung der Gültigkeit des internationalen wo nötig" Einsätze durchführen". Während umfasst zweierlei. Zum einen meint er ein 
Rechts. das deutsche Außenministerium noch im präventives Vorgehen,zum Beispiel die Zer- 
Die Gipfel-Beschlüsse machen diesen zu ei- September eine solche Interpretation für un- störung gegnerischer Raketenabschussram- 
nem Erfolg für George W. Bush,der wie so oft zulässig erklärte, hat Robertson sich pen, unmittelbar bevor mit diesen ein An- 
nach der Maxime a;ftrat:,,wenn Du das Ma- mittlerweile durchgesetzt. Die NATO kann griff durchgeführt werden soll.Zweitens sind 
ximale herausholen willst, dann mußt Du weltweit agieren. Das Prager Kommunique vorbeugende, präemptive Angriffe gemeint, 

Angriffe, mit denen das Entstehen Iängerfris- 
tiger Bedrohungen verhindert werden sol- 
len, also zum Beispiel der Bau von Massen- 
vernichtungswaffen. Israels weltweit kriti- 

, sierte Bombardierung des irakischen Atom- 
reaktors Osirak ist ein Beispiel. Doch Was- 
hington geht noch weiter: Selbst der Einsatz 
nuklearer Waffen wird durch die Bush-Admi- 
nistration bei solchen Einsätzen nicht ausge- 
schlossen. Das wurde Anfang des Jahres 
deutlich, als der geheime Nuclear Posture 
Review an die Öffentlichkeit gelangte.Schon 
seit einigen Jahren beschränken die USA 
ihre nationale nukleare Einsatzplanung 
zudem nicht mehr auf Staaten.Auch,,nicht- 
staatliche Akteure", z.B.Terroristen, religiöse 
Extremisten oder transnationale Konzerne, 
die den Versuch machen, sich Massenver- 
nichtungswaffen zuzulegen, könnten Ziele 
für einen Nuklearangriff sein. 
Damit gerät die NATO in ein Dilemma.Sie hat 
-wie so oft in derVergangenheit - mit zeitli- 
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wirklich entschieden war und sie sich der II- 
lusion hingab,zwischen den Fronten Wähler 
zu gewinnen. Die Hoffnung,Wähler würden 
die ,,eigentliche Alternative" jenseits eines 
pauschal und viel zu breit, also unpolitisch 
verstandenen, neoliberalen Lagers all der 
anderen wählen,erwies sich alsTrugschluss. 
Die damit entstehende faktische Nichtzuge- 
hörigkeit zu einem in Beschlüssen immer 
wieder auftauchenden Mitte-Links-Lager 
der Gesellschaft kann nicht vorrangig der 
parteitaktisch logischen Abweisung der PDS 
durch die SPD-Spitze zugeschrieben wer- 
den.Sie findet ihre Ursache im mangelnden 
politischen Grundverständnis, dass eine Par- 
tei inhaltlich bestimmte Souveränität 
braucht, um in einer Lagerkonstellation mit 
eigenem Profil wirken zu können. Der Ge- 
brauchswert im Vergleich zu anderen politi- 
schen Angeboten muss für den Wähler zu 
erschließen sein und eine machtpolitische 
Option erkennbar bleiben. Wähler wählen 
eine bestimmte Politik im Zusammenhang 
mit einer möglichen Umsetzungsoption in 
der Regierung. Diesen Zusammenhang hat 
die PDS selbst aufgelöst und ist letztlich in 
unterschiedlicher Qualität beiden Erforder- 
nissen nicht gerecht geworden. Daran än- 
derten auch dieversuche mit Angeboten zur 
Kanzlerwahl und möglichen Zusammenar- 
beit nichts mehr,die wenige Wochen vor der 
Wahl unternommen,jedoch im Tageswech- 
sel konterkariert wurden und nicht mehr 
tiefgreifend kommuniziert werden konnten. 
Erschwerend war sicher der allgemeine 
Druck auf kleinere Parteien im medienwirk- 
sam erlebten Zweipersonen-Wettbewerb 
um die Kanzlerschaft sowie die verheerende 
Wirkung des Gysi-Rücktritts im Wählerspek- 
trum der PDS. 
Im Ergebnis ist zumindest aus PDS-Sicht der 
Verlust der Bundestagsfraktion auch ein Ver- 
lust für die Linke in der Bundesrepublik. 
Selbst die SPD-Linke hat die strukturelle Wir- 
kung einer Kraft links der SPD für das eigene 
Agieren innerhalb der Sozialdemokratie zu 
nutzen gewusst. 

k.0. im Westen 
Einschränkend zur kritischen Reflexion muss 
hinzugefügt werden,dass die PDS im Osten 
16,9 Prozent der Wähler gewinnen konnte 
und ,,nurn im Westen auf minimalstem Ni- 
veau von 1,l Prozent verharrte. Darin liegt 
nun das für die Perspektive der PDS drama- 
tischste Problem, was in den aktuellen De- 
batten nicht hinreichend reflektiert wird. 
Zwölf Jahre nach der Vereinigung ist es trotz 
aller Versuche, trotz finanzieller, materieller, 
personeller und politischer Bemühungen, 
trotz erfolgreicher Gysi-Auftritte, trotz politi- 
scher Wirkung aus dem Osten heraus und 
auf der Bundesebene nicht gelungen, ein 
notwendiges Mindestmaß an Menschen zu 
gewinnen, die es nicht nur schade finden, 
wenn der Bundestag ohne PDS bleibt, son- 
dern die die PDS auch wählen. Jenseits der 
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bereits genannten haus- 
gemachten politischen 
Fehler ist es naheliegend, 
angesichts der politischen 
Erfolglosigkeit der PDS in 
den westlichen Bundes- 
ländern eine tiefe kulturel- 
le Barriere zu konstatieren, 
die zu überspringen für die 
PDS vom Osten aus offen- 
kundig unmöglich ist. lnso- 
fern ist die PDS ein spätes 
Opfer des Einigungspro- 
zesses, denn die Wählerre- 
servoirs im Osten reichen 
nicht dauerhaft und sicher 
für eine parlamentarische 
Verankerung auf Bundese- 
bene. 
Außerdem muss festge- 
stellt werden,dass es keine 
wählerwirksam relevante 
Linke neben der Sozialde- 
mokratie gibt, die in Ab- 
grenzung und doch mit 
Perspektiven einer Beziehung neben der ebenso viele ins Nichtwählerspektrum. Das 
PDS hätte entstehen können. Es gibt offen- eine könnte durch einen Mangel an reform- 
kundig dafür derzeit und wohl auch abseh- politischer Mitte-Links-Strategie erklärt wer- 
bar keinen sozialen und politischen Boden. den, das andere durch zu große Nähe zur 
Das heißt nicht, dass demokratischer Sozia- SPD und damit verbundene mangelnde lin- 
lismus nicht auch jenseits der SPD intellektu- ke Profilierung. Durchgesetzt hat sich ange- 
ell und programmatisch diskutiert werden sichts der Niederlage der Reformgruppie- 
kann oder gar eine Bezugsgröße für politi- rungen die zweite Lesart. Das hat mehrere 
sches Handeln darstel1t.E~ gibt nur organisa- Ursachen.Zunächst ist es wichtig festzuhal- 
torisch im Parteienspektrum dafür keinen ten, dass Schwäche und Probleme der PDS 
Raum, der erfolgreich, das heißt inklusive schon seit einiger Zeit nicht mehr einem 
Parlamentsvertretung, besetzt werden kann. Druck von außen oder der Stärke innerpar- 
Ein Blick über West- und Osteuropa verdeut- teilicher dogmatischer und traditionalisti- 
licht dieses Problem.Während in Osteuropa scher Kräfte geschuldet sind,sondern Resul- 
postkommunistische Parteien mehrheitlich tat der konzeptionellen, personellen und 
sozialdemokratisch werden oder so dogma- taktischen Schwäche der Reformer darstel- 
tisch bleiben wie die in Russland, gibt es in len.Sie waren nicht einheitlich zu definieren, 
Westeuropa tiefe Krisen oder gar Spaltun- kommunizierten nicht einmal mehr 
gen wie die in Italien. Der Spagat zwischen miteinander. Nach der schweren Niederlage 
erkennbarem Linksprofil und reformpoliti- von Gysi, Bisky und Parteivorstandsmehrheit 
scher Orientierung gelingt unter Bedingun- auf dem Münsteraner Parteitag 2000 haben 
gen medienvermittelter Demokratie offen- die Reformkräfte keine konzeptionellen De- 
kundig immer weniger. Womöglich ist aber batten zu konsistenten Politikvorstellungen 
mit historischem Blickwinkel hier auch ein aufgenommen.Selbst die Programmdebat- 
allgemeiner Niedergangsprozess der kom- te wurde nicht wirklich dazu genutzt.Sie ha- 
munistischen Bewegung zu sehen, die seit ben auch keine strategischen Debatten 
der Spaltung vom sozialdemokratischen mehr geführt und schließlich haben sie es 
Strang in Ost- und Westeuropa letztlich doch versäumt, um Mehrheiten in der Partei zu 
in Bezug zum untergegangenen Staatssozi- ringen.Ein kardinaler Fehler wie sich nun he- 
alismus stand. rausstellte. Denn die linkspopulistische und 

naiv-basisdemokratische Linie der neuen 
Parteitag in Gera offenbarte Schwäche Parteispitze konnte sich nur vor diesem Hin- 
und Niederlage der Reformer tergrund durchsetzen. In geradezu dilettan- 
Mit den verlorenen Bundestagswahlen ha- tischer Weise, unkoordiniert, im Falle der 
ben die PDS-Reformer eine herbe Niederla- trotzig und autistisch erfolgten Kandidatur 
ge erlitten, standen sie doch gerade für ei- des ehemaligen Fraktionsvorsitzenden Ro- 
nen Kurs der reformpolitischen Profilierung land Claus geradezu tragikkomisch,agierten 
und der in parlamentarischen Demokratien die Reformer auf dem Geraer Parteitag. Die 
notwendigen machtpolitischen Flexibilität. Berliner Reformkonzeption wurde personell 
Das Paradoxon in den Wählerwanderungen nicht untersetzt. Nicht einmal ein Kompro- 
besteht für die PDS darin, dass Ca. 300.000 missversuch vermittelnder Pragmatiker hat- 
Wählerlnnen zur SPD wanderten und te eine Chance. Das Problem lag bereits in 



derVorbereitung,denn vor Beginn der Rede 
von Gabi Zimmer zeigte der starke Beifall 
bereits die klaren Mehrheitsverhältnisse. 
Wenngleich die Vorsitzende nicht pauschal 
als Dogmatikerin dargestellt werden kann - 
dazu hat sie sich in den sechs Jahren ihres 
bundespolitischen Wirkens viel zu wenig 
überhaupt politisch-inhaltlich für irgendet- 
was verlässlich positioniert -, sie hat ein pre- 
käres Bündnis für ihren innerparteilichen 
Machtausbau genutzt und politischen Vor- 
stellungen wie auch Verfahrensweisen 
Raum gegeben, die sich nicht etwa einfan- 
gen lassen,sondern sich erst durch die Struk- 
turen ausbreiten. Bemerkenswert deshalb 
ihre abstruse Alternative,ob die PDS ein ost- 
deutsches sozialdemokratisches Projekt 
oder eine bundesweite linke sozialistische 
Partei sein wolle. Dies und der allgemeine 
Vorwurf, man dürfe sich in Regierungen 
nicht opportunistisch unterwerfen, war ein 
klarer Vorwurf an die Reformer und die Re- 
gierungsbeteiligten in Berlin und Schwerin. 
Der Vorwurf spielt populistisch ein Unbeha- 
gen an der Parteibasis über die zu bewälti- 
genden Probleme in diesen Ländern an. Es 
gab also entgegen danach geäußerten Be- 
teuerungen keine wirkliche Stütze dieser 
Regierungen. Diese hätte ohne weiteres mit 
einer Debatte darüber verbunden werden 
können, wie man erfolgreich regiert, wie 
man entsprechende sozial ausgewogene 
Konzepte ausarbeitet und wie man den Re- 
gierungen endlich einen Stempel der PDS 
aufdrücken kann. Das war nicht das Thema 
der Vorsitzenden. Ihr politisches Selbstver- 
ständnis kulminiert in der Aussage, dass die 
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PDS nicht ein bloßer Mitbewerber im Partei- 
enwettbewerb sei, sondern die Kraft, die 
über das System hinaus will.Mit dieser simp- 
len Politik- und Gesellschaftsvorstellung of- 
fenbart sich, dass es nicht um Problemlö- 
sungskompetenz geht,die sich in der parla- 
mentarischen Demokratie logischerweise 
dem Wettbewerb der Konzepte stellen muss. 
Man entzieht sich mit dem Verweis auf das 
jenseitige Besondere, eine wärmende linke 
Kategorie, der Mühe zur politischen Pro- 
blemlösung heute, die ohne Zweifel etwas 
mit Systemkritik und programmatischer Ori- 
entierung und Sozialismus zu tun haben 
könnte. Das vorgesehene soziologisch be- 
schriebene Mitte-Unten-Bündnis ist in die- 
sem Zusammenhang keine Mehrheitssuche 
zwischen Interessen der Mittelschichten und 
der sozial Deklassierten, sondern die Politik- 
flucht ins rein Außerparlamentarische.Als ob 
es breite soziale Bewegungen gäbe und als 
ob attac gerade darauf wartet, zum politi- 
schen Wiederaufstieg der PDS beizutragen. 
Selbst die Friedensbewegung ist bei aller Kri- 
tik an rotgrüner Außenpolitik der vergange- 
nen Jahre entweder inhaltlich einige Schrit- 
te von Joschka Fischer mitgegangen oder 
hat sich trotz Bauchschmerzen letztlich 
mehrheitlich wieder für Rotgrün und nicht 
für die PDS entschieden. 
Zum Parteitag erlitten die inhaltlichen Ge- 
genvorschläge zum Zimmer-Konzept eine 
Niederlage, was zur breiten Kandidaturabsti- 
nenz auf dieser Seite führte.Vor diesem Hin- 
tergrund stehen die noch agierenden an Re- 
formpolitik interessierten Kräfte, 
insbesondere die Vertreter der rot-roten Ko- 
alitionszusammenarbeit, vor einer außeror- 
dentlich prekären Situation. Die entstande- 
ne innerparteiliche Atmosphäre der Kritikan 
Reformpolitik, der Denunziation dieser als 
Sozialdemokratismus, Opportunismus, An- 
biederung und der naiven Begeisterung für 
jegliche allgemeine Kritik an politischen 
Kompromissen macht viele politische Aktive 
faktisch generell verdächtig.Sie stehen in ei- 
ner permanenten Entschuldigungsposition. 
Zugespitzt formuliert werden die Regieren- 
den in Schwerin und Berlin trotz aller jetzt 
natürlich logischen Bekenntnisse für eine 
Regierungsfortsetzung zur taktischen 
Schaukelmasse der Parteispitze. Das heißt 
auch Regierung auf Abruf, wie es der Hild- 
burghausener Bürgermeister Steffen Harzer 

sehr schwierig werden. Zu befürchten ist 
eine Mischung aus Linkspopulismus, politi- 
scher Naivität und Binnenorientierung. Das 
bedeutet jedoch nicht unbedingt einen 
schnellen Niedergang. Programmdebatte, 
Europawahlen und Landtagswahlen bieten 
Optionen und werden noch zu berücksichti- 
gen sein. 

Was bleibt 
Die PDS hat eine durchaus historisch aner- 
kennenswerte Bilanz vorzuweisen. Sie ebne- 
te den Weg für viele Menschen aus der DDR 
in die Gesellschaft der Bundesrepublik. 
Darunter waren auch wichtige Eliten aus 
technischen, wissenschaftlichen und auch 
politischen Bereichen. Diese Integrations- 
leistung ist für die innere Einheit Deutsch- 
lands nicht zu unterschätzen. Zweitens ist 
damit auch eine demokratiebildende Leis- 
tung verbunden,weil die Mitglieder und An- 
hänger der PDS bis hinein in kommunale 
Strukturen am demokratischen Prozess be- 
teiligt sind und beträchtliche Bevölkerungs- 
teile in dieses System integrieren. Drittens 
hat die PDS Protestwähler gebunden, was 
angesichts der steigenden Nichtwähler- 
schaft und selbst der steigenden Anteile von 
extrem rechts wählenden Protestwählern 
bedeutsam war. Viertens hat die PDS ost- 
deutsche Interessen vertreten, die sonst im 
Parteienspektrum nicht vertreten worden 
wären. Dazu gehört auch die mittelbare Wir- 
kung, dass sich selbst westdominierte Partei- 
en durch die Existenz der PDS genötigt sa- 
hen, hier initiativzu werden.Fünftens hat die 
PDS zur ausgewogeneren Bewertung ge- 
schichtlicher Prozesse beigetragen, damit 
auch Ost-Bioqrafien verteidiqt und Selbst- 
vertrauen ~chließlich bietet die 
PDS noch fürTausende älterer - und vielfach 
mit den neuen Veiehältnissen nicht zurecht- 
kommender - Mitglieder eine politische Hei- 
mat,was vor allem als soziale Leistung anzu- 
sehen ist. 
Die Herausforderung besteht nun darin, in  
dieser Situation vernünftig zu handeln. Das 
meint vor allem dieVertretung der Wählerin- 
teressen. Das heißt konzeptionelle Arbeit, 
Setzen von eigenständigen Merkmalen in  
den Regierungsbeteiligungen, konstruktive 
Oppositionsarbeit, außerparlamentarisches 
Wirken. Die politischen, vor allem dialogi- 
schen Aktivitäten junger PDS-Mitglieder 

zum Parteitag auch deutlich auf den Punkt oder der reformsozialis~ischen lntellektuel- 
brachte. len um die Brüder Brie oder einer basisorien- 
Zu erwarten ist deshalb eine weitere Ausein- tierten Gruppe von stark in westlichen Lan- 
andersetzung um den Kurs der PDS. Dabei desverbanden verankerten Reformsozialis- 
ist zu bedenken, dass das Reformlager oder ten gehen in diese Richtung. Es bleibt ein Er- 
die Sammlung von Zimmer-Kritikern alles fordernis der Vernunft, in Berlin und Meck- 

Fon 2 1 1 3 9 1 1 andere als gemeinsame Politik- und Politik- lenburg-Vorpommern auch aus staatspoliti- 
F a x  9l 1 1 -333%40 stilvorstellungen haben. Wahrscheinlich scher Verantwortung, bei aller Unwahr- e-mai BGnetwork@ao 

wird es aber eher nicht um Konzepte gehen, scheinlichkeit des Erfolgs,diesen Weg einzu- www.CBGnetwork.ara . - - - - . . . - . 
Q 

mit denen politische Souveränitat erlangt schlagen. Trotz eigener dominierender 
werden kann. Eine Debatte um besseres Re- Skepsis füge ich hinzu,dass es zumindest le- 
gieren und mehr intellektuelle Ausstrahlung gitim ist,an die Chanceeines Erfolgs zu glau- 
der PDS in die Linke und daruber hinaus wird ben. S ~ W  812002 
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neuen Nationalen Sicherheitsstrategie der 

zur anstehenden WTO-Runde,sämtliche ZöI- 
le auf verarbeitete Güter abzuschaffen, zei- 
gen. Eine solche Regelung würde nicht nur 
Entwicklungsstrategien wie die der asiati- 
schen,,TigerU unmöglich machen,die vor der 
Marktöffnung auf Phasen der Abschottung 
zum konsolidierten Aufbau eigener Indus- 
triestrukturen gesetzt haben. Die Vorschläge 
der USA schließen auch bewusst jene Berei- 
che vom Freihandel aus, die zu Wanderungs- 
bewegungen führen könnten, wie ein Frei- 
gabe der Dienstleistungen, oder in denen 
Länder des Südens chancenreich am Wett- 
bewerb teilhaben könnten, wie bei Rohstof- 
fen und Agrarprodukten. 

Aber auch in der EU sind z.B.Marktöffnung und 
Subventionsabbau im Agrarsektor noch nicht 
in Sicht. Die innergesellschaftliche Debatte 
über diese Fragen steht erst am Anfang. Peter 
Wahl berichtet vom ersten Europäischen Sozi- 
alforum im November in Florenz und bewertet 
Chancen und Problemeder globalisierungskri- 
tischen Bewegung in Europa. Dabei nehmen 
neben ökonomischen und sozialen Fragen 
auch Protest gegen einen Krieg im lrakund kri- 
tische Diskussionen des außenpolitischen und 
militärischen Vorgehens der USA einen immer 
breiteren Raum ein. 
Wie notwendig diese sind zeigt auch der Arti- 
kel von Lars Klingbeil und Mario Patuzzi zur 

USA, in der u.a. sogenannte,,präemptive" Mili- 
tärschläge und ,,gefahrenabwehrenden Prä- 
ventivkriege eine Rolle spielen. Liest man ne- 
ben der Sicherheitsstrategie auch das,,Nucle- 
ar Posture Review" der USA, stellt man fest, 
dass im Rahmen solcher Operationen auch 
der Einsatz von Atomwaffen nicht ausge- 
schlossen wird. (Vgl.Klaus-Dieter Schwarz: Die 
imperiale Abschreckung,SWP-Aktuell 16 (Mai 
2002),Stiftung Wissenschaft und Politik,S.3-6) 
Das die Frage,,präemptivern Militäreinsätze 
nach dem 11 .September keine rein US-ame- 
rikanische Diskussion geblieben ist, zeigen 
die Äußerungen Wolfgang Schäubles in der 
Bundestagsdebatte vom 14. November: 
.Man kann diese Gefahren aber nur vermei- 
den, indem man Anschläge und den Einsatz 
von Massenvernichtungswaffen verhindert. 
Mit Vergeltung, also einem Zweitschlag 
schützen Sie unsere Bevölkerung nicht." 
(Protokoll Deutscher Bundestag - 15. Wahl- 
periode - 10. Sitzung, Berlin, Donnerstag, 
den 14. November 2002, S. 536). Und auch 
der NATO-Gipfel in Prag hat US-amerikani- 
sche Vorstellungen in Bezug auf weltweite 
Militäreinsätze und neue militärische Mittel 
,,europäisiert", wie der Artikel von Otfried 
Nassauer deutlich macht. Neben den Ergeb- 
nissen des Gipfels selbst,diskutiert Nassauer 
auch die Auswirkungen auf die europäische 
Außen- und Sicherheitspolitik. 
Last but not least wird die Umorientierung 
der russischen Außenpolitik seit den 90er 
Jahren bis heute von Peter W. Schulze analy- 
siert. Demnach sind die Veränderungen in 
der russischen Außenpolitik einerseits der 
okonomischen Transformation und der Her- 
ausbildung einer,,pragmatischen Machteli- 
te" geschuldet,andererseits reagiert die rus- 
sische Politik auf die internationalen Verän- 
derungen seit dem 11 .September 2001 und 
kann dadurch mit dem Westen ein neues Zu- 
sammenspiel entwickeln. spw 612002 

Quo Vadis, NATO? - Quo Vadis, Europa? 
Von Angelika Beer und Otfried Nassauer 

Vorspann 
Große Ereignisse werfen lange tritt einladen. Doch ein Jahr nach den Terror- 

Schatten voraus. So auch der NATO-Gipfel anschlägen in den USA stand nicht die Er- 
am 21 .-22.November in Prag.Schon die Orts- weiterung der NATO, sondern deren Umge- 
wahl war Symbol.Der Gipfel in einem neuen staltung und Neuausrichtung im Zentrum 
NATO-Staat sollte weitere Staaten zum Bei- der Ereignisse. Der Erweiterungsgipfel wur- 

Angelika Beer, Sprecherin von Bündnis 90/ Die Grünen, war bis vor kurzem verteidigungspoliti- 
schesprecherin von Bündnis 90/Die Grünen im Bundestag.Sie arbeitetjetzt beials externe Exper- 
tin bei BITS mit. 
Otfried Nassauer ist freier Journalist und leitet das Berliner Informationszentrum für Transatlanti- 
sche Sicherheit (BITS). 

de zu einem ,,Transformationsgipfel", zu ei- 
nem Gipfel, der das transatlantische Bündnis 
so tiefgreifend verändern haben könnte wie 
kaum ein anderer zuvor. Eine Analyse der Ri- 
siken und Nebenwirkungen. 

1. Die NATO in der Krise 
Die NATO steckt in einer substantiellen Krise. 
Pierre Lelouche, ein profilierter französischer 
Sicherheitspolitiker meint, in einer der tief- 
greifendsten seit ihrer Gründung. Lord Ro- 
bertson, der Generalsekretär der NATO, 
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Wer kündigt da den Globale Hegemoniestrukturen 
II 

"7 Generationenvertrag . Einleitung zum Heftschwerpun kt 

Von Jörg Deml Von Thorben Albrecht und Frank Schauff 

Es ist wieder soweit:,,Die Rente ist besondere, wenn bei Verabschiedung der 
nicht mehr sicher" wird aufgeführt. Trotz Rentenreform vor knapp 18 Monaten noch 
dürftiger Substanz findet dieses Volksschau- ein Rückgang des Beitragssatzes auf 18,9 % 
spiel sein Publikum. für 2003 prognostiziert worden war. 
Aktueller Auslöser sind die mit dem Beitrags- Dieser Anstieg innerhalb eines Jahres ist 
satzstabilisierungsgesetz am 15.1 1.2002 be- aber überhaupt nicht durch demografische 
schlossenen Maßnahmen zur Reduzierung Veränderungen zu erklären. Die Ursache ist 
des Beitragssatzanstieges auf 19,5 %. Von banal:Wegen der konjunkturellen Schwäche 
CDU/CSU, FDP und Teilen der Medien, aber sind die Einnahmen deutlich schwächer ge- 
auch von Grünen und ei- stiegen, als dies 
nigen SPD-Abgeordne- erwartet wurde. 
ten, wurde dies als Schei- ES werden zwei zeitliche Statt der erwarte- 

20% bis 2020 und weniger als 22 % bis 2030) 
durchaus zu erreichen ist. ,,Es gibt keine globale Sicherheit ohne globale 

Gerechtigkeit." 
(Gerhard Schröder) 

nationaler Strafgerichtshof) oder lediglich 
formal, ohne wirkliche Konsequenzen (Aus- 
rufung des Artikel-5-Falls in der NATO). Mili- 
tärischen Erfolgen, wie dem Kosovo-Krieg - 
dem ersten Krieg, den ein Land bzw. eine Al- 
lianz gänzlich ohne eigene Verluste gewin- 
nen konnte -,stehen militärische Misserfol- 
ge, wie der Somalia-Einsatz 1993,gegenüber 
und eine bislang ungekannteverletzlichkeit 
der USA, wie sie am 1 1 .September aber auch 
in den Anschlägen auf US-amerikanische 
Einrichtungen undTruppen in Ostafrika und 
in der Golfregion sichtbar wurde. 
Die Zahl der Kriege und Bürgerkriege hat in 
diesem Zeitraum zugenommen und gleich- 
zeitig haben sie ihren Charakter verändert.Es 
gibt eine Gleichzeitigkeit von,,Old Wars and 
New Wars" (Mary Kaldor),eine,,Privatisierung 
und Kommerzialisierung von Gewalt" (Er- 
hard Eppler) und eine steigende Bedeutung 
der öffentlichen Wahrnehmung und,,lnsze- 
nierung" von Kriegen (Mary Kaldor spricht 
von,,Spectacle Wars"). 
Derweil schreitet die ökonomischen Globali- 
sierung voran mit dem Ergebnis, dass sich 
die Scherezwischen Arm und Reich weltweit 
weiter öffnet, so dass das UN-Entwicklungs- 
Programm UNDP in seinem Human Deve- 
lopment Report 1999 von einer ,,globalen 
Apartheid" der Lebenschancen spricht. 
Dass die sich weiter verschärfende Vertei- 
lungsungerechtigkeit in der Welt Auswir- 
kungen auf die globale Stabilität und mithin 
auch die Sicherheit der westlichen Welt ha- 
ben würde, war absehbar und wurde mit 
dem 11 .September überdeutlich. Nicht weil 
die Täter selbst arm waren, aber weil sie 
mehr oder weniger heimliche Zustimmung 
bei Armen und Benachteiligten finden, 
durchaus mit praktischen Vorteilen wie 
Rückzugsräumen z.B. in Afghanistan oder 
Somalia. 
Das vorangestellte Schröder-Zitat stammt 
daher auch nicht zufällig vom New Yorker 
Weltwirtschaftsforum kurz nach dem 11. 
September - gerade in der europäischen 
Debatte erlebte die Entwicklungspolitik 
plötzlich wieder erhöhte Aufmerksamkeit. 
,,Die an der weltpolitischen Peripherie ge- 
planten Terrorakte auf die Hochburgen der 
westlichen Wirtschafts- und Militärmacht 
schienen ihr wieder aus der politischen Irre- 
levanzfalle und Rechtfertigungskrise zu hel- 

fen, in die sie nach dem Ende des Ost-West- 
Konflikts geraten war", schreibt Franz Nu- 
scheler. Nur um wenig später feststellen zu 
müssen, dass die nur geringfügig erhöhten 

Sonderproblem Deutsche Einheit 
Bei der Diskussion um die Finanzentwicklung 
der Rentenversicherung wird zudem die be- 
sondere Belastung durch die Situation in Ost- 
deutschland vernachlässigt:Zwar werden seit 
1999 die einheitsbedingten Lasten durch Auf- 
füllbeträge systematisch korrekt durch Steu- 
ern finanziert - statt wie vorher aus Beiträ- 
gen -,doch verbleibt als größeres Problem 
die ungünstige Relation von Einnahmen und 
Ausgaben in 0stdeutschland.Dies ist zum ei- 
nen Folge der Massenarbeitslosigkeit und ge- 
ringeren Anzahl der Beschäftigten und zum 
anderen der niedrigeren Einkommen.Zwar is t  
auch das ostdeutsche Rentenniveau geringer 
als das westdeutsche (der aktuelle Renten- 
wert (Ost) beträgt seit der Rentenanpassung 
zum 1.7.2002 87,8 % des westdeutschen Wer- 
tes), doch erreichen die effektiven Bruttolöh- 
ne der ostdeutschen Beschäftigten nur etwa 
70 bis 75 % (je nach Branche) der Entgelte 
(West). 
In der Konsequenz unterschreiten die Ein- 
nahmen der Rentenversicherung in der Ex- 
DDR die Ausgaben in diesem Jahr um ca. 
13 Mrd. C. In diesem Umfang müssen also 
Transfers aus der Alt-BRD erfolgen. Bei ge- 
trennter Betrachtung ergibt sich für West- 
deutschland ein hypothetischer Beitragssatz 
von weniger als 18 %! Arbeits- und Wirt- 
schaftsminister Clement weist zu Recht dar- 
auf hin,dass Deutschland mit diesem Wert in 
Europa auftrumpfen könnte. 

Gut ein Jahr nach dem 1 1. Septem Mittel und fehlende strukturelle Verände 
ber (Vgl.den Schwerpunkt,,Terror und Krieg" 
in spw 122 (NovemberIDezember 2002). ist 
es Zeit für eine Bestandsaufnahme, inwie- 

rungen bei gleichzeitig erhöhten Anforde- 
rungen an die Entwicklungspolitik als Ar- 
mutsbekämpfung und globaler Sozialpolitik, 

weit die mit diesem Datum verbundenen präventiver Sicherheitspolitik, Schutz vor 
Flüchtlingsbewegungen, Sicherung der öko- 
logischen Nachhaltigkeit, von Marktwirt- 

Entwicklungen in der internationalen Politik 
die globalen Strukturen verändert haben. 
Wurden die langfristige Entwicklungen der 
Jahre 1991 bis 2001 (Vgl. hierzu den Schwer- 
punkt ,,Zehn Jahre verpasste Chancen" in 
spw 1 16, November/Dezember 2001 ). umge- 

schaft,,,good governance" und Demokratie, 
die Entwicklungspolitik weniger stärken als 
vielmehr überfordern. (Franz Nuscheler: 
Überforderte Sicherheitspolitik.Veränderun- 

tern der vor 18 Monaten Ebenen vermengt und ten Mehreinnah- 
beschlossenen Rentenre- men von 2,5% 
form interpretiert. aktuelle Probleme der sind die Beiträge 
Schließlich war damals Rentenversicherung in die bis einschließlich 
noch angenommen wor- September 2002 
den,dass der Beitragssatz Zukunft verlängert. Eine nur um 0,36% ge- 

kehrt,verstärkt, beeinflusst oder einfach nur 
fortgeschrieben? Wurde die hegemoniale 
Stellung der,,westlichen Welt" im Allgemei- 

gen nach dem 11 .September. In: Internatio- 
nale Politik, November 2002 (Nr. 11,57. Jahr- 
gang), S. 1-8) 
Die Frage ist also, mit welchen Strategien 
und Instrumenten strukturelle Veränderun- 
gen angestrebt und durchgesetzt werden, 

2003 auf 18,9 % gesenkt 
werden konne. Dies ist 

seriöse ~ e t r a c h t i n ~  muss genüber Septem- 
ber 2001 qestie- nen und der USA im besonderen durch den 

Wasser auf die Mühlen aber trennen. gen. NO& im 
derer,die - sei es aus Un- Frühjahr gingen 

11. September und dessen Folgen ge- 
schwächt oder gestärkt? Gibt es Alternativen 
zu diesen hegemonialen Entwicklungen in- was Bausteine einer,,globalen Strukturpoli- 

t i k  (Heidemarie Wieczorek-Zeul) sein könn- 
ten.Sebastian Vollrner beschäftigt sich in sei- 

verständnis, sei es aus die Wirtschafts- 
Ideologie- sowieso glauben, dass ein umla- forschungsinstitute von einem Anstieg der 
gefinanziertes Sozialversicherungssystem Beschäftigung und Lohnsteigerungen von 

nerhalb der dominierenden Staatenwelt 
(Europa als Friedensmacht, die sich für glo- 
bale Gerechtigkeit einsetzt)? Gibt es in der nem Artikel daher noch einmal eingehend 

mit dem,,Lieblingskind" der linken Debatte 
inner- und außerhalb der Sozialdemokratie, 
derTobinTax.Soviel darüber geredet wird,so 

künftig nicht mehr funktionieren könne und 2,2 % aus, so dass die beitragspflichtige 
Opposition zum vorherrschenden Modell 
der Globalisierung nur destruktive (EI Kaida) 
oder auch wirksame konstruktive Kräfte 

daher jetzt einen,Konflikt der Generationen' Lohnsumme um fast 2,5 %gestiegen wäre. 
ausrufen: „Die Last der Alten" (STERN, Ursächlich für die prekäre Finanzsituation 
21 .I 1.2002) sei für die Jungen zu groß;ange- der Rentenversicherung sind insbesondere 

(globale globalisierungskritische Bewe- wenig sind doch die Einzelheiten dieses 
Konzepts einer breiteren Öffentlichkeit be- 
kannt. Die Machbarkeitsstudie des BMZ liegt 

sichts des demographischen Wandels müsse . die höhere Arbeitslosigkeit, 
es kurzfristig Einschnitte in die Rentenversi- der Wegfall von freiwilligen - also nicht 
cherung geben und langfristig auf das - an- tarifvertraglich geregelten - Arbeitgeber- 

gung)? 
Eindeutige Antworten auf diese Fragen zu 
finden, is t  natürlich schwierig. Die Materie ist vor, ist aber nur Expertlnnenkreisen bekannt, geblich demografie-resistente - Kapitalde- leistungen und 
komplex,da eine Betrachtung sich nicht auf 
die politisch-militärischen Machtverhältnis- 
se beschränken darf,sondern wirtschaftliche 

so dass es im neuen rot-grünen Koalitions- 
vertrag bei vagen Formulierungen bleibt. 

ckungsverfahren umgestellt werden. Os- die Umwandlung von Entgeltbestandtei- 
wald Metzger, der von Konservativen als Fi- len (insbesondere Urlaubsgeld) zur zusätzli- 

Vollmers Artikel schließt die Lücke und ana- 
lysiert Vor- und Nachteile der Tobin Tax aus 
ökonomischer wie fiskalpolitischer Sicht. 
Mit einem anderen Aspekt der Ökonomi- 
schen Globalisierung beschäftigt sich Kai 

nanz-Experte gelobte ehemalige haushalts- chen Altersvorsorge. 
und soziale,aber auch kulturelle Aspekte be- politische Sprecher der Grünen, bringt es Es wäre also falsch, aus den zu optimisti- 

auf den Punkt:,,Ein jeder trageseine Last" (Ta- schen Prognosen über die Entwicklung in 
gesspiegel, 22.1 1.2002). diesem Jahr auf ein generelles Finanzpro- 

Sind die Kosten der Alterssicherung ge- 
stiegen? 
Es gehört geradezu zum Alltagsbewußtsein, 
dass die Kosten der Finanzierung der Renten- 
versicherung in den letzten Jahren deutlich 
gestiegen seien. Richtig ist,dass seit Mitte der 
60er Jahre der Beitragssatz zur Rentenversi- 
cherung kontinuierlich gestiegen ist; Redu- 
zierungen waren möglich Anfang der 90er 
Jahre,als durch den Einigungs-Boom sich Be- 
schäftigung und Beitragseinnahmen deutlich 
erhöhten, und seit 1999 durch die Erhöhung 
des Steueranteils an der Rentenversicherung. 
Betrachtet man die Kosten aus volkswirt- 
schaftlicher Perspektive nach ihrem Anteil 
am Bruttoinlandsprodukt betrachtet,so wird 
deutlich, dass die gesellschaftlichen Kosten 
der Rentenversicherung seit Mitte der 70er 

rücksichtigen muss. 
Als George Bush sen. 1991 seine,,New World 
Order" ausrief, manifestierte sich dies in dem In dieser Diskussion werden zwei zeitliche blem der umlagefinanzierten sozialen Siche- 

Ebenen miteinander vermengt und aktuelle rung zu schließen. So prognostiziert auch 
Finanzprobleme der Rentenversicherung in die Bundesregierung im Rentenversiche- 

Anspruch, amerikanische Interessen, und 
insbesondere vitale ökonomische Interes- 
sen, weltweit durchzusetzen. Am Anfang 

Burmeister in seinem Bericht von der Jahres- 
tagung von IWF und Weltbank. Er stellt die 
Frage der Verschuldung von Entwicklungs- die Zukunft verlängert. Eine seriöse Betrach- rungsbericht 2002, dass bei moderaten An- 

stand dabei ein Krieg gegen den lrak zur Si- Iändern und speziell die Diskussion um ein 
lnsolvenzrecht von Staaten in den Mittel- 
punkt seines Artikels.Dabei geht es nicht nur 

tung muss aber trennen und die Fakten zur nahmen über die Entwicklung der Beschäf- 
Kenntnis nehmen. tigtenzahl und der Entgelte der Beitragssatz cherung der Ölinteressen am Golf.Gut zehn 

Jahre später befindet sich George Bush jun. bis 2006 wieder auf 19,l % sinken kann. Im 
in einem zeitlich und geografisch nicht ein- um,,technische" rechtliche Fragen, sondern 

vor Allem um die Frage der politischen 
Durchsetzbarkeit vernünftiger Ansätze. 

Kurzfristperspektive: Einnahmedefizit als mittelfristigen Trend kann - gerade aus de- 
konjunkturelles Problem mografischen Gründen -von einem starken 
Es ist natürlich nicht überraschend,dass ein Abbau der Arbeitslosigkeit und einem An- 

grenzbaren „War on Terrorism" und wieder 
droht ein Krieg gegen den lrak (vgl.den Arti- 
kel von Lutz, Mutz und Neuneck in spw 127). Auch Vollmer diskutiert daher auch Möglich- 

keiten zur Einführung derTobin Taxzunächst 
ausschließlich in Europa. Denn gerade Was- 

Anstieg des Beitragssatzes von interessierter stieg der Entgelte von etwa 3 % jährlich aus- 
In diesen zehn Jahren ist die Vorherrschaft 
der USA nicht in Frage gestellt worden. Eine 
Einbindung in multilaterale Strukturen er- 

Seite genutzt wird, um die solidarische Al- gegangen werden, so dass der prognosti- 
terssicherung in Frage zu stellen - ins- zierte Pfad (Beitragssatz von weniger als 

hington und die US-amerikanische Wirt- 
folgte a la carte,d.h.oftmals gar nicht (Inter- schaftslobby stehen strukturellen Verände- 

rungen ablehnend gegenüber.Ganz im Ge- 
genteil versuchen sie,die dominierende Stel- Jahre nahezu stabil sind: 

Jörg Deml, geb. 1966. Referent für Alterssicherung in der Arbeitsgruppe Gesundheit und Soziale 
In Westdeutschland liegt auch nach dem 

Sicherung der SPD-Bundestagsfraktion. 
leichten Anstieg auf 9,8 % 2001 der Anteil 

lung der Industriestaaten in der Weltökono- 
mie noch auszubauen, wie die Vorschläge Thorben Albrecht und Frank Schauffsind Mitglit ?der der spw-Redaktion und leben in Berlin 



Beschäftigten am Bruttoinlandsprodukt - Müssen die Älteren an den Kosten der 
drückt sich diese verschlechterte Basis der Rentenversicherung beteiligt werden? 
Sozialversicherung deutlich aus: Betrug die Eine Gruppe von 18 vorwiegend jüngeren 
Lohnquote 1982 noch rd.74%,so ist sie2001 Abgeordneten von Bündnis 901Grüne hat in 
auf 67 % gesunken; spiegelbildlich erhöhte einer Erklärung zur Abstimmung des Bei- 
sich der Anteil von Gewinn- und Vermögens- tragssatzsicherungsgesetzes am 15.1 l .2002 
einkommen,auf die bekanntlich keine Sozi- zu Protokoll gegeben, dass sie ,,bedauern, 

der Rentenausgaben am BIP noch unterhalb 
der Werte der späten 70er Jahre. 
In Ostdeutschland wird hingegen deutlich, 
welch hoher Anteil der gesellschaftlichen 
Wertschöpfung für die Alterssicherung auf- 
gewendet werden muss:21,1 % des ostdeut- 
schen BIP (2001).. 
Im gesamten Bundesgebiet ist der Anteil mit 
10,9 % (2001) seit der Vereinigung nur um 
1,5 Prozentpunkte gestiegen. Dies macht 
deutlich, wie hoch die wirtschaftliche Leis- 
tungsfähigkeit der Bundesrepublik- trotz al- 
lem Gerede -tatsächlich ist. 

Neubauer geleitete Berliner SPD für Persön- 
lichkeiten wie Heinrich Albertz oder Günter 
Grass so weit rechts im Spektrum-der SPD an- 
gelangt, dass beide sich andere Ortsvereine 
außerhalb Berlins suchten. Keiner weiß, was 
und wie Jürgen zur heutigen politischen Situ- 
ation innerhalb und außerhalbder SPD beitra- 
gen würde. Sicher ist nur: wenn es seine Ge- 
sundheit zugelassen hätte, hätte er uns in den 

letzten Jahren häufig aufgerüttelt und rheto- 
risch durchgeschüttelt. Er hätte Mantel und 
Baskenmütze abgelegt und dann losgelegt: 
mit klaren und deutlichen Worten.Gewaltig, 
wie es seine unvergessene Art war:einen Hüh- 
nerhaufen hätte er auch als solchen bezeich- 
net;und einen Kotzbrocken auch.Er hätte das 
nationale und internationale Geschehen 
zunächst analysiert und nicht nur darauf prag- 

matisch reagiert. So wie er auch die Berliner 
SPD damals einen Tauglichkeits-Check unter- 
zogen hat, bevor er ihre Führung übernahm. 
Vielleicht handeln wir, ..... am ehesten in Jür- 
gens Sinn, wenn wir uns gelegentlich seine 
damaligen Perspektiven zur politischen Füh- 
rung dieser traditionsreichen Partei mal 
wieder nachlesen, darüber nachdenken und 
danach handeln. Fowm ~ ~ 2 1  

alversicherungsabgaben zu entrichten sind, dass das Prinzip der Generationengerechtig- 
von 26 % auf 33 %. keit für die Übergangszeit bis zu einergrundle- 
Das macht verständlich, warum bei gleich- genden Reform nicht berücksichtigt wirdund 
bleibenden Kosten der Rentenbeitragssatz einseitig die jungen Generationen durch Bei- 
gestiegen ist. Aber warum wird der stei- tragssteigerungen unddie Anhebung der Bei- 
gende Beitragssatz seit einigen Jahren als tragsbemessungsgrenze belastet werden." 
Problem empfunden, während vorherige Eben diese Belastung ist aber bereits Gesetz: 

Halbmond vor der Waterkant ... 
Wie erklärt sich aber der stetige Anstieg 
des Beitragssatzes? 
Relevant i s t  der Anteil der Bundeszuschüsse , 

Anstiege - von 1970 bis 1985 immerhin Die Höhe einer Rentenanpassung ist näm- ... oder:Wird der europäische Islam die Kirche im Dorf lassen? um 1,7 Prozentpunkte akzeptiert worden lich nicht abhängig von der spontanen Ku- 
sind? lanz der Bundesregierung zum 1. Juli eines 
Dies hat eine stark ideologische Komponente: Jahres, sondern von den in §§ 67,255e SGB da sie die Beiträge entlasten. Durch Einfüh- 

Von Hans-loachim Olczyk rung eines zusätzlichen Bundeszuschusses 
(finanziert durch einen Mehrwertsteuer- 
Punkt) 1998, die Übernahme einigungsbe- 

Die Akzeptanz sozialstaatlicher Sicherung ist VI festgelegten Parametern. Die Rentenan- 
nicht nur abhängig von deren Leistungen, Passung richtet sich seit der Rentenreform 
sondern auch von den politischen Überzeu- 1992 nach der Entwicklung des Nettolohns, Unbeachtet von den überregionalen 

Medien hat vom 1. bis 7. November die 2.Bremer 
Islam-Wochestattgefunden.Das Motto,,Nurwer 
zuhört, kann auch antworten". Eine 20-köpfige 
Planungsgruppe aus Vertreterlnnen der islami- 
schen Einrichtungen und öffentlichen Instituti- 
onen hatten ein abwechslungsreiches, kulturel- 
les und politisch brisantes Programm zusam- 
mengestellt. Insgesamt 90 Vorträge, Diskussio- 
nen,Workshops,Ausstellungen, Konzerte -über: 
,,Frau und Mann im Islam",die,,aktuelle Lage der 
Muslime in Deutschland", den,,lslam als Selbst- 
definitionsquellederMigranten",über,,spirituelle 
Aspekte des islamischen Gebets", über den ale- 
vitischen Glauben,überGewalt und Dialog infor- 
mierten sich knapp 4.000 Menschen. Oder sie 
nutzten die Tage der offenen Tür in den Mo- 
scheen oder sahen die,,tanzenden Derwische 
des Mevlevi-Ordens". Kinder konnten Geschich- 
ten über den Fastenmonat Ramadan hören.Hö- 
ren konnte man auch,dass im 19.Jahrhundertan 
der Waterkant,,muslimische Piraten" gefürchtet 
waren, die die ,,humanisierende Wirkung des 
Christenthums" bisher nicht erfahren konnten. 
Solche gezielt eurozentrismuskritischen Töne 
desvereins Jacobsweg e.V.waren die Ausnahme. 
Von DGB bis Sparkasse,von der Kuba Moschee 
bis zum Unternehmensverband - die Unter- 
stützerliste war lang - wie 1997.2002 ist das 
Publikum aber anders: Gekommen waren die 
Akteure aus den Stadtteilen, die Sozialarbeiter, 
Streetworker, Gemeinde- und Jugendzent- 
rums- und Kirchenaktivisten. 1997:Euphorie bei 
den durchführenden Gruppen, Neugier und 
Wohlwollen bei interessierten Bremerlnnen - 
eine große Aufgeschlossenheit. 2002: Eine Mi- 
schung aus Selbsfindung und Positionierung 
der islamischen Gruppen - Gräben zwischen 
den verschiedenen Kulturen. Von der Auf- 
bruchsstimmung,von dem Willen,intensiv und 
lange hinzugucken, zuzuhören und voneinan- 
der zu lernen ist nicht mehr so viel zu spüren. 
Eine der Ursachen: Es gibt die sog.,,Bassam- 
Tibi"isierungr' und den Thesen vom ,,Eure-1s- 

lam" einfache Lösungen:Die Muslime müssen 
dieTrennung von Staat und Religion akzeptie- 
ren und den universellen Anspruch des lslam 
aufgeben. Tibi:,,Seit der Wandlung Europas 
vom ,,christlichen Abendland" zur säkularen 
westlichen Zivilisation bedeutet Dialog hier: 
diskursiver Austausch, nicht aber Missionie- 
rung Andersgläubiger." (Vgl. Bassam,Tibi: Se- 
lig sind die Belogenen. Der christlich-islami- 
sche Dialog beruht auf Täuschungen - und 
fördert westliches Wunschdenken. Essay. In: 
Die Zeit. Nr.23 (2002)) Wer dies nicht akzeptie- 
re, bleibt außerhalb der pluralistischen euro- 
päischen Moderne.Und:,,Die historische Bezie- 
hung zwischen der christlich-europäischen 
und der islamischen Zivilisation ist durch ge- 
genseitige Bedrohung, aber auch durch ge- 
genseitige Faszination gekennzeichnet. Mit 
kriegerischen Mitteln - Dschihad einerseits, 
Kreuzzüge andererseits -wollte die eine Zivi- 
lisation die andere unterwerfen. Dieses kriege- 
rische Bewusstsein ist im lslam bis heute le- 
bendig geblieben. Auf westlicher Seite hat 
dagegen die Faszination obsiegt." (Ebd) 
Trotz aller Faszination nahm Bernd Neumann 
(CDU) an der Auftaktveranstaltung nicht teil: Er 
wolle,,islamisch-extremistische Gruppen" nicht 
als,,normale Gesprächspartner bzw.als Sprach- 
rohr der Muslime akzeptieren". Übersetzt: Dis- 
tanzierung von Milli Görus erwünscht.Milli Gö- 
rus muß sich seit mehreren Jahren gegen den 
Vorwurf wehren, eine extremistische Auslän- 
derorganisation zu sein, die ihre finanziellen 
Quellen verschleiert und sich in den Grundzü- 
gen integrationsfeindlich verhält. Der Schirm- 
herr der lslam Woche Henning Scherf, hält 
davon nichts:,,Wir wollen nicht über Muslime 
reden, sondern mit ihnen. Die kritische Ausein- 
andersetzung ist dabei nicht nur erlaubt, son- 
dern erwünscht." Das gilt dann für alle,die das 
Alltagsleben der 40.000 Muslime in Bremen 
begleiten -auch für Muslime von Milli Görus, 
die gerade in Bremen den interreligiösen Dia- 
log konstruktiv mitgeprägt haben. 

Sogar Millli-Görus-Kritiker Eberhard Seidel 
(taz) musste sich auf der Abschlußveranstal- 
tung,,Milli Görus zwischen Religionsgemein- 
schaft und politischer Kaderorganisation" 
der Kritik stellen, dass er die Veränderungen 
bei Milli Gorus,dieZubewegung auf die bun- 
desrepublikanische Realitat nicht wahr- 
nimmt. Die Modernisierung von Milli Görus 
sei kein politisches Kalkül, sondern ein Sin- 
neswandel: Es gäbe für die in Deutschland 
lebenden Muslime keine andere Heimat 
mehr. Immerhin: Seidel schaffte es, zuzuge- 
ben, dass es in Bremen vielleicht anders sei, 
als er es aus Berlin kenne. Aber ein deutlich 
hoheres Niveau erreichte die Debatte in Bre- 
men anschließend auch nicht:Der Bremerha- 
vener Schuldezernent Weiss (SPD) wollte 
eine muslimische Praktikantin mit Kopftuch 
in die Schule lassen - das störe den Schulfrie- 
den seiner Ansicht nach nicht. Die CDU woll- 
te das nicht dulden - und drohte mit Krach. 
Den gab es dann im Landtag bei einer aktu- 
ellen Stunde:Heftige Debatten - Bildungsse- 
nator Lemke musste (?) deutlich machen, 
dass er auch gegen Kopftücher bei Prakti- 
kantinnen ist. 
Positives Fazit: Das Niveau der Debatte in Eur- 
Opa kann noch gehoben werden:,,Einen inter- 
religiösen Dialog oder vielmehr ein alltägli- 
ches Zusammenleben der drei großen mono- 
theistischen Religionen gab und gibt es,wenn 
auch aktuell aus politisch bedingten Gründen, 
unter schwierigeren Bedingungen in der Hei- 
matregion des lslam seit Jahrhunderten. Be- 
stimmte Vorstellungen vom lslam würde so 
mancher arabische Christ als Resultat eines 
rassistischen Araberbildes auch als Beleidi- 
gung seiner Selbst zurück weisen." (Eiser- 
mann, Frank: Halbmond vor der Waterkant. 
Vortrag zur Islamwoche. Hg.: Jacobsweg e.V.) 
Es geht wohl insgesamt darum,in vielerlei Hin- 
sicht erst einmal die Entstehung,,unseres" Is- 
lambildes zu rekonstruieren, bevor,,EuropaU 
diskursfähig ist. Die Bremer Islam-Woche hat 
dazu einen wichtigen Beitrag dazu geleistet. 
Homepage der Bremer Islamwoche: 
www.bremerislamwoche.de Forum DU? 

dingter Leistungen und die Zahlung von gen. In den letzten zwei Jahrzehnten hat also auch nach dem Rentenbeitrag. Steigt 
Beiträgen für die Kindererziehungszeiten 
seit 1999 und durch die Öko-Steuer seit 
2000 wird der Anteil des Bundes an allen 

eine Mentalität Platz gegriffen, wonach um- der Rentenbeitrag der Beschäftigten,fällt die 
lagefinanzierte Sozialversicherungen mit Rentenanpassung niedriger aus. 
Umverteilungskomponente grundsätzlich Eine steigende Belastung der erwerbsakti- 

Einnahmen der Rentenversicherung 2002 
voraussichtlich auf 28,25 % steigen. (Streng 
genommen müssten die Beitragszahlun- 

abgelehnt werden. Immer mehr Menschen ven Generation führt zu verminderten Ren 
glauben, dass diese reduziert werden und tenanpassungen. Seit der Rentenreform 
sie sich stärker individuell abzusichern hät- 2001 wird dabei auch noch die geforderte 
ten. private Altersvorsorge als Belastung der gen für Kindererziehungszeiten wieder her- 

ausgerechnet werden, da es sich hierbei 
nicht um nicht-beitragsäquivalente Leis- 
tungen handelt, sondern um genau defi- 

Die Kritik der Abgabenquote hat aber auch Nettolöhne eingerechnet. Es wird sowohl 
einen materiellen Kern: Steigende Beiträge der komplette Anstieg des Beitragssatzes zur 
konnten von den Versicherten so lange ak- Rentenversicherung (also nicht nur die Mehr- 

nierte Versicherungsleistungen. Nach die- zeptiert werden, wie sie mit steigender Kauf- belastung der Versicherten, sondern auch 
ser systematisch korrekten Berechnung re- 
duziert sich der Anteil des Bundes auf 22,94 
%. ) 
Die Zuschüsse des Bundes gleichen die 

kraft einher gingen. Die geringen Lohnzu- die der Arbeitgeber) berücksichtigt als auch 
wächse in den letzten 20 Jahren sind nicht eine vollständige Inanspruchnahme der ge- 
nur durch steigende Sozialversicherungs- förderten Altersvorsorge durch die Versicher- 
beiträge, sondern ten unterstellt. 

Übernahme gesamtgesellschaftlicher Auf- 
gaben durch die Rentenversicherung aus,so 

auch durch steuerpo- Damit nicht mit vor- 
litische Umverteilung Betrug die Lohnquote 1982 laufigen Werten gear- 

die Leistungen nach dem Fremdrentenge- 
setz, für Kriegsfolgelasten, den Transfer von 
West nach Ost, aber auch arbeitsmarktbe- 
dingte Renten für Schwerbehinderte und Ar- 
beitslose. Zudem drückt sich im Bundeszu- 
schuss die sozialstaatliche Verantwortung 
aus, angesichts ökonomischer und demo- 
grafischer Veränderungen die Funktionsfä- 
higkeit der Rentenversicherung zu garantie- 
ren. 
Es kann nicht ernsthaft behauptet werden, 
dass die gegenwärtige Höhe der Bundeszu- 
schüsse, die jetzt wieder das Niveau von 
1957 erreicht haben, zu hoch sei. 
In einem beitragsfinanzierten Sozialsystem 
ist die Entwicklung der Lohnsumme von zen- 
traler Bedeutung. 
Da die Bruttolöhne die Grundlage für die 
Beiträge sind, ist es wichtig, wie hoch die 
Zahl der sozialversicherungspflichtig Beschäf- 
tigten ist und wie sich die Entgelte entwi- 
ckeln. Es ist unmittelbar einsichtig,dass Mas- 
senarbeitslosigkeit zu Beitragsausfällen 
führt. Übersehen wird aber die ,politische 
Wirkung' von Arbeitslosigkeit, nämlich dass 
die Lohnzuwächse hinter der Wirtschafts- 
kraft zurückbleiben. In der Lohnquote - also 
dem Anteil der Einkommen der abhängig 

reduziert worden. rd. 74 %,so ist sie 2001 beitet werden muss 
Ver.di listet in einer ak- (Angaben über die 
tuellen Broschüre die auf 67 % gesunken; Spiegel- Lohnen tw ick lung  
Ergebnisse dieser PO- bildlich erhöhte sich der werden vom Statisti- 
litikauf: schen Bundesamt 
,,~ereits Ende der Anteil Von Gewinn- und erst mit zeitverzuq - 
1970er Jahre begann Vermögenseinkommen. geliefert),wird auf die 
der ,Marsch in den Veränderung vom 
Lohnsteuerstaat'. 1977 Vorjahr zum Vorvor- 
wurden lediglich 30 % der Steuereinnahmen jahr abgestellt. Für die Rentenanpassung 
durch die Lohnsteuer aufgebracht. Aus den 2003 ist der Beitragssatzanstieg im nächsten 
Gewinn- und Vermögensteuern wurde Jahr daher tatsächlich irrelevant, da hier die 
ebenfalls knapp 30 %gezahlt. Damals waren Veränderung von 2001 zu 2002 berücksich- 
die Lasten noch einigermaßen gleich verteilt. tigt wird. Für die Rentenanpassung i m  
Heute werden durch die Lohnsteuerrund35 % nächsten Jahr bedeutet dies, dass trotz Bei- 
der Steuereinnahmen aufgebracht. Da tragssatzstabilität 2002 aufgrund der erst- 
zugleich die verbrauchsbezogenen Steuern - maligen Berücksichtigung der Aufwendun- 
die überwiegend von den Beschäftigten be- gen für die geförderte Altersvorsorge die 
zahlt werden - deutlich angestiegen sind, ist Rentenanpassung voraussichtlich nur 0,93 
die Entwicklung insgesamt noch ungünstiger. % betragen wird. 
DerAnteilderGewinn-undVermögensteuern Der Beitragssatzanstieg im nächsten Jahr 
ging hingegen aufknapp über 15 % der Steu- wird entsprechend bei der Rentenanpas- 
ereinnahmen zurück." (Ver.di 2002: 8). sung 2004 durchschlagen. In der Ist-Variante 
Die Konsequenz für die Beschäftigten: Führ- A eines Beitragssatzes von 19,5 % errechnet 
ten sie 1980 noch durchschnittlich 15,7 % ih- sich für 2004 eine Rentenanpassung von 
res Einkommens für die Lohn- und Einkom- 1,34 % - wäre der Beitragssatz im nächsten 
menssteuer ab, so stieg dieser Anteil bis Jahr stabil geblieben (Variante B),so würde 
1998 auf 19,5 %. auch die Rentenanpassung höher ausfallen. Hans-Joachim Olczyk, arbeitet als Unternehmensberater und lebt in Bremen 



Sozialdemokrat aus 
Überzeugung 
Zum 1O.Todestag 
von Jürgen Egert 

Von Ioachim Pieczkowski 
Am 16.1 2.2002 laden die Berliner SPD, ganisation führte. In 

die Historische Kommission der SPD Berlin einer Rede vor dem 
und das Franz-Neumann-Archiv zu einer Ge- Berliner Landespar- 
denkveranstaltung ein.Das Gedenken gilt Jür- teitag, 1988 beim 
gen Egert,deran diesemTag vor 10 Jahren im 
Alter von nur knapp 51 Jahren starb.Er galt mit 
und neben Harry Ristock als eine der heraus- 
ragenden Führungspersönlichkeiten der Lin- 
ken in der Berliner SPD und war einer der pro- 
filiertesten Sozial- und Gesundheitspolitiker 
der Bundestagsfraktion. Auch wenn er nicht 
annähernd die Popularität von Regine Hilde- 
brandterreichte,derenTodestag sich in diesen 
Tagen das erste Mal jährte, prägte auch er 
nachhaltig das Profil der Sozialdemokratie als 
einer Partei, die die soziale, gesellschaftliche 
und politischeTeilhabe der Menschen gegen 
wirtschaftliche und Eigeninteressen in den 
Mittelpunkt stellte. Und was er politisch ver- 
trat,das lebte er vor:Kistenweise trugen seine 
Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter die weih- 
nachtlichen Werbegeschenke der Pharmain- 
dustrie oder anderer Lobbygruppen zur Rück- 
sendung zur Post, konsequent lehnte er ange- 
botene Bewirtung über die Tasse Kaffee oder 
das Glas Selters hinaus ab, wenn er zu politi- 
schen Gesprächen bei Interessengruppen 
oder in Konzernetagen geladen war. Persönli- 
che Integrität und Glaubwürdigkeit waren für 
ihn Voraussetzung politischen Handelns. 
1941 geboren trat er 1963 in die Charlotten- 
burger SPD ein. Seine politische Sozialisation 
erfolgte u.a. in den Diskussions- und Schu- 
lungszirkeln der Charlottenburger Falken, in 
denen Harry Ristockals ihr Landesvorsitzender 
prägenden Einfluss hatte. 1968 wurde mit Jür- 
gen Egert der erste linke Juso-Landesvorsit- 
zende gewählt. Als Mitautor des ,Berliner 
Strategiepapier's, einem Vorläufer der Herfor- 
der Thesen, beteiligte er sich an der bundes- 
weiten Positionierung der Jungsozialisten als 
linkem Motor zur Änderung der SPD.Mit Har- 
ry Ristock organisierte er die im Berliner Lan- 
desverband in einer Minderheit befindliche 
Linke im Donnerstagskreis und wurde zu ih- 
rem Sprecher. Hier hatte er großen Anteil an 
der Ausformung einer Strategie der,,Konzen- 
tration der Kräfte" bei innerparteilichen Wah- 
len und bei der Besetzung leitender Partei- 
funktionen,die schließlich 1985 in seiner Wahl 
zum Landesvorsitzenden der Berliner Parteior- 

Joachim Pieczkowski, war 7 984- 7 985 Berliner h 
als Jugendhilfeplaner in Berlin-Reinickendorf 

spw-Verlag in seinem vorne links: Jürgen Egert 

Buch: Aufbruch, Bei- 
träge zur Erneuerung der Berliner SPD veröf- 
fentlicht,charakterisiert er diese Strategie der 
innerparteilichen lntegration als Angebot: 
„Ein Wort zur Integration. Ich denke, dass wir 
die Begriffe lntegration und Moderation nicht 
miteinander verwechseln sollten. lntegration 
darf auch nicht ein Synonym für Standpunkt- 
losigkeit werden. Ich habe in meiner 13jähri- 
gen Tätigkeit in Bonn bewiesen, dass ich un- 
terschiedliche Positionen in der Arbeit der 
Fraktion zu bündeln verstanden habe. Es war 
da nämlich nicht anders als in der Berliner SPD. 
Die Genossinnen und Genossen, die ich dort 
getroffen habe, waren auch nicht alle meiner 
Meinung.Trotzdem waren wir zusammen fä- 
hig, an der politischen Arbeit der Partei und 
der Fraktion mitzuwirken. ..... Wir werden nur 
erfolgreich sein,wenn wir zum Zusammenste- 
hen aus Einsicht fähig sind. 
Ich mache den Delegierten des Parteitags ein 
Angebot der lntegration von links ...... 
Heute auf diesem Parteitag wird entgegen 
mancherlei Erörterungen auch in der Partei 
nicht die Macht ergriffen. Nein, es wird Arbeit 
verteilt." 
Den Vorsitz führte er nur 512 Tage, weil ihn 
seine angegriffene Gesundheit Ende 1986 
zum ersten Mal zwang,ein politisches Mandat 
vorfristig aufzugeben. In dieser kurzen Zeit 
leistete er Beachtliches: Während er bei der 
Wahrnehmung seines Bundestagsmandats in 
harter Kärrnerarbeit,,den festgefahrenen Kar- 
ren der Berliner SPD aus dem Morast" zog und 
dabei seine durch Diabetes angeschlagene 
Gesundheit ruinierte, sanierte er die Berliner 
Parteiorganisation und legte organisatorisch 
wie inhaltlich politisch die Grundlagen für die 
Rückkehr der SPD in die Berliner Landesregie- 
rung in einem rot-grünen Reformbündnis,das 
er u.a. in zähem Ringen mit der jetzigen Bun- 
desministerin Renate Künast schmiedete. 
,,Er belebte die Beziehungen zu den Gewerk- 
schaften neu, er ermöglichte den Dialog zwi- 
schen SPD und Friedensbewegung,er begann 
die Diskussion um die Kampagnefähigkeit der 

ditarbeiter des MdB Jürgen Egert, arbeitet heute 

SPD ..... und vor aIlem:er brachtedie Gleichstel- 
lungspolitik der SPD ein großes Stück voran", 
so die stellvertretende Landesvorsitzende 
Monika Buttgereit in ihrer Trauerrede am 8. 
Januar 1993. 
Seine lange Phasedes bundespolitischen Wir- 
k e n ~  als Berliner Bundestagsabgeordneter 
begann 1972. Hier entwickelte er sich schnell 
zum ausgewiesenen Experten der Bundes- 
tagsfraktion in den Bereichen Gesundheit, Ar- 
beit und Soziales. Persönlich uneitel war er 
dennoch stolz auf seine Berufung als parla- 
mentarischer Staatssekretär beim Bundesmi- 
nisterium für Arbeit und Sozialordnung in der 
Regierung Schmidt. 
Über sein Wirken in der parlamentarischen 
Linken und im Frankfurter Kreis wissen ande- 
re mehr als ich berichten kann,mit seinenver- 
öffentlichungen in der Zeitschrift,spwlund der 
Übernahme der Mitherausgeberschaft Mitte 
der 80er Jahre hat er einen wesentlichen Bei- 
trag geleistet, das ,publizistische Flaggschiff' 
derJuso-Linken,salonfähigrzu machen als pu- 
blizistisches Angebot der Integration von links 
und Instrument der innerparteilichen Strate- 
giediskussion. 
In der zum 1O.Todestag vom Franz-Neumann- 
Archiv veröffentlichten Broschüre wird in 
Schwerpunktartikeln das Wirken von Jürgen 
Egert als Linker, Landespolitiker und Sozial- 
und Gesundheitspolitiker analysiert und mit 
mehreren kürzeren Beiträgen von bekannten 
und unbekannten Weggefährtinnen und -ge- 
fährten auch ein persönliches Bild des Politi- 
kers Jürgen Egert gezeichnet,das seine Bedeu- 
tung auch gerade in der aktuellen Situationfür 
uns Sozialdemokraten deutlich macht. So 
zieht Klaus-Uwe Benneter, frisch gebackenes 
Mitglied des Bundestags in seinem Beitrag für 
diese Broschüre abschließend Bilanz: 
,,Ich denke in letzter Zeit häufiger an Jürgen. 
Was würdeerzur Entwicklung der SPD sagen? 
Hätte er sich wie sein enger Mitstreiter Andre- 
as Wehr zur PDS abgemeldet? Als Jürgen Egert 
Mitte 1969 beim Berliner Auftakt zum Langen 
Marsch durch die Institutionen zum Berliner 
Juso-Vorsitzenden gewählt wurde, war Hans- 
Christian Ströbele noch Wilmersdorfer Juso- 
Delegierter und dievon Klaus Schützund Kurt 

Umgekehrt hätte der Beitragssatzanstieg 
auf 19,9 %,der durch das Beitragssatzsiche- 
rungsgesetz verhindert werden soll, eine 
noch geringere Rentenanpassung nach sich 
gezogen. 
Fazit: Die Rentner und Rentnerinnen sind 
durch verminderte Rentenanpassungen 
sehr wohl an den Kosten der Alterssicherung 
beteiligt.Von einer verminderten Rentenan- 
Passung gehen positive Effekte auf die Aus- 
gaben der Rentenversicherung und damit 
den Beitragssatz aus. 
Nun könnte argumentiert werden, dass die 
Beteiligung nur sehr moderat sei,da die Ren- 
ten weiter steigen. Konsequent i s t  daher in 
den Reihen der Grünen gefordert worden, 
im nächsten Jahr eine Null-Runde für die 
Rentner und Rentnerinnen durchzuführen. 
Dieser Vorschlag hat wenig Sinn: 
Der Einspareffekt wäre nur gering. Der Ver- 
zicht auf eine Rentenanpassung hätte den 
Beitragssatzanstieg nur um 0,l Prozent- 
punkte reduziert. Auch so hätte es also einen 
Anstieg auf 19,4 % gegeben -wohlgemerkt: 
Unter Beibehaltung der beschlossenen 
Maßnahmen. Der Verzicht auf die Anhebung 
der Beitragsbemessungsgrenze und die Re- 
duzierung der Schwankungsreserve wäre 
hierdurch nicht zu kompensieren gewesen. 
Nur mit dem Verzicht auf eine Rentenanpas- 
sung im nächsten Jahr hätte der Beitragssatz 
auf 19,8 % steigen müssen. 
Gesamtwirtschaftlich hätte dies die Nachfra- 
ge geschwächt. Dem stünde auf der Seite 
der Beitragszahlerlnnen nur eine Entlastung 
im halbem Umfang (nämlich in Höhe von 
0,05 Beitragssatzpunkten) gegenüber, da 
auch die Arbeitgeber in entsprechender 
Höhe profitiert hätten. Es wäre naiv,zu den- 
ken, dass dies entscheidend für das Investiti- 
ons- und Einstellungsverhalten wäre. 
Sozialpolitisch wäre dies ein fatales Signal ge- 
wesen. Grundlegendes Prinzip der deut- 

THEORIE 8.f STRATEGtE 

schen Rentenversicherung ist die Lohn- und 
Beitragsbezogenheit. Dies gilt nicht nur für 
die relative Höhe der Rente,also die Konser- 
vierung der individuellen Einkommensposi- 
tion während des Erwerbslebens auch im Al- 
ter, sondern auch für die Teilhabe am Ein- 
kommensfortschritt der Versicherten, also 
die Dynamisierung der Renten.Vor dem Hin- 
tergrund der aktuellen Diskussion wäre dies 
als Schritt zur einheitlichen Grundrente in- 
terpretiert worden. 
Zugegeben: Es ist eine schwierige Materie. 
Um so wichtiger i s t  es,sich um die Fakten zu 
kümmern anstatt pauschal von ,verletzter 
Generationengerechtigkeit' zu fabulieren. 
Muss das Renteneintrittsalter angehoben 
werden? 
Von Arbeitgeber-Funktionären, Wissen- 
schaftlern und Politikern wird die Anhebung 
des Renteneintritts- 

völlig richtig. (Es gilt anzumerken, dass ein 
vorzeitiger Rentenzugangs nur unter be- 
stimmten Voraussetzungen möglich ist: Es 
handelt sich um die AltersrentefürSchwerbe- 
hinderte, die Altersrente für langjährig Versi- 
cherte (mindestens 35 Jahre beitragspflichti- 
ge Beschäftigung), die Altersrente für Frauen 
(mindestens 15 Jahre Beitragszeiten, davon 
10 Jahre Pflichtbeiträge seit dem 40.Lebens- 
ja hr) und die Altersrente wegen Arbeitslosig- 
keit oder nach Altersteilzeit (Erfüllung der 
Wartezeit von 15 Jahren und 8 Jahre Pflicht- 
beiträge für eine Beschäftigung in den 10 
Jahren vor Rentenbeginn); die beiden letz- 
ten nur noch für Versicherte,die vor dem 1 .l. 
1952 geboren sind.) 
Nur: Wer jetzt glaubt, damit den Stein der 
Weisen gefunden zu haben, hat die Gesetz- 
gebung der letzten 15 Jahre verschlafen. 

Auch hier i s t  bereits 
alters zur Konsolidie- mit der Rentenreform 
rung der Rentenver- Eine steigende Belastung 1992 die entscheiden- 
sicherung diskutiert. der erwerbsaktiven Gene- de Weiche gestellt 
Die finanzpolitische worden. Die ab- 
Sprecherin der Grü- rat ion fÜ hrt ZU verminder- schlagsfreien Alters- 
nen,Christine Scheel, ten Rentenanpassungen. renten werden seit 
ergänzt dies um die 1997 in Schritten auf 
Forderung nach ei- 
nem Ende der Frühverrentung, was durch 
höhere Abschläge bei vorzeitigem Renten- 
bezug erreicht werden soll. 
Richtig ist: Wenn eine Altersrente nicht mit 
dem 65. Lebensjahr bezogen wird,sondern z. 
B. mit dem 60. Lebensjahr, so verlängert sich 
die Laufzeit der Rente im Durchschnitt um 
ein Drittel - von 15 Jahre auf 20 Jahre. 
Zudem bedeutet früheres Ausscheiden aus 
dem Erwerbsleben, dass - die nicht-vollstän- 
dige Wiederbesetzung der Arbeitsplätze vo- 
rausgesetzt - die Zahl der Beitragszahlerln- 
nen sich verringert. Dass höhere Ausgaben 
und verminderte Einnahmen ein Problem 
für die Rentenversicherung sind, ist abstrakt 

Tabellel: Entwicklung der Erwerbstätigkeit in W estdeutschland 

Quelle: Statistisches Bundesamt 

das 65. Lebensjahr 
(Regelaltersrente) bzw. auf das vollendete 
63.Lebensjahr (Altersrentefür Schwerbehin- 
derte) angehoben. Das ist arbeitsmarktpoli- 
tisch durchaus problematisch. Eine vorgezo- 
gene Altersrente kann nur noch mit Abschlä- 
gen (für jeden Monat des vorzeitigen Zu- 
gangs 0,3 %) ,die für die gesamte Dauer des 
Rentenbezugs gelten, in Anspruch genom- 
men werden. Bei einer Altersrente wegen Ar- 
beitslosigkeit,die frühestens mit 60 bezogen 
werden kann, betragen diese also 18 % (60 
Monate X 0,3 %).Zudem werden durch den 
vorzeitigen Rentenzugang auch keine wei- 
teren Anwartschaften erworben, so dass sich 
die Relation zu einer bei späterem Renten- 
zugang möglichen Rente weiter reduziert. 
Einevergleichsberechnung macht deutlich, 
welch starke Anreize bereits jetzt vorhanden 
sind: 
Wer als Standardrentner die Regelalters- 
grenze überschreitet,erhält eine Brutto-Ren- 
te in Höhe von 1.1 63,70 € Bei einem Renten- 
zugang mit 60 hat er nicht nur 5 Entgelt- 
punkte weniger erworben, sondern muss 
auch die Abzüge in Kauf nehmen, so dass 
seine Rente nur 848,21 € beträgt - dies sind 
nur knapp 73 %der Standardrente. 
Umgekehrt kann auch , der Rentenzugang 
nach hinten zu verschoben werden.Hier gibt 
es Zuschläge,und zwar in Höhevon 0,5 %für 
jeden Monat des späteren Rentenzugangs. 
Für den Durchschnittsverdiener bedeutet 
dies, dass er 47 Entgeltpunkte erwirbt und 
bei einem Rentenzugang mit 67 Jahren Zu- 
schläge von 12 % (24 Monate X 0,5 %) erhält. 
Die Rente beträgt 1.361,27 € und damit ca. 
1 17 %der Standardrente. 
Diese Effekte sind bereits jetzt spürbar: Das 
durchschnittliche Zugangsalter ist bei den 



Altersrenten 2001 auf 62,3 Jahre angestie- Die Langfristperspektive: Die Renten sind Steigende Sozialversicherungsbeiträge sind 
gen; bei allen Versichertenrenten (ein- weiterhin sicher - zumindest ökonomisch kein Hemmnis für die Entwicklung der Be- 
schließlich Erwerbsminderungsrenten) be- Immer mehr Versicherte verlieren das Ver- schäftigung. In der Erklärung wird davon 
trug der Wert noch 60,5 Jahre. Dies macht trauen in die künftige Leistungsfähigkeit der ausgegangen, dass bei dem,richtigeni Preis 
deutlich,dass die Anhebung des Rentenein- gesetzlichen Alterssicherung. Sie erwarten, der Ware Arbeitskraft ein Gleichgewicht zwi- 
trittsalters und die Abschläge bereits jetzt dass sie für ihre Beiträge keine akzeptable schen der nachgefragten und der angebote- 
die Rentenversicherung entlasten. Gegenleistung mehr erhalten werden. nen Arbeit herrsche. Störungen dieses 
Wenn trotzdem viele Versicherten diese Ein- Insbesondere Jüngere sehen einen Verstoß Gleichgewichtes mit der Folge der Unter- 
bußen in Kauf nehmen, so wird deutlich, gegen die ,Generationengerechtigkeitl, da beschäftigung drückten sich darin aus,dass 
welch hohe Belastung ältere Beschäftigte ihrer Generation durch die sozialen Siche- keine ,markträumenden Löhne' mehr zus- 
gegenwärtig erfahren bzw. wie gering ihre rungssysteme nur Lasten aufgebürdet wür- tande kämen; sozialstaatliche Absicherun- 
Chancen auf dem Arbeitsmarkt sind. Die den, während sie kaum noch Vorteile aus gen und tarifliche Mindestregelungen hät- 
nachfolgende Tabelle macht deutlich, wie diesem System ziehen könnten. ten die Arbeit derart verteuert, dass Arbeit- 
gravierend sich die Erwerbsbeteiligung in geber zu diesem Preis keine Arbeit nachfra- 
den jeweiligen Altersgruppen verändert hat. Paradigmatisch formulieren es die bünd- gen könnten. Die empfohlene Therapie 
(Die Rubrik ,Erwerbsbeteiligtel umfasst so- nisgrünen Abgeordneten: scheint daher simpel: Da hiernach nicht die 
wohl die ,Erwerbstätigent als auch die ,Er- ,,Die Stabilität der Rentenversicherung ist so- wirtschaftliche Entwicklung die Arbeits- 
werbslosen',also die als arbeitslos Registrier- wohl durch die Veränderungen in der Ar- nachfrage bestimmt, sondern umgekehrt 
ten., Um eineVergleichbarkeit im Zeitverlauf beitswelt, als auch durch die demographi- diese als das bestimmende Moment er- 
darzustellen, werden hier nur die Werte für sche Entwicklung bereits seit langem ge- scheint, gälte es,Arbeit zu verbilligen. Mittel 
Westdeutschland aufgeführt;im Querschnitt fährdet. Obwohl die Mängel hinlänglich be- hierzu sind nicht nur die Senkung der direk- 
zeigt der Ost-West-Vergleich im Jahr 2000 kannt sind, hat noch keine Regierung eine ten Lohnkosten, sondern auch die Reduzie- 
die gleiche Tendenz sowohl bei den Män- ausreichende Reformlösung umgesetzt. Zu rung der Sozialversicherungsabgaben.In der 
nern als auch den Frauen auf,wobei die Er- häufig wurde versucht, die Symptome an- Konsequenz dürften nicht nur die Lohnne- 
werbsbeteiligung in Ostdeutschland jeweils stelle der Ursachen zu beseitigen. Die Re- benkosten in die Kritik geraten, sondern es 
höher ist - mit Ausnahme der über 65jähri- form der Sozialversicherungssysteme muss müsste an der Höhe der Löhne selbst ange- 
gen,wo bei den Männern nur 23,6 % und bei diesen Herausforderungen gerecht werden. setzt werden - und genau dies meinen auch 
den Frauen nur 6,6 % dem Arbeitsmarkt zur Die Rentenreform der letzten Legislaturperi- diejenigen, die einen Niedriglohnsektor for- 
Verfügung stehen) ode war ein wichtiger Paradigmenwechsel dern. 
Die Erwerbsbeteiligung der Männer ist bei zu mehr Eigenverantwortung, bei gleichzei- Tatsächlich kann nicht davon gesprochen 
den Jüngeren deutlich zurück gegangen tiger Unterstützung der sozial Schwächeren. werden, dass die Höhe der Beiträge zu den 
und ist bei den 30- bis 55jährigen weitge- (..J Die Steigerung der Lohnnebenkosten ist Sozialversicherungen den Umfang der Ar- 
hend stabil. Danach erfolgt ein drastischer ein falsches wirtschaftliches Signal. Arbeit beitslosigkeit erklärt: Wie sonst ließen sich 
Rückgang In der Altersgruppe der 60- bis muss in unserem Land billiger werden. Die massive Ausfuhrüberschüsse und ein ent- 
65jährigen stand 1970 noch jeder Siebte Finanzierung des Rentenversicherungssys- sprechender Anteil am Weltexport erklären? 
dem Arbeitsmarkt zur Verfügung (und zwar tems muss daher langfristig noch stärker ka- Dass dies möglich ist, beruht darauf,dass im 
nahezu ausschließlich als Erwerbstätiger), pitalgedeckt sein." Wettbewerb nicht die Höhe des Lohnes oder 
während dies 2000 nur noch für jeden Drit- Derart konzentriert findet sich das neo-kon- der Lohnzusatzkosten relevant ist.Von Inter- 
ten zutraf (hiervon waren fast 10 % arbeits- servative Credo der Sozialstaatskritik selten. esse sind nur die Lohnstückkosten,die sämt- 
los). 
Bei den Frauen nahm zwar auch die Erwerbs- 
beteiligung der Jüngeren deutlich ab, doch 
hat sich die Erwerbsquote in allen anderen 
Altersgruppen deutlich erhöht - mit einer 
Ausnahme: Die ohnehin geringe Erwerbsbe- 
teiligung bei den über 60jährigen hat sich 
weiter reduziert: von 20,2 % auf 14,9 %. Das 
ist ein Rückgang um gut 25 %. 
Diese schlechten Arbeitsmarktbedingungen 

Aber: Jede einzelne 
Behauptung ist falsch. 
Diskussionen über die Die Forderunq nach einer 
demographischen Ver- 
änderunqen sind in der kurzfristigen Ghöhung der 
Bundesr~publik nicht Abschläge ist Z Y ~ ~ S C  h, da - 
neu, sondern werden 
seit einem 25 Jahren die älteren ~esihäftigten 
geführt.ln der Renten- keine freie Wahl haben. 
versicherung sind die 

liche Arbeitskosten 
beinhalten. Trotz der 
in Deutschland ho- 
hen Arbeitskosten er- 
geben sich niedrige 
Lohnstückkosten, da 
die Arbeitsprodukti- 
vität hoch ist. Die rea- 
len Lohnstückkosten 
sind dabei in  

drücken sich in den altersspezifischen Ar- Konsequenzen früh Deutschland nicht 
beitslosenquoten aus: In West- wie in Ost- und weitreichend gezogen worden: Durch nur am niedrigsten, sondern auch ihr An- 
deutschland ist die Arbeitslosenquote bei das - gemeinsam von Union und SPD - am stieg seit 1970 fällt in (West-)Deutschland 
den über 50jährigen mittlerweile höher als 9.1 1.1989 beschlossene Rentenreformgesetz am geringsten aus,während Großbritannien 
die Durchschnittsquote aller Beschäftigten; 1992 erfolgen die Rentenanpassungen seit und die USA - zwei Länder, die üblicherwei- 
jede zweite Person in dieser Altersgruppe ist 1992 nicht mehr nach der Bruttolohnentwick- se als wenig lohnkostenintensiv bezeichnet 
langzeitarbeitslos, während es bei allen Ar- lung,sondern nach den Nettolöhnen. Der für werden - die schlechtesten Werte erzielen. 
beitslosen ,nur1 30,3 % (West) bzw. 38,5 % die alte Anpassungsformel errechnete Bei- Die demographischen Veränderungen müs- 
(Ost) sind (Ende September 2002). Wer also tragssatzvon ca.35 %für 2030 konnteso auf- sen im Zusammenhang und in  ökonomischer 
möchte, dass Beschäftigte länger Beiträge unterstellte - 26 bis 28 % reduziert werden. Perspektive betrachtet werden. Die deutli- 
zahlen, muss hier ansetzen. Die Forderung Weitere Einschnitte unter der alten Bundesre- chen Veränderungen, die sich in den nächs- 
nach einer kurzfristigen Erhöhung der Ab- gierung sorgten dafür,dass der Anstieg weiter ten drei Jahrzehnten im Altersaufbau unse- 
schläge ist zynisch,da die Beschäftigten kei- reduziert worden wäre.Mit der Rentenreform rer Gesellschaft - wie auch in allen anderen 
ne freie Wahl haben. Ob angesichts steigen- 2001 ist jetzt ein Beitragssatz 2030 von knapp entwickelten lndustrienationen - ergeben 
der Lebenserwartung und einer Schrump- 22 %zu erwarten.Mit anderen Worten: Durch werden, können nicht bestritten werden. 
fung des Erwerbspersonenpotenzials lang- die Gesetzgebung der letzten dreizehn Jahre Aberwitzig wäre es aber, aus den Verschie- 
fristig die Anhebung der Altersgrenze sinn- ist der erwartete Anstieg um ein Drittel (!) re- bungen in der Relation zwischen Personen 
voll wäre, steht auf einem anderen Blatt. duziert worden. im erwerbsaktiven Alter und den,lnaktivenf 

Perspektiven schaffen! 
Bericht vom Zukunftskongress der  Jusos Niedersachsen 

von Dörte Liebetruth 

Nach der Wahl ist vor der Wahl: Fur Bemerkenswert war, 
die Jusos Niedersachsen ging es, kaum dass wie intensiv sich die 
sie nach den Bundestagswahlparties wieder Kongressteilnehme- 
nuchtern waren, bei den Vorbereitungen für rlnnen sich in die Dis- 

dem Expo-Gelände in Hannover stattfand, 
bildete den Auftakt für den Jugendwettbe- 
werbzukunftsbedarf nds03,der nun bis Mit- 
te Januar läuft und von dezentralen Veran- 
staltungen begleitet wird. 

' 

de* wetzbewerb 

den Landtagswahlkampf zur Sache. Die Zeit kussion eingebracht 
biszum Wahltermin am 2.Februar wollen sie haben und die kreati- 
nutzen, um im Rahmen ihrer Kampagne ve Atmosphäre, die 
zukunftsbedarf nds03 inhaltliche Diskussio- entstand. So schrieb 
nen anzustoßen,die weit iiber,dieTagespo- die Hannoversche 
litik hinausgehen, und um die Offnung des Allgemeine Zeitung 
Juso-Verbands voran zu treiben. Ein Zu- in ihrer Berichterstat- 
kunftskonqress, der am 16. November auf tunq zum Konqress 

Ideen der Kampagne 
Ausgangspunkt für die Zukunftskampagne 
war die Situation junger Menschen heute - 
mit all den Unsicherheiten,die dazu gehören. 
In Zeiten, in denen der lebenslange Zugang 
zu (Aus-) Bildung und Arbeit nicht selbstver- 
ständlich ist,muss heute eine breite Debatte 
über langfristige Zukunftsperspektiven ge- 
führt werden. Es gilt z. B. zu fragen, wie die 
schlechteren Chancen für Jugendliche im 
ländlichen Raum und aus sozial benachteilig- 
ten Familien verbessert werden können. Was 
wollen junge Menschen selbst leisten und 
was erwarten sievon Gesellschaft und Staat? 
Die Jusos Niedersachsen wollen mit diesen 
und anderen Fragen bewusst nach außen 
gehen. Junge Menschen, die Interesse an 
Politik haben, sich kritisch mit ihr 
auseinander setzen,den Jusos zwar inhaltlich 
nahe stehen aber bei allem,was mit Parteien 
zu tun hat, eher distanziert auftreten, sollen 
ansprochen werden. Gemeinsam mit diesen 
Arbeitnehmerlnnen, Schülerlnnen, Studie- 
renden oder Künstlerinnen sollen langfristi- 
ge Perspektiven der jungen Generation dis- 
kutiert werden. 
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zukunftsbedarf ,nds03 

Der Zukunftskongress 
Mehr achtzig Teilnehmerlnnen,darunter vie- 
le Nicht-Jusos,folgten der Einladung auf das 
Expo-Gelände. In fünf Panels zu den Themen 
Politik und Medien, Arbeit, Bildung, Europa 
und Kultur, die allesamt im Plenum stattfan- 
den diskutierten sie von morgens um 1 Oh bis 
abends um 20.30h mit Referentlnnen aus 
Politik, Kultur, Wissenschaft und Wirtschaft. 

Dörte Liebetruth ist Juso-Landesvorsitzende von 

aufder ~iederiach- er jusos-niede 
senseite: „Die Podi- 
umsgäste sind bunt Elnsendeschluss Ist der 20.  Januar 0 3 .  
gemischt:Neben Wis- 
senschaftlern, Kunst- 
lern wie Filmregisseu- 
rin Franziska Stünkel und Politprofis wie Bun- 
desbildungsministerin Edelgard Bulmahn, 
der kulturpolitischen Sprecherin der SPD- 
Bundestagsfraktion, Monika Griefahn, und 
dem niedersächsischen Europaminister Wolf- 
gang Senff sitzen immer wieder Studentin- 
nen der jeweiligen Fachrichtung.Gerade das 
macht die Diskussion so spannend.Wenn je- 
mand politische Phrasen drischt oderzu wis- 
senschaftlichen Tiraden abhebt, wird er 
schnell durch Einwürfe aus dem Publikum 
auf den Boden derTatsachen zurück geholt." 
7 Y2 Stunden intensiver Diskussionen zu den 
unterschiedlichsten Themen inhaltlich zu- 
sammen zu fassen fällt sehr schwer.(Grund- 
legende Positionen der meisten Podiums- 
teilnehmerlnnen des Kongresses sind im 
aktuellen,,rotwild" der Jusos Niedersachsen 
abgedruckt, das unter info@iusos-nds.de 
bestellt werden kann.) 
Hier deswegen nur ein kurzer Aufriss,welche 
Stoßrichtung die einzelnen Foren verfolgten. 
Im Forum,,medienzukunft" kamen die Kon- 
gressteilnehmerlnnen u.a. mit Dirkvon Geh- 
len,dem Chefredakteur des Jugendmagazins 
der Süddeutschen Zeitung jetzt-Online, zu 
dem Schluss:Auch in der Mediengesellschaft 
darf sich Politik nicht nur an kurzfristigem PR- 
Erfolg orientieren, sondern muss erkennbar 
langfristig handeln,um glaubwürdig zu sein. 
Sehr breit gefächert war die Debatte im Fo- 
rum zukunft-in-arbeit: Im Mittelpunkt stand 
U. a. für Silke Bargstädt-Franke (Sprecherin 
des AK-Chancengleichheit der Dt. Physikali- 
schen Gesellschaft) und dem Juso-Bundes- 
vorsitzenden Niels Annen die Frage, wie Ar- 

Niedersachsen 

beit trotz aller Flexibilität solidarisch abgesi- 
chert werden kann und die Gleichstellung 
der Geschlechter voran getrieben werden 
kann. Nach den idealen Bildungseinrichtun- 
gen und dem Weg dorthin wurde vom Spre- 
cher des Nds. Landesschülerlnnenrats Maxi- 
milian Schmidt im Forum ,,zukunft-bilden" 
gefragt. Angesichts der aktuellen weltpoliti- 
schen Lage spielte in der folgenden europa- 
politischen Diskussion die gemeinsame 
Außen- und Sicherheitspolitik nicht nur für 
die Jugendkonventsdelegierte Manuela 
Schauerhammer eine zentrale Rolle. Am 
Ende wurde im Forum,,zukunftskultur" U. a. 
mit dem Grafiker Klaus Staeck über Kunst als 
Form der politischen Analyse gesprochen. 
DerTag klang mit einem Konzert des Berliner 
Künstlers Maximilian Hecker aus, zu dem 
auch Nicht-Kongressteilnehmerlnnen auf 
das Expo-Gelände kamen. 

Ein Anfang 
Der Zukunftskongress war ein erfolgreicher 
Versuch, die Öffnung des Juso-Verbands 
weiter voran zu treiben,aber er kann nur ein 
Anfang gewesen sein.Weitere Diskussionen 
und Aktionen müssen folgen. Eine Folgeak- 
tion ist der Jugendwettbewerb zukunfts- 
bedarf nds03,der bis Mitte Januar läuft von 
dezentralen Veranstaltungen begleitet wird. 
Schirmherr des Wettbewerbs ist Sigmar 
Gabriel, der Jury gehören VIVA-Chef Dieter 
Gorny, die Leiterin der Kunsthalle Emden 
Eske Nannen, die Präsidentin der Internati- 
onalen Frauenuniversität Prof. Ayla Neusel, 
der Medizin-Nobelpreisträger Prof. Erwin 
Neher und die niedersächsische Wirt- 
schaftsministerin Susanne Knorre an.Weite- 
re Informationen zum Wettbewerb gibt es 
unter www.zukunftsbedarf.de ForumDL2, 



abgelehnt. Als jetzt noch bei einer Anhö- 
rung im Landtag verfassungsmäßige Be- 
denken laut wurden, mussten die Pläne 
vom Tisch genommen werden. Jetzt steht 
eine Debatte um die Einführung von Stu- 
dienkonten bevor. 
Die Leitlinien seiner künftigen Politik hat 
der neue Ministerpräsident in der Regie- 
rungserklärung,,Konzentration der Kräfte" 
formuliert. Deutlich wird eine höchst 
nüchterne Beschreibung von Problemen, 
die von den Bürgerlnnen nicht nur ,,An- 
passung", sondern auch ,,Verzichtu erfor- 
dern. Vor dem Hintergrund geschätzter 
Einnahmeausfälle für das Jahr 2003 über 
Ca. 1,5 Milliarden Euro netto werden wei- 
tere Sparvorhaben und die Verbesserung 
der Einnahmeseite angekündigt. Obwohl 
die,,konjunkturell negativen Effekte sin- 
kender Investitionsmöglichkeiten" durch 
die Konsolidierungsmaßnahmen der öf- 
fentlichen Haushalte benannt werden, 
bleibt diese Erkenntnis folgenlos. Die For- 
derung nach einer antizyklischen expan- 
siven Finanzpolitik zum Gegensteuern der 
labilen wirtschaftlichen Entwicklung 
sucht man vergeblich. 
Für die zentrale Aufgabenstellung der Be- 
kämpfung der Arbeitslosigkeit bleiben die 
Ausführungen zum Bereich ,,Wirtschaft 
und Arbeit" im Kern auf zwei Elemente be- 
grenzt: Erstens steht die Umsetzung der 
Vorschläge der Hartzkommission im Vor- 
dergrund; einschließlich der unsäglichen 
.Ich AG", mit der eher eine neue Form der 
Scheinselbständigkeit gefördert wird. 
Zweitens soll der Mittelstand gestärkt 
werden. Auch hier ist man weit von einer 
Strategie entfernt, die durch Wachstum 
des nachgefragten Arbeitsvolumens und 
einer Umverteilung der vorhanden Arbeit 
mehr Arbeitsplätze schafft. Harald Schar- 
tau wird als zuständiger Minister, der das 
Wirtschaftsministerium von Ernst 
Schwanhold zusätzlich übernimmt, vor 
der Schwierigkeit stehen, mi t  diesen un- 
zureichenden Instrumenten, die Arbeits- 
losigkeit senken zu müssen. 
Ärgerlich ist die Behandlung des Themas 
Alter in der Regierungserklärung: Der de- 
mographische Wandel wird als Bedro- 
hungsszenario für die sozialen Versiche- 
rungssysteme beschrieben. Auch wenn 
dies unisono so geschildert wird, ist es 
falsch. Die entscheidenden Grundlagen 
für die Finanzierbarkeit des Sozialstaates 
bleiben die wirtschaftliche Leistungs- 
kraft und die Produktivkraftentwicklung 
und nicht der Altersstrukturwandel. Die 
Chancen einer Gesellschaft des langen 
Lebens bleiben fast völlig ausgeblendet. 
Lediglich das ehrenamtliche Engage- 
ment wird erwähnt. Wenn dann noch 
fälschlicherweise statt von der Landes- 
seniorenvertretung vom Landessenioren- 
rat die Rede ist, bleibt dies mehr als be- 
dauerlich. 

10 

Positive Entwicklungsszenarien eröffnen 
sich möglicherweise in der Bildungspoli- 
tik. Die in den Medien für alle möglichen 
Mängel und Schwierigkeiten der Bil- 
dungspolitik herhaltende Gaby Behler 
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machte den Weg frei für eine Umstruktu- 
rierung im neuen Kabinett. Ute Schäfer 
wird als neue Ministerin die Aufgaben für 
Jugend, Kinder und Schule bündeln. Han- 
nelore Kraft wird Wissenschafts- und For- 
schungsministerin. Die hinlänglich be- 
kannte Misere in der Schulpolitik soll vor 
allem durch den Ausbau von Ganztags- 
schulen, besonders in der Primarstufe, 
bekämpft werden. Dies fügt sich sinnvoll 
in das 4-Milliarden-Euro-Programm der 
Bundesregierung ein. Allerdings scheint 
es nötig, dies auch finanziell auf Länder- 
ebene zu unterfüttern. Dazu ist die oben 
beschriebene Vermögenssteuer ein sinn- 
volles Instrument. Darüber hinaus sollen 
zusätzliche Lehrerstellen geschaffen wer- 
den. 
Die Landes SPD hat mit der Bildungspoli- 
tik in einem zentralen Politikfeld der Zu- 
kunft die politische Initiative ergriffen. 
Diesmal gehen die Impulse nicht von der 
Ministerialbürokratie aus.Vielmehr hat am 
30.1 1. ein Bildungskongress der Landes- 
partei stattgefunden, der von über 500 
lnteressierten besucht wurde. Sieben Ar- 
beitsgruppen haben Papiere zu unter- 
schiedlichen Themen der Bildungspolitik 
entwickelt, um bis zum Sommer des 
nächsten Jahres auf einem ordentlichen 
Landesparteitag zu einer Positionsbestim- 
mung zu kommen. So besteht die Mög- 
lichkeit, in einer breiten gesellschaftlichen 
Debatte das Thema öffentlichkeitswirk- 
Sam zu besetzen und zu ausgereiften Kon- 
zepten zu kommen,die nicht an Einzelfra- 
gen und bei Schnellschüssen hängen blei- 
ben. 
Neue Akzente setzte das Steinbrück-Kabi- 
nett bei der Diskussion um den Metrora- 
pid und die künftige Entwicklung des 
Ruhrgebiets. Die Landesregierung hat 
wohl geschlossen mit seinem Regierungs- 
Partner, den Grünen, betont, dass die Ma- 
gnetschwebebahn für die Zukunft eine 
wichtige Bedeutung für die industriepoli- 
tische Entwicklung hat. SPD-Fraktionsvor- 
sitzender Edgar Moron gab aber schon 
mal kund: Wenn der Bund die Finanzmit- 
tel nicht bereitstellt,,,wäre das Projekt zu 
Ende". Da zentralen Fragen, wie zum Bei- 
spiel die Finanzierung durch private Inves- 
toren,noch nicht geklärt sind und die ver- 
kehrspolitischen Bedenken bleiben, ist die 
Zukunft dieses ,,Leuchtturmprojektes" 
vage. 
Auch für die künftige Ruhrgebietspolitik 
werden die Weichen verbandsorganisato- 
risch anders gestellt. Hatte der frühere Mi- 
nisterpräsident dem Kommunalverband- 
Ruhr (KVR) noch die Projekt-Ruhr GmbH 
des Landes zur Förderung regionalpoliti- 

scher Vorhaben entgegengestellt, so ist 
jetzt die SPD in NRW zu einer Position ge- 
kommen, die den KVR wieder politisch 
stärkt und ihm eine größere Handlungs- 
kompetenz für die künftigen Planungen 
überträgt. Dies scheint durchaus sinnvoll, 
da das Ruhrgebiet im internationalen 
Wettbewerb der Regionen besser aufge- 
stellt sein und seine endogenen Entwick- 
lungspotentiale bündeln muss. Die Pro- 
jekt-Ruhr wird auch in Zukunft eine wich- 
tige Rolle spielen, indem in einem erneu- 
erten KVR Landes- und Kommunalinteres- 
Sen in Projekten gebündelt werden müs- 
sen. Allerdings scheint es kaum ein Be- 
wusstsein darüber zu geben, dass eine in- 
novationsorientierte Regionalpolitik im 
strukturschwachen Ruhrgebiet wie zum 
Beispiel in den Feldern der Werkstoffin- 
dustrie, der Energiewirtschaft und der 
Wissenschafts- und Weiterbildungspolitik 
auf die makroökonomische Stützung der 
Bundes- und Europaebene angewiesen 
bleibt. 
Zusammengefasst: Ein Politikwechsel in 
der Ära nach Clement war nicht zu erwar- 
ten und wird nicht eintreten. Nach wie 
vor wird eher einer technokratische Mo- 
derne, die der Soziologe Ulrich Beck 
einmal als erste Moderne bezeichnet hat, 
verfolgt, die den komplexen Herausfor- 
derungen der neuen Zeit nicht gerech.t 
wird.Allerdings gibt es neue Akzente und 
auch neue Gestaltungsspielräume für die 
SPD in NRW. Dabei sind als Zukunftsper- 
spektive die Fußballweltmeisterschaft im 
Jahre 2006 mit wichtigen Spielstätten in 
NRW und die Bewerbung der Rhein-Ruhr- 
Region für die Austragungen der Olympi- 
schen Spiele im Jahre 2012 für die Sport- 
ler und lnteressierten wichtig, sie reichen 
allerdings gesellschaftspolitisch kaum. Es 
wäre Aufgabe der kritischen und linken 
Kräfte in der Partei ihre Vorstellungen ei- 
ner solidarischen Gesellschaft in Abgren- 
zung zum Neoliberalismus intellektuell 
und politisch zu bündeln. Das Ziel wäre, 
von NRW aus einen Beitrag für überzeu- 
gendes Gesellschaftsprojekt zu entwi- 
ckeln, dass Antworten auf die wachsen- 
den individuellen und gesellschaftlichen 
Unsicherheiten findet, die auf einer Iän- 
gerfristigen Destabilisierung der Lohnar- 
beitsgesellschaft und ihrer sozialen Inte- 
grationskraft gründet und ihre Ursache 
in dem Umbau des Produktions- und So- 
zialmodells hat. Die Entwicklung einer 
übergreifenden Perspektive, welche die 
Sinnhaftigkeit der Politik der SPD im 
Ganzen unterstreicht, ist die Basis für die 
Zukunftskompetenz der SPD und ihre 
viel beschworene strukturellen Mehr- 
heitsfähigkeit. So könnte das rotgrüne 
Regierungsbündnis in  Berlin wirklich 
eine historische Epoche werden und kei- 
ne Episode. 
Wetter, Bonn 2.1 2.2002  FON^ ~ ~ 2 1  

(,,heute kommen auf einen Beitragszahler nur 
0,6 Rentner, im Jahr 2030 sind es 0,6 Rentner") 
auch gleich eine Verdoppelung der Belas- 
tung (,,der Beitragssatzsteigt auf40 %") abzu- 
leiten. Eine derartige Betrachtung wäre einer 
~äger-und-Sammler-Ökonomie angemes- 
sen, aber nicht dem entwickelten Kapitalis- 
mus. Entscheidend sind die gesellschaftliche 
Wertschöpfung und die Entwicklung der Er- 
werbstätigkeit (vgl. Hardach 1998). Gerade 
die demographische Entwicklung schafft die 
Möglichkeit,die Zahl der Arbeitslosen zu re- 
duzieren (was zu entsprechenden Einspa- 
rungen führt) und gleichzeitig insbesondere 
die Frauenerwerbsquote auszuweiten, so 
dass sich die Zahl der Erwerbstätigen nur 
unwesentlich reduziert. Auch die Enquete- 
Kommission,,Demographischer Wandel" des 
Deutschen Bundestages hat dies in ihrem 
Abschlussbericht deutlich herausgearbeitet. 
Steigende Sozialversicherungsbeiträge bedeu- 
ten nicht zwangsläufig eine reale Mehrbelas- 
tung. Der Zusammenhang von Beitragsstei- 
gerungen und Kaufkraftverlust is t  bereits 
oben für die letzten 20 Jahre dargestellt wor- 
den.Dies gilt auch und gerade für dieZukunft: 
Liegt die Lohnentwicklung oberhalb der 
Preissteigerung,~~ kann ein höherer Beitrags- 
Satz mühelos kompensiert werden,die Kauf- 
kraft steigt weiter. Ein 
nominales Ansteiqen 

erwerbsaktiven Generation erwirtschaftet 
werden. Da aber das,Entsparenl gerade dann 
stattfinden wird, wenn zahlenmäßig geringer 
besetzte Alterskohorten vorhanden sind, 
sinkt die Nachfrage,so dass es zu einem Wert- 
verlust des Kapitals kommt (vgl.zusammen- 
fassend Ganßmann 2000 und Bäcker 2002). 
Der Schwachpunkt des Ansatzes der,Generati- 
onengerechtigkeit' liegt darin,dass die Defini- 
tion von Gerechtigkeit nicht erfolgt bzw.diese 
stillschweigend mit intergenerationalerGerech- 
tigkeit - also dem Verhältnis von Alterskohor- 
ten zueinander - gleichgesetzt wird. Aus dem 
Blick gerät dabei,dass auch Fragen der intrage- 
nerationalen Gerechtigkeit - also der Verteilung 
von Lebenschancen innerhalb einer Altersko- 
horte -zu klären sind.Gerade die Auseinander- 
setzung mit dem Alterssicherungssystem bie- 
tet hier genügend Anlässe,z.B. 

die unzureichenden Verteilungsergeb- 
nisse,die vielfach trotz langjähriger Beitrags- 
zahlung Altersarmut nicht vermeiden, oder 

die schlechten Voraussetzungen, Er- 
werbstätigkeit und Kindererziehung 
miteinander zu vereinbaren und so ausrei- 
chende Rentenanwartschaften zu erwerben, 
oder 

die ungleichen Leistungen und Finanzie- 
rungsformen,die die verschiedenen Alterssi- 

cherungssysteme 
(Rentenversicherung, 

des Beitragssatzes i s t  Die LohnStückkosten sind Beamtenversorgung, 
damit nicht maßgeb- beru fss tänd ische 
lich für die Kaufkraft in Deutschland nicht nur Versorgungswerke 
der dann erwerbsakti- etc.) aufweisen. 
ven Generation, da sie 

am niedrigsten, sondern 
Diese Verletzung der 

die Einkommen der auch ihr Anstieg seit 1970 intragenerationaien 
Rentner-Generation Gerechtigkeit lässt 
ohne Konsumverzicht fällt in (West-)Deutschland sich nicht mit fehlen- 
finanzieren kann (vgl. am geringsten aus der intergenerationa- 
Bäcker 2002). Die An- ler Gerechtigkeit er- 
nahmen, die die Bun- klären; umgekehrt 
desregierung ihren Prognosen zu Grunde kann diese nicht hergestellt werden, ohne 
legt, gehen in dem mittleren Szenario von dass die intragenerationalen Probleme gelöst 
jährlichen Lohnsteigerungen von 3 % und ei- werden, da prekäre Einkommenssituationen 
ner Inflationsrate von 1,5 % aus. Bei diesen im Alter nur das geringe Einkommen in der 
plausiblen Annahmen ergäbe sich ein Zu- Erwerbsphase widerspiegeln (Bäcker 2002). 
wachs der Nettoreallöhne von etwa 50 % ge- Ebenso problematisch ist das rein monetäre 
genüber heute. Ein höherer Beitragssatz wäre Verständnis von (intergenerationaler),Genera- 
in der Zukunft ökonomisch leichter zu ver- tionengerechtigkeit', bei dem Bilanzen von 
kraften als ein geringerer heute! Vorleistung und späterer Leistung aufgemacht 
Eine kapitalgedeckte Alterssicherung ist auch werden. Für die Rente wird übersehen, dass 
von demographischen Veränderungen betrof- hier das Prinzip der,Teilhabegerechtigkeit1 gilt: 
fen. Dass Veränderungen im Altersaufbau der Ein Versicherter erhält Leistungen in der Höhe, 
Gesellschaft Auswirkungen auf ein umlagefi- die seiner Position im Einkommensgefüge 
nanziertes Rentensystem haben,isteinsichtig. während seines Erwerbslebens entsprechen, 
Vernachlässigt wird aber die simpleTatsache, wobei er durch die Dynamisierung der Rente 
dass auch ein Kapitaldeckungsverfahren von am Einkommensfortschriti tei1nimmt;ein Stan- 
diesen Veränderungen betroffen ist:Zum ei- dardrentner des Jahres 1970 hatte mit einer 
nen muss bei steigender Lebenserwartung Netto-Rente von Ca. 70 % des Netto-Einkorn- 
mehr angespart werden,da die Mittel für eine mens eines Durchschnittsverdieners die glei- 
längere Zeit reichen müssen. Ökonomisch che Einkommensposition wie der Standard- 
entspricht dies einer Beitragssatzsteigerung. rentner des Jahres 1990 oder 2000. 
Zum anderen findet das Ansparen nicht auf Ausgeblendet wird auch,dass im Interesse der 
dem Sparbuch statt,sondern die Gelder wer- nachwachsenden Generationen hierzu ein 
den produktiv investiert oder in Anleihen ge- umfassendesVerständnis von,Nachhaltigkeiti 
steckt;in beiden Fällen muss es von der dann gehört: Hierzu gehören eine intakte und mo- 

derne Infrastruktur und Umwelt (wozu jetzt In- 
vestitionen notwendig sind,die in einer mone- 
tären Generationenbilanz aber negativ zu Bu- 
che schlagen) und eine zivile Gesellschaft, in 
der Konflikte ohne Gewaltanwendung gelöst 
werden.(ln diesem Sinne wird auch in der ge- 
meinsamen Presseerklärung von JUSOS und 
dem Jugendverband der Bündnisgrünen ar- 
gumentiert.Vgl.weiter die,,lnitiative Generatio- 
nengerechtigkeit" junger SPD-Mitglieder: Im 
Internet unter www.mathias-brodkorb.de) 
Zudem kann der Versuch, sich jetzt für die 
vermeintlichen Interessen der Jüngeren ein- 
zusetzen, zum Rohrkrepierer geraten. Zu der 
Logik der,intergenerativen Generationenge- 
rechtigkeit' gehört es z. B, drastische Ein- 
schnitte in das Leistungsniveau der Renten- 
versicherung zu fordern. Leider ist deren Be- 
fürworterlnnen aber nicht klar, dass es die 
Generation der jetzt in das Erwerbsleben 
Eingetretenen ist, die hiervon vor allem be- 
troffen wäre:2030, an der Orientierungsmar- 
ke für die Diskussion eines akzeptablen Bei- 
tragssatzes darstellt, gehen - so das Renten- 
eintrittsalter nicht erhöht worden sein wird - 
die im Jahr 1965 Geborenen in Rente. Diese 
wären nicht nur gezwungen, eine eigene 
Vorsorge auf hohem Niveau zu betrieben, 
sondern sie müssten auch noch über Sozial- 
versicherungsbeiträge bzw.Steuern die Ren- 
tenanwartschaften der Bestandsrentner und 
der Zugangsrentner der nächsten Jahrzehn- 
te finanzieren, da diese keine Gelegenheit 
besitzen, anderweitig Vorsorge zu treffen - 
und Rentenanwartschaften unterliegen 
dem eigentumsrechtlichen Schutz des 
Grundgesetzes. An der Tatsache einer öko- 
nomischen Doppelbelastung für diese Ge- 
neration führt kein Weg vorbei.Auch die For- 
derung nach einer reduzierten bzw. ausge- 
setzten Rentenanpassung im nächsten Jahr 
belastet nicht nur die jetzigen Rentnerlnnen, 
da der Basiseffekt eines nicht erhöhten aktu- 
ellen Rentenwertes auch bei zukünftigen 
Rentenanpassungen nicht korrigiert wird. 
Es gilt weiterhin: Die Renten sind sicher - 
wenn die Bereitschaft besteht, das umlagefi- 
nanzierte System beizubehalten. Aus ökono- 
mischer Sicht spricht nichts dagegen,dass es 
zu zumutbaren Bedingungen für die künfti- 
gen Beitragszahlerlnnen finanziert werden 
könnte. Die beständige politischeThematisie- 
rung fördert aber die Unsicherheit und 
schafft damit ein Klima, in dem es zu gravie- 
renden Veränderungen kommen könnte.Ver- 
lieren würden die Angehörigen der jetzigen 
jüngeren Generation. SPW 6 ~ 0 0 2  
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Vorwärts - und nicht vergessen ... ! 
Strukturreform der gesetzlichen Krankenversicherung 

von Wolfgung Wodurg 

Das gemeinsame Interesse aller 
gesetzlich Krankenversicherten und aller 
Arbeitgeber an möglichst effizienten 
Strukturen ohne Über- oder Unterversor- 
gung und bester Kooperation im Sinne al- 
ler Hilfsbedürftigen wird von den hierfür 
zuständigen etwa 370 gesetzlichen Kran- 
kenkassen nicht ausreichend wahrgenom- 
men. 
Obschon politisch erwünscht und gesetz- 
lich weitgehend ermöglicht, entstehen 
keine neuen Leistungselemente und 
Strukturen, mit denen die Effizienzreser- 
ven unseres Gesundheitswesens für Versi- 
cherte und Kranke endlich mobilisiert wer- 
den könnten. 
Die Nachfrageseite, das gemeinsame Inte- 
resse der Solidargemeinschaft aller Versi- 
cherten, i s t  im Kassenwettbewerb zersplit- 
tert! 
Vom Gesetzgeber werden auf öffentlichen 
Druck immer wieder detaillierte Vorschlä- 
ge ausformuliert und mühsam durchge- 
boxt, weil die Krankenkassen, obwohl 
Sachwalter der Versicherteninteressen, 
wichtige strukturelle Veränderungen mit  
ihrer zersplitterten Marktmacht entweder 
gar nicht erst entwickeln oder zumindest 
nicht umsetzen. 
Selbst unstrittig sinnvolle und bereits ge- 
setzlich abgesegnete Elemente werden 
nicht praktisch in Angriff genommen.,,lnte- 
grierte Versorgung",,,systematische Präven- 
tion",,,Positivlisten", Preisverhandlungen für 
Arznei- oder Hilfsmittel oder das internati- 
onal bewährte,,Hausarztmodell",alles Mög- 
lichkeiten, die mühsam mit oder ohne Zu- 
stimmung des Bundesrates über die ge- 
setzlichen Hürden gebracht wurden, wer- 
den verschleppt oder einfach ignoriert. 
Jede der etwa 370 deutschen Krankenkas- 
sen rechnet erst einmal mit einschlägiger 
Software durch, wie sich eine neue Maß- 
nahme, ein Strukturvertrag, ein Präventi- 
onsprogramm oder eine Reha-Vereinba- 
rung auf ihr Beitrags- und Morbiditätspro- 
fil und damit auf ihre finanzielle Wettbe- 
werbssituation auswirken würde. Und weil 
jede Kasse um ihr Überleben kämpft, kann 
sie tendenziell nur solchen Maßnahmen 
zustimmen, die ihr Wettbewerbsvorteile 
eröffnen. 

Dr. Wolfgang Wodarg, Md6 (SPD), Flensburg, Mi1 
Sicherung 

Zum Wettbewerb um Versicherte mit  gu- 
tem Einkommen und geringem Krank- 
heitsrisiko gezwungen, wäre eine Kran- 
kenkasse zur Zeit,,mit dem Klammerbeutel 
gepudert", wenn sie im Vertrauen auf ei- 
nen irgendwann gerechteren Risiko- 
strukturausgleich sich besonders intensiv 
um die Versorgung chronisch hilfsbedürf- 
tiger,,,teurerUVersicherter kümmern würde 
(vgl. Paetow, spw 125, S. 17-21). 
Jede Kasse, die sich z.B. der Kranken mit 
Multipler Sklerose (MS) besonders annäh- 
me,würde nach kurzer Zeit hierfür finanzi- 
ell abgestraft, weil natürlich auch MS- 
Kranken aus anderen Kassen zu ihr wech- 
seln würden, um ein optimiertes Case Ma- 
nagement für sich zu nutzen. 
Noch ein Beispiel: Die Rheuma Liga bietet 
ihren Mitgliedern ein kostengünstiges 
Funktionstraining an, welches bisher von 
fast allen Kassen mitfinanziert wurde. Eini- 
ge Ersatzkassen, wie z.B. die DAK verwei- 
gern jetzt die Kostenübernahme, sodass 
die dort versicherten Rheumakranken, 
wenn sie nicht aufwendige Widerspruchs- 
und Klageverfahren durchstehen wollen, 
in jene Kassen wechseln, die diese not- 
wendigen Maßnahmen verantwortungs- 
bewusst aber wettbewerbswidrig weiter- 
tragen. Kein Risikostrukturausgleich wür- 
de das besondere Engagement dieser Kas- 
sen belohnen. 
Heute werden nach Aussagen vieler 
Selbsthilfeverbände immer häufiger sogar 
notwendige Leistungen bei chronisch 
kranken Versicherten abgelehnt. Die ab- 
lehnende Kasse profitiert hiervon in jedem 
Fall: Ein Widerspruchsverfahren entmutigt 
viele Patienten, streckt die Ausgaben und 
fördert damit die Liquidität. Kommt es,wie 
im Falle der Rheumakranken, gar zum Kas- 
senwechsel der enttäuschten Mitglieder, 
wäre das aus der derzeitigen Wettbe- 
werbsperspektive ein Glücksfall für die ab- 
gebende Kasse. 
Der bisher von der rot-grünen Koalition 
geplante morbiditätsbezogene Risiko- 
strukturausgleich nimmt das Rosinenpi- 
cken durch die Krankenkassen als gege- 
ben hin und versucht durch aufwendig zu 
ermittelnde Risikoprofile des jeweiligen 
Versichertenklientels ein finanztechni- 

glied im Ausschuss für Gesundheit und soziale 

sches Nachbessern zu ermöglichen. Das 
bläht die Verwaltungsapparate auf allen 
Seiten auf und erfreut höchstens die An- 
bieter von spezieller Versicherungssoftwa- 
re. Außerdem bietet jedes erfasste Morbi- 
ditätsmerkmal Ansatzpunkte für weitere 
Diskriminierungen. Die Einschätzung der 
Morbidität ist eigentlich systemfremd in  
einer Solidargemeinschaft, die bisher nur 
darauf geachtet hat, wie viel Beiträge ein 
einzelnes Mitglied zahlen muss, damit 
jedeljeder die ggf notwendige Versorgung 
in möglichst guter Qualität erhalten kann. 
Solidarisch kann unsere GKV nur bleiben, 
wenn vor allem das Wohlergehen der hilfs- 
bedürftigsten Versicherten, das heißt der 
armen chronisch Kranken wichtigster Indi- 
kator für die Qualität unserer Versorgung 
ist. 
Der Karren der GKV steckt tief im Dreck 
ehrgeiziger Partikularinteressen. Die Kas- 
sen als Vertreter der Versicherten- und 
der Patienten sollten mi t  ihrer geballten 
Beitragsmacht die Kraft haben, ihn 
wieder flott zu machen. Sie sind jedoch 
derzeit im Wettbewerb gelähmt, ihnen 
fehlen die notwendigen Strukturen,Ver- 
antwortlichkeiten und Anreize um ohne 
dauernde staatliche Interventionen das 
Richtige für alle Versicherten und Patien- 
ten zu tun. 
Die von der SPD aus dem Kassenwettbe- 
werb,,herausgenommenen" Disease-Ma- 
nagement-Programme erscheinen ange- 
sichts dieser Zusammenhänge als ein 
,,SchrittchenU in die richtige Richtung. 
Als Element des Risikostrukturausglei- 
ches sind sie jedoch administrativ nur 
recht aufwendig umzusetzen. Deshalb 
werden sie von fast allen Beteiligten 
mehr widerwill ig bzw. halbherzig oder 
gar nicht vorangebracht. Ihnen droht 
vermutlich ein gleiches Schicksal wie der 
,,Integrierten Versorgung" oder dem 
,,Hausarztmodell". 
Existierende Modell-Inseln und Vorzeige- 
Projekte erscheinen im derzeitigen Wettbe- 
werbsszenario mehr als Alibis zum Verber- 
gen einer systematischen Verweigerung, als 
Feigenblätter einzelner Kassen angesichts 
hoher politischer Erwartungen. Präventions- 
angebote nützen als Marketing-Instrument 
zum Einfangen junger Besserverdienender. 
Investitionen, die nicht zeitnah zu beitrags- 
entlastenden Effekten führen, schwächen 
die Kasse im Wettbewerb. Die Versicherten- 
ströme folgen derzeit fast ausschließlich 

Von Clement zu Steinbrück: 
Chancen für eine neue Politik? 
Zur Lage der NRW-SPD 

Von Burburu König, Dietmar Köster 

Ein Lichtblick im tristen Mei- verteilung hat sich zunehmend ungleich Zusammenhalts in der Gesellschaft orien- 
nungsbild der SPD geht von NRW und Nie- entwickelt: 1998 verfügten zehn Prozent tiert. Der neue Landesvorsitzende stand 
dersachsen aus: Eine lange von der Partei- der reichsten Hauhalte in Deutschland vor der nicht leichten Aufgabe, die refor- 
linken geforderten Abgabe für hohe Ver- über gut die Hälfte (50,4 Prozent) des ge- mierte Landes-SPD handlungsfähig zu 
mögen zur Finanzierung von Bildungsauf- samten Nettogeldvermögens, 1993 be- machen, denn nach harten innerparteili- 
qaben und drinqend erforderlichen Inves- trug dieser Anteil noch 46,4 Prozent. 
Gtionen in den Gemeinden wollen die AU& wenn es höchst unsicher ist, ob die 
beiden Landesregierungen in den Bun- lnitiative angesichts der konservativen 
desrat einbringen. Die Erbschaftssteuer Mehrheiten im Bundesrat erfolgreich ist, 
soll NRW 1,5 bis 1,7 Milliarden Euro in die trägt sie dazu bei, politische Konturen ge- 
Kasse bringen, für Niedersachsen geht genüber dem politischen Gegner zu 
man von 700 Millionen Euro aus. schärfen.Zudem kann diese lnitiative auf 
Sicherlich gäbe es auch hier im Detail An- die Unterstützung der Mehrheit der Be- .., 
lass für Kritik, allerdings stimmt die Stoß- völkerung rechnen.ln der Partei findet die 'r; 
richtung und die Logik: Notwendig ist ein Vermögenssteuer große Unterstützung. 

Leider bleibt die Bundespartei eher zöger- 
lich und stützt das sinnvollevorhaben nur 

Barbara König 

wirtschaft- und finanzpolitischer Kurs- 
wechsel,der zum einen die Einnahmensei- 
te des Staates durch eine höhere Belas- 
tung des Kapitals und der Besserverdie- 
nenden verbessert. Zum andern wird die 
öffentliche Nachfrage gestärkt, indem In- 
vestitionen der Gemeinden angestoßen 
werden. Darüber hinaus ist die Vermö- 
genssteuer aus Gründen der sozialen Ge- 
rechtigkeit geboten, denn dievermögens- 

unzulänglich. Notwenig ist eine politisch 
zugespitzte Kampagne in einem breiten 
gesellschaftlichen Bündnis mi t  den Ge- 
werkschaften und anderen sozialen Bewe- 
gungen für die Vermögenssteuer, die als 
Teil einer Gesamtstrategie einen Politik- 
wechsel einläutet, der eine expansive an- 
tizyklische Finanzpolitik stärkt, um die 
Binnennachfrage zu stärken. 
Ist die lnitiative zur Vermögenssteuer nun 
ein Anzeichen für eine neue Politik in 
NRW, nachdem Wolfgang Clement sein 
Amt als Ministerpräsident an Peer Stein- 
brück abtrat, um als Wirtschafts- und Ar- 
beitsminister der Superman in  der Bun- 
desregierung zu werden? 
Die Wahl Peer Steinbrücks zum neuen Mi- 
nisterpräsidenten hat in der Planung der 
NRW-SPD einiges durcheinander gewor- 
fen: Für die Nachfolge Clements als Minis- 
terpräsident war mittelfristig der Landes- 
vorsitzende der Partei und jetzige Arbeits- 
und Wirtschaftsminister in NRW, Harald 
Schartau, vorgesehen. Als ehemaliger IG- 
Metall-Bezirksleiter und von Franz Münte- 
fering im Jahre 2001 zu seinem Nachfol- 
ger als Landesvorsitzenden erkoren, ge- 
nießt Schartau in der Partei große Sympa- 
thien, da man ihm noch am ehesten zu- 
traut, eine sozialdemokratische Politik in 
NRW zu realisieren, die sich an den Prinzi- 
pien der sozialen Gerechtigkeit, der ge- 
sellschaftlichen Erneuerungen und des 
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chen Auseinandersetzungen,die zur orga- 
nisationspolitischen Stärkung der Landes- 
ebene führte und die Bezirke - besonders 
das traditionsreiche Westliche Westfalen - 
in ihrem Einfluss zurechtstutzte, standen 
sich unterschiedliche Lager gegenüber. Er 
stand allerdings für das Amt des Minister- 
präsidenten nicht zur Verfügung, da er 
kein Landtagsmandat besitzt, was nach 
der Verfassung in NRW Voraussetzung ist, 
um Chef der Landesregierung zu werden. 
So musste eine andere Lösung gefunden 
werden. Innerhalb kürzester Zeit schwör- 
te die Spitze der Bundes- und Landespar- 
tei die Genossinnen und Genossen in 
NRW auf den ehemaligen Finanzminister, 
Peer Steinbrück, ein. Es gab dabei doch 
einiges Bauchgrimmen, da er als Finanz- 
minister mit seinem rigiden Sparkurs öfter 
auf den Widerspruch in  der Partei stieß. 
Zuletzt gab es eine Lehrstunde in  inner- 
parteilicher Demokratie bei der geplanten 
Einführung von Studiengebühren. Der 
von dem Kabinett vorgesehenen Aderlass 
der Studierenden führte nicht nur zu mas- 
siven Protesten an den Universitäten in 
NRW, sondern wurde nach heftiger inner- 
parteilicher Debatte auf einer Landesaus- 
schusssitzung von der Partei mehrheitlich 



Personal-Service-Agenturen 
Die öffentliche Debatte wurde weitgehend 
von dem Thema der Neuorganisation der 
Arbeitnehmerüberlassung beherrscht. Die 
Arbeitsämter sollen in jedem Arbeitsamts- 
bezirk zukünftig Personal-Service-Agentu- 
ren (PSA) einrichten, die auf vertraglicher 
Basis die ihnen zugewiesenen Arbeitslose 
vorrangig in den ersten Arbeitsmarkt ver- 
leihen sollen. Das Ministerium für Wirt- 
schaft und Arbeit rechnet damit,dass kurz- 
fristig 50.000 Arbeitslose im Jahresdurch- 
schnitt den PSA zugewiesen werden kön- 
nen. Die Arbeitnehmerlnnen werden Ange- 
stellte der PSA und sollen in den Zeiten des 
Nichtverleihs qualifiziert und weitergebil- 
det werden. 
Im Mittelpunkt der Kritik der Arbeitgeber 
aber auch von Union und FDP stand die 
grundsätzliche Kritik an tarifvertraglichen 
Regelungen im Zeit- und Leiharbeitsbe- 
reich. Da nur im Ausnahmefall die PSA in 
Eigenregie der Arbeitsämter organisiert 
werden soll, entsteht ein Markt für priva- 
te Jobagenturen. Das Gesetz sieht vor, 
dass ab Mitte nächsten Jahres die Vor- 
schriften über die Gleichbehandlung von 
Leiharbeitnehmern mit den Stammbe- 
schäftigten in Kraft treten. Bis dahin kann 

eine PSA nur dann einen Vertrag mit dem 
Arbeitsamt erhalten, wenn sich die Ar- 
beitsentgelte ihrer Arbeitnehmer nach ei- 
nem Tarifvertrag richten. Die grundsätzli- 
che Regelung der Gleichbehandlung zwi- 
schen Stamm- und Leiharbeitnehmern 
stellt sicher, dass Drehtüreffekte vermie- 
den werden. Schließlich muss der Gefahr 
begegnet werden, dass die Stammbeleg- 
schaften zugunsten der Leiharbeit ausge- 
dünnt werden. Deshalb wurde zudem die 
Regelung geschaffen, dass die PSA grund- 
sätzlich kein Entgelt vom Arbeitsamt er- 
hält,wenn eine Entleihung an einen frühe- 
ren Arbeitgeber des Arbeitslosen erfolgt. 
Die Branche der Leih- und Zeitarbeit wird 
die kommenden Monate nutzen, um zu- 
sammen mit  den Gewerkschaften geeig- 
nete tarifvertragliche Regelungen zu fin- 
den,die natürlich auch Sonderregelungen 
für bestimmte Arbeitnehmergruppen, wie 
etwa für Langzeitarbeitslose, enthalten. 
Nur so können sie den strengen Regeln im 
Gesetz ausweichen. Die Gewerkschaften 
erhalten auf diese Weise Gestaltungs- 
möglichkeiten. Von den konkreten tarif- 
vertraglichen Regelungen wird abhängen, 
ob es gelingt, die Zeitarbeit in Deuschland 
erheblich auszuweiten und Wege in Be- 

s c h ä f t i g u n g  
auch für schwie- 
riger zu vermit- 
telnde Arbeit- 
nehmer zu eroff- 
nen. 
Die Erfahrung 
zeigt, dass Leih- - I arbeit nicht sel- 
ten in ein festes 
Arbeitsverhältnis 
mündet. Zudem 

SPW analysiert die Veran- I giltes,das unaus- 
1 derungen i m  modernen 

Kapitalismus und zieht 
daraus Konsequenzen für 

die reformpolitische Praxis. 
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tential nicht be- 
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Stellen zu nutzen 
und ein attrakti- 

digung radikalreforme- 
rischer Kräfte aus dem - Umfeld von SPD, Grünen 

und PDS. 

I hoffen, dass dies 

ves Mittel zum 
Abbau des riesi- 
gen Uberstun- 
denberges in un- 
serer Volkswirt- 

mit dem jetzigen 
Instrumentarium 
gelingen kann. 
Die Arbeitgeber 
haben nunmehr 
eine Moglichkeit 
risikoarm (Kundi- 
g u n g s s c h u t z )  
und flexibel, vor- 
handene Arbeit 
uber die PSA zu 
Arbeitsplatzen 

zu machen und die Arbeitnehmer bleiben 
unter tarifvertraglichen Bedingungen. 

Ein System neuer Instrument 
Daneben enthält die Reform eine ganze 
Reihe neuer Instrumente,die über Zuschüs- 
se und günstige Kreditvergaben helfen sol- 
len Arbeitslose in Arbeit zu führen. Es sind 
Regelungen vorgesehen, um Mitnahme- 
und Substitutionseffekte zu verhindern. Es 
wird zu prüfen bleiben,ob diese hinlänglich 
sind. 
Gleichzeitig wird allerdings auch die Mög- 
lichkeit geschaffen, befristete Einstellungen 
bereits ab dem 50. Lebensjahr vornehmen 
zu können. Ob dies allerdings tatsächlich 
geeignet ist, Einstellungen älterer Arbeit- 
nehmer zu befördern, kann durchaus kri- 
tisch gesehen werden. Wenn keine zusätzli- 
chen Beschäftigungschancen entstehen, 
stellt diese Lockerung des Kündigungs- 
schutzes einen zu hohen Preis dar. 

Qualifizierte Weiterbildung 
Auch die Qualität der Weiterbildung soll 
verbessert und stärker auf den ersten Ar- 
beitsmarkt ausgerichtet werden. Durch eine 
Zertifizierung durch unabhängige Agentu- 
ren und durch die Stärkung des Wettbe- 
werbs (wie etwa durch Bildungsgutscheine) 
können positive Effekte erwartet werden. 
Der DGB weist in seiner Stellungnahme zu 
recht auf den unübersichtlichen Wildwuchs 
im Bildungssektor hin. Wir brauchen einen 
umfassenden und effizienten Bildungssek- 
tor um Arbeitslosigkeit zu vermeiden und in 
Arbeit zu qualifizieren. 

Verschlechterte Leistungen bei der Ar- 
beitslosenhilfe 
Im Bereich der Bundesanstalt und im Bun- 
deshaushalt sind Kostenkonsolidierungen 
in Höhe von fast 6 Mrd. Euro vorgesehen. 
Beitragserhöhungen und zusätzliche Neu- 
verschuldung sollen vermieden werden. Es 
i s t  bereits für 2003 kein Zuschuss zur Bun- 
desanstalt für Arbeit mehr vorgesehen. Um 
dieses Ziel zu erreichen sind auch Kürzun- 
gen des Leistungsumfangsfür Arbeitslose in 
Höhe von 2,48 Mrd. Euro im ersten Jahr vor- 
gesehen. 
Die Begrenzungen im Bereich der Arbeitslo- 
senhilfe sind sozialpolitisch nicht zu recht- 
fertigen. Der DGB kritisiert zu recht, dass 
hiermit eine Gruppe betroffen ist,die bereits 
heuteam Existenzminimum lebt. So wird die 
Leistungshöhe bei 80 %der Empfänger von 
Arbeitslosenhilfe mit unter 600 Euro ange- 
geben. Durch die vollständige Zusammen- 
legung der Sozial- und Arbeitslosenhilfe 
2003 entsteht hier neuer Handlungsbedarf. 
Mit der jetzigen Regelung ist die Richtung 
festgelegt. Für die Betroffenen sind bereits 
die jetzigen Einschnitte eine erhebliche sozi- 
ale Belastung. Sie sind daneben auch aus 
verteilungs- und konjunkturpolitisch Grün- 
den zu kritisieren. Forum DLZI 

dem niedrigsten Beitragssatz und Investitio- 
nen, wie Präventionsprogramme für chro- 
nisch Kranke, kosten jetzt und sparen erst 
später - wer weiß für wen! 
Die unerwünschten Auswüchse dieses 
,,elastischen" Systems schaffen of t  neue 
Probleme, die dann ihrerseits durch weite- 
re gesetzliche Vorschriften und Korrektu- 
ren nachgebessert werden müssen. Was 
bleibt, ist ein wachsender administrativer 
Wust bei allen Beteiligten. Qualitätssiche- 
rungsgesetze, morbiditätsorientierte Risi- 
kostrukturanpassungsgesetze, Beitrags- 
stabilitätssicherungsgesetze und Anderes 
bleiben jedoch Flickwerk. 
Jeder formalisierte Qualitätsnachweis 
muss nicht nur gemessen und dokumen- 
tiert werden, er soll dann anschließend 
durch spezialisierte Kassenmitarbeiter na- 
türlich auch gelesen und ausgewertet 
werden. Die Verwaltungskosten bei den 
Krankenkassen schlucken hierdurch 
immer größere Beitragsanteile während in 
den Praxen und Krankenhäusern den Ärz- 
tinnen und Pflegern angesichts der Be- 
richts- und Formularflut die Freude an der 
Arbeit vergeht. 
Aber nicht den vielen tüchtigen Kassen- 
managern muss dieses Drama zum Vor- 
wurf gemacht werden, sondern dem Ge- 
setzgeber, der diese endlose Geschichte 
inszeniert und den Akteuren ihre Rollen 
zuweist: Ärzte und Kassen - jeder gegen 
jeden! Patienten bleiben Statisten und die 
Versicherten schauen zu und zahlen teu- 
ren Eintritt. 
Es ist ein Trauerspiel, doch für die gesetzli- 
chen Krankenkassen im Wettbewerb um 
gut zahlende Versicherte und um 
möglichst geringe Ausgaben gilt in Bezug 
auf notwendige strukturelle Veränderun- 
gen unter den gegebenen Rahmenbedin- 
gungen: Wer sich zuerst bewegt verliert! 
Es wird aber höchste Zeit, dass sich etwas 
bewegt! 
Die Krankenkassenbeiträge steigen der- 
zeitig vor allem aufgrund wachsender Arz- 
neimittelausgaben. Sie scheinen beson- 
ders mit sogenannten medizinischen In- 
novationen immer weiter unter Druck zu 
geraten. Das ist befremdlich, denn prinzi- 
piell gilt auch im Bereich von Dienstleis- 
tungen die Regel, dass technische Neue- 
rungen die Produktivität steigern und so- 
mit die Kosten senken. Nicht so in der Me- 
dizin in Deutschland: Das Neue wird über- 
teuert angeboten und das Alte trotzdem 
noch so lange wie möglich gleichzeitig 
verkauft. 
Über 50.000 Arzneimittel in Deutschland, 
darunter zahlreiche patentgeschützte und 
deshalb weit überteuerte Scheininnovati- 
onen ohne echten Zusatznutzen (Weshalb 
legt eigentlich keine Kasse Widerspruch 
gegen solche,,Erfindungen" beim Patent- 
amt ein?) sowie sinnlose oder gar gefährli- 
che Doppeluntersuchungen, oder Diag- 

nostik ohne therapeutische Konsequen- 
zen verursachen schädliche Nebenwirkun- 
gen und Mehrausgaben in Milliardenhö- 
he. 
Das alles wird von unseren gesetzlichen 
Krankenkassen zulasten der Beschäftigten 
und der Lohnnebenkosten mit kaum spür- 
barem Widerstand immer wieder hinge- 
nommen und bezahlt. 
Es i s t  genug Geld im System - mehr als in 
jedem anderen europäischen Land - und 
dieses Geld i s t  Macht! Warum wird diese 
Macht nicht wie sonst marktgerecht und 
üblich eingesetzt, um das Benötigte ge- 
meinsam, möglichst preisgünstig und von 
optimaler Qualität einzukaufen? Weshalb 
wird der Einkauf nicht rationeller gestaltet, 
indem sich die Kassen weit mehr als bisher 
zusammenschließen? Das würde nicht nur 
Verwaltungskosten bei den Kassen sparen, 
sondern auch zu einemr für die Kranken 
und die Versicherten gleichermaßen vor- 
teilhaften Konzentration auf das Gute und 
Sinnvolle führen können. 
Durch gesetzliche Privilegierung lässt 
sich hier wie in  Ländern mit  staatlichem 
Gesundheitswesen das Versichertenmo- 
nopol auch nach europäischem Recht ab- 
sichern und i m  öffentlichen Interesse 
nutzbar machen. Dieser Trumpf sollte ge- 
genüber den Anbietern endlich ausge- 
spielt werden um das zu gewinnen, was 
die Hilfsbedürftigen in  der Versicherten- 
gemeinschaft wirklich benötigen! Nicht 
mehr und nicht weniger! 
Es gilt, die Nachfrageseite, die Solidar- 
gemeinschaft gegenüber den Anbietern 
zu stärken! Die paralysierende Angst der 
Politikerinnen und Politiker vor dem Tot- 
schlagargument ,,EinheitskasseU wirkt 
angesichts des gesamteuropäischen 
Szenarios vorgeschoben und standort- 
schädigend! Ein stärkeres gemeinsames 
Auftreten der zersplitterten Solidargem- 
einschaft wird nunmehr auch bei uns zu 

einer zwingenden gesundheitspoliti- 
schen und volkswirtschaftlichen Not- 
wendigkeit. Wir können uns einen Wett- 
bewerb der Käufer - wie man ihn sonst 
nur bei Auktionen kennt - nicht mehr 
leisten. Er treibt tendenziell die Kosten in 
die Höhe ohne die Qualität der einge- 
kauften Waren bzw. Leistungen zu ver- 
bessern. 
EineTrendwende ist durch den Gesetzge- 
ber so schnell wie möglich einzuleiten. Die 
Politik sollte sich nicht weiter mit gesetzli- 
chem Flickwerk oder mit Ersatzvornahmen 
zum Büttel machen lassen. Durch eine 
Strukturreform der Krankenkassen müs- 
sen dezentralisierte, kompetente und 
schlagkräftige Zusammenschlüsse,die mit 
der notwendigen Gestaltungs- und Bud- 
getverantwortung ausgestattet sind, ge- 
schaffen werden. 
Alle Kassen sollten gesetzlich verpflichtet 
werden, sich zu jeweils einer Arbeitsge- 
meinschaft auf Landesebene zusammenzu- 
schließen. Sie sollten hier mit Ihrem ge- 
meinsamen Budget als Einkaufsgemein- 
schaft die Nachfrageseite stärken. Dazu ge- 
hört eine gemeinsam getragene Vertrags- 
agentur, welche mit großer Fach- und De- 
tailkenntnis dafür sorgt, dass erwünschte 
Versorgungsstrukturen und Leistungen de- 
finiert und ausgeschrieben werden. Hier 
können auch regionale Unterschiede be- 
rücksichtigt und gute Angebote genutzt 
bzw. angereizt werden. 
Die im Lande aktiven gesetzlichen Kassen 
sind im Vorstand dieser Arbeitsgemein- 
schaft vertreten. Die bisher bundesweit or- 
ganisierten Kassen haben Ihre Strukturen 
zu verändern und wie derzeit z.B. die AOKs 
als Gebietskassen präsent zu sein. Die Kas- 
senaufsicht sollte für alle Kassen jeweils 
auf Landesebene stattfinden. Die Bundes- 
ebene hätte dann die Funktion, spezielle 
neue Produkte, interregionale Best Prak- 
tice- oder Benchmarkingverfahren (Ver- 
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gleiche) und weitere Optimierungswerk- 
zeuge zu entwickeln und für alle nutzbar 
zu machen. Auch die gemeinsamen Inter- 
essen der dezentralisierten Kassen gegen- 
über anderen nationalen oder internatio- 
nalen Akteuren könnten hier wahrgenom- 
men werden. 
Es gibt ja bereits wichtige andere Versor- 
gungsbereiche, in denen eine konsequen- 
te problemnahe Delegation der Gestal- 
tungs- und der Budgetverantwortung zu 
einer erheblichen Mobilisierung von Wirt- 
schaftlichkeitsreserven führt: Seit die Bun- 
desländer z.B. die Verantwortung für den 
eigenen Personennahverkehr vom Bund 
übernommen haben, gibt es dort Landes- 
verkehrsservicegesellschaften, welche im 
öffentlichen lnteresse den Wettbewerb 
unter Leistungsanbietern nutzen, um für 
jeden Winkel des Landes die Mobilität der 
Einwohner zu verbessern. Hier klappt es 
bereits: Die Kombination von Kundennähe 
und geballter Nachfragemacht führt zu ei- 
nem Erblühen des ÖPNV,zu besseren Leis- 
tungen und günstigeren Preisen für die 
Nutzer. 
Wenn - wie besonders von betriebswirt- 
schaftlich konsequent denkenden Kas- 
senvertretern immer wieder gefordert - 
jede Kasse mi t  eigenen Verhandlungs- 
führern jeweils mi t  einzelnen Leistungs- 
erbringern eigene Versorgungsverträge 
abschließen könnte (vgl. das Konzept 
von Wasem, spw 125, S. 22-23), wäre ein 
neues Feld des Rosinenpickens für den 
Kassenwettbewerb eröffnet (so auch die 
Kritik von Rosenbrock, spw 125, S. 24-26). 
Welche Kasse würde wohl nicht bemüht 
sein jede Attraktivität für unliebsame 
,,teuren Versicherte bei Vertragsabschlüs- 
sen zu vermeiden! Seehofers unsittliches 
Angebot an die Kassen , sie könnten ja 
bestimmte ,,Gestaltungsleistungen" 

streichen, wenn das Geld nicht mehr rei- 
che, war dagegen plump und vorder- 
gründig. 
Auch ist eine marktradikale Strategie 
volkswirtschaftlich nicht zu verantworten 
und politisch kontraproduktiv, die den 
Kassenwettbewerb sich solange austoben 
lassen will, bis nur noch eine oder zwei 
große Kassen übrig bleiben. 
Andererseits bliebe bei den vorgeschla- 
genen Landesarbeitsgemeinschaften noch 
genug Raum für Wettbewerb zwischen 
den Kassen. Dieser könnte sich zum Woh- 
le der Versicherten bei der Betreuung, im 
Service, bei Aufklärung, Beistand und in 
der Prävention austoben. Im Bereich der 
Vertragsabschlüsse aber brauchen die 
Kassen möglichst wenige, hochqualifi- 
zierte Profis, um gegenüber den Leis- 
tungserbringern das einzufordern, was 
den Versicherten aller Kassen 
gleichermaßen zugute kommt. Diese 
müssen ihre ,,Pappenheimern im Versor- 
gungsraum kennen und mit  der zusam- 
mengeführten Budgetmacht für eine be- 
darfsgerechte Versorgungsstruktur die 
Verantwortung übernehmen. 
Dann wäre es auch nach einiger Zeit 
möglich, den Sicherstellungsauftrag an 
eine solche Krankenkassen-Landesar- 
beitsgemeinschaft zu übertragen. Die 
Kassenärztlichen Vereinigungen könnten 
sich dann als Verhandlungspartner und 
lnteressenvertreter für Vertragsärzte pro- 
filieren und wären von der undankbaren 
Verwaltung der Honorarverteilung weit- 
gehend entlastet. 
Es ist klar, das diese Reformen einen 
Schritt in  Richtung einer zusammenge- 
führten Gebietskassen darstellen und 
dass der Kassenwettbewerb zwischen 
den Regionen wichtiger werden wird als 
der Kassenwettbewerb in der Region. 

Härter und für die Patienten nutzbrin- 
gender wird allerdings der Wettbewerb 
unter den Leistungsanbietern werden. 
Dieses ist politisch sinnvoll und ent- 
spricht dem Prinzip i n  anderen dem öf- 
fentlichen lnteresse dienenden Wirt- 
schaftsbereichen. 
Eine gute,,Gebietskasse" wäre dann auch 
ein wichtiger Standortfaktor und ähnlich 
wie beim ÖPNV würde das lnteresse der 
Öffentlichkeit an einer effizienten Versor- 
gung steigen. (vgl. R. Rosenbrock, spw 125, 
5.26-28 und passim) 
Grundsätzliche Ansprüche der Versicher- 
ten sind weiterhin als Versorgungsziele 
und durch geeignete lndikatoren bun- 
desweit einheitlich zu definieren. Wie die- 
se Ziele regional umgesetzt werden, das 
kann naturgemäß sehr unterschiedlich 
aussehen. (Es läuft auch jetzt in Iändli- 
chen Regionen anders als in der Groß- 
stadt.) 
Um die besten Lösungen (,,best practice") 
erkennbar und nachahmbar zu machen, 
sollte eine Dokumentation der regional 
unterschiedlichen Wege, der damit ver- 
bundenen Kosten und der Ergebnisse er- 
folgen. Sie sollten anhand geeigneter ver- 
bindlicher lndikatoren dokumentiert und 
nachprüfbar gemacht werden. 
Durch die gemeinsame Vertragsverant- 
wortung auf Landesebene wäre ein RSA 
zwischen den Kassen nur noch für die 
leicht überschaubare Einnahmeseite not- 
wendig (Einkommen und Zahl der mitver- 
sicherten Familienangehörigen). Die bun- 
desweiten Kassen, Betriebskrankenkas- 
sen und die korrespondierende Kassen- 
aufsicht wären per Gesetz so umzugestal- 
ten, dass sie auf der maßgeblichen Lan- 
desebene ihre Funktion ggf  wahrnehmen 
können. 
Fazit: Wenn wir unser bisher vorbildli- 
ches und leistungsfähiges Gesundheits- 
system erhalten und verbessern wollen, 
kommen wir um Reformen auf beiden 
Seiten des,,Runden Tisches" nicht herum. 
Auf der einen Seite des Tisches muss die 

Re fo rm  des  Arbe i tsmark tes 
Die Gesetze zu modernen Dienstleistungen a m  Arbeitsmarkt 

Von Thomas Sauer 

Die Gesetze für moderne Dienst- 
leistungen am Arbeitsmarkt, die schon im 
kommenden Jahr die Arbeitsmarktpolitik 
fundamental verändern werden, setzen we- 
sentliche Teile der Vorschläge der Hartz- 
Kommission um. Bis Mitte 2003 wird ein 
weiteres Gesetz zur Reform der Bundesan- 
stalt für Arbeit den Bundestag beschäftigen 
und in der zweiten Jahreshälfte soll 
schließlich die Zusammenführung von Ar- 
beitslosen- und Sozialhilfe mit einem weite- 
ren Gesetzesvorhaben vollendet werden. 
Dies wird auf der Grundlage von Vorschlä- 
gen zur Neuordnung der Gemeindefinan- 
Zen passieren. 
Wer die Dynamik am Arbeitsmarkt kennt, 
wird die Bedeutung einer effizienten 
und schnellen Vermittlung zwischen 
Nachfrage und Angebot nicht unter- 
schätzen. Der Blick auf die monatlich be- 
kanntgegebenen Bestandszahlen lenkt 
ab von den ungeheuerlichen Zu- und 
Abgängen in  der Arbeitslosenstatistik. Es 
ist deshalb abwegig, wenn eine General- 
kritik an den jetzigen Reformen darauf 
abzielt, es käme in  erster Linie auf die 
Generierung von zusätzlichen Arbeits- 
plätzen durch die allgemeine Wirt- 
schaftspolitik an. Natürlich ersetzt eine 
moderne Arbeitsmarktpolitik keine be- 
schäftigungswirksame Wirtschaftspolitik. 
Eine an vermehrter Beschäftigung orien- 
tierte Arbeitsmarktpolitik kann aber 
durchaus dazu beitragen, Arbeitsplätze 
zu schaffen und das Entstehen von Ar- 
beitslosigkeit zu vermeiden. Allein eine 
beschleunigte Vermittlung senkt die jah- 
resdurchschnittliche Arbeitslosenzahl. Es 
ist aber auch notwendig die Wachstums- 
schwelle,ab der in Deutschland neue Ar- 
beitsplätze entstehen und die gegenwär- 
t ig bei 1,2 bis 2 Prozent liegt,zu drücken. 
Wachstum würde dann schneller und 
nachhaltiger zu einem Abbau der Mas- 
senarbeitslosigkeit beitragen. 
Die wesentlichen Zielsetzungen der Re- 
formgesetze bestehen in einer effektive- 
ren und schnelleren Vermittlung durch 
das Arbeitsamt, der besseren Nutzung 
der Zeit- und Leiharbeit für die Vermitt- 
lung Arbeitsloser in den ersten Arbeits- 

markt und in der Verzahnung von Ar- 
beitslosen- und Sozialhilfe. Auch er- 
werbsfähige Sozialhilfeempfänger sollen 
alle Leistungen aus der Arbeitsverwal- 
tung erhalten. 

Kundenorientiertes Arbeitsamt: Job- 
Center 
Die Arbeitsämter können durch eine um- 
fassende Modernisierung zu einem effizi- 
enten Dienstleister für Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer am Arbeitsmarkt werden. 
Dafür schaffen die Reformen die geeig- 
neten organisatorischen Voraussetzun- 
gen. Die inhaltliche Ausrichtung soll 
dabei verstärkt auf dievermittlungs- und 
Beratungstätigkeit gelegt werden. Dies 
sollen die zukünftigen Jobcenter leisten. 
Durch moderne IT-Ausstattung und Ent- 
bürokratisierungen werden die Freiräu- 
me für die Stärkung der Vermittlungstä- 
tigkeit geschaffen. Erhebliche Verwal- 
tungsvereinfachungen werden durch 
pauschalierte Leistungen und den Weg- 
fall der Dynamisierung der Arbeitslosen- 
hilfe erreicht werden. Durch die Einfüh- 
rung eines individuellen und erfolgsori- 
entierten Entgelt- und Beförderungssys- 
tems werden Leistungsanreize für die 
Vermittler geschaffen. Die Jobcenter sol- 
len die regionalen Arbeitsmärkte, die 
Struktur von Arbeitsangebot und Ar- 
beitsnachfrage und die Veränderungen 
der Qualifikationsanforderungen nicht 
nur genau kennen, sondern auch die ab- 
schätzbaren zukünftigen Entwicklungen 
antizipieren, um frühzeitig geeignete 
Strategien zu entwickeln, Arbeitsnachfra- 
ge und Arbeitsangebot zeitnah in  De- 
ckung zu bringen (regionales Arbeits- 
marktmonitoring). Ziel ist es mithin, die 
Jobcenter zu einem Instrument der Per- 
sonalplanung für kleine und mittlerer 
Unternehmen zu machen. Dies erfordert 
auch die nahe Zusammenarbeit der Job- 
Center auch mi t  der Wissenschaft und 
dem regionalen Sachverstand. 
Es ist die anspruchsvolle Aufgabe der neu- 
en Führung der Bundesanstalt,die Umstruk- 
turierung der Bundesbehörde zu einem 
modernen Dienstleister rasch zu vollziehen. 

Thornas Sauer 

Durch die Meldepflicht des Arbeitnehmers 
bereits zum Zeitpunkt der Kündigung kön- 
nen die Vermittlungsbemühungen zukünf- 
tig einsetzen bevor die Arbeitslosigkeit be- 
ginnt. Um diesen frühzeitigen Vermittlungs- 
Prozess sicherzustellen, wird die Melde- 
pflicht durch eine zeitlich gestaffelte und 
begrenzte Minderung des Arbeitslosengel- 
des sanktioniert, sofern der Arbeitnehmer 
sich verspätet beim Arbeitsamt meldet. Die 
Arbeitgeber sind ihrerseits verpflichtet im 
begrenzten Umfang Freistellungen mit Ent- 
geltzahlungen zu gewähren, damit der Ar- 
beitnehmer nach Erhalt der Kündigung Ak- 
tivitäten zur Aufnahme einer neuen Be- 
schäftigung entfalten kann. Leider wurde 
eine Meldepflicht der Arbeitgeber über of- 
fene Stellen nicht in das Gesetz aufgenom- 
men 
Der deutsche Arbeitsmarkt ist regional äu- 
ßerst unterschiedlich. Neben Regionen mit 
hoher Arbeitslosigkeit gibt es Arbeitsmärk- 
te mit FachkräftemangeLDeshaIb wird eine 
größere Mobilität von ungebundenen Ar- 
beitnehmerlnnen erwartet. 
Die Bundesregierung erwartet,dass durch 
diese Maßnahmen kurzfristig 5 Prozent 
der Eintritte in die Arbeitslosigkeit ver- 
mieden werden können und sich die 
durchschnittliche Dauer der Arbeitslosig- 
keit (und damit auch des Leistungsbe- 
zugs) zeitnah von gegenwärtig 36 Wo- 
chen auf 28 Wochen reduziert werden 
kann. In der mittelfristigen Perspektive 
sollen noch weitergehende Reduzierun- 
gen erschlossen werden. 

Leistungserbringung auf das effizient er- 
brachte medizinisch Notwendige kon- 
zentriert werden. Damit das Versicher- 
teninteresse wirklich zum Maßstab wer- 
den kann, bedarf es auf der anderen Sei- 
te dringend einer organisatorischen Mo- 
dernisierung, d.h. einer Krankenkassen- 
strukturreform. 
Die rot-grüne Koalition hat mi t  dem Bei- 
tragsstabilitätssicherungsgesetz ver- 
sucht sich angesichts drohender Bei- 
tragssatzsteigerungen etwas Luft für 
grundsätzlichere Reformen zu schaffen. 
Ihr wird die Luft trotzdem ausgehen 
wenn sie nicht die „zum Jagen" bringt, 

, die eigentlich für geeignete Versor- 

P 
E 

f 
gungsstrukturen zustandig waren: Die 

, Organisation der Beitragszahler, die ge- 
setzlichen Krankenkassen! „, 612002 

Thomas Sauer, MdB, Mitglied im Ausschuss für Wirtschaft und Arbeit, Dipl. Volkswirt, spw-Mit- 
herausgeber, er lebt in Mölln. 

Foto:Christian Kiel (Berlin) 



Auf dem Weg zur 
Deflation? 
Von Detlev von Larcher 

' Konsolidieren kann man nur im Auf- 
schwung.ln eine wirtschaftliche Krise hinein- 
sparen, heißt die Krise vergrößern. So sprach 
Hans Eichel sinngemäß bei einem seiner ers- 
ten Auftritte als Bundesfinanzminister in der 
SPD-Fraktion.So warber um Zustimmung für 
sein Haushaltkonsolidierungskonzept.Das ist 
ein richtiger Satz. Damals konnte man unter- 
schiedlicher Auffassung sein, ob das Wirt- 
schaftswachstum hoch genug werden wür- 
de, um die Neuverschuldung abzubauen. 
Dass die immensen Zinszahlungen, die aus 
der hohen Staatsverschuldung erwachsen, 
zur Haushaltssanierung im Aufschwung 
zwingen, is t  unbestritten. 
Doch jetzt, wo das Wachstum ausbleibt, ist 
der zweite Teil des Eichelschen Satzes von 
damals ebenso richtig.Er war es auch schon 
im Jahr 2000. Dennoch blieb die Rückfüh- 
rung der Neuverschuldung oberste Leitlinie 
rot-grüner Regierungspolitik. So hat diese 
zurVerschärfung der Wirtschaftskrise beige- 
tragen. 

Wir sparen uns zu Tode 
Öffentliches Sparen in derjetzigen wirtschaft- 
lichen Situation verschärft die Krise, weil zu 
dem Ausfall privater lnvestitionen ungenü- 
gende öffentliche lnvestitionen dazu kom- 
men. Das führt zu einem katastrophalen Aus- 
fall von Nachfrage. Der dadurch verursachte 
Arbeitsplatzabbau vergrößert die Arbeitslo- 

sigkeit und reißt immer neue Haushaltslöcher. 
Der Ruf nach Lohnsenkung und nach Sen- 
kung der Transfereinkommen ist wirtschafts- 
politisch töricht. Ihm zu folgen, würde die 
Nachfrage noch mehr senken. Es würde eine 
Abwärtsspirale in Gang setzen. Wenn dann 
wegen mangelnder Nachfrage und Überan- 
gebot an Waren die Verbraucherpreise 
insgesamt in den Keller gehen sollten, hätten 
wir eine Deflation,die im Selbstlauf nur in der 
Vernichtung der Werte enden würde. 
Ich halte eine Deflation nicht für unmöglich, 
wenn der gegenwärtige Sparkurs Hans Ei- 
chels beibehalten wird. Hans Eichels Kurs 
wird Wirtschaftskrise und Arbeitslosigkeit 
vergrößern und die rot-grüne Koalition aus 
der Regierung bringen 
Die Erkenntnis, dass in der Wirtschaftspoli- 
tik umgesteuert werden muss,schimmert in 
der Koalitionsvereinbarung durch. Und 
auch Kanzler Schröder weist auf die,,auto- 
matischen Stabilisatoren" (steigende Sozial- 
ausgaben bei zurückgehenden Steuerein- 
nahmen) hin,aber es fehlt an Mut gegen die 
fast geschlossene Phalanx der,,Sachverstän- 
digenn,die als lnteressenvertreter die neoli- 
berale Ideologie verkünden und der Interes- 
senverbände der Wirtschaft auf expansiven 
Wirtschaftskurs zu gehen. So kommt das 
Herumdoktern heraus, das der saarländi- 
sche SPD-Vorsitzende Heiko Maas jüngst 
mit Recht kritisiert. 

Gut gemeint, statt gut gemacht 
Die einzige lange Linie der rot-grünen Wirt- 
schafts- und Finanzpolitik ist und bleibt die 
Haushaltskonsolidierung, wie sie Hans Ei- 
chel und der MaastrichterVertrag sie verste- 
hen - und sie führt zum Gegenteil der guten 
Absicht. 
Die Maastricht-Kriterien müssen fallen. Pro- 
di hat Recht, sie sind dumm. Wo die private 
Nachfrage ausfällt, muss verstärkt öffentli- 
che Nachfrage hergestellt werden, so wie 
die Dinge stehen neben der Beteiligung der 
Reichen an den Ausgaben auch durch Neu- 
verschuldung.Die Kommunen müssen Geld 
in die Hand bekommen, um nachfragewirk- 
same lnvestitionen tätigen zu können. Das 
würde besonders im Mittelstand neue Ar- 
beitsplätze schaffen. Allerdings müsste ge- 
klotzt und nicht gekleckert werden. 
Und die Europäische Zentralbank muss 
schleunigst die Leitzinsen senken, damit 
Kredite für die Privatwirtschaft und damit 
Reinvestitionen billiger werden.Auch für die 
Nachfrage der Verbraucher wäre eine Zins- 
senkung gut. 

Vorbild USA: Wasser predigen, Wein trin- 
ken 
Dieeifrigstenverkünder der neoliberalen Heils- 
lehre haben das begriffen. Die USA predigen 
weiter, aber sie handeln ganz anders. Die Fed 
hat ein um das andere mal die Zinsen gesenkt 
und Bush fährt ein großes Ausgabenpro- 
gramm,darin leider auch enthalten ein großes. 
Rüstungsprogramm. Aber hierzulande ver- 
schließen die Mehrzahl der Politiker wie der 
Wirtschaftswissenschaftler die Augen vor den 
Auswirkungen der gepriesenen,,Sparpolitik" 
Oder sie verschreiben noch mehr von der 
schädlichen Medizin. Da kann einem schon 
angst und bange werden. Forum ~ ~ 2 1  

Eurospot 
Die französischen Genossinnen und Genossen haben sich nach der 
katastrophalen Wahlniederlage neu sortiert. Ein großer Teil der 
Gauche Socialiste gründeten mit der Courante von Henri Emanueli 
die Strömung,,Nouveau Monde". Aktivisten unseres europäischen 
Vereins SRE blieben bei den Gauche Socialiste oder folgten der 
Neugründung,andere ordnen sich weder der einen noch der ande- 
ren Richtung zu. Die Auseinandersetzungen in der französischen 
Linken der PS gehen weniger auf ideologische Unterschiede als viel 
mehr auf strategische Überlegungen im Hinblick auf den Parteitag 
der PS im Mai 2003 zurück. 

Es gab bei einigen unserer französischen Freunde den Gedanken, 
der Neugründung der Nouveau Monde ebenfalls die Gründung ei- 
nes neuen Vereins auf europäischer Ebene folgen zu lassen. Diese 
Gefahr scheint nun gebannt zu sein.Denn in verschiedenen Gesprä- 
chen gewann die Einsicht die Oberhand, dass sich in der SRE Sozia- 
listen und Sozialdemokraten zusammenfinden, weil sie sich in Be- 
zug auf die wirtschaftliche und politische Entwicklung Europas und 
der internationalen Politik gemeinsame Positionen erarbeitet ha- 
ben. 

Von daher wäre es politisch unsinnig, auf europäischer Ebene 
auseinander zu gehen. Alle, die bisher mitgearbeitet haben, sollen 
weiter mitarbeiten. Und natürlich gehört die Nouveau Monde als 
ganzes dazu. 
Gleichzeitig müssen wir unseren Verein auf der Basis des bisher er- 
arbeiteten aufbauen, viele Mitglieder werben und zu einem politi- 
schen Einflussfaktor machen in Bezug auf unsere nationalen Partei- 
en und mehr noch in Bezug auf die SPE.Es ist selbstverständlich,dass 
die Weiterentwicklung auch immer bedeutet, darüber nachzuden- 
ken und zu diskutieren, wie wir unsere Strukturen verändern müs- 
sen, um die optimale politische Wirksamkeit zu erreichen. 

X 

Es zeichnet sich ab, dass die nächste Vorstandsitzung der SRE am 8. 
Januar 2003 in Brüssel stattfindet. Am 9. Januar soll dann ein Work- 
shop im großen Rahmen der SRE ebenfalls in Brüssel stattfinden, in 
dem über die Zukunft der Linken in Europa gesprochen werden soll. 
Weitere Themen werden der nächste Kongress der SPE und die Ar- 
beit des europäischen Verfassungskonvents sein. 

X 

Die SRE wird sich auf dem 3. Weltsozialforum vom 23 bis 28. Januar 
2003 in  Porto Alegre präsentieren und sich aktiv beteiligen, wie sie 
es schon ein Jahr zuvor getan hat. 
(Detlev von Larcher) 

REZENSION 

Intern 

Auf der diesjährigen spw-Jahrestagung am 
07. Dezember referierte Dr. Ulrich Eith (Ar- 
beitsgruppe Wahlen der Uni Freiburg) vor 
mehr als 50 lnteressentlnnen das Bundes- 
tagswahlergebnis vom 22.09.2002 und stell- 
te fest, dass aufgrund des Fehlens gesell- 
schaftspolitischer Unterschiede zwischen 
den maßgeblichen Parteien die Konzentrati- 
on auf Personen und ihre persönlichen Kom- 
petenzzuschreibungen erheblich an Bedeu- 
tung gewonnen habe. Gleichzeitig wende 

sich die,,klassische Klientel" z. B.der Sozialde- 
mokratie immer mehr ab,weil sie sich in ih- 
rem Bedürfnis nach sozialer Sicherheit und 
Respekt gegenüber ihrer Arbeit nicht mehr 
akzeptiert fühle. 
Zu ähnlichen Befunden kam aus milieutheo- 
retischer Sicht Prof.Michael Vester (Uni Han- 
nover). Die Vertrauenskrise, die allerorten di- 
agnostiziert werde, resultiere nicht aus dem 
Zerfallen von Milieus, sondern ganz im Ge- 
genteil würden sich diese über längere Zeit- 
räume hinweg in ihren Grundmustern stabil 
halten. Vielmehr fehle ein überzeugendes 
politisches Angebot,den von den Menschen 
erfahrenen Modernisierungsdruck aufzufan- 
gen.,,Die Menschen haben das Gefühl, dass 
die von ihnen erbrachten Leistungen gesell- 
schaftlich nicht gewürdigt werden". 
An diese Befunde knüpfteThomas Westphal 
mit seinen Thesen zur Frage,,Gibt es einen 
linken Populismus?" an, in denen er sich auf 
die seit einiger Zeit auch in spw rezipierten 
Arbeiten von Voss, Pongratz, etc. (vgl. U. a. 
spw-Schwerpunkt,,Kollege Proteus") bezog. 
Damit war der Spannungsbogen für die wei- 

tere Debatte in den Arbeitsgruppen und der 
abschließenden Podiumsrunde mit Andrea 
Nahles (DL21), Marco Bülow (MdB) sowie 
Thomas Westphal aufgetan: Wie gelingt es 
linker Politik,aktuelleTendenzen aufzugrei- 
fen und gleichzeitig die darunter liegenden, 
längerfristig wirkendenden Milieuzuschrei- 
bungen anzusprechen? 
Wir dokumentieren die Tagung als Schwer- 
punkt von Heft 129 und setzen die Diskussi- 
on auf der Frühjahrstagung des Vereins zur 
Förderung von Demokratie und Völkerver- 
ständigung am 04.-06.April 2003 fort. 

X 

Anlässlich der Einsetzung der,,Rürup-Kom- 
mission" haben wir eine Auswahl von spw- 
Artikel zur Reform der Kranken- und Renten- 
versicherung in einem Sonderheft,,Moder- 
ner Sozialstaat" zusammengefasst. Das Son- 
derheft umfasst 28 S., es kostet 2,50 £ zzgl. 
Versandkosten und kann per eMail an 
verlaa@spw.de oder per Fax an 0231140 24 
16 bestellt werden. 

Reinhold Rünker 

Neue Wege gegen die Durch Qualitatszirkel und,,Kaizen", den kon- 
tinuierlichen Verbesserungsprozess, wurde , 

Ellenboqengesellschaft ein standiger Prozess der Rationalisierung 

im Betrieb vorangetrieben. Einzelne Gruppen von Ar- 
beitern erarbeiten eigenständig Vorschlage , 

Kirsten Lehmkuhl,,,Unbewusstes bewusst ma- zur Veränderung von Arbeitsablaufen. Eine 
chen - Selbstreflexive Kompetenz und neue Folge der Einführung von Gruppenarbeit in 
Arbeitsorganisation", VSA-Verlag Japan war die geringe Personalbemessung. ; 

Nach Vorstellung der Vorstande sollte es in 
Der Arbeitsalltaq wird immer mehr Europa - zur Verbesserung der Akzeptanz in 

von enormen Belastungen bestimmt. Das 
Arbeitstempo wird verschärft, die Leistungs- 
verdichtung nimmt zu und setzen die Beleg- 
schaften enormen Stress aus. 
Unabhängig, ob bei der Gruppenarbeit in 
der Industrie, der Projektarbeit in der IT- 
Branche, dem Telefonieren als Fließbandar- 
beit im Call-Center oder der technischen 
Kontrolle durch Workflow-Systeme im 
Dienstleistungsbereich - die Entwicklungen 
sind ähnlich. 
Industrielle Gruppenarbeit spielt in der Öf- 
fentlichkeit kaum eine Rolle. Das dieses The- 
ma in vielen Betrieben jedoch weiterhin ak- 
tuell ist,zeigt eine Veröffentlichung aus dem 
VSA-Verlag. Die Psychologin schildert am 
Beispiel der Gruppenarbeit die Auswirkun- 
gen neuer Arbeitsformen auf die Beschäftig- 
ten und entwickelt daraus Anforderungen 
an die Industriesoziologie. 
In den 80er Jahren veröffentlichte die Unter- 
nehmensberatung Mc Kinsey eine Studie zur 
Automobilindustrie, nach der zwei Drittel 
der Kostenvorteile japanischer Automobil- 
konzerne gegenüber bundesdeutschen 
Konkurrenten auf Konstruktion und Arbeits- 
organisation zurückzuführen sind. Diese Er- 
folge der Gruppenarbeit schreckten europä- 
ische Manager auf. 

den Belegschaften und zur Einbindung der 
Gewerkschaften - einen ,,Klassenkompro- 
miss" geben: Rationalisierung durch die Ar- 
beiter selbst auf der einen Seite und 
andererseits eine weitgehende Möglichkeit 
zur Autonomie innerhalb der Gruppen soll- 
ten sich ergänzen. 
Die Realität sieht inzwischen anders aus. 
Gruppen bestehen meist aus,,olympiareifen 
Teams". Alte, kranke oder behinderte Be- 
schäftigte werden meist ausgegrenzt. Lehm- 
kuhl sieht darüber hinaus die erweiterten 
Entscheidungsspielräume der Arbeiter als 
Chance und Belastung zugleich an. Die Be- 
schäftigten müssen lernen, implizite Grund- 
annahmen des eigenen wie auch des Han- 
delns von Vorgesetzten und Kollegen zu hin- 
terfragen, um gemeinsam in der Gruppe 
Probleme lösen zu können. Die Psychologin 
fordert deshalb ein neues Bildungskonzept, 
dass sich an den Auswirkungen der neuen 
Arbeitsform orientiert. 
Es solle - unter Orientierung an Sigmund 
Freud - eine Lerntheorie entwickelt werden, 
die sich an den unbewussten Handlungswei- 
sen der Beschäftigten orientiert und die Fä- 
higkeit zur Selbstreflexion vermitteln kann. 
Für Gewerkschafter bietet dieser Ansatz 
neue Möglichkeiten. Moderne Unterneh- 

menskonzepte setzen auf die vollständige 
Nutzung der,,Ressource Mensch". Bei Grup- 
penarbeit kann kaum noch von Humanisie- 
rungsbestrebungen gesprochen werden. 
Vielmehr prägt heute zunehmende Leis- 
tungsverdichtung den Alltag, da Taktzeiten 
mehr und mehr begrenzt und Pausen immer 
stärker gekürzt werden. 
Die lnnenstruktur der einzelnen Gruppen 
wird vom Druck geprägt,der auf den einzel- 
nen Arbeitsteams lastet. Die Arbeiter kon- 
trollieren sich intern gegenseitig, da viele 
nur so die vorgegebenen Gruppenziele für 
erreichbar halten. Gesundheitlich ange- 
schlagene Beschäftigte werden so oftmals 
durch die eigenen Kollegen unter Druck ge- 



setzt, ohne dass dies vom disziplinarischen 
Vorgesetzten aus geht. 
Zunehmende Entsolidarisierung, Anwesen- 
heits- und Leistungsdruck sowie Leistungs- 
kontrolle innerhalb der Gruppen zählen zu 
den Folgen. Ein Arbeiter stellt fest,dass unter 
diesen Bedingungen durch Gruppenarbeit 
„die schlechten Seiten im Menschen akti- 
viert werdenM.,,Samstag, Sonntag ärgere ich 
mich und nehme mir vor, mich solidarischer 
zu verhalten. Aber am Montag gehe ich 
durchs Werkstor, und die Ellenbogengesell- 

Mythos Leistungseliten 
Michael Hartmann,,,Der Mythos von den Leis- 
tungseliten - Spitzenkarrieren und soziale Her- 
kunft in Wirtschaft, Politik, Justiz und Wissen- 
schafti FrankfurtINew York, Campus Verlag, 208 
Seiten, ISBN 3 - 593 - 371 5 1 - 0 -Preis: 19.90 Euro. 

Werden Spitzenmanager hier zu 
Lande nach den Gründen für ihren berufli- 
chen Erfolg gefragt,antworten sie fast uniso- 
no mit dem Credo: Ausschlaggebend war 
die eigene Leistung. In ihren Augen stellen 
sie - im Unterschied etwa zu den Politikern 
oder zum Adel - eine reine Leistungselite 
dar. Die bisherige Elite-Forschung in 
Deutschland hat die Sichtweise der Wirt- 
schaft bisher gestützt. Im Unterschied zu 
den vorindustriellen oder vormodernen Ge- 
sellschaften handele es sich heutzutage bei 
den Eliten,so die Kernaussage der dominie- 
renden Elitetheorien, um reine Funktions- 
oder Positionseliten, deren Mitglieder ihre 
Elitezugehörigkeit ausschließlich oder 
zumindest ganz überwiegend ihrer indivi- 
duellen Leistung zu verdanken haben, nicht 
jedoch ihrer familiären Abstammung. 
Die von den Repräsentanten der deutschen 
Wirtschaft wie auch dem Mainstream der so- 
zialwissenschaftlichen Eliteforschung vertre- 
tene Leistungs-These ist jetzt von Michael 
Hartmann empirisch überzeugend wider- 
legt worden. Jedenfalls was die Spitzenposi- 
tionen in der Wirtschaft angeht Spitzenposi- 
tion (vom Geschäftsführer bis zum Vor- 
standsvorsitzenden). 
Hartmann hat sich die Lebensläufe von gut 
6.500 promovierten Ingenieuren, Juristen 
und Wirtschaftswissenschaftlern der Promo- 
tionsjahrgänge 1955,1965,1975 und 1985 
angeschaut. Die Promovierten dieser drei 
Disziplinen stellen in landläufiger Sicht die 
Leistungselite dar, die sich diesen höchsten 
deutschen Bildungstitel in langen Jahren der 
Arbeit und Mühe erworben hat. 
Hartmann wollte über diese Forschungsweg 
klären, inwieweit deren berufliche Karrieren 
durch ihre soziale Herkunft bestimmt wor- 
den sind.Nur zwei Prozent der Promovierten, 
deren Vater Arbeiter, Bauer, kleine Selbst- 
ständige, Angestellte oder Beamte ohne lei- 
tende Funktionen waren, konnten hier eine 

schaft regiert", beschreibt ein Gruppenspre- 
cher diese Entwicklung 
Viele Arbeiter leiden unter diesem indirek- 
ten Druck des Managements. 
Eine Möglichkeit zum Gegensteuern zeigt 
der - von Lehmkuhl ausführlich geschilder- 
te - Ansatz des Betriebsrates im IT-Konzern 
IBM. Eine breit organisierte Kampagne, bei 
der Philosophen, Arbeitsmediziner und Ju- 
risten an Veranstaltungen im Betrieb betei- 
ligt wurden, schuf ein Klima, das den Be- 
schäftigten eine offene Diskussion ermög- 

Spitzenposition erreichen. Hingegen schaff- 
ten es doppelt so viele Promovierte aus dem 
gehobenen Bürgertum größere Unterneh- 
mer und Grundbesitzer, leitende Angestellte, 
freiberufliche Akademiker, höhere Beamte 
und Offiziere) und sogar mehr als sechs Pro- 
zent der Großbürgersöhne (Großbürgertum 
(Großunternehmer, Vorstandsmitglieder 
bzw.Geschäftsführer, hohe Beamte und Mili- 
tärs. 
Bei der Bewertung dieses Zustands sollte man 
zudem nicht aus den Augen verlieren,dass sich 
- trotz aller Erfolge in der Bildungspolitik der 
letzten 25 Jahre - sich die Promotion selbst 
bereits als sozial sehr selektiv erweist. Fast 
durchgängig stammen über drei Fünftel der 
Promovierten in den drei untersuchten Fach- 
disziplinen aus dem gehobenen oder dem 
Großbürgertum. Zur Verdeutlichung: Das ge- 
hobene Bürgertum und das Großbürgertum 
(3% bzw.0,5% der Bevölkerung) halten sich die 
Spitzenpositionen in Management der Wirt- 
schaft als exklusiven Klub. 
Bedeutsamer als die erste scharfe Auslese 
durch unser Bildungssystem wirkt die vom 
Bildungstitel vollkommen unabhängige so- 
ziale Selektion. Die soziale Selektion qua Bil- 
dungstitel hat sich infolge der Öffnung des 
Bildungswesens zwar tatsächlich abge- 
schwächt, und das auch bei der Promotion, 
wie die 18%ige Zunahme der aus der breiten 
Bevölkerung stammenden Promovierten 
zwischen 1975 und 1985 zeigt, bei der Beset- 
zung von Führungspositionen in der Wirt- 
schaft hat sie sich aber ganz im Gegenteil 
sogar noch verschärft. Kam 1970 mit 14% 
schon nur jeder Siebte der genannten Vor- 
standsvorsitzenden aus der Arbeiterklasse 
oder den breiten Mittelschichten, so war es 
1995 mit 1 1 %gerade noch jeder Neunte. 
Für die Besetzung von Führungspositionen 
in der deutschen Wirtschaft i s t  nach Hart- 
manns Befunden nicht die Leistung,sondern 
der klassenspezifische Habitus der Kandida- 
ten ausschlaggebend. Die für die Auswahl 
zuständigen Eigentümer, Vorstands- und 
Aufsichtsratsmitglieder oder sonstigen Ver- 
treter der Unternehmensführungen suchen 
sich nämlich jemanden aus,der ihnen in Per- 
sönlichkeit und Werdegang ähnelt. 
Hartmann zitiert einen lnterviewpartnern 
der die Vorstellungsrunden für die Beset- 

lichte.Gegenwehr wurde für die hochquali- 
fizierten IT-Experten, denen Kritik am Ma- 
nagement undenkbar schien, zu einem 
ernsthaften Thema. In den darauf folgen- 
den Tarifrunden spielten diese Erfahrungen 
eine große Rolle. 
Lehmkuhl legt deshalb eine wichtige Unter- 
suchung vor, die für die betriebliche Praxis 
bei Fragen der Gegenwehr von hoher Be- 
deutung sein wird. 

Marcus Schwarzbach 

zung von Spitzenpositionen sehr drastisch 
mit den Worten charakterisiert:,,Die Gesprä- 
che mit dem Vorstand laufen doch so, dass 
der nicht viel mehr macht als herauszufin- 
den,ob man miteinander kann,und wenn je- 
mand ähnliche Interessen hat wie jemand 
vom Vorstand, dann der Großteil des Ge- 
sprächs nur noch darum kreist." 
Maßgeblich ist beim Kandidaten die intime 
Kenntnis der in den Chefetagen gültigen 
Dress- und Verhaltenscodes, eine breite bil- 
dungsbürgerliche Allgemeinbildung, eine 
unternehmerische Einstellung inkl. der dafür 
erforderlichen optimistischen Grundhaltung 
und vor allem Souveränität und Selbstsi- 
cherheit. Persönlichkeitsmerkmale,die man 
sich nicht antrainieren kann. Und wir alle 
kennen die peinlichen Beispiele von sozialen 
Aufsteigern, die sich auf diesem Parkett 
bourgeois-mäßig zu gebären versuchen. Der 
Fall Rudolf Scharping wird in  der,,geschlos- 
senen Gesellschaft" mit feinem Spott und 
Freude goutiert worden sein. 
In den Führungsetagen der deutschen Wirt- 
schaft weiß man allerdings durchaus über 
den Mythos der Leistungseliten bescheid. 
Dass illustriert ein Schreiben eines deut- 
schen Großkonzerns an den Soziologen Mi- 
chael Hartmann, das dieser im Buch in Aus- 
zügen zitiert. 
.In X, dem Mitarbeiterorgan der Y, veröffent- 
lichen wir regelmäßig Glossen .... Wären Sie 
interessiert, gelegentlich einmal für uns zu 
schreiben? Zwar kann ich die Aussage in Ih- 
rem FAZ-Kommentar gut nachvollziehen, 
allerdings können wir diesesThema so nicht 
in X behandeln, da das im Klartext hieße, 
dass viele Mitarbeiter nur wenig Chancen 
auf Karriere hätten. Aber sicherlich können 
Sie dasThema auch ein wenig anders akzen- 
tuieren.Über die Bedeutung des souveränen 
Auftretens würden wir gern von Ihnen etwas 
lesen, ohne zu betonen, dass 80 Prozent der 
Topmanager aus den oberen drei Prozent 
der Bevölkerung stammen, denen dieses 
Verhalten in die Wiege gelegt würde." 
Hartmann ist es übrigens gelungen, ein für 
jedermann lesbares Buch zu schreiben,ohne 
wissenschaftlichen Anspruch zu verschen- 
ken. 

lngo Zander (Kerpen bei Köln) 
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1 .,,Die New-Economy braucht keine Betriebs- 
räte" wurde in wahrer Goldrausch-Mentalität 
199912000 zum Credo erhoben.Dass die New 
Economy Iängst ihre Betriebsräte hat, sofern 
die Betriebe noch bestehen, der Nemax gar 
nicht mehr existiert, wird in der deutschen 
Medienlandschaft zwar gemeldet, aber nicht 
verarbeitet. 
2. Ob eine restriktive Haushaltspolitik in der 
derzeitigen Konjunkturlage noch funktionie- 
ren kann,ob die EZB mit hohen Leitzinsen be- 
schäftigungsfördernde Impulse erstickt, ob 
das dogmatische Festhalten an den Stabili- 
tätskriterien Europa in ein ungesundes Korsett 
zwängt - das alles bleibt in der Nische, es 
bleibt Minderheitenmeinung. 
Unabhängig davon gibt es zudem eine Rei- 
he von internen Problemen und Betroffen- 
heiten im Medienapparat, die sich derzeit 
auf die veröffentlichte Meinung auswirken. 
Die Zeitungsverlage (mit Einschränkungen 
auch die Fernsehanstalten) stehen unter 
enormen Druck. Wegbrechende Anzeigen- 
einnahmen bedrohen derzeit u.a.,,FRn,,,Süd- 
deutsche" und,,WeltU in existentieller Weise. 
Die Eigenprofilierung (eigene Story,eigener 
O-Ton, eigener Skandal oder neuer Dreh im 
aktuellen Skandal) erzeugen Eigendynami- 
ken. Zum ersten Mal seit Jahren werden 
Journalisten im größeren Umfang entlassen. 
Ob im Kirch-Konzern oder bei der FR, die 
Erfahrung von Arbeitslosigkeit ist nicht Iän- 
ger nur Gegenstand der Beobachtung. Sie 
betrifft nicht länger nur den zuarbeitenden 
Apparat, sondern auch bekannte (wirt- 
schafts-)politische Redakteure. Eine weitere 
Verschärfung des internen Wettbewerbs ist 
die Folge. Beide Phänomene verstärken den 
Effekt einer Selbstbezogenheit der einzel- 
nen Zeitung auf ihre jeweiligenverlagsinte- 
ressen und eine Selbstbezogenheit des 
Mediensektors insgesamt - „was machen 
die anderen" - steht zunehmend vor der 
substantiellen Relevanz des Sachverhaltes1 
Ereignisses selbst. Wesentliches Problem 
aus dieser Situationsbeschreibung ist, dass 
die Medien immer weniger die Prozeßhaf- 
tigkeit von Politik nachvollziehen bzw.nach- 
vollziehbar machen (S.O. meine Ausführun- 
gen zum Hartz-Konzept). 
Es könnte noch so viel ,Kampagne1 gegen 
die derzeitige Regierung gemacht werden, 
wenn es nicht auf fruchtbaren Boden fiele, 
müssten die Medien aus Eigeninteresse ihre 
Berichterstattung korrigieren. Wer sich um- 
hört oder die Leserbriefspalten (auch von 
Regionalzeitungen) in den letzten Wochen 
gelesen hat, stellt fest: Die Leute sind tat- 
sächlich sauer. Deutschland ist im Jammer- 
tal. Dass die konjunkturelle Situation 
schlecht ist,wussten die Leute vor der Wahl, 
dass Hans Eichel ein zweistelliges Milliar- 
denloch im Haushalt hat, ein Defizit von 
3,8% am Bruttosopzialprodukt, wussten sie 
nicht. Dass Insider so was geahnt haben, 
spielt hier keine Rolle. Hans Eichel ist popu- 
lär geworden, weil er ein so konsequenter 

Sparer ist. Dieses Image - und vor allem der 
Glaube an die Wirksamkeit einer restriktiven, 
ausgabenbegrenzenden Haushaltspolitik, 
hat er bis zum Schluss hochgehalten - ob- 
wohl seit 2001 die Wegzeichen Iängst in 
eine andere Richtung gezeigt haben. Darin 
liegt das Gefühl des Betruges begründet. 
Gerhard Schröder hat nicht die Kraft aufge- 
bracht, diesen absehbar falschen Weg nach 
vorne zu öffnen und zu kommunizieren. So 
war man in der Wahlkampagne dazu verur- 
teilt, wesentliche Fakten zu verschweigen. 
Eine Streichlisten aus dem Bundesfinanz- 
minsterium machte bereits während des 
Wahlkampfes von sich reden, wurde ganz 
schnell unter den Teppich gekehrt, um sie 
jetzt in leicht veränderter Fassung über Wo- 
chen in der Öffentlichkeit zu diskutieren.Die 
Bundesregierung hat selber mit ihrem öf- 
fentlichen Geschacher um Hundefutter- 
Mehrwertsteuer und Eigenheimzulage den 
Eindruck vermittelt,dass es den Leuten jetzt 
breit an den Kragen geht, obwohl eine ge- 
naue sachliche Prüfung dem nicht stand- 
hält. 
Der Eindruck der Abzockerei setzte sich 
durch. In der letzten Woche werden Bot- 
schaften (jüngste Pressekonferenz Schrö- 
der/Eichel) klarer. Neuverschuldung wird in 
Kauf genommen und damit die konjunktu- 
relle Situation zumindest stabilisiert. Die 
Mindeststeuer bei Spekulationsgewinnen, 
Kontrollenmeldungen, Verlustvortrag. Das 
ist richtig.,,Erneuerung und Gerechtigkeit" 
wird als Leitmotiv nachgeschoben. Für eine 
offensive Gesamtkommunikation hat es 
noch nicht gereicht. Eine Abstimmung mit 
den Ländern ist nicht zielführend erfolgt. 
Die Sparfixierung Iängst nicht aufgebro- 
chen. lnvestionsprogramme immer noch 
verpönt. Jeder einzelne der genannten 
Punkte im Bundesrat strittig und das nicht 
nur mit den B-Ländern. 
Die Konsequenz für Schröder, Müntefering & 
Co daraus heißt: Die Bundesregierung muß 
sich inhaltlich und strukturell neu aufstellen. 
Die Steinmeier'sche Konsens-Republik kann 
nicht fortgeführt werden, ohne eine ver- 
schärfte Debatte um die Führungsschwä- 
che der derzeit Regierenden zu provozieren. 

III. Die Linke muss die Gelegenheiten 
bein Schopfe packen! 
Das ist seit 1998 die erste reale Chance zu ei- 
ner Repolitisierung der SPD. Eine deutliche 
Einschränkung der Konsensrunden im,,Off" 
ist nötig. Es gilt,den Dialog,d.h.auch Kontro- 
versen und Erörterungen in die dafür vorge- 
sehenen Strukturen zurückzuholen. Das Par- 
lament, die SPD und die SPD-Fraktion müs- 
sen wieder Politik machen. Das ist neben 
einer mittelfristig angelegten Fortführung 
der Grundsatzprogrammdiskussion wichtig, 
um überhaupt eine klare Zieldefinition und 
einen strategischen ,,Metaplan" für die 
nächsten 24 Monate rot-grüner Regierung 
auszuhandeln. 

Die sozialdemokratische Linke kann dann 
aus der Defensive herauskommen,wenn sie 
diese überall spürbare Notwendigkeit der 
inhaltlichen Veständigung als Chance ver- 
steht, sich öffentlich hörbar einzumischen. 
Es müssen Dissense dort öffentlich gemacht 
werden, wo eigene Alternativen formuliert 
werden können. Wir haben keinerlei Veran- 
lassung, uns den Schuh als Reformbremse 
anzuziehen, den Spiegel, FAZ &Co. uns hin- 
stellen. 
So ist der sozialpolitische Konsens in 
Deutschland zunehmend gefährdet, in be- 
stimmten soziokulturellen Milieus bröckelt 
es unübersehbar. Dazu zählen viele junge 
Abgeordnete und Journalisten. Alternative 
Politikmodelle, insbesondere makroökono- 
mische Zusammenhänge, werden als karri- 
erehemmend und traditionalistisch gemie- 
den. Eine einfache,,Auflösung" ist hier nicht 
möglich. Gegenhalten und die Auseinan- 
dersetzung suchen, eigene Politikentwick- 
lung z.B. das Konzept der Arbeitsversiche- 
rung ausbauen und promoten -das ist jetzt 
die Aufgabe der Linken. 
Unsere Beiträge zum Umbau der Sozialver- 
sicherungssysteme, deren Anpassung an 
die neuen Lebensrealitäten des veränderten 
Kapitalismus, sind auf der Höhe der Zeit. 
Aktuell werden wir deshalbz.B.eine Artikel- 
sammlung aus dem thematischen Feld der 
,,Rürup-Kommission" als gemeinsame Bro- 
schüre von DL21 und spw kurzfristig aufle- 
gen (vgl. die Ankündigung im spw intern 
dieser Ausgabe). 
Der weitverbreitete Rückzug der letzten 
Jahre darf aber so nicht weitergehen. Das 
Forum DL 21 ist ohne Frischzellenkur, zu- 
sätzliche Aktive in den Regionen und auf 
der Berliner Ebene nicht zukunftsfähig. Bei- 
spiele für dringenden ~and lun~sbedar f  
gibt es - wie oben angedeutet -genug. 
Oft habe ich jedoch den Eindruck,dass vie- 
le linke Genossinnen und Genossen darauf 
warten,dass,,irgend etwas passieren" muss, 
bevor sie sich im Forum DL21 engagieren. 
Aber mir ist nicht klar,was ist das,worauf sie 
warten? Dass irgendjemand die zerfallenen 
linken Strukturen in ihrer Regionen wieder 
herstellt? Wer soll die Initiative ergreifen, 
wenn nicht diejenigen,die mit der Diskussi- 
onskultur in der Partei, mit der Politkent- 
wicklung unzufrieden sind? Linke Struktu- 
ren vor Ort sind nicht,,von oben" wieder zu 
reorganisieren. Was das Forum DL21 aber 
tun kann ist, diejenigen zu vernetzen, die 
solche Strukturen wieder aufbauen wollen. 
Wann sollte ein geeigneterer Zeitpunkt sein 
als jetzt? 
Alleine auf unsere Kräfte können und müs- 
sen wir dabei nicht setzen. Sammeln und 
neu aufstellen,was in der eigenen Partei,im 
gesellschaftlichen und wissenschaftlichen 
Raum an Verzahnung möglich ist, sollte für 
uns Schwerpunkt der nächsten Monate sein. 
Alles nicht neu,aber wann fangen wir an das 
ernst genug zu nehmen? Forum DUI 
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Rot-Grün und die Herausforderung für die 
sozialdemokratische Linke 
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Von Andrea Nahles 

Die rot-grüne Bundesregierung steht 
seit Wochen im Kreuzfeuer der öffentlichen 
Kritik. Vor dem Hintergrund der schlechten 
Prognosen für Konjunktur, Arbeitsmarkt und 
Steuereinnahmen setzt sie sich selber unter 
einen enormen Handlungs- und Erfolgsdruck. 
Die öffentliche Debatte operiert mit Vorwür- 
fen und Schlagwörtern. Eine kampagnenarti- 
ge Stimmungsmache peitscht die kochende 
Volksseele hoch. Der Strudel, in den die Bun- 
desregierung torkelt -,,halb zog er sie, halb 
sank sie hinn,- ist aber auch hausgemacht. 
Was will die rot-grüne Bundesregierung? Spa- 
ren oder aus der Konjunkturfalle herauskom- 
men? Vor wichtigen Landtagswahlen Öffent- 
lich Streichlisten diskutieren? Aktionismus pur 
oder einen Befreiungsschlag in die richtige 
Richtung? 
Klar ist: Eine offensive beschäftigungsfördern- 
de Finanz- und Wirtschaftspolitik ist dringend 
notwendig. Die aktive Schaffung von Arbeits- 
plätzen muss so1 ange Vorrang vor der Haus- 
haltskonsolidierung haben,wie das Wachstum 
unterhalb der Beschäftigungsschwelle liegt. 
Konkret heißt das: es darf keinen restriktiven 
Haushalt geben, mindestens das. Aber ver- 
nünftige Politikansätze in diese Richtung kom- 
men aus dem Nischendasein nicht hinaus. 

I. Orgie der Kritik 
Die Dreh- und Angelpunkt der öffentlichen 
Kritik an der rot-Grünen Bundesregierung: 
Vorwurf Nr. 1 ,,WahlbetrugU 
Laut Emnid werfen derzeit 68 %der Wahlbe- 
rechtigten der Koalition falsche Wahlverspre- 
chen im Wahlkampfvor.Damit einher gehtder 
Vorwurtdie Koalition habedie Wahrheit über 
das Ausmaß der Wirtschaftskrise bewusst ver- 
schwiegen.Pauschal wird ebenfalls eine unbe- 
rechtigte und ungerechte Steuer- und Abga- 
benerhöhung konstatiert.Dassder lächerliche 
Vorschlag eines Untersuchungsausschusses 
nun wohl tatsächlich von der CDU in den 
Bundstag eingebracht wird,zeigt die kampa- 
gnenartige Stimmungsmache. Weder die Op- 
position noch die Medienkommentatoren lie- 
fern jedoch Alternativen zu den Regierungs- 
vorschlägen - sparen,Sozialleistungen kürzen, 
sonst finden sich keine weiterführenden Hin- 
weise. 
Vorwurf Nr. Z,,Kanzler der Gewerkschaften" 
Insbesondere Gerhard Schröder - so leitarti- 
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kelt es - habe sich vom selbst gesteckten Kurs 
der,,Neuen Mitte" verabschiedet. Im Duktus 
der Vorhaltung und Negativkritik werden als 
Beweis angeführt, dass der SPD-Parteivorsit- 
zende den Schulterschluss mit den Gewerk- 
schaften suche, nachdem die Wirtschaftsver- 
bände im Wahlkampf offen Parteifürden kon- 
servativen Kandidaten Stoiber ergriffen hat- 
ten. In dieser Lesart avancieren die Gewerk- 
schaften zum,,heimlichen Koalitionspartner" 
und zur,,Nebenregierung" (SPIEGEL). Die Grü- 
nen werden als erfolglose, aber ehrlich um 
,,Modernisierung" bemühte Antipoden ge- 
schont. 
Vorwurf Nr. 3,,Regierung ohne Mut": Im Focus 
der Kritik steht der vermeintlich mangelnde 
Mut zur Reformpolitik. Reformbedarf wird 
dabei sehr eingeschränkt ermittelt, fast aus- 
schließlich im sozialstaatlichen Bereich - vor 
allem das Renten-und Gesundheitssystem und 
der Arbeitsmarkt müssten,,radikal" (wahlweise 
,,grundlegendn) umgebaut werden. Gebets- 
mühlenartig wird vom,,eingegipsten Arbeits- 
markt" (wahlweise,,verknöcherten",,,überregle- 
mentierten") gesprochen, der einer,,Auflocke- 
rung" (wahIweise,,DereguIierung",,,Entbürokra- 
tisierung") bedürfe. Wohlgemerkt: Diese Kom- 
mentare stammen von Ende November 2002. 
Dass diese Vorwürfe an der Realität vorbei 
gehen, sei nur an zwei Beispielen belegt: 
Beispiel Nr. 1:Die hart umkämpfte und System- 
verändernde Rentenreform aus dem Jahre 
2000 wird entweder überhaupt nicht zur 
Kenntnisgenommen odereinfach als geschei- 
tert hingestellt. Die Diskussion um eine 
,,ZwangsrenteU oder die Einbeziehung von 
Selbständigen und Beamten in die Sozialver- 
sicherungssystem wird sofort skandalisiert.lm 
günstigsten Fall fällt das Stichwort,,Schweizer 
Modell". Problematisch ist insbesondere, dass 
sich ausgerechnet der Finanzminister mit Ren- 
tenreformvorschlägen zu Wort meldet. 
Beispiel Nr. 2: Die Hartz-Vorschläge und das 
verabschiedete erste Gesetzespaket dazu wer- 
den bereits als,,erledigt" hingestellt. Oder sie 
werden als von den Gewerkschaften ,,ver- 
wässert" entwertet.Dass die Umsetzung in der 
BA und der Zeitarbeitsbranche usw. gerade 
mal ernsthaft begonnen hat, wird ausgeblen- 
det. Die,,grundlegendeM Reform des Arbeits- 
marktes findet statt, Medien und Opposition 
fordern gleichzeitig eine,,grundlegende Re- 

;tglied des SPD-Parteivorstandes 

form"- gesagtwird von ihnen aber nicht,was 
das über Hartz hinaus heißen soll. doch ihre 
Forderungen sind im Ton der Kritik angelegt: 
Mehr Leistungskürzung, mehr Niedriglohn, 
mehr untertarifliche Zeitarbeit. 

II. Was ist eigentlich los? 
Wer nach Gründen für diese aufgeheizte Stim- 
mung sucht,stößt gleich auf mehrere Quellen. 
Die erste ist in dem gesamten Medienbetrieb 
zu finden.Die Mehrzahl der Medien hatte sich 
zwischen Januar und April 2002 zu einem 
Wahlverlust der rot-grünen Regierung ,ent- 
schlossen: Die konservativen Blätter (Welt, Fo- 
cus, BILD) ganz bewusst, um Stoiber zu pu- 
schen. Die anderen aus einer Mischung aus 
Resignation (,,sie schaffen es einfach nicht") 
und Enttäuschung (,,sie können es einfach 
nicht"). Die Stimmung war eindeutig:,Das wird 
nix mehr.'Der ersteTeil ist konsequent bei der 
Pro-Stoiber-Linie geblieben.Der zweiteTeil hat 
in der Schlußphase-teils überrascht und mit- 
gerissen durch die Schröder-One-Man-Show, 
teils in kultureller Ablehnung der Alternative 
-wohlwollend bis aktiv unterstützend agiert. 
Eine ,,Sammlung" hinter einem kohärenten 
politischen Projekt war das zu keiner Zeit - 
und schließlich wurde ein solches von der Re- 
gierung auch kaum erkennbar angeboten. 
So kommt es, dass die Bundesregierung heu- 
te sogar Erwartungen enttäuschen kann,de- 
nen sie nie Nahrung gegeben hat. Denn rot- 
grün war offensichtlich von der eigenen Wie- 
derwahl zu überrascht, so dass kaum eigene 
Eckpunktefür die kommenden vier Jahre wor- 
den formuliert waren. 
Darüber hinaus ist es simpel: Die Pro-Stoiber- 
Medien holen dieser Tage den verpassten 
Wahlsieg nach. Das macht insbesondere des- 
halbSinn,weil es längst nicht mehr nur um das 
Nachkarten geht,sondern -ähnlich 1999- um 
die nun möglich scheinenden Wahlsiege in 
Hessen und Niedersachsen am 2.2.2003 und 
damit den Gewinn der Bundesratsmehrheit. 
Der beleidigte Unterton in vielen Medien 
wundert denn doch. Die Feststellung einer 
mehr oder minder deutlichen Abkehr vom 
,,Neue Mitteu-Projekt wurde seit 1999 immer 
wieder in den Kommentaren diskutiert. Der 
Strategiewechsel und die klare Schwerpunkt- 
verlagerung der Wahlkampagne Schröder 
spielte dann während des Wahlkampfes eine 
größere Rolle in allen Medien.Allerdings wur- 
de unterstellt, Schröder meine das inhaltliche 
und persönliche Zugehen auf die eigene Par- 
tei und andere Verbündete bloß ,,wahltak- 
tischn.Nach derWahl werdeer daran nichtfest- 
halten.DieseGruppe hat sich mit dem Schlag- 
wort ,,Neue Mitte" - so vage definiert das 
immer war - identifiziertweniger im Sinneei- 
nes politischen Projektes als vielmehr im Sin- 
ne einer soziokulturellen Zuordnung. 
Das Nichteintreffen von eigenen Prognosen 
und Voraussagen spielt dabei bislang eine zu 
geringe Rolle,verbunden mit einer kollektive 
Unfähigkeit zur Selbstkorrektur! Dazu zwei 
Beispiele: 

Korupption für Fort- 
geschrittene 

Rügemer, Werner: Colonia Corrupta. Globalisie- 
rung, Privatisierung und Korruption Nn Schat- 
ten des Kölner Klüngels. Verlag Westfälisches 
Dampfboot, Münster2002,1575., 10,50 C. 

Werner Rügemer berichtet über 
Globalisierung, Privatisierung und Korrupti- 
on im Schatten des Kölner Klüngels. 
Über die Korruption zu schreiben,zumal der 
Kölner Provenienz - wozu? Das sind doch 
alte Kamellen, wohlbekannter Sumpf, über 
den hier berichtet wird,ja beinahe eine Ba- 
nalität. Denn, das kennen wir bereits, heißt 
es, in der Annahme über diese, wenn auch 
zumeist unzugänglich verborgene, Alltäg- 
lichkeit dennoch ausreichend informiert zu 
sein. 
Wenn also der Leser und die Leserin das 
bereits Bekannte hier wieder zu vernehmen 
glauben, dann werden sie auf die Lektüre 
dieses Buches sicherlich verzichten können. 
Nicht jedoch, wenn sie bereit sind, sich auf 
das Thema einzulassen und die gesellschaft- 
liche Dimension dieses Phänomens in Form 
von Vernetzungen und Verstrickungen zu 
suchen und zu erkennen. DieTragweite des 
sog. Informellen, welches aber keineswegs 
strukturlos ist, muss dabei im Fokus des Inte- 
resses stehen. 
Rügemer sieht die typische Überreichung ei- 
nes Geldbetrags durch einen Bauunterneh- 
mer,der dadurch unmittelbar zu einem ge- 
wünschten Auftrag kommt, nicht als gegen- 
wärtig entscheidende Form der Korruption 
an.,,Die moderne Form der Korruption be- 
steht, ausgehend von Unternehmen,vor al- 
lem in der indirekten Langzeitbegünstigung 
und breiten Netzwerkbildung,organisiert in 
einer Grauzone zwischen Legalität und kri- 
mineller Heimlichkeit: Legale und illegale 
Parteispenden, Gutachter- und Beraterver- 
träge ohne sachliche Gegenleistung, Danke- 
schön-Zahlungen lange nach Erlangung ei- 
nes Grossauftrags, Vergabe von Aufsichts- 
ratsmandaten, Vorzugsaktien und Gesell- 
schafteranteilen,Versorgung von Politikern 
mit lukrativen Geschäftsführerposten,Spon- 
soring von Kultur-, Sport- und Politik- 
,eventsl."(S. 150 ff.) 
Der Autorführt in seinem Werk,,Colonia Cor- 
rupta" in einer zuweilen atemberaubenden 
Weise und sehr akribisch Nachweis darüber, 
wie die weiteren Kreise der vermeintlichen 
Kölner Eliten nicht nur auf eine durchaus 
schamlose Art und Weise durch und durch 
korrupt,sondern auch zutiefst kriminell sind. 
Dabei wird auch die historische Dimension 
des Problems aufgezeigt. Anhand etwa der 
Enthüllung von Adenauers Selbstbereiche- 
rung, Insidergeschäften und schwarzen Kas- 
sen während seiner Amtszeit als OB der 
Stadt Köln (S. 137ff.) sowie der kriminellen 
Aktivitäten Kölner Medien- und Finanzmo- 

nopole beim Aufstieg und den Verbrechen 
des deutschen Faschismus (S. 105ff./126ff.), 
rekonstruiert Rügemer Kontinuitäten KöI- 
scher Korruption zwischen Klüngel und Ka- 
pitalverbrechen. Von verbilligt wohnenden 
Regierungspräsidenten (S. 76ff.) bis zu so- 
wohl von Müllverbrennungsanlagen profi- 
tierenden als auch darüber entscheidenden 
Oberstadtdirektoren (5.1 lff.), lässt der Köln- 
er Publizist nichts aus über das mafiöse Ge- 
flecht in der Stadt am Rhein, welches 
allerdings in vielen deutschen Städten (vgl. 
München, Frankfurt, Wuppertal, Hamburg, 
Berlin etc.) seine Wiedergänger findet. 
Der erste Gedanke, der sich beim Lesen des 
Buches aufdrängt, ist die Frage nach der Kor- 
rektheit der eigenen Wirklichkeitswahrneh- 
mung. Ist es nicht so,dass solche Missstände 
bzw. kriminelle Machenschaften nur im Sü- 
den unseres Kontinents, auf dem Balkan 
oder aber in einem fernen Lande, wo der 
Neokolonialismus ungehindert sein Unwe- 
sen treibt, möglich sind? 
Keineswegs : Die Bananenrepublik, um die- 
sen so pejorativ benutzten Begriff zu ver- 
wenden, scheint in Deutschland verbreiteter 
zu sein als viele meinen. Dass dieser Sumpf, 
der sämtliche Bereiche des öffentlichen Le- 
bens zu erfassen scheint, wederzeitlich noch 
,,thematisch" einzugrenzen ist, hat Rügemer 
in einzelnen Aufsätzen sehr eindrucksvoll 
dargestellt. Gleichwohl ,,bleibt (vieles) im 
Dunkeln.Das Bild ist in keiner Weisevollstän- 
dig,es i s t  eine Zwischenbilanz."(S.7).lndes ist 
man bereits beim gegenwärtigen Kenntnis- 
stand geneigt zu sagen: es stinkt überall, 
nicht nur urbi sondern auch (et) orbi (vgl. S. 
146 ff.). 
Und wer sind die Verlierer dieser Misere, gibt 
es sie überhaupt, da Korruption, wie Rüge- 
mer ~chreibt~zunächst nur Gewinner kennt, 
aber keine Opfer? (5.154) Es ist wohl den- 
noch eineTrivialität zu sagen,dass wir alle zu 
den Opfern zählen, dass dies aber den we- 
nigsten bewusst und so manchen kaum prä- 
sent ist.Auf der anderen Seite haben wir die 
Kavaliere,die ihre Delikte sehr ertragreich zu 
verrichten und diese als Wohltaten zu ver- 
kaufen wissen. Auf diese Weise werden Städ- 
te und Gemeinden im Prozess der Privatisie- 
rung öffentlicher Einrichtungen, Güter und 
Gelder in die Taschen von Klünglern und 
Konzernen systematisch arm und hand- 
lungsunfähig gemacht.Der Band bietet zahl- 
reiche Beispiele, wie durch Privatisierung 
und Korruption im globalen Maßstab die Öf- 
fentliche Versorgung mit Schwimmbädern, 
Schulen, Universitäten, Krankenhäusern, Kul- 
turzentren, Kinderbetreuung, Energieversor- 
gung, Kanalisation, Straßenbahn, Woh- 
nungsamt, Müllentsorgung etc. gefährdet 
wird. 
Korruption in der Kommune erscheint laut 
Rügemer immer noch weitgehend als beson- 
dere ,,black box". ,,Korruptive Bereiche sind 
hier nicht nur die bisher vor allem bekannte 
Vergabe öffentlicher Aufträge, sondern auch 
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etwa die Privatisierung öffentlicher Einrich- 
tungen, der Verkauf und Kauf kommunaler 
Grundstücke, die Kreditvergabe und die 
Grundstücksgeschäfte der Sparkassen mit 
Bezug zu Ratsmitgliedern und städtischen 
Spitzenbeamten, schliesslich die Zuteilung 
von Vorstands- und anderen leitenden Funk- 
tionen in den immer zahlreicheren kommu- 
nal beherrschten Unternehmen,die in priva- 
ter Rechtsform organisiert sind. Es kommt 
hinzu,dass die lokalen und regionalen Medi- 
en in der Regel ein Monopol ausüben,als kriti- 
sche Instanz ausfallen und Mitspieler im kor- 
ruptiven Netzwerk sind." (S. 152) 
Doch auch Lichtblicke im Kampf gegen Kor- 
ruption kommen bei Rügemer nicht zu kurz. 
So berichtet er:,,Erst durch politischen Druck 
und staatlichen Zwang und nur gegen die 
Unternehmenslobby konnte im Jahre 1999 
die Praxis abgeschafft werden, Schmiergelder 
als betriebsbedingte ,nützliche Ausgaben' 
steuerlich anzuerkennen. Diese Praxis galt in 
Deutschland übrigens ununterbrochen seit 
1934, seit dem ersten Jahressteuergesetz der 
Regierung Hitler.Ähnlich konnte erst im Jahr 
2000 die Bestechung ausländischer Amtsträ- 
ger in Deutschland unter Strafe gestellt wer- 
den - jahrzehntelang war sie straflos." (5.153) 
Deshalb gilt nach wie vor und mehr denn je: 
,,Wer die Korruption nicht bekämpft, soll von 
menschlicher Würde, Rechtstaat und Demo- 
kratie schweigen" (5.1 55) 
Das Buch setzt sich aus verschieden Aufsät- 
zen zusammen, die zu unterschiedlichen 
Zeiten verfasst wurden und diverse Bereiche 
des gesellschaftlichen Lebens unter die Lupe 
nehmen - thematisch aber durchaus eine 
Einheit bilden. Rügemers Band kann als 
Handbuch, Pflichtlektüre sowie Einführung 
in die Kommunalpolitik und Korruption -in- 
nerhalb und außerhalb Kölns - sehr gewinn- 
bringend gelesen und empfohlen werden. 

Michael Klundt (Köln) 



Die Narrative der 
Gewalt 

Wolfgang Sofsky: Zeit des Schreckens. Amok, 
Terror, Krieg. Frankfurt um Main: 5. Fischer 
2002. ISBN: 3- 10-072707-X 

Nach dem Traktat über die Gewalt 
(Fischer 1996) erscheint Wolfgang Sofskys 
zweites abstraktes Buch über die Sphären 
der Gewalt - Die Zeit des Schreckens eben- 
falls ganz in schwarz eingebunden. 
Hatte der absolute Terror des Konzentrations- 
lagers den Sofsky noch in DieOrdnungdesTer- 
rors (Fischer 1993) untersucht, der nichts als 
die,,Verwirklichung seiner Freiheit in der voll- 
kommenen Vernichtung des Menschen", 
ohne ihn allerdings notwendig zuTöten zum 
Gegenstand, geht der Göttinger Soziologe 
nun einen Schritt weiter:Wolfgang Sofsky hat 
es sich in dieser mitreißenden Aufsatzsamm- 
lung zum Ziel gemacht,die Narrative der Ge- 
walt zu erzählen. In Erzählweise und Abstrakt- 
ionsebene in jedem Falle dem Traktat näher, 
scheinen nach LitteltonO und dem 11. Sep- 
tember, nach den Anschlägen auf wehrlose 
Menschen in Washington,Virginia und Mary- 
land, während einer schon wieder zweijähri- 
gen Intifada, einem vor sich hinköchelnden 
Krieg in Afghanistan und am vermutlichen 
Vorabend eines Angriffskrieges einer großen 
westlichen Allianz auf den Irak die einzelnen 
Punkte aus Sofskys Sammlung wie matte 
Lichter in einem langer dunkler Gang, der 
immer nur abwärts weist:man ist geneigt die 
hobessche Kernthese anzunehmen, die da 
lautet, dass die Quelle der Gewalt die Vorstel- 
lungskraft ist.,,Es ist die Imagination, welche 
immerzu neue Gewaltformen erfindet. Sie 
führt den Menschen aus dem Bannkreis sei- 
ner Erfahrungen hinaus, enthebt ihn seiner 
Lebensumstände, befreit ihn von eingefahre- 
nen Gewohnheiten. Sie gestattet ihm, sich 
selbst zu übertrumpfen und ein anderer zu 
werden. [...I Es gibt keine Grenzen, deren 
Überschreitung sich Menschen nicht vorstel- 
len können." Und tatsächlich ist Sofsky Fata- 
list,er sieht dieGewalt als inhärente Logikdes 
Menschen und in der Imagination die Uferlo- 
sigkeit jenesVorwärtsdrangs:,,Es i s t  die Imagi- 
nation, ein ganz und gar menschliches Ver- 
mögen, die dafür sorgt, dass die Geschichte 
der Gewalt weitergehen wird.Wollte man die 

Im Visier - die DDR 
Robert Allertz Im Visier die DDR. Eine Chronik 
(edition ost 2002), 190 S., 

Es i s t  bekannt und wird meist 
nicht hinterfragt, dass die Westmächte 
und die Bundesregierung seit jeher einer 
Einheit Deutschlands nur unter den Vor- 
zeichen der kapitalistischen ,,Grundord- 
nung mit den Besitz- und Machtverhältnis- 

Gewalt aus der Welt schaffen, man müsste die 
Menschen ihrer Erfindungskraft berauben." 
Von diesem ungemütlichenTenor ausgehend 
zelebriert Sofksy seinevariationen. Er beginnt 
seine Betrachtungen bei der einfachen 
Grenzüberschreitung, dem Töten als direkte, 
interpersonale Ebene.Aus den nur dem Men- 
schen vorbehaltenen Motivationen der aku- 
ten Todespanik und dem Bewusstsein seiner 
eigenen Sterblichkeit resultiert seine ganze 
Kulturarbeit und die erste,fundamentalste Di- 
mension der Einbildungskraft: Menschen 
denken sich ihre eigene Begrenztheit weg, 
verdrängen sie und nehmen so den Kampf 
gegen das Fortschreiten der Zeit auf. Sofsky 
liest folgerichtig den Sinn der Systeme der 
Gesellschaften als Instrumentarien in diesem 
Kampf. Der Begriff der Zivilisation und seine 
kolonialisierenden Mechanismen bleiben 
eine gut organisierte Selbstlüge. In jenem ab- 
strakten Verständnis der Gesellschaft bleibt 
der Einzelne ewig, wird geschützt und fühlt 
sich sicher,,Die Gesellschaft überlebt alle Indi- 
viduen,denn sie ist  in Wahrheit der unsterbli- 
che,allseits gegenwärtige Gott." 
Von hier aus nun steigern sich die Dimensio- 
nen,in der die Gewalt gedacht und die Narra- 
tive sich darstellen.Von der detaillierten dar- 
gestellten Psychologie einzelner Aktionen 
der Grenzüberschreitung wie Amok oder 
dem Attentat,die immer um ihre sozialeTrä- 
gerschaft und spezielle Praktiken ergänzt 
werden (der Mob, der Pranger, die Maskie- 
rung), schwingen wir uns hoch zu den For- 
men vonTerror und Verfolgung und zum Hö- 
hepunkt,dem Krieg selbst.lnteressant ist,dass 
der Terrorkrieg, der sich am 11.9.02 versinn- 
bildlicht,ohne die (von Sofsky trocken,,sozial- 
deterministisch" betitelten) Erklärungsversu- 
che einer stringenten Logik, die von der welt- 
politischen Rolle der USA auf die Antwort im 
jenem Anschlag verweist, auskommen muss. 
Jede politische Ökonomie, die diesem An- 
schlag zugrunde liegen soll und sich etwa mit 
religiöser Verschworenheit, der Tatsache der 
Unterdrückung und Ausbeutung oder dem 
kulturellen Widerstreit analysieren Iieße,weist 
Sofsky zurück, dies wäre ,,glatte Verharmlo- 
sung."Tatsächlich verbleibt er in seiner eige- 
nen Logik, die sich hier als Erklärungsversuch 
darstellen lässt aber die Fragen nach dem Wa- 
rum nebulös:,,Die physische Realität des Mas- 
sentodes ist nicht mit kulturellem Sinn zu 
überhöhen [...I ein politisches Ziel jenseits der 

sen der Bundesrepublik zustimmen wür- 
den (5.94). Das Buch von Robert Allertz Im 
Visier die DDR. Eine Chronik (edition ost 
2002) dokumentiert auf 190 Seiten, wie 
sich diese grundsätzliche Politik aller Bun- 
desregierungen nach 1949 im Alltag der 
DDR auswirkte. 
In 255 Eintragungen werden vor allem Sabo- 
tageakte gegen Betriebe der DDR und Spio- 
nagefälle seitens des Westens sowie wichti- 
ge historische Ereignisse für die Geschichte 

Zerstörung war nicht zu erkennen. [...I Das 
einzige, was die Zerstörung bezweckte, war 
eine leere Fläche, eine Tabula rasa." Freilich 
kommt dieser Gewaltausbruch nicht aus dem 
Nichts, sondern erlebt Vorläufer und organi- 
siert sich selbst nach einer Systemlogik. 
Allerdings weist Sofsky jegliche Idee der di- 
rekten gegenseitigen Bedingtheit zurück - 
was nicht widerspruchsfrei bleiben kann, 
wenn nach Gründen und Vorbildfunktionen 
gefragt wird. Indem Sofsky so en Passant ei- 
nen Anti-Clausewitz formuliert,der einen ge- 
wissen kausalen Zusammenhang zwischen 
Politik und Krieg über die Wahl der Mittel ne- 
giert, räumt er den unterschiedlichen Narrati- 
ven eine partiell eigenständige Ebene ein,die 
aber in der Differenz zu anderen Ebenen ei- 
nen Bezug herstellt.Für Sofsky existiert solche 
eine kausaleVerkettung nicht,,,die Waffen des 
Massenterrors heben jede Politik auf." 
Da er die Gewalt und ihre Erscheinungsfor- 
men als Eigentlichkeit des Menschen befin- 
det,gibt es keinen tieferen Sinn,nur Oberflä- 
chenphänomene. Diese können sozialpoli- 
tisch, polizeilich im Sinne von Entwicklungs- 
zusammenarbeit, oder militärisch beantwor- 
tet werden - die innere Disposition berüh- 
ren diese Maßnahmen kaum. EineThese,die 
sicherlich kontrovers, aber in letzter Konse- 
quenz eben fatalistisch letztbegründend ist 
und nur nachvollzogen werden kann. 
Wer dies nicht tut,der wird sich rasch abwen- 
den von seiner Schilderung und sich der eige- 
nen, höher geschätzten Realität von Kausalket- 
ten zuwenden.Sofsky stellt dar und verweist in 
seiner Deskription auf die Abgründe, die wir 
täglich gewillt sind zu ignorieren. Unter dem 
Gras, dass in alltäglicher Manier über die 
Schauplätze des Grauens gewachsen ist, fin- 
den sich noch immer sichtbar die Ruinen der 
Konzentrationslager, die Konturen jener 
beinahe unsagbaren Gewalt. Sie haben sich 
eingefügt in das Alltagsleben von Dörfern und 
Kleinstädten und werden dem Kundigen so zu 
Zeugen der Geschichtsverdrängung. Der 
Mensch ist also dem Menschen der skrupello- 
se Wolf;die Gewalt manifestiert sich,ohne,dass 
allgemeine Schnittmuster genügend Auskunft 
über die innere Logik und die Motivation ge- 
ben müssten - in der Fassade des Alltagsle- 
bens,des Fortschrittsglaubens und der Zivilisa- 
tion decken wir ab zu ohnezu beenden. 

Lennart Laberenz (Berlin) 

der DDR chronologisch aufgezähIt,wobei ei- 
nige umfassendere Exkurse Zusammenhän- 
ge und Entwicklungstendenzen aufzeigen. 
Dabei steht die grundlegendeThese immer 
im Vordergrund, der der Kalte Krieg ,,kein 
Wettbewerb" war,sondern,,ein Kreuzzug des 
Westens gegen den Osten", wie schon i m  
ersten Eintrag vom 12.Mai 1945 deutlich 
wird, in dem Winston Churchill zitiert wird, 
man habe mit Hitler ,,die falsche Sau ge- 
schlachtet". (5.9) 
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von Horst Peter 

Es war eine Episode in einer dervielenTalk-Shows- ich weiß 
schon nicht mehr in welcher,aber ziemlich nah an der Bun- 
destagwahl: Der Vertreter der SPD versuchte Forderungen 
des Wahlprogramms in einen größeren Zusammenhang 
zu stellen,ihnen einen weiterreichenden Sinn zu geben. 
Das sei theoretisches Gerede, die Zuhörer aber interes- 
sierten die Fakten, so der Moderator. Damit nahm die 
Runde den üblichen Verlauf des Durcheinander- und 
Aneinandervorbeiredens. 
Ich erinnerte mich dieser Episode bei der Darstellung der 
rot-grünen Regierungsvereinbarung und der Debatte über 
die Regierungserklärung des Bundeskanzlers im Bundes- 
tag.Die Regierungsvereinbarung,,Erneuerung,Nachhaltig- 
keit und Gerechtigkeit" und auch die Regierungserklärung 
des Kanzlers - zumindest, wenn man sie liest - vermitteln 
durchaus den Stoff für die,,SprechagendaU.Damit meine ich 
die Darstellungsform,in der einzelnevorhaben und Projek- 
te ihren Zusammenhang, ihren Sinn finden. Sie steht 
allerdings -sozeigt die Episode- im Widerspruch zur Agen- 
da derTalk-Shows:Bei ihnen geht es darum,außerhalbdes 
Zusammenhangs im Minutentakt das Wesentliche zu den 
Fragen des Moderators zu äußern. Die Herausforderung 
lautet: gelingt es im vorgegebenen Rahmen den Zusam- 
menhang zur,,SprechagendaU herzustellen. 
Kurzum: es muss gelingen, die gesellschaftliche Botschaft 
von Rot-Grün in knappster Form als Diskussionsherausfor- 
derung für jede Gelegenheit zu formulieren. Wie wäre es 
mit,,Wir wollen mehr Zukunft wagen" nach Willy Brandts 
„Wir wollen mehr Demokratie wagen."? 

X 

Verabschieden wir uns vom Begriff ,,Sprechagenda", in- 
dem wir uns bewusst machen, dass die Verkündung ei- 
ner Leitidee der Erläuterung bedarf. Sprache ist das Bin- 
demittel, das die Einzelforderungen erst zusammenbin- 
det - in einer Welt, die von Wissenschaft, Medien und 
Politik in Einzelteile zerlegt ist. Die Schule bereitet auf 
diese Zerlegung vor.Die Welt wird in Schulfächerzerlegt. 
Das Training in Zerlegung wird in der Arbeitswelt fort- 
gesetzt und endet im Alter,wo das Pflegeversicherungs- 
gesetz den pflegebedürftigen Menschen in einzelne 
Verrichtungen zerlegt. Deshalb bedarf die Betrachtung 
der Welt in Zusammenhängen erheblicher geistiger und 
argumentativer Anstrengung. Die Aufgabe ist es, Zuhö- 
rer und vorher schon Journalisten zu komplexem Den- 
ken zu bringen. 
So wundert es nicht, dass es der neuen rot-grünen Re- 
gierung bisher an öffentlichen Erklärungen und Begrün- 
dungen mangelt,wohin die Koalition das mit ihren Sub- 
ventionskürzungen, mit Sparmaßnahmen und staatli- 
chen Einnahmeerhöhungen führen will. Dabei wird ge- 
radevon den Wählerinnen und Wählern die bewusst die 
Konstellation Rot-Grün gewählt haben, erwartet, dass 
die Regierung ein Leitbild vorstelIt,für das es sich lohnt, 
genau diese finanziellen Entscheidungen zu treffen und 
gegen Lobbyisten auch durchzuhalten.Wird nicht deut- 
lich,wofür es sich zu engagieren lohnt,werden die geis- 
tigen Unterstützer eines Zukunftsdiskurses zurückge- 
wiesen und ein Projekt des,,Wir wollen mehr Zukunft 
wagen" gerät geistig in die Defensive. 
Wer zeigt ihnen,dass Arbeit und Umwelt zusammengehö- 
ren, dass Steuersystem und Sozialsysteme die Lebens- 
grundlagen der heutigen und künftigen Generationen im 
Blick haben müssen, dass wir mit heutigen Umweltbelas- 
tungen die Lebensmöglichkeiten der Menschen global 
und in der Zukunft determinieren, dass Arbeitsweise und 

Lebensweise die Gesundheit des Menschen fördern oder 
gefährden können? 
.Nur mit einem eindeutigen Koordinatensystem und kla- 
ren Wertentscheidungen wird die Generation Schröder/ 
Fischer es vermeiden, in Klein-Klein zermürbt zu werden." 
formuliert Richard Meng in der FR vom 23.1 0.2002. 
Kurzum: Es geht darum, die Erneuerung der Gesellschaft 
insgesamt an den Reformprinzipien Nachhaltigkeit und 
Gerechtigkeit zu orientieren. Auch das Denken in Zusam- 
menhängen brachtewilly Brandt auf den Punkt:,,Wer mor- 
gen sicher leben will, muss heute für Reformen kämpfen. 

X 

Apropos Reformen: der Reformbegriff hat seit Willy Brandt 
mehrere Wandlungen durchlaufen: 1969 traten die Jusos in 
München mit der Forderung nach ,,Systemverändernden 
Reformen"an.Willy Brandtzielteaufdie Aufhebung des kon- 
servativen Staus zur Lösung gesellschaftlicher und wirt- 
schaftlicher Probleme mittels tiefgreifender sozialer,an G e  
rechtiqkeit orientierter Reformen. Mit der wirtschaftlich kri- - 
senhaften Entwicklung gegen Endeder 70erJahre mussten 
Sozialdemokraten lernen,dass Reform genannt wurde, was 
dazu diente,das Erreichte zu bewahren und bezahlbar zu 
sein. Die konservative Wende zu Kohl war verbunden mit 
dem Anspruch der,,geistig moralischen ErneuerungUund der 
Forderung, dass sich Leistung wieder Lohnen müsse. Damit 
warderweg bereitet zum heutevorallem in den Medien und 
den Wirtschaftswissenschaften herrschenden neoliberalen 
ReformbegrifiReform ist waszur Entfaltung des Marktes und 
des egoistischen Nutzen maximierenden Wirtschaftsbürgers 
beiträgt und staatliche Regulierungen zurückdrängt:Stand 
bei Willy Brandt der Mensch als soziales Wesen im Mittel- 
punkt der Reformen, so steht bei den Neoliberalen aller 
Schattierungen der globale Markt im Mittelpunkt der Refor- 
men. 
Der Rot-Grüne Reformbegriff zielt auf die ökologische und 
soziale Entwicklung der Weltgesellschaft ab. Dazu muss das 
kapitalistischeVerwertungsprinzipzugunsten der Reproduk- 
tion von Mensch und Natur zurückgedrängt werden.ln d ie  
sem Sinne sind Energiepolitik, Nahrungsmittelproduktion, 
Verkehrspoliti~Bildungspoliti~Gesundheitspolitikund öko- 
logisches Wirtschaften Felder, in denen der neoliberale und 
der rot-grüne Reformbegriff im Wettstreit liegen. 
Kurzum: Wir müssen wieder eine eigene große Reformge- 
schichte erzählen. Dazu braucht es Zeit und Gelegenheit. 
Die Regierung hatte in der Debatte um die Regierungser- 
klärung des Kanzlers durchaus Zeit und Gelegenheit, ihr 
Modell gesellschaftlicher Erneuerung in den Mittelpunktzu 
stellen. Aber wo waren die Debattenredner, die Angela 
Merkels Polemik konterten? 
Es war eine Debatte der vertanen Chancen. Nur die Mi- 
nister Hans Eichel,Renate Künast und Edelgard Bulmahn 
sowie - im globalen Zusammenhang - Heidemarie 
Wieczorek-Zeul und Joschka Fischer stellten ihre Beiträ- 
ge in ein rot-grünes Koordinatensystem. Wohl deshalb 
fanden sie in der Medienberichterstattung und Bewer- 
tung der Debatte in der Öffentlichkeit keine nennens- 
werte Berücksichtigung. Ein Beleg, dass die Agenda der 
Debatte von den Medien vorgegeben wurde und die 
Regierung sich derVorgabe anpasste.Noch ist es Zeit für 
Rot-Grün, der Öffentlichkeit ihre eigene Geschichte zu 
erzählen. 
Kurzum: Da das Prinzip lebenslangen Lernensauch für Par- 
lamente und Regierungen gilt, ist es in der Tat auch noch 
nicht zu spät. 
p.s.: Das kurzum in spw 127 schrieb nicht, wie dort ange- 
geben, Horst Peter, sondern Thomas Westphal. Wir bitten 
den Fehler zu entschuldigen. SPW 612002 

on des Autors, herauszuarbeiten,dass hier alle 
Gründe für die ökonomische Schwäche der 
DDR zu suchen sind. In den,,geschichtlich ge- 
wachsenen strukturellen Verschiedenheiten" 
(5.103) der beiden Teile Deutschlands, die 
durch die Beschlagnahmungen der Amerika- 
ner vor ihrem Rückzug aus Ostdeutschland 
im Juni 1945 (5.9-1 1) und die Reparationen an 
die Sowjetunion (5.64-66) noch verstärkt wur- 
den, sieht Allertz die,,bis zu ihrem Ende nicht 
ausgleichbaren Belastungen der Wirtschaft 
der DDR" (5.66). Es fehlt jedoch jeder Hinweis 
auf die Schwierigkeiten der DDR, intensives 
Wachstum stimulieren zu können.Hinzuzufü- 
gen zu den Belastungen der DDR-Wirtschaft 
sind selbstverständlich und korrekterweise 
der Aderlass an Humankapital, der bis zum 
Mauerbau am 13.August 1961 dieVolkswirt- 
schaft der DDR stark belastete sowie Anstren- 
gungen zur,,Störfreimachung" nach der Kün- 
digung des Handelsabkommens durch die 
Bundesregierung zum Jahresende 1960 
(5.1 10-1 14). Es fehlt jedoch z.B. die Tatsache, 
dass die ,,kurzfristig[en] Notlösungen (..J, die 
oftmals um ein Vielfaches teurer" waren als die 
westdeutschen Importe,von der SED-Führung 
auch dann noch gefordert und gefördert wur- 
de, als die Bundesregierung die Kündigung 
längst widerrufen hatte. Vor diesem Hinter- 
grund kann der These nicht zugestimmt wer- 
den,dass die Maßnahmen der DDR immer nur 
in,,Reaktion auf die subversive Instrumentali- 
sierung des innerdeutschen Handels durch die 
BRD beschlossen wurden.(S.105) 
Die Rechtfertigung des Mauerbaus bleibt 
darauf verkürzt,dass sie,,im Interesse der bei- 
den Großmächte" gelegen und dass es sich 
bei den denen,die der DDR den Rücken kehr- 
ten,,,überwiegend um Wirtschaftsflüchtlinge" 
gehandelt habe.(S.110-111) Ebenso plump ist 
der Versuch, den eingestandenen ,,erhebli- 
chen Widerstand" gegen die vollständige Kol- 
lektivierung auf den Einfluss,,von außen wir- 
kender Kreise" zu reduzieren. (5117) 
Störend ist zudem die Auslassung von Fußno- 
ten und die fehlenden Hinweise auf die be- 
nutzten Quellen. Gerade bei den Sabotage- 
und Spionageeintragungen,die zahlenmäßig 
den größten Teil des Buches einnehmen, ist 
die kritische Überprüfung der Quellen not- 
wendig. Erstens ist die Neigung bekannt,ver- 
einzelt Störungen der Produktion als Sabota- 
ge darzustellen, um Planrückstände zu erklä- 
ren bzw. um ,,Feindtätigkeitn nachzuweisen, 
zweitens muss zumindest in Betracht gezo- 
gen werden,dass Sabotage auch aus innerge- 
sellschaftlichen Konflikte resultieren konnte, 
besonders in der Zeit der Bildung der LPGen. 
(vgl.Thomas Lindenberger, Der ABV als Land- 
wirt.Zur Mitwirkung der Deutschen Volkspo- 
lizei bei der Kollektivierung der Landwirt- 
schaft, in Thomas Lindenberger (Hrsg.), Herr- 
schaft und Eigen-Sinn in der Diktatur.Studien 

Damit findet sich mit diesem Buch eine weite- 
re Bestätigung der These, die Ernst Wurl von 
Utopie Kreativ, dort über das Geschichtsver- 
ständnis innerhalb der PDS, am 10.1 1.2002 
auf Linksnet.de veröffentlichte: Ernst Wuhl, 
Die öffentliche Geschichtsdebatte und die 
Linke - Tendenzen und Probleme, online 
[02.12.2002] http://www.linksnet.de/ 
artikel.php?id=776),,Man fragt sich zuweilen, 
ob immer noch gilt, was die Historische Kom- 
mission [der PDS,C.V.] 1993 meinte:»Starktre- 
ten noch Wahrnehmungs- und Wertungs- 
muster des Parteilehrjahres hervor.« 
Die Konzentration auf den ,,objektiven Geg- 
ner" (ebenda) blendet die inneren Unzuläng- 
lichkeiten der DDR - politisch wie Ökono- 
misch - aus und verhindert so die Erneue- 
rung einer sozialistischen Konzeption. Eine 
Beschäftigung mit der DDR hat für Sozialisten 
die Herausforderung, Fehler klar zu benennen 
und Lösungsstrategien zu entwickeln.Anstel- 
le beharrlich darauf hinzuweisen, dass die 
DDR,,bis zu letzten Stunde ihrer selbständi- 
gen Existenz alle Rechnungen bezahlen und 
alle ihre Zahlungsverpflichtungen im Inneren 
wie im Ausland bezahlen" konnte, (5.186) 
muss anerkannt werden,dass die niedrige Ar- 
beitsproduktivität in der DDR ein zentrales 
Problem darstellte. (Claus Krömle, Das,,Neue 
ökonomische System der Planung und Lei- 
tung der Volkswirtschaft" und die Wandlun- 
gen des Günter Mittag (Berlin 1996),S.58) 
Gewinnbringender sind dann Diskussionen 
ehemaliger Funktionäre der DDR,die sich im 
Gesprächskreis,,Helle Panke e.V." in Berlin zu- 
sammengetan haben. In zahlreichen Schrif- 
ten dokumentieren sie ihre Diskussionen, 
die u.a. dort anschließen, wo die DDR erst- 
und letztmalig ökonomische Formen jen- 
seits der zentralen Planwirtschaft probierte: 
Das Neue Ökonomische System der Planung 
und Leitung zwischen 1963 und 1970.( Z.B. 
Helle Panke e.V. (Hrsg.) ,,,... eine spannende Pe- 
riode in  der Wirtschaftsgeschichte der DDR." 
Entstehen und Abbruch des Neue ökonomi- 
schen Systems in den sechziger Jahren. Beitrü- 
ge eines Workshops (=Pankower Vorträge, 
Doppelheft 23, (Berlin 2000)).) 
Sich hier mit Fragen auseinander zu setzen 
wie die Möglichkeiten der Preisbildung im 
Sozialismus bringt einer Erneuerung des sozi- 
alistischen Gedankens mehr als das Klam- 
mern an Wahrheiten,die durch Arbeiten (fort- 
schrittlicher) Historiker überholt sind. Es ist 
schade,dass damit die Intention der Chronik 
fast verdeckt bleibt:,,[S]ie beugt dem unver- 
ändert kolportierten Irrtum vor: Im Westen 
gingen ausschließlich unschuldige Demokra- 
ten ihrem friedlichen Tagwerk nach und 
wehrten sich allenfalls,wenn ihnen,,das Böse" 
aus dem Osten an die weiße Wäsche wollte." 

Christoph Vietzke (Berlin) 




